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Einleitung 
„Was im Menschen läßt ihn schießen und morden?", fragt Bischof Franz Kamphaus in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (2. Oktober 2000). Er hebt damit ins Wort, was 
viele Menschen sprachlos empfinden, wenn sie die Bilder von Tod und Verstümmelung, 
Not und Verzweiflung sehen, Bilder, die das Fernsehen fast ohne Unterbrechung und in 
immer schnelleren Sequenzen vor Augen führt. Der Krieg, so scheint es, ist nicht nur 
zurückgekehrt, nein, es besteht Sorge, dass er wieder hoffähig gemacht wird. Angesichts 
dieser Situation werden die Kirchen immer wieder gedrängt, aus dem Geist des Evange-
liums laut und vernehmlich Stellung zu nehmen. Der Bedarf an friedensethischem 
Orientierungswissen ist in den letzten Jahren erheblich gestiegen. 
So hat die katholische Deutsche Bischofskonferenz im Herbst 2000 ein umfangreiches 
Wort unter dem programmatischen Titel „Gerechter Friede"' verabschiedet, 17 Jahre 
nach „Gerechtigkeit schafft Frieden"2  und dem „Gemeinsame(n) Hirtenbrief der katholi-
schen Bischöfe in der DDR"3. Seit 1983 hat sich die sicherheitspolitische Lage erheblich 
verändert: Mit dem Ende des Kalten Krieges, der Überwindung der Teilung Deutsch-
lands und Europas entstand zunächst eine große Friedenshoffnung, die angesichts der 
Kriege am Golf, im ehemaligen Jugoslawien und in Teilen Afrikas bald großer Ernüchte-
rung weichen musste. In „Gerechter Friede" wird diese neue sicherheitspolitische Situa-
tion an den Anfang der friedensethischen Reflexion gestellt. Die realistische Zustandsbe-
schreibung des Unfriedens in der Welt führt die Bischöfe zur Forderung einer „ethisch 
begründeten Neuorientierung der Friedenspolitik" (GF 1). Hierzu will „Gerechter Friede 
einen Beitrag liefern: Im demokratischen Meinungs- und Willensbildungsprozess soll das 
„Leitbild des gerechten Friedens" als Orientierung dienen, als Zusammenfassung dessen, 
„worin sich die biblische Botschaft vom Reich Gottes und die politische Vernunft 
treffen" (GF 57). 
„Gerechter Friede" spannt einen Bogen von einer biblisch-theologischen Grundlegung 
des Friedens (Teil I) über einen politisch-ethischen Entwurf (Teil II) hin zu einer Refle-
xion über die Friedensaufgaben der Kirche (Teil III). Im Teil I wird der biblische Weg 
der Erfahrung mit der Gewalt in der Welt beschrieben: ihre Ursache, ihre Allgegenwart, 
die mühsame Suche nach Wegen ihrer Überwindung, die prophetische Verheißung eines 
Friedens durch den Messias. Das neue Volk Gottes — die Kirche — lebt aus diesem in 
Christus begonnenen messianischen Frieden und zugleich in der Welt samt der Allge-
genwart der Gewalt. Der Teil II befasst sich damit, wie die Spannung zwischen dem 
Glauben an den messianischen Frieden und den konkreten Erfordernissen der Politik in 
der Gestaltung einer friedlicheren Welt gelebt werden kann: Was können wir, was sollen 
wir tun, um „die Welt vernünftiger und menschlicher zu gestalten" (GF 56)? Hierzu 
Die deutschen Bischöfe (66), Gerechter Friede, Sekretariat der Deutschen Bischöfe (Hg.), 
Bonn, 27.9.2000. Textverweise aus „Gerechter Friede" werden in dieser Publikation durch-
gängig (GF) abgekürzt mit der entsprechenden Randziffer des Textes. 
2 Die deutschen Bischöfe (34), Gerechtigkeit schafft Frieden, Sekretariat der Deutschen Bischö-
fe (Hg.), Bonn, 18.4.1983. Textverweise aus „Gerechtigkeit schafft Frieden" werden in dieser 
Publikation durchgängig (GsF) abgekürzt mit der entsprechenden Seitenzahl des Textes. 
3 In: Bischöfe zum Frieden (Stimmen der Weltkirche 19) Sekretariat der Deutschen Bischöfe 
(Hg.), Bonn 1983, 177-183. 
8 Einleitung 
wollen die Bischöfe, ausgehend von den sozialethischen Prinzipien „tragende Elemente 
einer künftigen Friedensordnung und Schwerpunkte einer Friedenspolitik erläutern" (GF 
9). Im Teil III fragt sich die Kirche, in wieweit sie „Sakrament des Friedens" (162) ist 
und selber diesem Leitbild entspricht: im Dienst an Frieden und Versöhnung, in der 
Ökumene, im Verhältnis zu Judentum und Islam, gegenüber Fremden und Frauen. 
Einem kirchlichen Wort kann kaum etwas besseres passieren, als dass es intensiv und 
kontrovers diskutiert wird. Nur so kann es Wirkung entfalten. „Gerechter Friede" hat 
eine solche Diskussion ausgelöst. Schon bald nach Erscheinen des bischöflichen Schrei-
bens gab es eine breite öffentliche Aufnahme, der Akademieveranstaltungen4  und erste 
Fachartikel folgten.5  Der vorliegende Band will die Debatte um „Gerechter Friede" auf-
greifen und zur Weiterführung anregen. Er trägt der Tatsache Rechnung, dass eine Dis-
kussion über die theologische Grundlegung bereits im Gange ist und der Fortführung 
harrt. Darüber hinaus ist „Gerechter Friede" in nicht-theologischen Disziplinen aufmerk-
sam wahrgenommen worden. Hier soll dieser Debatte ein Impuls gegeben werden, damit 
das Grundanliegen weiter in der politisch-ethischen Diskussion gehalten wird. Daher 
gliedert sich der vorliegende Band in Beiträge zur theologischen Grundlegung (Kapitel I) 
und in die Auseinandersetzung mit der politisch-ethischen Anwendung (Kapitel 11). 
Die Forderungen der Bergpredigt und ihre Übersetzung für die politische Wirklichkeit 
wie auch die Frage ihrer Kommunikation in die politische Öffentlichkeit stehen im Zent-
rum einer ersten Debatte. Karl-Wilhelm Merks untersucht den systematischen Zusam-
menhang zwischen der biblisch begründeten Forderung nach Überwindung der Gewalt 
und der politisch-ethischen Aufgabe der Eindämmung von Gewalt. Einer exegetischen 
Untersuchung unterzieht Johannes Beutler die Frage, an wen sich die Bergpredigt richtet: 
nur an die Gläubigen oder an alle Menschen? Gilt also die Forderung nach Gewaltüber-
windung für alle Menschen oder handelt es sich um ein innerkirchliches Ethos? Michael 
Rosenberger zufolge ist „Gerechter Friede" konsequent und zu Recht vom Gewaltphäno-
men her entwickelt. 
Gerhard Beestermöller, Heinz-Günther Stobbe und Thomas Nauerth führen eine Kontro-
verse über die Frage, ob die im 1. Teil von „Gerechter Friede" entfaltete Gegenüberstel-
lung eines gewaltdurchsetzten, relativen Rechts-Friedens mit dem messianischem Frie-
dens zu einer Diastase von Staat und Kirche führt: Staat als Ort des immer gefährdeten, 
gewaltbewehrten Friedens und Kirche als Ort der Erlösung und des wahren Friedens. In 
dieser Debatte geht es in der Konsequenz um den Ort christlicher Weltverantwortung. 
Hans-Richard Reuter und Arnulf von Scheliha lesen „Gerechter Friede" und das Doku-
ment des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland, „Schritte auf dem Weg des 
Friedens" von 1994 nebeneinander. Reuter vergleicht den Beitrag der Kirchen insbeson-
dere zur Problematik bewaffneter Interventionen, konturiert sie gegeneinander und erhebt 
in beiden Dokumenten Desiderata für eine weiterführende Diskussion. Insbesondere fragt 
er nach einem weiterführenden Beitrag der Kirchen zur Zielbestimmung einer in-
ternationalen Ordnung. Auf diesen Punkt hin führt auch von Scheliha seine Untersu- 
4 Einige Akademievorträge sind nachgedruckt in: Katholische Akademie Rabanus Maurus/pax 
christi-Bistumstelle Limburg (Hg.), Gerechter Friede (Reihe: Probleme des Friedens 35), Id-
stein 2002 
5 Vgl. die online-Bibliographie des Instituts für Theologie und Frieden unter: www.ithf.de. 
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chung, ausgehend freilich von einem Vergleich sozialethischer Grundbegriffe in den 
beiden Texten, vornehmlich des der Gerechtigkeit. 
Der ekklesiologischen Bedeutung der Rede von der Kirche als „Sakrament des Friedens" 
geht Thomas R. Elßner nach und arbeitet die Spannung zwischen theologischer Aussage 
und ethischem Anspruch heraus. Die Frage, ob „die Kirche heute als Sakrament des 
Friedens erkennbar ist" (GF 163), thematisiert sich u.a. am Bemühen um einen Dialog 
mit dem Islam. Chancen und Grenzen des dieses nach dem 11. September 2001 noch 
dringender gewordenen interreligiösen Gesprächs lotet Adel Theodor Khoury im Blick 
auf Glaubensfragen, Ethik und Politik aus. 
An die theologisch-ethische Debatte schließt sich eine politisch-ethische Diskussion an. 
Eröffnet wird sie von Wolfgang Thierse, der auf die Notwendigkeit ethischer Grund-
überzeugungen in der Politik hinweist. Angesichts der neuen außen- und sicherheitspoli-
tischen Herausforderungen und nicht zuletzt seit dem 11. September 2001 erhalten die in 
Gerechter Friede entfalteten Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität als 
Richtschnur handlungsleitende Relevanz. Die Bedeutung der Konstituierung des Frie-
dens als Rechtsordnung in „Gerechter Friede" ist die Leitfrage der Analyse von Klaus 
Dicke. Er setzt den Vermittlungsversuch zwischen der theologisch begründeten Option 
der Gewaltfreiheit und dem weltbürgerlichen Freiheitsethos, das das moderne Völker-
recht trägt, einer kritischen Würdigung aus. Die Frage nach der angemessenen Bewer-
tung ökonomischer Divergenzen, insofern sie gewaltursächlich sind, stehen im Mittel-
punkt der Debatte um den Begriff des Weltgemeinwohls und der internationalen Ge-
rechtigkeit, die Matthias Gillner führt und deren Tragfähigkeit er auslotet. 
„Gerechter Friede" fordert die Staaten auf, durch ihr politisches Handeln die bestehenden 
internationalen Institutionen zu fördern und der Herrschaft des Rechts zwischen den 
Staaten zu immer mehr Geltung zu verhelfen. Von der Widerständigkeit des politischen 
Alltags zeugt die empirische Untersuchung, die August Pradetto über die Haltung der rot-
grünen Bundesregierung in der Kontroverse mit der US-amerikanischen Regierung 
zwischen Wahlkampftaktik und Orientierung auf das Weltgemeinwohl vorlegt. Während 
auch Außenpolitik zunehmend unter das kurzatmige Diktat der periodisch wiederkehren-
den Wahlen zu geraten droht, verlangt Friedenspolitik in langen Zeitabständen zu denken 
und zu handeln. Konfliktprävention und Konfliktnachsorge stehen in „Gerechter Friede" 
im Zentrum konstruktiver Friedenspolitik als Gewaltvorbeugung. Volker Matthies gleicht 
das dargelegte Konzept mit dem Stand der Forschung ab und arbeitet dabei heraus, dass 
die Widerständigkeit gegen die politisch-operative Umsetzung solcher Konzepte stärker 
profiliert und die Bedeutung der Prävention für staatliche Interessenpolitik angemessen 
kommuniziert werden muss. 
Bei allem Bemühen um Gewaltprävention ist „Gerechter Friede" realistisch genug zu 
sehen, dass „sich die Frage stellen (kann), ob es erlaubt oder sogar geboten ist, sich für 
Gegengewalt als das kleinere Übel zu entscheiden" (GF 67). Wer entscheidet, ob die 
Anwendung militärischer Gewalt mit allen zu erwartenden Folgen das geringere von 
zwei nicht zugleich vermeidbaren Übeln darstellt? Die Debatte um die NATO-Interven-
tion im Kosovo wie auch die derzeit laufende im Ringen um die Abrüstung des Irak zei-
gen, dass die ausschließliche Entscheidungskompetenz des UN-Sicherheitsrates entspre-
chend Kapitel VII der UN-Charta in Frage gestellt wird. Hier setzt Peter Fonk mit seinen 
ethischen Überlegungen an und unterzieht die gegenwärtige sicherheitspolitische Agenda 
einer kritischen Lektüre. Zur ethischen Auseinandersetzung über militärische Gewalt 
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gehört im zweiten Schritt die Forderung nach Begrenzung der in einem Krieg eingesetz-
ten Gewalt, weil ein „ethisches Kernproblem jedes bewaffneten Konflikts (darin) liegt 
..., dass er eine Eigendynamik freisetzen und deshalb nur allzu leicht in einem Übermaß 
an Gewalteinsatz enden kann" (GF 151). Mit dem humanitären Völkerrecht ist der Ver-
such gemacht worden, diese ethische Forderung in kodifiziertem Recht auszubuchstabie-
ren. Ludwig Jacob zeichnet diese Entwicklung nach und untersucht die neueren Kriege 
daraufhin, wie weit Anspruch und Wirklichkeit der Gewalteindämmung im Krieg über-
einstimmen. Einen Beitrag zur Rezeption von „Gerechter Friede" hatte auch Prof. Dieter 
S. Lutz, Direktor des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Uni-
versität Hamburg, zugesagt. Sein plötzlicher Tod am 13. Januar 2003 hat auch diese 
seine Überlegungen zu dem Unvollendeten hinzugefügt, das er viel zu früh hinterlassen 
musste. 
Frieden ist eine zentrale Kategorie der biblischen und damit auch der kirchlichen Ver-
kündigung. Das Streben nach Frieden muss das Handeln der Christen in Kirche, Gesell-
schaft und Politik leiten. Dazu einen „anstößigen" Impuls gegeben zu haben, ist das Ver-
dienst des Hirtenwortes „Gerechter Frieden". Es wird in den je neu anstehenden si-
cherheits-, friedens- und außenpolitischen Debatten einen hilfreichen Orientierungs- und 
Diskussionsrahmen geben. Die geschichtliche Erfahrung lehrt, dass Frieden nie ein für 
alle Mal da ist, er muss vielmehr immer neu erarbeitet werden. Wir hoffen, dass „Ge-
rechter Friede" und die hier geführte Debatte dazu beitragen. 
Heinz-Gerhard Justenhoven Rolf Schumacher 
1 1 
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Vom gerechten Krieg zum gerechten Frieden —
Utopie oder Realismus? 
Ethische und theologische Überlegungen zum Friedenswort 
der deutschen Bischöfe' 
Am 11. Oktober 2000 haben die deutschen Bischöfe ein umfangreiches Hirtenschreiben 
von 119 Seiten zum Thema „Frieden" der Öffentlichkeit vorgestellt. Der Titel lautet: 
„Gerechter Friede". 
Mit diesem jüngsten Hirtenwort zur Friedensfrage haben die deutschen Bischöfe einmal 
mehr ein bemerkenswertes Dokument publiziert. Für den preußischen General und Stra-
tegen Carl von Clausewitz (1780-1831) gilt der Krieg als Fortsetzung der Politik mit 
andern Mitteln.2  Dieser Idee setzen sie nicht nur sozusagen die Gegenthese gegenüber: 
dass nämlich friedliche Verhandlungen anstelle von Gewalt treten und die Gewalt ablö-
sen und ersetzen müssten; also sozusagen „die Politik als die Fortsetzung des Krieges mit 
anderen Mitteln". Vielmehr geht es, scheint mir, um etwas viel Grundsätzlicheres: Es 
geht darum, das Denken in Kriegskategorien und auf möglichen Krieg hin überhaupt zu 
ersetzen durch ein Denken in Friedenskategorien, auf Frieden hin. 
Bemerkenswert ist der Brief also nicht allein wegen des Umfangs und des breiten Spekt-
rums der vorgelegten Überlegungen, bemerkenswert ist er vor allem auch wegen dieser 
innovativen Perspektive. Es geht nicht mehr, wie schon oft vorher, um eine noch behut-
samere, weiter einschränkende Interpretation der traditionellen Lehre vom „gerechten 
Krieg" und damit um die übliche Ehrenrettung der Tradition mit ihrer Lehre von den 
Vorbedingungen, unter denen man einen Krieg überhaupt für „gerecht", d.h. moralisch 
vertretbar halten kann. Bis vor kurzem noch durfte diese Lehre vom „gerechten Krieg", 
die so lange für die katholische Kriegs- und Friedensmoral (sei es in zunehmend strenge-
rem Verständnis) typisch war, als ein brauchbarer Grundansatz bei der Eindämmung von 
Kriegsgewalt gelten. Dieser Gedanke ist nun völlig in den Hintergrund gedrängt. 
Das bedeutet nicht, dass man der Lehre vom ,gerechten Krieg' jede Bedeutung abspre-
chen müsste (Bischof Prof. Dr. Karl Lehmann im Statement vom 11. 10. 2000).3  Sowohl 
für die Frage der Berechtigung, überhaupt einen Krieg zu führen (ius ad bellum), wie 
auch für die Frage nach der Mäßigung der Gewalt im Krieg selbst (ius in bello) spielten 
die Überlegungen zum „gerechten Krieg" eine wichtige Rolle. Dienten sie doch weniger 
Ursprünglich: Vortrag im Rahmen der Tagung „Gerechter Friede" der Katholischen Akademie 
Hamburg, 20./21.1.2001. Beginn- und Schlussteil dieses Textes wurde in leicht abgeänderter 
Form aufgenommen in: Katholische Akademie Rabanus Maurus/pax christi-Bistumstelle 
Limburg (Hg.), Gerechter Friede, Idstein (Reihe: Probleme des Friedens) 2002, 93-102. 
2 Vgl. Artikel „Krieg", in: Staatslexikon. Recht, Wirtschaft, Gesellschaft,? 111,1.705: „Fortset-
zung des politischen Verkehrs mit Einschluss anderer Mittel". 
3 Statement des Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Prof. Dr. Karl Leh-
mann, auf der Pressekonferenz zur Vorstellung des Friedenswortes „Gerechter Friede" am I I . 
Oktober 2000 in Berlin. 
1 2 Karl-Wilhelm Merks 
der Rechtfertigung eines Krieges, wie der Name nahe legen könnte, als vielmehr der Ein-
dämmung der Kriegslust und der Mäßigung der Gewaltanwendung im Krieg. Die immer 
mehr aufkommenden Zweifel an dieser Theorie betrafen denn auch nicht ihre humanitä-
ren Intentionen an sich, sondern ihre häufige Unwirksamkeit angesichts der brutalen 
Wirklichkeit des Krieges. Die guten Absichten erwiesen sich in der Regel als nicht allzu 
effektiv, weder zur Verhütung des Krieges, noch zu einer humaneren, wenn man das 
überhaupt so nennen darf, Kriegsführung. Ja, letztendlich konnte die bellum-iustum-
Theorie selbst allzu leicht die ideologische Grundlage bieten für ein leichtfertiges Umge-
hen mit dem Frieden. In den komplexen Problemen zwischen den Völkern ließ sich wohl 
immer ein Grund finden, der sich als ratio sufficiens, als hinreichender Grund für einen 
Krieg ge- oder missbrauchen ließ. 
Nicht nur das ius ad bellum erweist sich so immer mehr als eine höchst brüchige Kon-
struktion — eine Einsicht, die namentlich unter Einfluss der modernen Waffenarsenale 
unentrinnbar wurde. Auch das ius in bello, beim Kriegführen selbst, zieht immer wieder 
den Kürzeren gegenüber den wechselseitigen Automatismen von Gewalt. 
Die bellum-iustum-Theorie, könnte man sagen, setzt sicher, wenn sie losgelöst für sich 
allein betrachtet wird, sozusagen beim falschen Ende an: wenn es schon zu spät ist. Im 
Grunde verhindert sie den Krieg nicht grundsätzlich, sondern kanalisiert ihn bestenfalls. 
Gegenüber einer freilich schon längst stets vorsichtigeren Verteidigung des iustum-bel-
lum-Gedankens kommt nun also ein Perspektivenwechsel voll zum Tragen. Nicht die 
Eindämmung des Krieges als ein manchmal nicht zu verhinderndes Übel, sondern seine 
Verhinderung und die erforderlichen positiven Voraussetzungen hierfür treten in den 
Mittelpunkt. Anstelle der Frage nach dem gerechten Krieg tritt nun die Frage nach dem 
gerechten Frieden und damit das Bemühen um die Voraussetzungen und Bedingungen, 
die die Wahrscheinlichkeit und den Anreiz des Kriegführens vermindern, und so den 
Krieg verhindern helfen. In einer ersten Analyse wies Ulrich Ruh4  darauf hin, dass die 
Bischöfe mit diesem Ansatz einerseits zwar konsequent fortbauen auf einem früheren 
Schreiben, dem 1983 veröffentlichten Dokument „Gerechtigkeit schafft Frieden".5  Einer 
der Unterschiede aber ist das Auslassen der bellum-iustum-Diskussion. 
Die Tatsache, dass über die Lehre vom „gerechten Krieg" nicht mehr gesprochen wird,6  
was wohl noch, sei es in umsichtiger und zurückhaltender Weise, der Fall ist im Kate-
chismus der Katholischen Kirche 1993 (Nr. 2308ff.), kann man zwar damit erklären, dass 
hierüber das Notwendige in vorbildlicher Weise 1983 gesagt worden sei.7  Aber auch 
sonst scheuen sich ja kirchliche Dokumente nicht gerade, das, was eingeschärft werden 
soll, immer wieder zu wiederholen. Dass dies hier nicht geschieht, macht den Perspekti-
venwechsel deutlich, der für die moderne christliche Ethik von Krieg und Frieden stets 
4 Ulrich Ruh, Friedensethik: Die deutschen Bischöfe melden sich zu Wort, in: Herder Korres-
pondenz 54 (11/2000) 548-550. 
5 Die deutschen Bischöfe (34), Gerechtigkeit schafft Frieden, Bonn, 18.4.1983 (kurz: GsF) 
6 Vgl. GF I die mit Zustimmung zitierte Ökumenische Versammlung in der DDR (1989): „Mit 
der notwendigen Überwindung der Institution des Krieges kommt auch die Lehre vom ge-
rechten Krieg, durch welche die Kirchen den Krieg zu humanisieren hofften, an ein Ende." 
7 Ruh, a.a.O., 548; vgl. GsF, 3. Abschnitt: Die kirchliche Lehre von Krieg und Frieden im Wan-
del der Geschichte, 20-38: dort hervorragende Darstellung und Diskussion (20ff.; 32ff.). Vgl. 
auch Anselm Hertz, Die Lehre vom „gerechten Krieg" als ethischer Kompromiss, in: A. Hertz 
u.a. (Hg.), Handbuch der christlichen Ethik 111, Freiburg u.a. (1982) 425-448. 
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nachdrücklicher bestimmend wurde, ein Wechsel „vom gerechten Krieg zum gerechten 
Frieden". Statt um die — so hoffte man, nie unter Beweis zu stellende — Kriegsfähigkeit 
für den Notfall geht es nun um die Friedensfähigkeit. 
Im Folgenden werde ich zunächst den Inhalt des bischöflichen Dokumentes in Haupt-
linien kurz vorstellen (1.). Anschließend gehe ich (2.) auf einige Fragen etwas weiter ein, 
die sich mir als Theologen und speziell als Moraltheologen vom Text her aufdrängen. Sie 
haben mit dem piece de resistance einer jeglichen Friedensethik zu tun, nämlich wie 
utopisch sie sein darf und wie realistisch sie sein muss, und das heißt letztlich auch, ob 
und wieweit sich auch christliche Gewalt, wenigstens zur Eindämmung von Gewalt, 
rechtfertigen lässt.8  Zunächst (2.1 und 2.2) geht es um die im bischöflichen Text selbst 
angeschnittene Frage nach dem Verhältnis zwischen Offenbarung und Vernunft, 
zwischen Bibel und Naturrecht in einer christlichen Moral: Wie bereits gesagt, kommt in 
dem Brief der Bischöfe ein Perspektivenwechsel gegenüber der traditionellen Behand-
lung der Kriegs- und Friedensethik zum Tragen. Dieser Perspektivenwechsel wird zu-
gleich vorgestellt als der Wechsel von einem mehr naturrechtlichen, d.h. natürlich ver-
nünftigen Argumentationsstil zu einem mehr biblisch orientierten Ansatz. Trifft dies 
wirklich zu? Wie begründen wir eine christliche Friedensethik, mit der Schrift oder mit 
der Vernunft, der Bibel oder dem Naturrecht? Diese Frage ist von weitreichender Bedeu-
tung. Wenn wir mit der Bibel argumentieren, reden wir für Christen; wollen wir uns 
darauf beschränken? Oder soll die christliche Botschaft für alle verständlich sein? Denn 
freilich verhält es sich mit dem Naturrecht so, dass damit prinzipiell eine Verständi-
gungsbasis mit grundsätzlich allen Menschen beabsichtigt war, ob Christen oder nicht, 
Gläubige oder nicht. Gerade dies sollte ja die bellum-iustum-Theorie im Umgang der 
Völker miteinander, als Teil des Völkerrechts, bewirken. Was bedeutet dann aber der be-
hauptete Wechsel vom Naturrecht zur Heiligen Schrift in dieser Hinsicht? Kann und will 
die Heilige Schrift das Naturrecht ersetzen? Meine Antwort wird sein: nein. 
Dritte Frage, die sich von daher dann aber aufdrängt (2.3): Was bedeutet für uns die 
Bergpredigt mit ihrem offensichtlichen Ideal des Verzichts auf Gewalt? Wie soll man die 
Bergpredigt mit ihrer Friedensforderung verstehen? Und sie in Einklang bringen mit den 
Vernunftüberlegungen? 
Zugleich damit zeichnet sich eine vierte Frage ab (2.4): Denn trotz des Perspektiven-
wechsels hin zum „gerechten Frieden" wird die Frage nach einem Fortbestehen legitimer 
Gewalt auch weiterhin nicht völlig überflüssig. Auch wenn die Theorie des „gerechten 
Krieges" nicht mehr als angemessen gesehen wird: Damit ist nicht jede kriegerische, oder 
sagen wir militärische Gewaltanwendung ausgeschlossen, sicher nicht faktisch, aber 
vielleicht auch nicht moralisch. Daher zum Schluss die praktische Gretchenfrage: Wie 
viel Gewalt verträgt der Friede? 
Ich komme nun also zunächst zum ersten Punkt, dem Inhalt des Schreibens. 
8 
 
Hierbei beschränke ich mich im Wesentlichen auf einige Anmerkungen zum theologischen 
Grundansatz, wie er im ersten Teil (GF 11-56) vorgelegt wird. Die dann folgenden Ausfüh-
rungen ab GF 57 sind von anderer Art und erfordern eine eigene Besprechung. 
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I. Vom gerechten Krieg zum gerechten Frieden: Zu Anlass und Inhalt 
von „ Gerechter Friede" 
Stellungnahmen der deutschen Bischöfe, sicher zu sozialethischen Fragen, hängen nicht 
in der Luft, sondern stehen im Zusammenhang mit bestimmten gesellschaftlichen Ent-
wicklungen. Diese Einsicht befreit uns von der Vorstellung, kirchliche Äußerungen 
müssten per se Ewigkeitswert haben.9  Ethik ist, wo sie recht betrieben wird, immer eine 
Antwort auf konkrete Probleme in konkreten Umständen. Die darin auftauchenden Fra-
gen bestimmen auch die Antworten (mit). Das zeigen auch die beiden bischöflichen 
Friedensschreiben, „Gerechtigkeit schafft Frieden" und „Gerechter Friede". Der Kontext 
1 983 war die Diskussion über eine Friedenssicherung angesichts des Ost-West-Gegen-
satzes und der gegenseitigen Aufrüstung (z.B. die Stationierung von Mittelstreckenrake-
ten), sowie die Frage von Besitz und/oder Gebrauch von Atomwaffen. 
Mit den politischen Veränderungen seit 1989 ändert sich die Fragestellung. Das Thema 
„Abschreckung" rückt an den Rand des Interesses. In der Pressekonferenz zur Vorstel-
lung von „Gerechter Friede" umschreibt Bischof Dr. Franz Kamphaus'° das so: „In ,Ge-
rechtigkeit schafft Frieden' 1983 ging es darum, im Rahmen einer hochexplosiven 
Blockkonfrontation den Frieden militärisch zu sichern und den politischen, gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Ordnungskonflikt zwischen Ost und West zu entschärfen. 
Damals lautete die Losung: Entspannung, friedliche Koexistenz und friedlicher Wandel. 
Heute ist der Ost/West-Konflikt überwunden. Gibt es ein neues Leitbild, das program-
matisch bündelt, was von der christlichen Tradition her friedenspolitisch an der Zeit ist? 
Unsere Antwort heißt: ,Gerechter Friede'. Damit ist ein ethisch-politischer Maßstab 
gegeben, an dem sich das politische Entscheiden und Handeln nicht nur ausrichten kann, 
sondern sich auch kritisch beurteilen lassen muss. Die sicherheitspolitische Lage hat sich 
grundlegend gewandelt. Der klassische Typ des zwischenstaatlichen Krieges, auf den die 
bisherige Politik der Kriegsverhütung konzentriert war, hat erheblich an Bedeutung ver-
loren." Freilich, so fährt er fort: „Damit ist keineswegs überall Frieden eingekehrt. Frieden 
ist mehr als Abwesenheit von Krieg. Während der Krieg im herkömmlichen Sinn un-
wahrscheinlicher geworden ist, wächst die Zahl gewaltsamer innerstaatlicher Konflikte. 
Das lässt uns neu nach Gewaltfreiheit fragen." 
Mit Namen der Golfkrieg, die brutalen kriegerischen Auseinandersetzungen im Zusam-
menhang mit der Auflösung des alten Jugoslawien, aber auch die Bürgerkriege in ver-
schiedenen Ländern Afrikas und Asiens verweisen nicht nur auf das Erfordernis der 
Entwicklung neuer politischer Konzepte und Strategien zur Erhaltung oder Wiederher-
stellung von Ordnungen friedlichen Zusammenlebens. Daneben entstehen auch neue 
Formen eines möglichen militärischen Engagements, nun nicht zur Selbstverteidigung, 
9 Genau diese Vorstellung hat wahrscheinlich dazu beigetragen, dass die Lehre vom „gerechten 
Krieg" auch noch vorgetragen wurde, als sie schon aufgrund der modernen Waffentechnologie 
weitgehend als Abstraktion erkannt wurde, die einer umfassenden ethischen Beurteilung eher 
im Wege stand als sie beförderte. 
10 Statement des Vorsitzenden der Kommission Weltkirche der Deutschen Bischofskonferenz, 
Bischof Dr. Franz Kamphaus, auf der Pressekonferenz zur Vorstellung des Friedenswortes 
„Gerechter Friede" am I I. Oktober 2000 in Berlin. 
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sondern zum Schutz der Opfer kriegerischer Gewalt und zur Befriedung in Krisengebie-
ten. Damit stellt sich zwar anders, aber jedenfalls auch, erneut die Frage militärischen 
Eingreifens und der Vorbereitung hierzu. Zugleich lassen derartige Konflikte, die wir 
nicht erwartet hatten, die Frage nach den Ursachen ihres Entstehens stellen.'' 
Hierzu stellt der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Lehmann,12  bei 
der Präsentation von „Gerechter Friede" fest: „Bei vielen der seit 1989 gewalttätig aus-
getragenen Konflikte handelt es sich nicht mehr um den ‚klassischen' Typus zwischen-
staatlicher Auseinandersetzungen, sondern um innerstaatliche Konflikte. Hierbei stehen 
sich nicht reguläre Armeen gegenüber, es sind nicht selten vielmehr militärische, para-
militärische und bandenartige Gruppen, die den Kampf um Einfluss und wirtschaftliche 
Ressourcen fuhren. Nicht selten werden zudem solche Konflikte ethnisch — wie im Falle 
z.B. Ruandas — oder religiös — wie in Algerien — verzweckt. Der Kampf um Macht, Ein-
fluss und wirtschaftliche Stärke hat vielfältige Ursachen und ebenso vielfältige Formen." 
In der Sicht des bischöflichen Schreibens muss vor allem das Thema der Gerechtigkeit in 
seiner Verbindung mit dem des Friedens hervorgehoben werden. Die Gefährdung des 
Friedens entsteht lange bevor es zum Krieg kommt. Insbesondere sind es vielfältige 
Formen von Unrecht, vor allem von strukturellem Unrecht — ökonomisch, sozial, poli-
tisch, kulturell, religiös —, die zu Hass und Gewaltsamkeit führen, sich in Gewaltausbrü-
chen entladen, und damit die Kettenreaktion von Gewalt und Gegengewalt, Krieg, Rache 
und Revanche hervorbringen. 
Lehmann weiter hierzu: „In unserem Dokument vertreten wir nachdrücklich die Auffas-
sung, dass sich die Friedensfrage nicht erst dann stellt, wenn Auseinandersetzungen be-
reits mit Waffengewalt geführt werden. In der nationalen wie internationalen Politik 
muss es vielmehr darum gehen, die Ursachen von Gewalt frühzeitig und mit Nachdruck 
zu bekämpfen und Verhältnisse zerstörerischer Gewalt erst gar nicht entstehen zu lassen. 
Wir möchten damit ausdrücklich auch einen Gegenakzent zu den üblichen öffentlichen 
Diskussionen über Frieden und Sicherheit setzen. In den Medien kommt die Debatte ja 
gewöhnlich nur in Gang, wenn Konflikte gewalttätig eskalieren und sich die Frage eines 
‚Eingreifens' stellt. Wir möchten hingegen einen Beitrag zur Humanisierung der Le-
benswirklichkeiten leisten, der gewaltlosen Lösungen Priorität einräumt. ,Gerechter 
Friede' heißt unser Wort daher und nicht ,Gerechter Krieg'." 
Nach dieser ersten Charakterisierung komme ich nun zum Inhalt des Dokuments. Natur-
gemäß kann es sich hier nur um einige Hinweise handeln, die eine eigene Lektüre des 
Dokumentes nicht ersetzen wollen. Der Brief ist aufgebaut aus drei Teilen, denen eine 
kurze Einleitung vorausgeht. 
11  Mit den terroristischen Anschlägen des 11. September 2001 stellen sich die Fragen von Be-
drohung durch Gewalt und deren Verhinderung und Bestreitung nochmals in einer qualitativ 
neuen Variante, die das Schreiben so nicht kennen konnte. Das selbstverständliche Erfordernis 
der Wehrbarkeit und effektiven Gegenwehr des Staates und der Staatengemeinschaft darf aber 
nicht übersehen lassen, dass auch hier letztlich die Zielstellung in der Bestreitung der Ursachen 
liegen muss. Vgl. F. Kamphaus, Pflugscharen zu Schwertern? Gerechter Friede für eine Welt 
des Terrors, in: Gerechter Friede, Idstein (2002) 11-20 (vgl. Anm. 1). 
12  Statement des Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Prof. Dr. Karl Leh-
mann, a.a.O. (Anm. 3). 
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In der Einleitung (GF 1-10) wird eingegangen auf die bereits erwähnten Veränderungen 
in der Frage von Krieg und Frieden durch die weltpolitischen Veränderungen der letzten 
10 Jahre. Das Symboldatum hierfür ist 1989, die Öffnung des Eisernen Vorhangs, der 
Zerfall der Sowjetunion, die Wiedervereinigung Deutschlands, das Ende der bisherigen 
militärischen Blöcke, der Spaltung zwischen Ost und West. Damit verlor die vornehmli-
che Sorge der achtziger Jahre, die Verhinderung eines Krieges zwischen den Blöcken, 
auch und gerade durch die Möglichkeit einer Drohung des Einsatzes von Atomwaffen, 
ihre Dringlichkeit. 
Freilich bedeutet dies nicht das Ende kriegerischer Auseinandersetzungen, wie der Golf-
krieg 1991, der Zerfall Jugoslawiens, aber auch die Konflikte und Kriege in vielen Län-
dern Afrikas und Asiens, wie z.B. Somalia, Sudan, Ruanda, Afghanistan, die Spannungen 
zwischen Indien und Pakistan, Tschetschenien, der Nahe Osten zeigen. Die kriegerische 
Gewalt zwischen Menschen hat also kein Ende gefunden, aber sie hat z.T. ihr Gesicht 
verändert (GF 6). 
Anstelle der Kriege von Staaten gegeneinander, oder muss man eher sagen, vorrangig 
gegenüber diesen Kriegen tritt eine neue Form der Auseinandersetzung auf: 
„Der gleichsam klassische Typus des Krieges, bei dem reguläre Armeen feindlicher 
Staaten gegeneinander kämpfen, hat in den neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts 
erheblich an Bedeutung verloren. Statt dessen haben gewaltsame Konflikte innerhalb von 
Staaten ihrer Zahl, Dauer und Intensität nach stark zugenommen. Hier zeigt sich ein 
neues Kriegsbild, das wohl in Afrika am klarsten in Erscheinung tritt, phasenweise aber 
auch während der Balkankriege zu beobachten war. Reguläre Truppen beteiligen sich 
ebenso an den Kämpfen wie Partisanen- bzw. Guerillaeinheiten und bandenähnliche 
Gruppen, die von so genannten Warlords (Kriegsführern) geführt werden. Dieses Phä-
nomen erschwert es nicht nur, zwischen Soldaten und Zivilisten zu unterscheiden. Es 
signalisiert vielfach auch das Fehlen oder die Auflösung des staatlichen Gewaltmono-
pols, nicht selten den Zusammenbruch des Staatswesens überhaupt. Insgesamt weckt die 
hier nur angedeutete Entwicklung erhebliche Zweifel daran, ob Konzepte der Sicherheits-
und Friedenspolitik, die auf herkömmliche zwischenstaatliche Konflikte konzentriert 
bleiben, zukunftsfähig sind" (GF 6)." 
Über diese direkten kriegerischen Auseinandersetzungen hinaus aber weist der Brief auf 
das drohende Konfliktpotential, das in der globalen Spannung zwischen den wohlhaben-
den Industriestaaten und den so genannten Entwicklungsländern latent anwesend ist und 
das auf die Dauer unerträglich ist (GF 7). Schon jetzt zeigt sich, dass gerade auch die 
Situation ökonomischen Mangels, der Streit um Ressourcen (Wasser, Nahrung, Boden-
schätze usw.) die Gefahr kriegerischer Auseinandersetzungen heraufbeschwört. Darin wird 
auch deutlich, dass mehr als militärisch garantierte Kriegsverhinderung erforderlich ist: 
„Zukunftsfähige Sicherheitspolitik umfasst weit mehr als nur Sicherheitspolitik" (GF 7). 
Genau hierin liegt das Kernanliegen des Schreibens, das sich damit nicht auf die Mini-
malisierung der Kriegsgefahr durch die nötige militärische Stärke (und damit auch eine 
13  Es ist übrigens interessant anzumerken, dass eine der Ursachen für diese Gewalttätigkeiten 
gerade der Niedergang von „Gewalt" in einem ganz andern Sinne ist, der des staatlichen „Ge-
waltmonopols" (vgl. Anm. zu GF 6). Dies verweist uns darauf, dass mögliche Gewaltlosigkeit 
nicht Machtlosigkeit voraussetzt, sondern Macht und „Gewalt" im Staat und über die Staaten 
hinaus geradezu erfordert. 
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letztlich doch denkbare Legitimierung einer kriegerischen Notwehrsituation) richtet, 
sondern ganz auf die Maximalisierung der Friedenschancen durch zivile Maßnahmen 
orientiert ist. 
Dieser Gedanke wird in drei Hauptteilen entwickelt, die man mit den Stichworten bibli-
sche Vision, ethische Reflexion und kirchliche Praxis charakterisieren kann. Ich stelle 
diese Teile kurz vor. 
1.1 Biblische Vision 
Dieser Teil (GF 11-56) steht unter dem Titel „Gewaltfreiheit in einer Welt der Gewalt. 
Die biblische Botschaft vom Frieden." Ich will nicht verhehlen: oft ist leider die Ver-
wendung biblischer Texte in kirchlichen Schreiben eine für den Leser, die Leserin müh-
same, um nicht zu sagen alles andere als anregende Angelegenheit. Auch werden Texte 
oft so zurechtgestutzt, dass sie Beweiszielen dienen müssen, für die sie eigentlich nicht 
besonders viel hergeben. 
Nun, dies kann man von dem ersten Hauptteil unseres Schreibens nicht sagen. Es ist den 
Bischöfen nach meinem Empfinden weitgehend gelungen, in einem gut lesbaren, eher 
angenehm-nüchternen Stil die biblische Friedensvision vorzustellen. Offensichtlich wa-
ren sie wenigstens für einen großen Teil exegetisch gut beraten; auf einen meines Er-
achtens schwachen Punkt komme ich noch zu sprechen. 
Diese biblische Friedensvision ruht sozusagen auf mehreren Pfeilern, sie ist realistisch, 
kritisch, prophetisch und praktisch zugleich. 
a) Zum ersten realistisch: Die Bibel konstatiert die Wirklichkeit, wie sie ist: eine Welt 
voll Gewalt, Mord und Krieg, voll Hass, Neid und Unrecht, sozusagen von Anfang an 
und bleibend. 
Und zwar, das ist nun gegenüber allen religiösen Selbstüberheblichkeiten hervorzuheben, 
geht es hier nicht um eine Charakterisierung der Anderen, der Welt da draußen, der Welt 
der Heiden, sondern um die eigene Welt, die Welt des auserwählten Volkes. Dies selbst 
hat ein durchaus zweideutiges Verhältnis zur Gewalt in seiner Geschichte. Es ist eben 
keineswegs so, dass alle Gewalt verurteilt wird, im Gegenteil: Gewalt gehört zum nor-
malen Leben, ja, Gott selbst ruft öfter zu Tod und Krieg auf, worauf der Brief auch ehr-
lich hinweist. Und selbst bis in die Apokalyptik des Neuen Testaments hinein spielt das 
Kriegsvokabular und spielen die dazu passenden Vorstellungen eine Rolle." 
Gerade die Behandlung der Gewaltfrage in der Schrift zeigt: Man kann eben die Bibel 
nicht lesen als ein dogmatisches Lehrbuch, aus dem man sich Zitate wie aus einem 
Steinbruch zusammensucht, sie zeigt vielmehr, wie die Offenbarung von Gottes Willen 
selbst in einem geschichtlichen Prozess - mit vielen Widersprüchen - geschieht, in einem 
gewaltigen Lernprozess, der in unserm Falle zu einer Läuterung von Gewaltidealen hin 
zu mehr Frieden führt. Das hat darum auch Folgen für das Verhältnis von Offenbarung 
und menschlichen Vernunfteinsichten. Auf diese Frage werde ich nochmals weiter unten 
zurückkommen. 
14  GF 28-30; vgl. K.-W. Merks, Die Schrift als norma normans der Friedensethik, in: G. Beester-
möller/N. Glatzel (Hg.), Theologie im Ringen um Frieden. Einblicke in die Werkstatt 
theologischer Friedensethik, Stuttgart (1995) 31-53, bes. 38ff. 
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b) Denn freilich stellt nun die Bibel diese Welt der Gewalt, das ist der zweite Pfeiler, 
zugleich und stets deutlicher unter Kritik. In der Darstellung von Gewalt geschieht 
zugleich ihre Sichtbarmachung. „Die Bibel zerreißt die Verschleierung der Gewalt" (GF 
27). Vor allem die Propheten weisen auf ihren Zusammenhang mit Unrecht und Unter-
drückung hin (GF 31f.). Insbesondere durch die eigenen Erfahrungen, wenn Israel selbst 
im Babylonischen Exil in der Situation des Opfers ist (GF 35), ändert sich seine Haltung 
zu Gewalt und Friedfertigkeit und kann das Bild des friedfertigen, ja selbst Gewalt erlei-
denden, unterdrückten Gerechten, der nicht Gewalt mit Gewalt beantwortet, zu einem 
Leitbild gläubiger menschlicher Existenz werden (vgl. das vierte Knechtgottes-Lied: GF 
39). Von hierher führt die hier bereits vorfindliche alttestamentliche Linie der Absage an 
Gewalt auch um den Preis des eigenen Lebens direkt hin zu Jesus, seinem Leben und 
seiner Lehre und zum neutestamentlichen Friedensbild (GF 40ff.) insgesamt. Neben dem 
Beispiel Jesu selbst ist es vor allem die Lehre der Bergpredigt, die für ein christliches 
Friedensverständnis und eine christliche Friedenslehre als zentral angesehen wird. 
Es sind insbesondere zwei Passagen aus der Bergpredigt: Einmal aus den Seligpreisun-
gen: (Mt 5,9): „Selig die Friedensstifter, denn sie werden Söhne Gottes heißen." Und 
dann aus den sogenannten Antithesen (Mt 5,38-48) der Verzicht auf Gewalt oder Ver-
geltung bis hin zur Feindesliebe. 
Bekanntlich begleitet die Frage, wie die Gewaltlosigkeit und Feindesliebe in der Berg-
predigt zu verstehen sei, für wen sie eigentlich bestimmt sei und was sie für das christli-
che Verhalten bedeute, die ganze Christentumsgeschichte. Das bischöfliche Schreiben 
jedenfalls versteht die Bergpredigt als Weisung für alle Jünger Jesu (GF 46ff.), die in-
nerweltlich realisiert werden soll und auch kann, freilich um den Preis von Verfolgung, 
Leiden und Kreuz (GF 49-50). 
Eine solche Sicht muss freilich um zwei Voraussetzungen erweitert werden. 
c) Das ist einmal der dritte Pfeiler der biblischen Sichtweise — neben dem realistischen 
der Gewaltwirklichkeit und dem kritischen der Gewaltentschleierung —, der Pfeiler, den 
ich den prophetischen genannt habe. Es ist die Überzeugung, dass ein Leben in Frieden 
möglich ist und dass es uns verheißen ist als Werk Gottes selbst, der seine Herrschaft und 
sein Reich am Ende der Zeiten voll realisieren wird (GF 25), Gottes Reich, das die 
Christen in Jesus seinen Beginn nehmen sehen (vgl. GF 45). 
Das Dokument zitiert in diesem Zusammenhang die bekannten Verse aus Micha 4,1-4 
(vgl. Jesaja 2,2-4), Texte, die dann im NT auf Jesus bezogen werden (z.B. Lk 2,29-32): 
Der Zionsberg, „der Berg mit dem Haus des Herrn steht festgegründet als höchster der 
Berge. Er überragt alle Hügel. Zu ihm strömen die Völker. Viele Nationen machen sich 
auf den Weg. Sie sagen: ‚Kommt, wir ziehen hinauf zum Berg des Herrn und zum Haus 
des Gottes Jakobs. Er zeige uns seine Wege, auf seinen Pfaden wollen wir gehen.' Denn 
von Zion kommt die Weisung, aus Jerusalem kommt das Wort des Herrn. Er spricht 
Recht im Streit vieler Völker, er weist mächtige Nationen zurecht bis in die Ferne. Dann 
schmieden sie Pflugscharen aus ihren Schwertern und Winzermesser aus ihren Lanzen. 
Man zieht nicht mehr das Schwert, Volk gegen Volk, und übt nicht mehr für den Krieg. 
Jeder sitzt unter seinem Weinstock und unter seinem Feigenbaum, und niemand schreckt 
ihn aufs' (Micha 4,1-4). 
Ohne diese endzeitliche Verheißung, so könnte man sagen, ginge einer biblischen Frie- 
densvision ganz gewiss der Atem aus, angesichts der sich ja aufdrängenden bleibenden 
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Anwesenheit von Gewalt. Jedenfalls vor dem Hintergrund einer solchen Vision, die die 
Vision des Gottesreiches selbst ist, sind auch die Seligpreisungen und die Weisungen der 
Bergpredigt zu verstehen: im Reich Gottes wird es so sein, und wo es so ist, da ist Reich 
Gottes.15  
Die Voraussetzung für das im Schreiben vorgetragene Verständnis der Bergpredigt ist 
also die Verheißung der von Gott selbst herkommenden Verwirklichung der Friedens-
herrschaft, auf die wir durch Gewaltverzicht hinleben können und die wir durch Gewalt-
verzicht selbst beschleunigen zu können hoffen dürfen. 
Diese Voraussetzung ist auch dem bischöflichen Schreiben für das Verstehen der Berg-
predigt selbstverständlich eigen. Die Verheißung ermöglicht das Handeln gemäß der 
Bergpredigt und gibt ihm seine Dynamik. 
d) Leider wird nun aber der vierte Pfeiler, von dem ich sprach, der die Frage der Praxis, 
die wir entwickeln sollen, betrifft und den man bei der Bergpredigt nicht ausklammern 
darf, nicht im Rahmen der Bergpredigt und von der Bergpredigt her belichtet. Der bi-
schöfliche Brief geht wohl darauf ein, stellt aber nicht den Zusammenhang mit der Berg-
predigt her. Dadurch gerät die Bergpredigt in eine isolierte Position, wird so etwas wie 
eine weltferne Sonderethik, höchstens privat, aber nicht politisch tauglich. Dieser vierte 
Pfeiler der biblischen Friedensvision, den ich als den praktischen bezeichnet habe, 
scheint auch zugegebenermaßen zunächst nicht zur Bergpredigt zu passen. Gleichwohl 
gehört er aber zur Friedenssicht der Bibel und auch, wie ich denke, zur Bergpredigt. 
Mit praktisch meine ich die Praxis all der Schritte, die konkret zu einer Minderung von 
Gewalt und Kriegsdrohung und zu einer Mehrung von Frieden beitragen, und zwar not-
falls auch dadurch, Gewalt durch Gegengewalt einzudämmen und zu verhindern. Dies ist, 
könnte man einwenden, doch das gangbare Muster der normalen politischen Wirklichkeit 
zur Friedenswahrung. Doch es ist auch einem Frieden schaffenden Verhalten gemäß der 
Bibel nicht fremd. Darauf weist der bischöfliche Brief selbst hin: er spricht hier vom 
noachitischen System der Friedensbewahrung, also einem System, das laut der Schrift 
seit Noach besteht. Mit seinem Spruch „Wer Menschenblut vergießt, durch Menschen 
soll sein Blut vergossen werden" (Gen 9,6) instituiert Gott selbst nach der Sintflut Noach 
gegenüber die menschliche Gerichtsbarkeit, die sich zunächst als Blutrache und von da 
weiter entwickelt zur staatlichen Sanktionsgewalt (vgl. GF 20-22). „Gott", so der Brief, 
„droht mit Sanktionen durch rechtlich geordnete Gewalt, um Gewalttat gegen den Mit-
menschen zu verhindern ... Die jüdische Tradition hat aus diesem Text das wichtigste 
der nach ihr allen Menschen geltenden Gebote geschöpft: die Verpflichtung, ein geord-
netes Rechtswesen einzurichten" (GF 21).16  
15 Vgl. hierzu grundsätzlich Franz Böckle, Fundamentalmoral, München (1977) 205ff.; K.-W. 
Merks, Sermön de la Montafta y politica, in: K.-W. Merks, Hacia una etica de la e. Moral y 
autonomla (Töpicos 90), Santiago de Chile (1999) 94-119. 
16 Vgl. Noachitische Gebote 1 (D. Flusser) und II (R. Heiligenthal), in: Theologische Realenzy-
klopädie 24 (1994) 582-587. — Die Argumentation mit den Noachitischen Geboten ist aus 
verschiedenen Gründen merkwürdig: einmal insofern mit diesen ursprünglich eine Verpflich-
tung ausgesprochen wird für solche, die nicht die ganze Thora befolgen können (oder brau-
chen!), Fremdlinge und „gottesfürchtige" Heiden! Auch ihre Verwandtschaft zu den für die 
Heidenchristen gedachten Klauseln des Aposteldekrets (Apg 15,20.29; 21,25) unterstreicht 
nochmals diesen Aspekt, nunmehr freilich nicht mehr als Konzession verstanden, sondern als 
Befreiung von Unwesentlichem und Konzentration auf das Wesentliche. Mich würde interes- 
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Nun, nach dem Brief der Bischöfe selbst besteht diese Verpflichtung auch weiterhin, 
auch für Christen, wie zum Ende des ersten, biblischen Teils ausgeführt wird. Solange 
die messianische Friedenszeit nicht vollendet ist, „behält das gewaltbewehrte (,noachiti-
sche) System der Friedenswahrung sein Recht" (GF 52). 
Diese Feststellung kommt einigermaßen überraschend nach den hochgespannten Ausfüh-
rungen zur Bergpredigt. Der Grund hierfür scheint mir darin zu liegen, dass dieses Recht 
überhaupt nicht in einen (logischen oder systematischen) Zusammenhang mit der Berg-
predigt gebracht wird. Es wird nicht erklärt, wieso eigentlich „in der Tat nach der Bibel 
die von Noach her allen Menschen gegebene Möglichkeit, Frieden durch eine gewaltbe-
wehrte Rechtsordnung zu sichern, das Umfangendere" (GF 54) ist, oder wieso „Christen 
die allen Menschen gegebenen Mechanismen und Institutionen der Gewalteindämmung 
akzeptieren" müssen (GF 55). 
Hier ist meines Erachtens eine schwerwiegende Schwachstelle im Brief: Es gelingt ihm 
nicht, Bergpredigt und politisches Alltagshandeln zusammenzubringen. Über die Gründe 
kann man rätseln. Meines Erachtens steht im Hintergrund eine Diskussion über das 
„eigentlich Christliche". Offensichtlich muss beieinander gehalten werden, was sich auf 
die vorgestellte Weise nicht beieinander halten lässt. Die Vorstellung einerseits vom 
„eigentlich christlichen" Gewaltverzicht und andererseits von christlicher Verantwortung 
für das Politische, die sich nicht im kompromisslosen großen Entwurf, sondern die sich 
in kleinen Schritten realisieren muss. Und die Frage muss erlaubt sein, welche Vorstel-
lungen da am Werke sind, wenn das Letztere als außerhalb der Thematik der Bergpredigt 
fallend gesehen werden kann. 
Auf dieses Problem, wie sich das Ideal der Bergpredigt zur Frage der gesellschaftlich 
notwendig erscheinenden Gewalteindämmung verhält, komme ich in meinen abschlie-
ßenden Fragen zurück. 
Jedenfalls gilt auch für die Bischöfe: die Überlegungen zu konkreten ethischen Maß-
nahmen im Umgang mit Gewalt bis hin zur eventuellen Gegengewalt sind keineswegs 
überflüssig, sondern auch und vielleicht gerade auch vor dem Hintergrund der biblischen 
Inspiration unausweichlich. Diese Erörterung nun erfolgt im zweiten Teil. 
1.2 Ethische Reflexion 
In ethisch-systematischer Hinsicht ist der 2. Teil (unter dem Titel: „Elemente innerstaat-
licher und internationaler Friedensfähigkeit") der Hauptteil. Hier wird näherhin ausge-
baut, wie heutige Wege einer Friedensethik aussehen können und sollen. 
Der biblische Teil gab gleichsam die aus dem Glauben erwachsende und sich nahe-
legende Inspiration für eine friedliebende Haltung an, sowie die sich von daher erge-
bende Option für gewaltfreies Handeln, auch wenn dafür ein hoher Preis zu zahlen wäre; 
in jedem Falle aber, solange der Gewaltfreiheit eine Welt der Gewalt entgegensteht, legt 
sich von daher die Option gewaltmindernden Handelns nahe. Diese Grundeinstellung 
sieren, wer erstmals auf die Idee gekommen ist, sie als eine biblische (und theologische?) Lö-
sung für die Unausführbarkeit einer wörtlich genommenen radikalen Forderung der Bergpre-
digt zu lesen. In jedem Falle steht eine solche Vorstellung eher einer offenbarungspositivisti-
schen Auffassung von Ethik nahe als einem, ja durchaus theologisch als „Uroffenbarung" in-
terpretierbaren, Naturrechtsdenken. Vgl. auch: Die Lehre des Judentums nach den Quellen. 
Neu hg. v. Walter Homolka, Bd. III, Darmstadt (1999) 443ff. 
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wird nun gleichsam übersetzt in eine Ethik des Friedensaufbaus mit einer Reihe konkre-
ter Schritte, die zum Frieden beitragen können in einer Welt, die so ist, wie sie ist. Hier-
bei geht es zwar auch um die individuelle, persönliche Haltung, das Erlernen und Prakti-
zieren der Friedensfähigkeit, also die Friedensanstrengungen jedes und jeder Einzelnen. 
Doch eigentlich zielen die Darlegungen auf eine politische Ethik. Das heißt, es geht um 
allgemeine, die Öffentlichkeit und den Staat angehende Werte und Normen, die den Leit-
faden für eine auf Frieden gerichtete Zukunft bilden müssen, ferner um eine Reihe prak-
tischer Schritte, die diesem Ziel dienen können. 
Dieser zweite, meines Erachtens hervorragende Teil bietet eine Fülle von Überlegungen 
und Anregungen, auf die einzugehen hier nicht meine Aufgabe ist. Ich will lediglich 
einige markante Punkte nennen, die den Typus der hier vorgestellten Friedensethik näher 
charakterisieren. 
a) Zunächst zum Aufbau: 
In sieben Schritten werden folgende Themen behandelt: 
1) Die normativen Leitvorstellungen: Menschenwürde, das internationale Gemeinwohl, 
Gerechtigkeit und Solidarität in weltweiter Perspektive (wir erkennen hierin die klassi-
schen Prinzipien der katholische Soziallehre)." 
2) Der Vorrang der Anstrengungen hat der Gewaltprävention zu gelten. 
3) Die nähere Ausgestaltung der normativen Leitvorstellungen erfolgt in unserer gegen-
wärtigen Kultur in Form der Menschenrechte, die in ihrer universalen Geltung beachtet 
werden müssen. Dies darf aber keine abstrakte Forderung bleiben: Menschenrechte set-
zen zu ihrer realen Verwirklichung ökonomische, soziale, politische, kulturelle Bedin-
gungen voraus. Von daher: 
4) wird die Bedeutung der Internationalen Zusammenarbeit für den Aufbau einer Frie-
densordnung herausgestellt. 
5) Ein weiterer Punkt handelt von der Bedeutung der Verarbeitung von früheren Kon-
flikten als Voraussetzung für die Vermeidung neuer Gewalt: Konfliktnachsorge als Kon-
fliktvorbeugung. 
6) Unter dem Stichwort Friedensarbeit in der Zivilgesellschaft kommt der Gedanke zur 
Sprache, dass staatlich-politische Maßnahmen allein nicht ausreichen. Staat und Politik 
sind auf die Resonanz in der Gesellschaft, wie auf freie gesellschaftliche Initiativen an-
gewiesen. 
7) Im siebten, letzten Punkt erst kommt dann schließlich die Frage nach den aktuellen 
Folgerungen für die Bedeutung und die Grenzen militärischer Mittel zur Sprache. 
b) Was fällt nun an dieser Behandlung besonders auf? 
Ich nenne vier Aspekte: es sind 1) der zentrale Leitgedanke der Gewaltprävention und 
der damit zusammenhängende positive Einstieg in die Friedensfrage über den Gedanken 
der zu realisierenden Gerechtigkeit, die den Ursachen von Gewaltausbrüchen zuvor zu 
kommen trachtet; 2) die deutliche Situierung der Friedensfrage im weltweiten Horizont, 
3) das gewählte Moralmodell, die Moral der Menschenrechte; und 4) die Frage nach der 
gleichwohl bleibenden Notwendigkeit von Mitteln, der Gewalt auch mit Gewalt begeg-
nen zu müssen, als die zuletzt zu stellende Frage, also gleichsam als ultima ratio. 
17  Zur Subsidiarität siehe die Ausflihrungen zur Zivilgesellschaft unter Pkt. 6 . 
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1) Schon auf den ersten Blick fällt auf, dass der zentrale Leitgedanke die Gewaltpräven-
tion ist und nicht die domestizierende Regelung der Gewalt. Es ist erst am Ende dieses 
zweiten Hauptteils, dass die Frage einer eventuellen Anwendung militärischer Mittel zur 
Sprache kommt. Damit ist der Schwerpunkt deutlich: der Gewalt kommt man am besten 
und letztlich vielleicht nur dann bei, wenn man ihr zuvorkommt; Brandverhinderung und 
nicht eine gute Löschtechnik! 
Damit verbunden ist der Gedanke, dass dieser Prävention nicht Genüge getan wird durch 
a priori aufgeworfene Schutzdämme in Form von Macht und Androhung von Gegenge-
walt — si vis pacem, para bellum — sondern dass Gewalt von ihren Ursachen her angefasst 
werden muss: Gerechtigkeit als Schutzschild gegen Gewalt: si vis pacem, para pacem. 
2) Ein zweiter deutlicher Akzent ist die „Mundialisierung" der Perspektive. 
Voraussetzungen, Wirkungen und Folgen von Gewaltanwendung wie Gewaltprävention 
stellen sich in einem Zeitalter zunehmender Globalisierung immer weniger in der be-
schränkten Perspektive von Nationen oder allenfalls Regionen. Vor allem die internatio-
nale ökonomische und informationstechnologische Verflechtung entgrenzten negativ wie 
positiv das traditionelle Muster des autonomen Nationalstaates. 
3) Der Mundialisierung der Perspektive entspricht in gewisser Weise methodisch die Art 
der ethischen Argumentation, die das Schreiben gewählt hat. Anders als vielleicht der 
erste Teil über die biblische Friedensvision erwarten lassen konnte, wird nunmehr nicht 
biblisch, sondern, wie man sagt, „sozialethisch" argumentiert. Das heißt: "allgemein 
menschlich", früher hätte man gesagt: „naturrechtlich". Die Stichworte Menschenwürde, 
Gemeinwohl, Gerechtigkeit, Solidarität, Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaatlich-
keit, Entwicklung machen dies deutlich: es sind nicht spezifisch theologische Begriffe, 
sondern solche der sozialen und politischen Ethik. Zwar werden diese Themen auch mit 
dem gläubigen Verständnis von Mensch, Gesellschaft und Welt, mit Schöpfung, Sünde 
und Erlösung zusammengebracht, doch ist nicht dies die Basis für eine allgemein-
menschlich angestrebte Verständigung über die Grundlagen eines auf Frieden orientier-
ten Zusammenlebens. Diese Basis ist vielmehr zu suchen in der argumentativen Über-
zeugungskraft dieser Ideale eines menschenwürdigen Lebens. Die Grundlage ist zu 
suchen in einer grundsätzlich, so hoffen wir, allen zugänglichen Einsicht in die Würde 
des Menschen, das heißt: die Würde aller Menschen, und der Einsicht in dasjenige, was 
eine auf dieser Menschenwürde aufbauende Ethik verlangt. 
4) Der vierte Punkt, der mir auffällt, ist eng mit dem ersten verbunden: Die Tatsache, 
dass das Schreiben sich auf die positiven Aspekte der Gewaltprävention konzentriert und 
insgesamt von daher stilisiert ist, macht es erklärlich, dass das Problem der immer noch 
eventuell erforderlichen Gewaltanwendung zur Eindämmung von Gewalt und zum 
Schutz gegen Gewalt sozusagen eine untergeordnete Rolle spielt. Gleichwohl werden 
verschiedene Probleme, die mit dem gewandelten Selbstverständnis des Militärs und 
militärischer Aktionen zusammenhängen, angesprochen. Die Frage ist, gewiss auch an-
gesichts der schon früher angedeuteten Auslegung der Bergpredigt, wie sich dieser Teil 
in den Gesamtduktus einordnet. Ich kann mir denken, dass gerade dieser Teil eine wei-
tere Diskussion erfordert. 
Abschließend will ich noch kurz den Inhalt des dritten Teils angeben. 
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1.3 Kirchliche Praxis 
Dieser dritte Teil betrifft nunmehr die Rolle der Kirche selbst beim Aufbau eines auf 
Gerechtigkeit gegründeten Friedens („Aufgaben der Kirche": GF 162-208). In diesem 
Teil wird nicht nur gesprochen über das Ideal, das für die Kirche (als Friedensinstanz) 
gelten sollte, und an dem sich ihr eigenes Handeln ausrichten soll. Mit großer Offenheit 
wird auch auf die eigenen Defizite an Friedfertigkeit im Laufe der Geschichte hingewie-
sen. Dadurch gewinnt dieser Teil ohne Zweifel an Glaubwürdigkeit. Neben allgemein 
bekannten kirchlichen Friedensbeiträgen werden insbesondere einige interessante vor-
rangige „Bewährungsfelder kirchlichen Handelns für den Frieden" herausgehoben: das 
Verhältnis zum Judentum, die Ökumene zwischen den christlichen Konfessionen, der in-
terreligiöse Dialog, der Umgang mit Fremden sowie die Gerechtigkeit gegenüber Frauen. 
Hierbei wird ausdrücklich gewiesen auf die eigene Schuld in der Vergangenheit, insbe-
sondere gegenüber den Juden, im Verhältnis zwischen den verschiedenen christlichen 
Konfessionen und auch, wenigstens andeutungsweise, gegenüber den Frauen (GF 196). 
2. Fragen zum theologischen Ansatz des Briefes 
Die im dritten Teil genannten Defizite bieten insgesamt bedenkenswerte und notwendige 
Ansätze. Gerade vor dem Hintergrund der Menschenrechtsethik, die im Schreiben eine so 
zentrale Rolle spielt, hätte ich mir freilich gewünscht, dass ausdrücklich auch die 
Partnerschaft zum humanistisch-säkularen Denken als kirchliches Bewährungsfeld ge-
nannt worden wäre, einschließlich dem Eingeständnis einer Schuld gegenüber dem mo-
dernen Denken. Durch mangelnde Geduld und Friedfertigkeit, durch Polemik und feh-
lende Kommunikationsbereitschaft hat die Kirche dem modernen Denken, und das heißt: 
den modernen Menschen, nicht die Aufmerksamkeit gewidmet, geschweige die Sympa-
thie, die sie neben aller Kritik auch verdienen. Gerade die Geschichte des Menschen-
rechtsdenkens lehrt ja, dass ein Gutteil der neuen Zugänge zum Zusammenhang von 
Frieden und Gerechtigkeit erst unter Einfluss des säkularen Denkens — und oft genug 
gegen kirchliche Widerstände — zustande gekommen ist.I8  Die Fragen, die ich im Weite-
ren stelle, hängen denn auch hiermit in gewisser Weise zusammen. 
2.1 Vom Naturrecht zur Bibel ? 
Wie bereits angedeutet, kommt in dem Brief der Bischöfe nicht nur ein inhaltlicher Per- 
spektivenwechsel gegenüber der traditionellen Behandlung der Kriegs- und Friedensethik 
zum Tragen. Dieser Perspektivenwechsel wird zugleich vorgestellt als der Wechsel von 
18 Auch im Text von GF gibt es Sätze, die zumindest als unglücklich bezeichnet werden können: 
z.B. GF 162: Es ist (für die Kirche) noch wichtiger, „Sakrament des Friedens zu sein, als etwas 
für den Frieden zu tun." Und was über die „Anpassung" an die Welt (GF 163f.) gesagt wird, 
gerät in die Nähe des Unerträglichen: „Daher versteht sie den gerechten Frieden auch nicht in 
erster Linie als politisches Programm für die Gesamtgesellschaft, sondern als Geschenk des 
Himmels, das sich durch sie als Sakrament des Friedens auswirkt und so die Welt verändert 
..." (usw., usw.): man spürt förmlich das Bedürfnis der Abgrenzung, wo Engagement und 
Ermutigung für den politischen Alltag erwünscht wären. 
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einem mehr naturrechtlichen, d.h. natürlich vernünftigen Argumentationsstil zu einem 
mehr biblisch orientierten Ansatz. 
„Anders als in ,Gerechtigkeit schafft Frieden—, so Bischof Kamphaus, „stützen wir uns 
dieses Mal in weitaus höherem Maße auf die heilsgeschichtliche Sicht der Bibel als auf 
naturrechtliche Überlegungen. Wir geben damit zu erkennen, aus welcher Quelle wir 
schöpfen, von welchem Standort aus wir die Welt betrachten. Die biblische Tradition 
birgt ein größeres Potential an revolutionärer und innovativer Kraft in sich, als uns selbst 
oft bewusst ist." 
Zwar ist „das Leitwort ,Gerechter Friede' ... das Ergebnis einer Konvergenz zwischen 
Erkenntnissen und Schlussfolgerungen der politischen Vernunft und biblischen Einsich-
ten. Der Glaube bestätigt nicht bloß, was die Vernunft von sich aus schon weiß und ver-
doppelt nicht nur, was ohnehin bereits allen klar ist. Er enthält einen Überschuss, einen 
‚Mehrwert' an Friedenskraft. Gewaltfreiheit — christlich verstanden — verdankt sich dem 
Glauben."19  
Die Gewaltfreiheit hat andererseits „nichts zu tun mit Feigheit oder Tatenlosigkeit, son-
dern ist eine aktive schöpferische Kraft, die auch und gerade diejenigen prägen muss, die 
in politischer und ethischer Verantwortung Gegengewalt anordnen oder ausüben. Das ist 
kein Widerspruch. Die unbedingte Achtung der menschlichen Würde und die mit-
menschliche Solidarität verbieten in aller Regel Gewaltanwendung. In Extremsituationen 
jedoch erlauben sie Notwehr und gebieten Nothilfe, wenn Gegengewalt das erkennbar 
kleinere Übel im Vergleich zur bereits vorhandenen und ausgeübten Gewalt darstellt und 
kein anderes Mittel mehr zur Wahl steht."2° Was bedeutet dieser Wechsel „vom Natur-
recht zur Bibel"? 
Hierzu möchte ich zwei Feststellungen treffen. 
a) Wenn mit dieser Auffassung — mehr Bibel als Naturrecht — gemeint ist, dass ein er-
starrtes Naturrecht allzu lange an einer überspitzten Theorie vom gerechten Krieg fest-
gehalten hat, kann man dem Abschied vom Naturrecht zustimmen. De facto hat ja die 
Moraltheologie auch von dieser Art Naturrecht Abschied genommen. 
b) Das heißt aber nicht, dass nun anstelle einer vernünftigen Moral eine biblische Moral 
getreten wäre. Bei aller erneuten Wertschätzung der Heiligen Schrift muss man doch 
immer wieder betonen, dass in moralischen Entscheidungen die Heilige Schrift eher in-
spiriert als uns einfachhin zeigt, was wir tun müssen. Was wir tun müssen, kann uns die 
Schrift allein nicht sagen, es zeigt sich erst, wenn wir unsere eigenen Einsichten, Erfah-
rungen, unsere Sachkenntnis und unsere Werteinsichten mit unserem Glauben und unse-
rer Tradition, wozu ja zentral die Heilige Schrift gehört, zusammenbringen. Wir müssen 
immer selbst herausfinden, was unsere Verantwortung von uns verlangt. 
2.2 Warum kann die heilige Schrift das Naturrecht nicht ersetzen? 
Ich nenne einige Gründe: 
a) Die Bibel ist kein dogmatisches oder moralisches Lehrbuch, sondern Zeugnis von 
Glaubenserfahrungen. Diese Erfahrungen aber sind vielfältig und z.T. in Spannung zu- 
19  A.a.O. (Anm. 10); was das Ganze heißt, hätte ich wohl gerne einmal näher erläutert gesehen. 
20  Ebd. 
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einander, nicht nur zwischen den verschiedenen Epochen, sondern auch in ein und der-
selben Epoche.21  Die Bibel ist also kein Lehrbuch, sondern eine spannende, spannungs-
volle „Geschichte". 
b) Die Bibel ist kein Ersatz für moralische Einsichten und für sittliche Vernunft, sondern 
gibt ihnen Horizont und Perspektive.22  Im übrigen zeigt ja auch unser Dokument selbst, 
dass eine biblische Grundlegung für die aktuellen Fragen nicht hinreichend ist. Der ganze 
zweite, „sozialethische Teil" (GF 57-161) ist Naturrechtsmoral in einem modernen 
Verständnis — nämlich Moral der Menschenwürde und der Menschenrechte. Das heißt 
für den Kenner: Es ist autonome Moral, so wie die neuere Moraltheologie das versteht. 
Das Modell der autonomen Moral meint: Moral ist immer letztlich nur aus eigener Ein-
sicht möglich. Sie hängt eng mit der eigenen Verantwortung zusammen; sie hat sich je-
weils konkret sachlich zu bewähren; sie muss das Beste aus einer Situation machen, ist 
also immer Abwägungsmoral. Dies alles wird durch die Heilige Schrift nicht überflüssig. 
c) Das Unzureichende einer biblischen Begründung kann man aber auch politisch-ethisch 
begründen. Die Notwendigkeit einer gemeinsamen Werte- und Normenüberzeugung 
macht es erforderlich, dass deren Grundlagen auf eine Weise formuliert werden, die all-
gemein zugänglich ist, nicht nur für Anhänger des Katholizismus oder die Kirchen der 
Reformation, auch nicht nur für andere Religionen, sondern auch und gerade, sicher in 
unserer westlichen Zivilisation, für alle, insbesondere auch die „säkularisierten" Men-
schen. Dabei meine ich mit säkularisiert nicht nur die „da draußen", sondern auch uns 
selbst, insofern wir den Wert einer gesunden Säkularisierung als Christen und Christin-
nen unserer modernen Kultur zu schätzen gelernt haben. 
d) Neben der methodischen Frage — was ist eine ordentliche Argumentation in ethischen 
Angelegenheiten? — hat das Ganze aber auch eine sozusagen kommunikationstheoreti-
sche Seite. Mit kommunikationstheoretisch meine ich: Soll der vorgestellte Friede nicht 
als alleinige Aufgabe der Christen gesehen werden, was auch politisch gesehen wenig 
Effekt haben würde, muss unser ganzes Interesse darauf gerichtet sein, möglichst unsere 
Überzeugungen über das politisch-ethisch Erforderliche in Sprache und Denkkategorien 
zu formulieren, die nicht den Eindruck einer katholischen oder christlichen Sonderethik 
hervorrufen. Frieden und das hierfür erforderlich erachtete ethische und politische 
Engagement erfordern einen gesellschaftlichen Konsens sowohl über die Werte wie die 
Strategien. 
Soll dieser Konsens wirklich verwurzelt sein, dann muss er in einem Zusammenhang mit 
der persönlichen Identität von Menschen stehen können, das heißt, nicht nur als religiö-
ses Motiv sondern auch als ethisches, als Frage des Gewissens, erkennbar sein. Das gilt 
übrigens auch für jeden „erwachsenen" Gläubigen. Ein religiöses Motiv kann die morali-
sche Verbindlichkeit nicht begründen, sondern nur vertiefen. 
e) Hinzu kommt ein spezifisches Problem, auf das übrigens auch der bischöfliche Brief 
nachdrücklich hinweist (GF 192): Religionen nahmen häufig, und nehmen dem Gewalt- 
21 Vgl. K.-W. Merks, Gott und die Moral, Theologische Ethik heute, Münster (1998) 335f. 
22  Vgl. ebd., 206-208. 
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phänomen gegenüber häufig immer noch, eine merkwürdig ambivalente Stellung ein. Das 
gilt auch für die Frage des Krieges. Das Alte Testament mit seinen Heiligen Kriegen 
JHWH's — auch wenn das Gewalt-Phantasien von Menschen sein sollten, die jeder Macht 
beraubt sind — liefert hierfür ebenso ein Beispiel wie die von Kriegen durchzogene 
Christentumsgeschichte. 
Ich habe daher die These vertreten und wiederhole sie hier, dass die Kriegsproblematik 
grundlegend säkular interpretiert werden müsse: das heißt, wir müssen der Versuchung 
jeder Form eines Heiligen Krieges widerstehen; genau dann, in seiner brutalen Materia-
lität, und aller religiösen Rechtfertigung entzogen, zeigt der Krieg, was er in Wirklichkeit 
ist: gottlos.23  
Nun versäumt das Bischofsdokument keineswegs, auf die Bedeutung der Vernunft, na-
mentlich der politischen Vernunft, hinzuweisen. Der zweite Teil ist ja, wie gesagt, ganz 
und gar „vernünftig" gestaltet. Freilich werde ich den Eindruck nicht los (vgl. bes. GF 
5l ff.), dass dem Brief bei der Vernunft nicht ganz geheuer ist. Sie ist doch irgendwie das 
Mindere gegenüber dem Glauben. Die Art, wie hierüber geredet wird, könnte sogar den 
Eindruck erwecken, dass hier verschiedene Mentalitäten der Bischofskonferenz zusam-
mengebracht werden mussten. 
Nach meiner Meinung haben sich die Bischöfe selbst in diese Klemme gebracht durch 
die Art und Weise, wie sie die Bergpredigt auslegen: als das Gegenüber zur Vernunft. 
Verräterisch ist hier die Formulierung in GF 56, die Unterschied und Balance zwischen 
Glauben und Vernunft herzustellen versucht: „In diesem Sinne führt der Glaube die Ver-
nunft über sich selbst hinaus." Warum nicht, was ich eher sagen würde: „... bringt der 
Glaube die Vernunft zu sich selbst"? Frieden statt Krieg ist letztlich keine Glaubens-
wahrheit, sondern höchst vernünftig. 
2.3 Bergpredigt und Friedensforderung 
Ich habe den Eindruck, dass die Schwierigkeiten dadurch entstehen, dass zunächst durch 
eine beinahe mystisch spiritualisierende Interpretation der Bergpredigt der Eindruck 
geweckt wird, dass die Christen sich vom Rest der Welt unterscheiden, um dann fest-
stellen zu müssen, dass dies doch nicht allzu sehr der Fall ist, ja nicht einmal sein darf — 
rebus sic stantibus, so wie die Welt nun einmal besteht. Die Alternative ist eben nicht: 
gläubiges Zeugnis gegenüber vernünftiger Sachlichkeit, und auch nicht: vernünftige 
Sachlichkeit lediglich als Kompromiss gegenüber dem Zeugnis. 
Es sollte doch nicht so sehr unsere Sorge sein, dass die Christen aufgrund einer (ver-
meintlichen) Lehre der Bergpredigt sich in einer problematischen Beziehung zur „nor-
malen" Weltverantwortung und deren Sachgesetzen sehen müssen, sondern umgekehrt, 
dass alle Menschen irgendwie in eine von der Bergpredigt ausgehende Dynamik einbe-
zogen werden. 
Das Schreiben selbst sagt ja hierzu: „Und zum Dienst für den Frieden aller gehört es, sich 
auch im Rahmen einer gewaltbewehrten Friedensordnung für jenes Mehr an Ge- 
23  Vgl. K.-W. Merks, Die Schrift als norma normans (Anm. 14), bes. 49ff. 
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waltlosigkeit, Gerechtigkeit und Versöhnung einzusetzen, das zu erfahren ihnen ge-
schenkt wurde, und zwar wo und wann immer dies möglich ist" (GF 55). Aber dann 
müssen wir in einer positiven Weise über die Vernunft reden.24  
Die positive Konnotation von Vernunft ist jedenfalls wichtig, wenn die Inspiration der 
Bibel und ein damit beginnendes Hirtenschreiben mehr als nur die christlichen Bürger 
ansprechen soll. 
In dieser Hinsicht finde ich die Ausführungen zur Bergpredigt, wie sie sich im Schreiben 
von 1983 („Gerechtigkeit schafft Frieden") finden, sehr viel ausgewogener: Hier wird 
weniger in sich eigentlich ausschließenden Spannungen, als vielmehr in Linien von 
Kontinuität gedacht ...125  
2.4 Gewalt im gerechten Frieden 
In einem vierten Schritt wäre daher schließlich nochmals und aufs Neue die Frage der 
Gewalt im Zusammenleben aufzugreifen. Gewalt ist ja nicht gleich Gewalt; und auch der 
Krieg kann Gewalt in vielerlei Form sein, aggressive, defensive, wechselseitige Gewalt, 
Ausübung von Gewalt als Schutz vor, Antwort auf, Rache für, Ausschaltung von Gewalt. 
Wenn aber Gewalt zwischen Menschen nicht plötzlich verschwunden ist, bleibt doch die 
Frage, wie ihr dann begegnet werden können soll? Daher die Frage: „Gewalt im gerech-
ten Frieden". 
Das bischöfliche Dokument widmet diesem Problem am Ende des zweiten Teils unter 
dem Titel „Bedeutung und Grenzen militärischer Mittel" (11.7) die Aufmerksamkeit (GF 
129-161). 
Ich würde den Anregungen dieses Teils, die mit den Möglichkeiten auch heutiger militä-
rischer Aktionen rechnet, kein Recht tun mit einigen kurzen Anmerkungen. Sie verdienen 
eine gründliche Besprechung, die hier nicht meine Aufgabe und Intention ist. Wahr-
scheinlich könnte man aber von hier aus nochmals auf unsere Fragestellung nach der 
Beziehung von Bibel, Vernunft und Glauben sinnvoll zurückkommen. 
Ich komme zum Schluss. Im Jahr 1991 erschien ein von Admiral Dieter Wellershoff 
herausgegebener Band über die künftige Sicherheitspolitik und die Rolle der Bundes- 
wehr mit dem Titel „Frieden ohne Macht? Sicherheitspolitik und Streitkräfte im Wan- 
24 Vernunft ist nicht gleich (utilitaristischem) Kalkül. Vielmehr eröffnet gerade die Vernunft dem 
Menschen allererst die Möglichkeit, den Gesichtspunkt des Guten und Gerechten als Kriterium 
in seine llandlungsmöglichkeiten einzuführen (vgl. hierzu immer noch lehrreich: Thomas von 
Aquin, u.a. STh 1-lt 94.2). Diese Vernunft-Struktur des Sittlichen gilt für Gläubige und 
Ungläubige. Sie endet nicht an den Grenzen der Bergpredigt, sondern wird von dieser her zu 
ihrem Optimum herausgefordert. 
25 Vgl. GsF, 2.4; einen ansprechenden systematischen Versuch, die Spannung zwischen Thora 
und „neuem" Gesetz Jesu nicht in Gegensätzlichkeit, sondern kreativer Kontinuität zu lesen, 
bietet F. Böckle, Fundamentalmoral, München (1977) 205ff. Eine Schlüsselfunktion hierin 
nimmt die differenzierte Interpretation des Gesetzesverständnisses ein. Jesu neues „Gesetz" ist 
zugleich „Gesetz" und „mehr als ein Gesetz" (vgl. K.-W. Merks, Sermon de la Montafta y po-
litica, a.a.O., 111 ff). 
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del."26  Hierin schrieben Vertreter verschiedener Disziplinen über die Notwendigkeit von 
militärischer Macht zum Friedenserhalt. 
Auf die Titelfrage des Buches, „Frieden ohne Macht?", antwortete der Herausgeber ab-
schließend mit einem unzweideutigen „nein" (288): 
„Die Antwort auf die Frage des Titels ,Frieden ohne Macht?' heißt: Nein, denn 
— Frieden ohne Freiheit bleibt zerbrechlich. 
— Freiheit des Einzelnen gibt es nicht ohne die Freiheit der Anderen. 
— Weil der Mensch die Freiheit hat, gut oder böse zu sein, brauchen wir das Recht. 
— Recht ohne Macht ist hohl und kann seine Funktion nicht erfüllen. 
— Die Rolle der Macht misst sich an ihren Zwecken. 
Macht, die dem Frieden in Freiheit dient, dient auch in Zukunft dem besten Zweck der 
Welt." 
Diese Antwort kann einerseits darauf hindeuten, dass hier die Frage der Sicherheit noch 
entscheidend von der Position der Bundesrepublik und ihrem Sicherheitsbedürfnis aus 
gesehen wird. Aber schon hierbei wird die Fragestellung weniger durch ein „wogegen", 
also die vermuteten Feinde, motiviert, als vielmehr durch ein „wofür", die Werte, die der 
Verteidigung wert sind, insbesondere Freiheit, Menschenwürde, Rechtsordnung und 
Demokratie. Werte statt Feindbild (47) heißt die Formel. Und der Band lässt keinen 
Zweifel daran, dass diese Werte notfalls auch mit Macht und Gewalt verteidigt werden 
dürfen und müssen. Letztlich sind ja diese Werte nicht abstrakt, sondern existentiell für 
Menschen und für ein menschenwürdiges Leben. 
Das Hirtenwort der deutschen Bischöfe denkt weniger von dieser Einschätzung von 1983 
her; dies hängt zusammen mit der zwischenzeitlichen 10-jährigen Erfahrung der Situation 
„nach-der-Wende", die eine solche Bedrohung unseres politischen Wertesystems von 
außen weniger wahrscheinlich gemacht hat. Demgegenüber sehen wir uns mit andern 
Gründen möglicher militärischer Aktivität konfrontiert, zum Beispiel so genannten 
humanitären Interventionen zur Gewalteindämmung und zum Schutz der Bürger in 
Kriegssituationen weltweit. 
Grundsätzlich lehnt das Hirtenwort derartige Einsätze nicht ab. Damit nimmt es offen-
sichtlich auch Stellung zu der die ganze Christentumsgeschichte durchziehenden Frage, 
wie denn derartiger Gewalteinsatz zu vereinbaren sei mit der Aufforderung zur Gewalt-
losigkeit in der Bergpredigt: Offensichtlich ist eine „eigentlich christliche" Antwort hier-
auf alles andere als einfach. 
26  Dieter Wellershoff (Hg.), Frieden ohne Macht? Sicherheitspolitik und Streitkräfte im Wandel, 
Bonn (1991). 
29 
Johannes Beutler SJ 
Die Bergpredigt — 
Magna Charta christlicher Friedensethik' 
I. Die Bergpredigt im Rahmen des Bischofswortes „Gerechter Friede" 
Mit ihrem Dokument „Gerechter Friede" vom 27. September 2000 haben die deutschen 
Bischöfe einen wegweisenden Text veröffentlicht, der über bisherige Fragestellungen 
hinausführt. Es ist nicht länger vom „gerechten Krieg" die Rede, sondern vom „gerechten 
Frieden". Christen wird hier ein Weg gezeigt, wie sie als Einzelne, als Gemeinden und 
als Kirche dem Frieden dienen können. Der erste Teil des Dokuments dient der bib-
lischen Grundlegung. Im zweiten werden „Elemente innerstaatlicher und internationaler 
Friedensfähigkeit" aufgezeigt. Der dritte Teil beschreibt dann „Aufgaben der Kirche". 
Der hier vorgelegte Beitrag kann Verdienste und Grenzen des Dokuments der Bischofs-
konferenz nicht im Einzelnen darstellen. Er möchte nur die Rolle der Bergpredigt als 
„Magna Charta einer christlichen Friedensethik" auf dem Hintergrund des neuen bi-
schöflichen Dokuments herauszuarbeiten versuchen. Dazu muss vor allem Teil 1 des 
Dokuments kurz skizziert werden: „Gewaltfreiheit in einer Welt von Gewalt. Die bibli-
sche Botschaft vom Frieden". 
Das Dokument wählt für die Behandlung seines Themas einen heilsgeschichtlichen An-
satz. Am Anfang steht eine Welt, die seit der Vertreibung der Stammeltern aus dem Pa-
radies durch Gewalt gekennzeichnet ist. Kain erschlägt Abel, aber er erhält ein Mal, das 
ihn, den Gewalttäter, auch schützen soll. Spätestens seit Noach werden Mechanismen 
entwickelt, wie Gegengewalt eingedämmt werden kann. Mit der Berufung Abrahams 
beginnt grundsätzlich etwas Neues: Gott beginnt sich ein Volk zu formen, das zu einem 
Weg der Gewaltlosigkeit gerufen ist. Am Sinai gibt er ihm eine neue Gesellschaftsord-
nung. Sie wird zwar von Israel, wenn und wo es als Staat organisiert ist, nur sehr unvoll-
kommen gelebt, bleibt aber als Ideal und Verheißung erhalten. Exemplarische Gestalten 
wie der Gottesknecht bei Jesaja kündigen einen Weg der Gewaltfreiheit an, der dadurch 
sein Ziel erreicht, dass Menschen in der Kraft und im Auftrag Gottes den Teufelskreis 
der Gewalt durchbrechen und lieber Opfer als Täter sind. Hier fügt sich schließlich auch 
Jesus ein. Er selbst geht diesen Weg der Gewaltlosigkeit und sammelt das endzeitlich 
erneuerte Gottesvolk, in dem Gottes Gabe des Friedens gelebt werden kann. 
Der Bergpredigt gelten vor allem die Abschnitte 46 und 47. Zunächst wird festgehalten, 
dass Jesu Weisungen für den Frieden nicht nur Einzelnen gelten, sondern allen „Adres-
saten" der Bergpredigt. „Sie gelten denen, die sich als Jünger ins Volk Gottes haben be-
rufen lassen, das in Christus definitiv zur Stadt auf dem Berge geworden ist (vgl. Mt 
5,14)" (GF 46). Hier wird in einer exegetischen Kontroverse eindeutig Stellung bezogen. 
Hinter dem Bischofswort steht die Auffassung von G. Lohfink, die er etwa in seinem 
Ein Vorabdruck ist erschienen in: Katholische Akademie Rabanus Maurus/pax christi-
Bistumstelle Limburg (Hg.), Gerechter Friede (Reihe: Probleme des Friedens 35), Idstein 
2002, 67-83. 
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Band „Wem gilt die Bergpredigt?" vertreten hat, nach der die Bergpredigt sich an die 
Jünger Jesu richtet.2  Dieser Jüngerkreis wird zunächst vor allem unter der Rücksicht 
seiner Ausstrahlung auf die Welt gesehen. Das Bild von der „Stadt auf dem Berge" ist 
sinnverwandt dem vom „Licht der Welt". Im Sinne des bischöflichen Textes erfüllen die 
Christen ihren Friedensdienst an der Welt zuerst und vor allem dadurch, dass sie den 
Frieden in ihrem Kreise leben und so die Welt „faszinieren" (GF 47). 
Im weiteren Verlauf des biblischen Teils im genannten Dokument werden freilich auch 
Möglichkeiten aufgezeigt, wie Christen in einer gewaltbewehrten Welt einen aktiven 
Dienst am Frieden leisten können. Da sich Gewalt nicht von heute auf morgen in der 
Welt beseitigen lässt, müssen auch Christen u. U. bereit sein, auf Regelmechanismen der 
„noachitischen" Ordnung zurückzugreifen, wenn kein anderer Ausweg bleibt (GF 510. 
Dabei kommt dann auch ein Dienst der Christen an einer schrittweisen Minderung von 
Gewalt in den Blick, an einem „Mehr an Gewaltlosigkeit, Gerechtigkeit und Versöh-
nung" (GF 55). Ein solcher Dienst wird freilich nur gefordert, solange er erfolgverspre-
chend erscheint. Sonst muss auch der Christ bereit sein, auf die gewaltbewehrten Formen 
der Friedenssicherung zurückzugreifen. Es ist darauf hingewiesen worden, dass hier das 
Dokument den Christen in ein Dilemma stellt und letztlich dann doch auf das Modell des 
„gerechten Krieges" zurückfällt.; 
Auffallenderweise geht das Hirtenwort nicht ausdrücklich auf die weisheitliche Tradition 
ein, die von der Wohltat am eigenen Feinde spricht. Paulus steht hier in einer biblischen 
Überlieferung, wenn er Röm 12,20 aus dem Buch der Sprichwörter (25,210 in seiner 
griechischen Fassung zitiert: „Wenn dein Feind Hunger hat, gib ihm zu essen, wenn er 
Durst hat, gib ihm zu trinken; tust du das, dann sammelst du glühende Kohlen auf sein 
Haupt." Paulus denkt hier keineswegs an Konfliktlösungen innerhalb der christlichen Ge-
meinde, sondern an jede Art von Konflikten, wie sie unter Menschen aufbrechen können. 
So heißt es einleitend: „Seid allen Menschen gegenüber auf Gutes bedacht. Soweit es euch 
möglich ist, haltet mit allen Menschen Frieden" (Röm 12,170. Ein Echo solcher Gedanken 
findet sich im ersten Petrusbrief (3,9), eine ausführliche Entfaltung in der Bergpredigt. 
Im Folgenden soll versucht werden, die Aussagen der Bergpredigt zum Frieden in ihrem 
größeren Zusammenhang zu betrachten. Gerade von hierher werden sie ihre Aussagekraft 
gewinnen. 
2. Die Bergpredigt im Aufbau des Matthäusevangeliums und im näheren Kontext. 
Die Frage der Adressaten 
Für das rechte Verständnis der Bergpredigt ist es wichtig zu wissen, wo sie sich inner-
halb des Gesamtaufbaus vom Matthäusevangelium befindet und wie sie selber aufgebaut 
ist (dazu s.u., 3). In den letzten Jahren hat sich eine Einsicht Raum verschafft, die im 
Matthäusevangelium drei I lauptteile erkennt.4  Nach David R. Bauers reicht ein einleiten- 
2 S. dazu unten, Abschnitt 2. 
3 Vgl. Gerhard Beestermöller, Paradigmenstreit in der katholischen Friedenslehre? Beobach- 
tungen zum Hirtenwort „Gerechter Friede", unten in diesem Band, 57. 
4 Vgl. Joachim Gnilka, Das Matthäusevangelium (Herders Theologischer Kommentar zum 
Neuen Testament 1/1), Freiburg u.a. (1986); Alexander Sand, Das Evangelium nach Matthäus 
(Regensburger Neues Testament), Regensburg (1986), der freilich Mt 16,21 -28,20 weiter un- 
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der Abschnitt von Mt 1,1 bis 4,16. Man könnte ihn überschreiben: „Hinführung zu Jesus, 
dem Messias und Sohn Gottes". In 4,17 und 16,21 fände sich dann jeweils der Beginn 
des zweiten und dritten Hauptteils, eingeleitet mit einer gleichlautenden Formel: „Von da 
an begann Jesus ...". Der zweite Teil ist bei Bauer überschrieben: „Jesu Verkündigung 
an Israel", der dritte Teil: „Leiden und Auferstehung Jesu, des Messias und Gottessoh-
nes". Wichtig ist, dass die Bergpredigt nach dieser Einteilung in einen Hauptabschnitt 
des Matthäusevangeliums fällt, der in 4,17 beginnt: „Von da an begann Jesus zu verkün-
den: Kehrt um! Denn das Himmelreich ist nahe." Neuere Autoren beginnen auch, die 
ganze Versfolge 4,17-5,2 nun als Hinführung zur Bergpredigt zu sehen, und nicht nur 
(wie in älteren Kommentaren) die Verse 5,1-2 oder (wie etwa Gerhard Lohfink6) 4,23-
5,2. Man kann dann in dem Abschnitt 4,18-5,2 einen chiastischen Aufbau erkennen, in 
dem eine erste Szene Jesus und Jünger zeigt (4,18-22 die Berufung der ersten vier 
Jünger) und eine zweite Jesus und die Volksscharen (4,23-25). Bei der Nennung der 
Zuhörer der Bergpredigt Jesu werden zunächst die Volksscharen genannt und dann die 
Jünger. So ergibt sich ein Aufbau a — b — b — a. In dieser Sicht wird nach dem einleiten-
den Summarium über Jesu Bußruf und Ankündigung des Gottesreiches die Zuhörerschaft 
der Bergpredigt konstituiert: die Jünger und das Volk. Dabei steht das Handeln Gottes 
bzw. Jesu von Anfang an im Vordergrund. Erst viel später wird vom Handeln der Men-
schen die Rede sein. 
Die Beobachtungen über den Kontext der Bergpredigt sind auch bedeutsam für die viel-
verhandelte Frage nach ihren Adressaten. Nach G. Lohfink7  richtet sich die Bergpredigt 
an Israel. Dies komme schon dadurch zum Ausdruck, dass Jesus nach Mt 4,23-25 zu-
nächst die Kranken im Gottesvolk heilt. Diese kommen aus allen vier Himmelsrichtun-
gen des alten Israel zusammen: Galiläa im Nordwesten, die Dekapolis im Nordosten, 
Judäa im Südwesten und Peräa im Südosten. Aus dieser Beobachtung wie aus seiner 
Interpretation von Mt 5,1-2 zieht Lohfink weitreichende Konsequenzen: Die Bergpredigt 
gilt für Israel bzw. das erneuerte Gottesvolk, das nun aus den Jüngern besteht, und kann 
auch nur von ihnen gelebt werden. Dieser Sicht steht die andere etwa von Klaus-Stefan 
Kriegers gegenüber, nach der sich die Bergpredigt an Hörer wendet, die nicht nur aus 
Israel, sondern auch aus den Nachbarländern zusammengeströmt sind, vor allem Syrien. 
Das zuletzt genannte Land meine die römische Provinz und reiche damit weit über das 
Gebiet des alten Israel hinaus. Daraus ergibt sich für Krieger denn auch eine Geltung der 
Bergpredigt nicht nur für den Jüngerkreis, sondern für alle Menschen guten Willens. 
Matthäus hat nicht eigentlich die historischen Zuhörer Jesu damals auf dem Berg, son-
dern seine eigenen Zeitgenossen im Blick. Diese Auffassung scheint den Vorzug zu ver-
dienen. 
terteilt; David R. Bauer, The Structure of Matthew's Gospel. A Study in Literary Design (Jour-
nal for the study of the New Testament. Supplement Series 31/ Bible and Literature 15), Shef-
field (1988). 
5  Vgl. Anm. 4. 
6 Gerhard Lohfink, Wem gilt die Bergpredigt? Beiträge zu einer christlichen Ethik, Freiburg u.a. 
(1988); ebenso William D. Davies — Dale C. Allison Jr., The Gospel According to Saint 
Matthew (International Critical Commentary of the Holy Scriptures of the Old and New Tes-
taments) 1, Edinburgh (1988) 410-428. 
7 A.a.O. 
8  Klaus-Stefan Krieger, Das Publikum der Bergpredigt (Mt 4,23-25). Ein Beitrag zu der Frage: 
Wem gilt die Bergpredigt?, in: Kairos 28 (1986) 98-119. 
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Noch besser sieht man in den Adressaten der Bergpredigt die „Lesergemeinde" des 
Matthäus.9  Diese Sicht wird möglich, wenn man an die Rede Jesu weniger nach dem 
historischen als vielmehr nach dem literarischen Paradigma herangeht. Es muss dann 
unterschieden werden zwischen den „realen Lesern" der Zeit des Matthäus und den „im-
pliziten", die der Text des Matthäus als Text voraussetzt. Sie sind auch offen für die heu-
tige Leserschaft. Alles spricht dafür, dass Matthäus eine Leserschaft vor Augen hat, die 
sich aus Christen aus dem Judentum und dem Heidentum zusammensetzt. Dabei wird 
man zugleich an bereits bekehrte Christen und an Menschen denken, die sich noch auf 
dem Wege der Glaubenseinführung befinden, vielleicht sogar Leserinnen und Leser, die 
durch diesen Text erstmals mit dem Christentum konfrontiert werden. Für die Geltung 
der in der Bergpredigt verkündeten Grundsätze folgt daraus, dass sie sich nicht notwendi-
gerweise nur an Christen wenden. Schon die Nennung der „Volksscharen", die bei Mat-
thäus in ihrer Haltung Jesus gegenüber bis zum Schluss ambivalent bleiben, spricht 
gegen diese Annahme. Ebenso wird sich zeigen, dass gerade die Forderungen Jesu nach 
Gewaltverzicht und Feindesliebe aus dem Bereich der Interaktion zwischen den Hörern 
der Botschaft Jesu und ihnen mit Gewalt entgegentretenden Außenstehenden genommen 
sind. Auch diese Tatsache weitet den Blick über den Jüngerkreis hinaus. 
3. Der Aufbau der Bergpredigt 
Wichtig für das Verständnis der Bergpredigt ist auch die Frage nach deren Aufbau. Unter 
den Auslegern gibt es bislang keinen rechten Konsens, wie die Bergpredigt zu gliedern 
sei, auch wenn sich bestimmte Abschnitte - wie etwa die Seligpreisungen 5,3-12 oder 
die Antithesen 5,20-48 - deutlich von ihrem Kontext abheben. Unter den neuesten Glie-
derungsversuchen verdient derjenige von D.C. Allison kJ° besondere Beachtung, nicht 
nur, weil er aus der Feder eines der beiden Autoren des verdienstvollen Kommentars im 
International Critical Commentary stammt )  I sondern auch, weil er in geschickter und 
kundiger Weise literarische mit religionsgeschichtlichen Aspekten verbindet. 
In Weiterentwicklung von Ansätzen von J.D. Kingsbury12  schlägt Allison eine Einteilung 
der Bergpredigt in drei Hauptteile vor. Diese Annahme wird gestützt durch die Be-
obachtung, dass sich Dreiergruppen durch die ganze Rede ziehen. Am Anfang stehen die 
neun Seligpreisungen in Mt 5,3-12. Er nennt sie „Seligpreisungen für das Gottesvolk". 
Nach ihnen beginnt schon das eigentliche Korpus der Bergpredigt 5,13-7,12, eingeleitet 
durch eine „Summarische Feststellung: Salz und Licht" 5,13-16. Anschließend gliedert 
Matthäus seinen Stoff nun nach „drei Säulen", wie sie auch in jüdischen Texten als 
grundlegend für die Frömmigkeit angesehen werden: Erfüllung der Tora, Gottesdienst 
und Bewährung in sozialen Fragen. Danach ergibt sich: 
A. Jesus und die Tora 5,17-48 
9 In diesem Sinne Jack D. Kingsbury, The Place, Structure, and Meaning of the Sermon on the 
Mount Within Matthew: Interpretation 41 (1987) 131-143. 
10 Dale C. Allison Jr., The Structure of the Sermon on the Mount, in: Journal of biblical literature 
106 (1987) 423-445. 
Vgl. oben, Fußnote 6; Bd. II erschien 1991, Bd. III 1997. 
12 Jack D. Kingsbury, The Place, Structure, and Meaning of the Sermon on the Mount Within 
Matthew, a.a.O., Anm.9 
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B. Der christliche Kult 6,1-18 und 
C. Soziale Fragen 6,19-7,12 
Der Schlussabschnitt 7,13-8,1 enthält drei Warnungen und die Aussicht auf das escha-
tologische Gericht 7,13-27 sowie den Schluss: Die Scharen und der Berg 7,28-8,1 
Für das Verständnis der Bergpredigt erscheint dabei bedeutungsvoll, dass am Anfang der 
langen Rede Ist-Aussagen stehen, die schon in dem Abschnitt über das Handeln Gottes in 
Jesus in 4,23-5,2 vorbereitet sind. Hierhin gehören vor allem die neun Seligpreisungen in 
5,3-12 und die Worte über die Jünger als Salz und Licht in 5,13-16. So gründet der 
Imperativ im Indikativ oder das Gesetz im Evangelium. 
Auf der anderen Seite darf nicht übersehen werden, dass das Anliegen der Bergpredigt 
letztlich ein praktisches ist. Alle drei Hauptabschnitte der Rede geben Anweisungen für 
das Leben der Jünger bzw. der Hörer, sei es in der radikalen Erfüllung der Tora, sei es im 
Gottesdienst, sei es in sozialen Bewährungsfeldern. Die Rückbindung an das zeitgenössi-
sche Judentum ist dabei so stark, dass H. D. Betz jüngst vorgeschlagen hat, die Bergpre-
digt nicht auf die Logienquelle zurückzuführen, wie dies zumeist im Blick auf die paral-
lele Feldrede des Lukas (Lk 6,20-49) geschieht, sondern auf einen vorchristlichen, jüdi-
schen Sonderstoff des Matthäus." Dieser Vorschlag scheint sich nicht durchzusetzen, 
zeigt aber auf jeden Fall, wie zentral die Imperative für die Bergpredigt sind. Letzte 
Zweifel an deren Bedeutung räumen mit Sicherheit die Schlussverse von 7,13 bis 7,27 
aus, in denen es im Wesentlichen um das Tun der Worte Jesu geht. 
Für den Übergang von den Ist-Aussagen zu den Imperativen sind die beiden Abschnitte 
5,13-16 und 5,17-20 von Bedeutung. Es wird sich zeigen, dass in 5,13-16 bereits am 
Schluss in V. 16 der Übergang zum Imperativ erfolgt. Damit ist dann der Grund für die 
Behandlung der Antithesen gelegt, die zunächst mit einer grundsätzlichen Erwägung über 
Jesu Stellung zur Tora und zu den Propheten begonnen wird (5,17-20). 
Der gerade in diesen letzteren Versen begegnende Ausdruck „Himmelreich" ist ein 
Schlüsselbegriff wenn nicht für die gesamte Bergpredigt, dann doch zumindest für Kap. 
5. Er erscheint nicht nur einführend im ersten Vers des Hauptabschnitts, in dem sich die 
Bergpredigt befindet und damit nach unserer Deutung auch der Hinführung zur Bergpre-
digt, nämlich Mt 4,17, sowie dem Summarium von 4,23, sondern rahmt auch die ersten 
acht Seligpreisungen in 5,3-10. Er steht erneut in den programmatischen Versen 5,19f. 
Das erneute Vorkommen in 6,33 sowie 6,10 (dritte Vater-Unser-Bitte) und 7,21 sichert 
die Bedeutung dieses Schlüsselbegriffs für die gesamte Bergpredigt. 
Es ist wohl kein Zufall, dass sich gerade in 6,33 auch noch einmal der Begriff der „Ge-
rechtigkeit" findet, mit dem „Himmelreich" verknüpft. Auch er durchzieht wie ein roter 
Faden die Bergpredigt, von den Seligpreisungen angefangen (s. u., Abschnitt 4) bis hin 
zu 5,20 und den Antithesen und 6,1, wo der zweite Hauptabschnitt mit diesem Stichwort 
eingeleitet wird. Beide Begriffe zusammen - „Himmelreich" und „Gerechtigkeit" - bil-
den somit wichtige Stichworte der Bergpredigt. 
13 
 
Hans D. Betz, A Commentary on the Sermon on the Mount, Including the Sermon on the Plain 
(Matthew 5:3-7:27 and Luke 6:20-49) (Hermeneia), Minneapolis, MN (1995). Vgl. die 
Besprechung von Benedict T. Viviano in: Biblica 78 (1997) 255-265, die auch eine weitere 
Monographie behandelt: Marcel Dumais, Le sermon sur la montagne. Etat de la recherche. 
Interpretation. Bibliographie, Paris (1995). 
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4. Die Heilszusagen am Beginn der Bergpredigt 
Am Anfang der großen Rede Jesu, mit der Matthäus in die Verkündigung Jesu einführt, 
steht nicht das fordernde Wort, sondern die Heilszusage. Es lassen sich sogar zwei Ab-
schnitte unterscheiden, in denen Jesus zu Beginn seiner Rede Aussagen über seine Hörer 
und seine Jünger macht, bevor er zur ethischen Unterweisung übergeht: die neun Selig-
preisungen in Mt 5,3-12 und die Worte über die Jünger in den Versen 13-16. 
In der Gestalt, in der wir die Seligpreisungen heute bei Matthäus besitzen, tragen sie 
seine Handschrift, auch wenn ein Grundbestand von ihnen aus der Überlieferung der 
Spruchquelle übernommen sein dürfte (vgl. Lk 6,206-24 Dabei könnte die Gestalt der 
Seligpreisungen bei Matthäus auch schrittweise gewachsen sein. Erkennbar ist eine Zu-
sammengehörigkeit der ersten acht Seligpreisungen. Wir hatten auf deren Rahmung 
schon hingewiesen, insofern die erste und die letzte von ihnen mit der Verheißung des 
Himmelreiches endet. Noch einmal zusammengehörig sind die ersten vier Seligpreisun-
gen, bei denen die selig gepriesene Menschengruppe stets mit einem griechischen „p" 
anfängt. Dazu erwies sich auch das Stichwort der Gerechtigkeit als wichtig, das zum 
Wortbestand der vierten und der achten Seligpreisung gehört. Wir hatten gesehen, dass es 
zu den wichtigen Stichworten der ganzen Bergpredigt gehört. 
Man sagt oft, Matthäus habe die aus der Tradition übernommenen Seligpreisungen „ethi-
siert", d.h. das menschliche Handeln stärker herausgestellt als etwa Lukas, wo — viel-
leicht entsprechend älterer Tradition — menschliches Erleiden und Erleben im Vorder-
grund steht. So entsprechen den „Armen im Geiste" bei Matthäus nur die „Armen" bei 
Lukas, und es fehlt etwa die Seligpreisung der Friedensstifter. An dieser Beobachtung 
mag etwas Wahres sein, doch lädt der Text des Matthäus ein, ihn in seiner vorliegenden 
Gestalt noch etwas genauer zu untersuchen. Dabei können der genannte Artikel von D.C. 
Allison Jr.14  sowie eine Studie von A. Kodjak helfen.I 5  Ausgangspunkt für eine genauere 
Analyse kann sein, dass es sich bei Matthäus nicht um acht, sondern um neun Seligprei-
sungen handelt. Die Seligpreisung der Verfolgten in V. 10 wird nämlich in V. 11-12 
erweitert wiederholt, wo Jesus von der Rede in der 3. Person zur direkten Anrede über-
geht. Damit erhalten die Seligpreisungen ein starkes „Achtergewicht", d.h. sie führen zu 
einem Höhepunkt in der direkten Anrede der Jünger als zukünftig Verfolgten. Von hier 
aus kann man die Gruppe der Seligpreisungen dann auch von hinten lesen. Die Armen 
sind dann wohl arm, weil sie zum Kreis der verfolgten Anhänger Jesus gehören, darum 
trauern sie vielleicht auch, bewähren sich aber auch als Sanftmütige und Friedensstifter, 
stets hungernd und dürstend nach Gerechtigkeit. 
Versucht man, auch im Blick auf von Matthäus bevorzugte Dreiteilungen, die neun Se-
ligpreisungen in Dreiergruppen aufzuteilen und vor allem die Bedingungsseite, die die 
Verheißung auslöst, semantisch zu analysieren, kann man eine interessante Beobachtung 
machen: am Anfang stehen drei Seligpreisungen, die von Zuständen ausgehen: der Ar-
mut, der Trauer, aber auch der Sanftmut. In den nächsten drei Seligpreisungen geht es 
eher um das Tun der von Jesus Gepriesenen: Hunger und Durst nach Gerechtigkeit, 
Barmherzigkeit, reine Absicht. In der dritten und letzten Gruppe erfolgt dann der Über-
gang vom Tun zum Erleiden des Menschen. Es überrascht und gibt zu denken, dass diese 
14 
 S. o., Anm. 10. 
15 
 Andrej Kodjak, A Structural Analysis of the Sermon an the Mount, Berlin u.a. (1986). 
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Gruppe mit der Seligpreisung der Friedensstifter beginnt, bevor dann zweimal die Ver-
folgten selig gepriesen werden. Im Blick auf das Schicksal großer Friedensstifter unserer 
Tage (wir denken an Mahatma Gandhi, Martin Luther King Jr., Anwar El Sadat oder 
Jizchak Rabin) erstaunt dieser Zusammenhang dann vielleicht doch nicht so sehr. 
Zu den Heilszusagen gehören auch die Worte an die Jünger in Mt 5,13-16. Die Worte 
vom Salz und vom Licht in den Versen 13 und 14 sind wohl unter Verwendung von 
synoptischem Überlieferungsmaterial gestaltet worden, gehen aber in ihrer vorliegenden 
Gestalt offensichtlich auf Matthäus zurück. Vergleichbares gilt von den Versen 14b bis 
1 6. Das Wort vom Salz in V. 13 wird zumeist übersetzt „Ihr seid das Salz der Erde". Der 
nachfolgende Vers 14a „Ihr seid das Licht der Welt" wird dann als ein synonymer Par-
allelismus aufgefasst. Das mag stimmen, aber es gibt auch eine Alternative. Danach 
würde ich übersetzen: „Ihr seid das Salz des Landes."I6  Der Hauptgrund für diese alter-
native Übersetzung liegt darin, dass der Jesus des Matthäus nur wenige Verse zuvor den 
„Sanftmütigen" verheißen hatte, sie würden „das Land erben". Vieles spricht dafür, das 
gleiche griechische Wort (ge) an beiden Stellen auch gleich zu übersetzen. Dann ergäbe 
sich in den Versen 13 und I4a ein klimaktischer statt eines synthetischen Parallelismus. 
Die Jünger sind Salz des Landes Israel, so wie sie von Jesus auch zunächst nur zu den 
„verlorenen Schafen des Hauses Israel" gesandt werden (10,6; vgl. Jesus über sich selbst 
15,24). Diesem Land sollen sie Haltbarkeit und Würze verleihen, und sie tun es bereits. 
Als „Licht der Welt" würde dann auf den Schluss des Evangeliums vorausgegriffen, an 
dem die Jünger tatsächlich bis an die Enden der Erde ausgesandt werden (28,190. Doch 
schon von jetzt an sollen die Hörer Jesu und die Jünger Licht in die Welt bringen, und 
zwar durch das Leben nach seinen Geboten bzw. nach der von ihm neuinterpretierten 
Tora. Damit ist die Überleitung zu den Versen 14b bis 16 geleistet, die ihrerseits zu den 
von V. 17-20 eingeführten Antithesen von Mt 5,21-48 überleiten. Dazwischen steht 
noch das Wort von der Stadt auf dem Berge in V. 14b. Es bestimmt vor allem diejenigen 
Auslegungen, die den Hauptzweck der Bergpredigt darin sehen, die Jünger zum exem-
plarischen Handeln innerhalb des Jüngerkreises aufzufordern, was dann automatisch eine 
„Völkerwallfahrt zum Berge Zion" auslösen würde, bei der die Heiden sich vom Leben 
des Gottesvolkes faszinieren lassen und daraufhin ihr Handeln ändern. Diese Sicht findet 
sich nicht nur bei G. Lohfink, wie wir sahen (s.o., 2), sondern auch im genannten Text 
der Deutschen Bischofskonferenz zur Friedensfrage im 1. bibeltheologischen TeiI.17  So 
bestechend diese Sicht ist, so muss sie sich doch den Hinweis gefallen lassen, dass die 
Bergpredigt neben den Heilszusagen eben auch die Imperative kennt, und zwar auch für 
die Interaktion mit Menschen außerhalb des Gottesvolkes (s.u., 5). Schon V. 16 leitet 
zum Handeln der Jünger nach der Tora über, wobei dann die Beispiele in den Antithesen 
des weiteren Verlaufs von Kap. 5 ein breites Spektrum von Handlungsmöglichkeiten 
innerhalb und außerhalb der Gemeinde bieten werden. 
16 Vgl. Johannes Beutler, Ihr seid das Salz des Landes (Mt 5,13), in: Cornelius Mayer, Karlheinz 
Müller, Gerhard Schmalenberg (Hg.), Nach den Anfängen fragen (FS Gerhard Dautzenberg; 
Gießener Schriften zur Theologie und Religionspädagogik 8), Gießen (1994) 85-94. 
17  Gerechter Friede 46f. 
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zelne, die sich Jesu Ethos öffnen. Das Anwendungsgebiet der Mahnungen ist zwischen-
menschliches Verhalten, ohne dass eine Einschränkung auf den Gemeindebereich er-
kennbar wäre, dieser ist z. T. sogar direkt ausgeschlossen. Eine Verheißung oder ein 
Motiv fehlt, doch werden diese am Schluss der nächsten und letzten Antithese nachgelie-
fert: es geht darum, dem himmlischen Vater ähnlich zu werden (s. u. V. 45 und 48). 
Diese letzte Antithese beginnt wieder mit einem Prinzip, das man gehört hat. Freilich 
lässt sich biblisch nur die erste Hälfte nachvollziehen. Es handelt sich um das Gebot der 
Nächstenliebe von Lev 19,18. Dass man den Feind hassen solle, steht nirgends geschrie-
ben. Neuere Ausleger verweisen dafür am ehesten auf die Texte von Qumran, wo sich 
eine solche Anweisung findet (vgl. I QS 9,4; 9,210. Doch darf man nicht davon aus-
gehen, dass den Hörern Jesu bzw. den Lesern des Matthäus diese Sicht vertraut war, 
noch dazu als eine normative Anweisung. Wie auch immer: ein Gebot der Feindesliebe 
scheint im Alten Testament noch nicht belegt, wie auch Pinchas Lapide zugibt (s. o., 1, 
mit Anm. 5). Was es gibt, ist die Aufforderung, dem Feinde Gutes zu tun und ihm zu 
essen und zu trinken zu geben, wie es in Spr 25,21f formuliert und von Paulus in Röm 
12,20 aufgegriffen wird. Für zeitgeschichtliche Parallelen zur Feindesliebe sucht man am 
erfolgreichsten im Bereich des Hellenismus, wie dies seinerzeit Luise Schottroff getan 
hat.2° Die Vorstellung einer Feindesliebe bleibt in der Tat schwierig. Pinchas Lapidem 
hat den ansprechenden Vorschlag gemacht, statt ihrer eher von einer „Entfeindung" zu 
sprechen. Indem ich liebevoll auf den Feind zugehe, hört er auf, mein Feind zu sein, und 
ist vielleicht neue Beziehung möglich. 
Der Inhalt der Weisung Jesu richtet sich zugleich auf die innere Einstellung zum „Feind" 
und „Verfolger" wie auch auf äußerlich sichtbares Verhalten wie das Gebet. Die Begrün-
dung, die Jesus für das geforderte Verhalten gibt, ist zunächst weisheitlicher Art: es gilt 
den Vater im Himmel nachzuahmen, dessen Verhalten in der Natur gegenüber Bösen und 
Guten, Gerechten und Ungerechten (Chiasmus!) beobachtet werden kann. In den beiden 
Bedingungsgefügen von V. 46f wird diese weisheitliche Begründung durch eine andere 
ersetzt, die auf das Ende, den „Lohn", schaut. Die Verbindung beider Sichtweisen 
scheint charakteristisch für die Jesusverkündigung der Logienquelle zu sein.22  Die 
abschließende „Goldene Regel" von V. 48 (konkreter Lk 6,36) stellt noch einmal das 
weisheitliche Element mit dem Verweis auf die nachzuahmende Vollkommenheit des 
Vaters im Himmel heraus. 
6. Zur Deutung der friedenstheologischen Aussagen der Bergpredigt 
Jesu Aufforderung zum demonstrativen Verzicht auf Vergeltung und zur Feindesliebe 
sind von jeher auf Rat- und Hilflosigkeit gestoßen. Auf der einen Seite gab es spätestens 
seit konstantinischer Zeit Realpolitiker, nach denen „mit der Bergpredigt kein Staat zu 
20 Luise Schottroff, Gewaltverzicht und Feindesliebe in der urchristlichen Jesustradition. Mt 
5,38-48; I,k 6,27-36 (1975), in: dies., Befreiungserfahrungen. Studien zur Sozialgeschichte 
des Neuen Testaments (Theologische Bücherei, Neues Testament 82), München (1990) 12-35. 
21 Pinchas Lapide, Nicht Feindesliebe — sondern Entfeindungsliebe. Realpolitik, wie sie die 
Bergpredigt eigentlich meint: Entschluss 38,3 (1983) 14-17. 
22 Vgl. Dieter Zeller, Die weisheitlichen Mahnsprüche bei den Synoptikem (Forschung zur Bibel 
17) Würzburg (1977) 198. 
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machen" ist. Sie sehen in den betreffenden Aufforderungen der Bergpredigt dann Ziel-
vorstellungen, die nicht politisch unmittelbar umsetzbar sind, oder Anweisungen für die 
innere Einstellung des Christen, der sich dem Phänomen der Gewalt gegenübergestellt 
sieht. Auf der anderen Seite gibt es aber immer wieder auch Aufbrüche hin zu einer völ-
lig gewaltfreien Lebensweise. Ein schönes Beispiel dafür ist die franziskanische Bewe-
gung und die Gestalt des Franziskus selbst. 
In der Zeit der Reformation gewann Martin Luthers Unterscheidung der zwei Reiche, in 
denen der Christ lebt, große Bedeutung. Als Glaubender gehört der Christ dem Himmel-
reich an, in dem Gewaltlosigkeit, Friede und Feindesliebe herrschen. Als Kind dieser 
Welt ist der Christ aber auch gezwungen, das Phänomen der Gewalt ernst zu nehmen und 
sich ihm nach Kräften, und zwar wirksam, zu widersetzen. Dem dient die staatliche „Ob-
rigkeit", der dazu das Schwert verliehen ist, wie mit Rückgriff auf Röm 13,1-7 erläutert 
wird. 
Im neueren Protestantismus gewann die Unterscheidung Max Webers von Verantwor-
tungs- und Gesinnungsethik Bedeutung. Innerlich und für sich wird der Christ die Gesin-
nung der Gewaltlosigkeit und der Liebe, sogar des Feindes, hegen und pflegen. Damit ist 
aber durchaus vereinbar, dass der gleiche Christ aus der Verantwortung heraus zum 
Mittel der Macht greift, wenn wichtige Rechtsgüter, ja vielleicht sogar unschuldige Men-
schenleben zu schützen sind (so etwa bei Helmut Schmidt). 
Die katholische Naturrechtslehre kam auf anderem Wege zu ähnlichen Ergebnissen. Sie 
entwickelte, gestützt auf Augustin, die Lehre vom „gerechten Krieg", der geführt werden 
darf, wenn entscheidende Rechtsgüter zu wahren sind, alle anderen Mittel versagen, die 
Folgen der kriegerischen Handlung absehbar sind, die Verhältnismäßigkeit der Mittel 
gewahrt bleibt und Nichtkombattanten verschont bleiben. 
Angesichts der potentiellen globalen Zerstörung durch einen atomaren Konflikt der 
Supermächte regte sich freilich auch im katholischen Lager Zweifel und Widerspruch. 
Bekannt wurde das Buch von Franz Alt, Friede ist möglich,23  in dem der bekannte Fern-
sehredakteur versucht, die Bergpredigt unmittelbar für die zu Beginn der 80er Jahre dis-
kutierten Fragen relevant zu machen. Sie verbietet nach ihm nicht nur den Einsatz, son-
dern auch die Androhung von Gewalt, fordert also christlichen Pazifismus. 
In eine ganz andere Richtung ging die Theologie von Gerhard Lohfink, wie wir in Ab-
schnitt 2 beim Thema der Adressaten der Bergpredigt gesehen haben, und das von ihr 
inspirierte Bischofswort, von dem eingangs in GF 1 die Rede war. Nach dieser Sicht gilt 
die Bergpredigt nicht nur für Einzelne, sondern auch für Gruppen. Freilich meint Jesus 
hier nicht die Völkerwelt, sondern Israel in seiner erneuerten Gestalt als das Gottesvolk 
derer, die aus Israel und der Heidenwelt heraus zum Glauben an Jesus gefunden haben. 
An sie ist die Weisung Jesu gerichtet, und innerhalb ihrer Gemeinden, wenn sie denn 
wahre Gemeinden Jesu Christi sind, ist ihre Durchführung auch möglich. Dies schon 
deswegen, weil man in einer Gemeinschaft, die auf dem „Gesetz Christi" aufgebaut ist, 
nicht zu fürchten braucht, dass eigener Gewaltverzicht zum persönlichen Schaden gerei-
chen wird. Durch ihre gelebte Gewaltlosigkeit wirken im übrigen christliche Gemeinden 
als „Kontrastgesellschaft" gegenüber der von Gewalt bestimmten sonstigen Welt, und 
laden dazu ein, sich ihnen anzuschließen. So wird der Lauf der Welt zwar nicht direkt, 
wohl aber indirekt beeinflusst. 
23  München u.a. (131983). 
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Es bleibt freilich zu fragen, ob Matthäus mit der Bergpredigt nur dies oder nicht doch 
mehr im Sinne hatte. Schon die Neubesinnung auf die Frage nach den „Adressaten der 
Bergpredigt" hatte uns in diese Richtung geführt. Ein Blick auf den Text selbst (z.B. auf 
das Beispiel von der Zwangsverpflichtung in Mt 5,41) hatten uns davon abgeraten, die 
möglichen Konfliktfälle nur im Bereich der Gemeinde anzusiedeln. Auf der anderen 
Seite irritiert der Gedanke, dass die Beschränkung der Geltung der Bergpredigt auf den 
Gemeindebereich zu der Gefahr führt, auf kriegerische Gewalt letztlich nur die Antwort 
der Gegengewalt zu haben. Hier scheint die lutherische Zwei-Reiche-Lehre ihr katholi-
sches Gegenstück erhalten zu haben, auch wenn man nicht mehr vom Einzelnen, sondern 
von Gemeinden in ihrem Umfeld ausgeht. Gerade nach dem 11. September 2001 wird 
man vorsichtig sein, sich auf diesen Weg zu begeben. Nach welchen Prinzipien soll man 
aber dann Jesu Texte vom Gewaltverzicht und von der Feindesliebe sozial- und friedens-
ethisch relevant machen? 
Ich darf hier vielleicht im Wortlaut wiederholen, was ich seinerzeit auf dem Höhepunkt 
der friedensethischen Debatten 1982 geschrieben habe: „Angesichts der menschlichen 
Neigung, Gewalt eher mit Gewalt zu beantworten, setzen Botschaft und Verhalten Jesu 
ein deutliches Zeichen, in welcher Richtung der sicherere Weg des Christen liegt. Gerade 
in Fällen, in denen die Vernunft mehrere Möglichkeiten offen lässt — gerechtfertigte 
Selbstverteidigung oder Hinnehmen des Unrechts um des Friedens willen —, ermutigt und 
motiviert das Verhalten Jesu, wie es in der Bergpredigt auch programmatisch formuliert 
wird, gemäß dem Grundsatz der Gewaltlosigkeit vorzugehen. Dies gilt vor allem für den 
Fall, dass dabei Rechte Dritter nicht betroffen sind."24  
Das Dokument „Gerechter Friede" kommt am Schluss des biblischen Teils zu einem 
ähnlichen Ergebnis (GF 56). Auch hier ist von der Vernunft die Rede, die vor der Wahl 
zwischen gewaltfreier und gewaltgestützter Sicherung des Friedens in einem Konfliktfall 
steht. Es wird der Vernunft zugetraut, dass sie den Weg der Gewaltlosigkeit wählt, im 
Vertrauen auf den „messianischen Frieden", dem letztlich der Sieg verheißen ist, und im 
Vertrauen darauf, dass man sich ihm auch in kleinen Schritten nähern kann. Vielleicht 
wird dem System der Sicherung des Friedens durch die letztlich Gegengewalt einschlie-
ßenden Maßnahmen der konventionellen Konfliktbewältigung zu rasch auch die „Ver-
nünftigkeit" zugesprochen. Umso beherzigenswerter ist die abschließende Einsicht in die 
„Schattenseiten [der] gewaltbewehrten Ordnung. Sie zu erkennen, ist ein starker Beweg-
grund dafür, sich niemals mit ihr zufrieden zu geben und die Sehnsucht nach dem mes-
sianischen Frieden wach zu halten" (ebd.). 
24 J. Beutler, Friedenssehnsucht — Friedensengagement nach dem Neuen Testament, in: Stimmen 
der Zeit 200 (1982) 291-306,300. 
41 
Michael Rosenberger 
Klare Worte gegen den Konsens des Schweigens' 
Das neue Friedenswort der deutschen Bischöfe 
Als in der Karwoche 1999 deutsche Soldaten zum ersten Mal seit 1945 zu einem bewaff-
neten Eingreifen in einen Krieg ausrückten, noch dazu out of area und ohne Mandat der 
Völkergemeinschaft, wurde Deutschland von einer fast gespenstisch anmutenden Stille 
überfallen. Großdemonstrationen blieben aus, die Medien beschränkten sich weitgehend 
auf die Berichterstattung vom Kriegsschauplatz, die gesellschaftliche Debatte der 
Grundsatzfrage nach der moralischen Legitimität eines solchen Einsatzes wurde in einem 
unausgesprochenen Konsens über alle Parteigrenzen hinweg vertagt. Zu klar schien die 
Schuldfrage, zu offensichtlich war der alleinige Sündenbock identifiziert, und Joschka 
Fischers Parole „Nie wieder Auschwitz" deklarierte jegliche Kritik am Kosovo-Einsatz 
zum prinzipiellen Tabu, ohne dass sie zuvor auf ihre Stichhaltigkeit überprüft worden 
wäre (erst Monate nach Kriegsende wurden Fotos und Berichte von angeblichen Mas-
sengräbern und Konzentrationslagern Milosevic' als falsch entlarvt).2  
Nur sehr zögerlich wird seitdem ein Teil der offenen Fragen gestellt und diskutiert. Oft 
geschieht dies nur in kleinen Kreisen altgedienter Aktivistinnen der Friedensbewegung. 
Der Anfang 2001 aufgekommene Verdacht, dass Soldaten im Kosovokrieg durch den 
Staub von Geschossen aus abgereichertem Uran an Leukämie erkrankt sein könnten, 
zeigt (völlig unabhängig davon, ob er begründet ist!), wie viele Probleme auch nach zwei 
Jahren noch weitgehend unter der Decke gehalten werden — in einem stillschweigenden 
Konsens von Politik, Militär, Medien und Gesellschaft. Dieser Konsens des Schweigens 
muss jedoch aufgebrochen werden, wenn aus dem Kosovo-Krieg prinzipielle Lehren für 
die Zukunft gezogen werden sollen.3  
Als ob sie genau dazu ihren Beitrag leisten wolle, veröffentlichte die Deutsche Bischofs-
konferenz am 11. Oktober 2000 auf ihrer Herbstvollversammlung das neue Bischofswort 
„Gerechter Friede". 17 Jahre nach dem ersten Bischofswort „Gerechtigkeit schafft Frie-
den", das 1983 während der heißen Debatten über atomare Hochrüstung erschien, fällt 
„Gerechter Friede" damit in eine Zeit, die gegensätzlicher kaum sein könnte. Gleichwohl 
markieren die geänderten politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen den 
Anlass wie den Sitz im Leben des neuen Dokuments. 
Erweiterter und aktualisierter Text eines Aufsatzes, der zuerst erschien in: Orientierung 65 
(2001) 29-33. 
2 Dazu sehr informativ die detailgenaue Analyse von Clemens Ronnefeldt „Kosovo-/Jugosla-
wienkrieg — Die Wahrheit muß ans Licht", als pdf-Datei unter: http://www.muenster.de/ 
—cviento/kosovo/ auswertung_clemens. pdf (Stand 10.2.2000). 
Diese Forderung stellte Militärbischof Walter Mixa bei einer Veranstaltung der Führungsaka-
demie der Bundeswehr im Mai 2001. 
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I. Der „Sitz im Leben" 
Anfang der 80er Jahre war der Streit über den sog. Nato-Doppelbeschluss (atomar nach-
rüsten und weiter verhandeln) auf dem Höhepunkt angekommen. Fast sämtliche Länder 
Westeuropas diskutierten die Besorgnis erregende Beschleunigung der Rüstungsspirale 
und die Gefahren der Atomwaffen. Die Frage nach dem richtigen Weg zum Frieden in 
der Situation des kalten Krieges zwischen Ost und West spaltete die westlichen Gesell-
schaften wie auch die Angehörigen der großen Kirchen zutiefst. Dabei hatte sie, nicht nur 
in Kirchenkreisen, explizit christliche Untertöne. In Deutschland z.B. breitete sich die 
Debatte über ethische Interpretation und politische Relevanz der Bergpredigt bis in den 
Bundestag hinein aus und ließ die Grenzen der Kirchen weit hinter sich. In dieser 
Situation versuchte „Gerechtigkeit schafft Frieden", gegensätzliche Positionen so weit zu 
überbrücken, dass weiterhin ein Dialog miteinander möglich blieb (GsF 1.1) und der 
drohende Riss mitten durch die Kirchengemeinden verhindert werden konnte. 
Durch Gorbatschows Perestroika, die mit ihr einhergehende Entspannung zwischen Ost 
und West sowie durch den wenig später erfolgenden Zusammenbruch der kommunisti-
schen Regime wurde eine Phase der Abrüstung eingeleitet, die die friedenspolitischen 
Streitpunkte der ersten Jahrzehnthälfte weitgehend erledigte. Zugleich aber wurden neue 
Gefahren sichtbar, die sich in den 90er Jahren zu Brandherden auswuchsen, mit den 
überkommenen Kategorien der Friedensethik und -politik aber nicht lösbar waren und 
sind: Das Auseinanderfallen der Sowjetunion und Jugoslawiens haben Kriege und krie-
gerische Konflikte erzeugt, auf die kaum jemand vorbereitet war und die deshalb in Po-
litik und Öffentlichkeit weitgehend Ratlosigkeit hervorriefen. Hinzu kamen militärische 
Auseinandersetzungen am Golf und die zahlreichen Kriege und Konfliktherde in Afrika. 
All das ließ es geraten erscheinen, neu nach Orientierungshilfen zu suchen, die der 
christliche Glaube in dieser Situation zu bieten hat.4  
So gaben die US-amerikanischen Bischöfe bereits 1993 ihr zweites Hirtenschreiben „Ge-
rechtigkeit ist die Frucht des Friedens" heraus. 1994 folgte der Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland mit „Schritte auf dem Weg des Friedens". Die Holländische Bi-
schofskonferenz veröffentlichte im Herbst 1996 „Zum Frieden imstande? Wir persönlich 
glauben, dass dies möglich ist" — ein sehr narrativ gehaltenes Bischofswort, das in enger 
Zusammenarbeit mit der niederländischen Sektion von Pax Christi erarbeitet wurde. 1999 
schließlich verfassten die Bischöfe aus den Ländern der EU ein Friedenswort, das ihre 
spezifische Sicht der Probleme erläutert. Insofern steht „Gerechter Friede" gleichsam am 
Schluss einer neuen Serie kirchlicher Verlautbarungen zur Friedensthematik. Es profitiert 
von seinen „Vorläufern" und kann auf ihren Ausführungen aufbauen. 
Das Dokument hat gleichwohl einen langen Prozess des Entstehens hinter sich: Bereits 
1 993 hatte sich die Kommission X für weltkirchliche Aufgaben der Deutschen Bischofs-
konferenz für eine Fortschreibung von „Gerechtigkeit schafft Frieden" ausgesprochen. 
1 996 wurde zu diesem Behufe eine Arbeitsgruppe hochkarätiger Fachleute eingesetzt, 
der ein Jahr später eine bischöfliche Redaktionsgruppe unter Leitung des Limburger Bi-
schofs Franz Kamphaus begleitend und koordinierend zur Seite gestellt wurde. In Rück- 
4  Dazu auch: Thomas Hoppe, Auf dem Weg zum gerechten Frieden? Friedensethische Über-
legungen nach dem Ende des Ost-West-Konflikts, Bremen (1995); Thomas Hoppe/ Jörg Lüer 
(Hg.), Erfahrungen aus dem Konflikt im ehemaligen Jugoslawien, Bonn (1997). 
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sprache mit verschiedenen inner- und außerkirchlichen Fachgremien konnte so ein Text 
entwickelt werden, der auf der Herbstvollversammlung 2000 der Deutschen Bischofs-
konferenz in zweiter Lesung angenommen und zur Veröffentlichung verabschiedet 
wurde. 
2. Duktus und Gedankenführung 
Schon der Duktus von „Gerechter Friede" ist völlig anders als jener von „Gerechtigkeit 
schafft Frieden". Dieses argumentierte 1983 stark defensiv. Die Bischöfe redeten mit 
Engelszungen, um die traditionelle kirchliche Lehre vom gerechten Krieg zu verteidigen 
und sie mit einem einschränkenden „ja, aber" gegen alle Kritik auch für die Zeiten der 
atomaren Hochrüstung als weiterhin sinnvoll und begründet darzulegen. So verständlich 
dieses Ansinnen aus der damaligen Situation heraus auch war, es hatte doch gravierende 
Einschränkungen zur Folge. 
Die wichtigste trifft den Anspruch, den sich die Bischöfe im Titel „Gerechtigkeit schafft 
Frieden" selbst stellten: Die Gerechtigkeitsthematik — sowohl national als auch interna-
tional im Blick auf die Eine Welt — taucht nur punktuell auf und wird in keiner Weise zu 
einem strukturierenden Element für den Duktus des Textes. Hier hat es „Gerechter 
Friede" wesentlich leichter: Das neue Dokument ist von erfrischend offener Gedanken-
führung. Anstatt Positionen zu verteidigen, die in der Kritik stehen, wird ein offensiver 
Entwurf aktiver, zukunftsorientierter Friedenspolitik und Friedensverkündigung vorge-
legt, der sich von der ersten bis zur letzten Seite an der durch den konziliaren Prozess 
etablierten Trias Gerechtigkeit — Frieden — Bewahrung der Schöpfung ausrichtet. Immer 
wieder wird unter verschiedenen Aspekten verdeutlicht, dass die Sorge um den Frieden 
untrennbar mit den Problemen der Gerechtigkeit und Schöpfungsbewahrung verbunden 
ist. 
Auch in einer zweiten Hinsicht kann „Gerechter Friede" aus der weniger belasteten Si-
tuation Kapital schlagen: „Gerechtigkeit schafft Frieden" hatte die kirchliche Lehre vom 
gerechten Krieg fast doppelt so lang dargelegt und erörtert wie die biblischen Impulse zur 
Friedensethik. Die Bibel konnte so kaum als eigenwertige friedensethische Grundlage 
aufscheinen, es schien vielmehr, als erschöpfe sich christliche Friedensethik in der Frage 
des gerechten Krieges (und biblisch in der damit zusammenhängenden Frage nach der 
politischen Relevanz der Bergpredigt). „Gerechter Friede" hingegen verdoppelt den 
Umfang der biblischen Reflexionen und geht dann direkt zu aktuellen Fragestellungen 
über. Insbesondere den reichhaltigen Impulsen des Alten Testaments wird in „Gerechter 
Friede" große Aufmerksamkeit geschenkt. 
Schließlich hat sich in „Gerechter Friede" auch die Problemwahrnehmung fundamental 
geändert: Es geht nicht allein um Kriege und deren mögliche Rechtfertigung, sondern um 
das Phänomen der Gewalt im umfassenden Sinn. „Gerechter Friede" lässt sich hier stark 
vom Duktus des Alten Testaments anregen, das von den ersten Kapiteln an das Problem 
der Gewalt als existenziale Grundverfasstheit menschlichen Lebens situiert. So können in 
„Gerechter Friede" auch Ungerechtigkeit und Schöpfungszerstörung als Formen von 
Gewalt verstanden und in einem tieferen Zusammenhang mit dem Unfrieden gesehen 
werden. Die Ursachen von Gewalt gewinnen stärkere Beachtung und erfahren eine spi-
rituelle Deutung. 
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Ist die Problemwahrnehmung schärfer, kann auch die Problemlösung zielgenauer anset-
zen: Viel klarer als „Gerechtigkeit schafft Frieden" stellt „Gerechter Friede" das bibli-
sche und christliche Ziel der Minimierung, ja der Überwindung von Gewalt heraus — bei 
allem bleibenden Wissen um die Unvollkommenheit menschlicher Bemühungen. Der 
Titel „Gerechter Friede" zeigt, dass es das durchgängige Ziel des Dokuments ist, ein 
positives Leitbild der Friedensethik für heute zu entwerfen. 
3. Zentrale Inhalte 
„Gerechter Friede" besteht aus drei großen Teilen. Zunächst werden in einem biblischen 
Durchgang theologische Grundpositionen zur Frage der Gewalt und der Gewaltüberwin-
dung deutlich gemacht. Im zweiten Teil skizziert „Gerechter Friede" einige Hauptlinien 
der Friedenspolitik und nimmt in diesem Zusammenhang auch zu konkreten Fragen der 
aktuellen bundesdeutschen Debatte Stellung. Abschließend umreißen die Bischöfe im 
dritten Teil, was es für sie bedeutet, die Kirche als Sakrament des Friedens zu bezeich-
nen. 
3.1 Teil 1: Gewaltfreiheit in einer Welt der Gewalt. 
Die biblische Botschaft vom Frieden 
Schon in der Bibel hat die Auseinandersetzung mit der Gewaltproblematik eine zentrale 
Bedeutung. Dies herauszuarbeiten, ist das Anliegen des ersten Hauptteiles des Bischofs-
wortes. Er zeigt, wie eng die Offenbarung Gottes in der Geschichte und sein Handeln in 
dieser Welt verknüpft sind mit der Aufdeckung der Ursachen menschlicher Gewalttätig-
keit und der Suche nach Möglichkeiten, ihrer Herr zu werden. Breiten Raum nimmt die 
exemplarische Betrachtung der biblischen Urgeschichte (Gen 1-11) ein (GF 11-22). 
Ohne die Idealvorstellung eines umfassenden Schöpfungsfriedens aufzugeben (Gen 1-2), 
nehme die Bibel doch unumwunden den menschlichen Hang zur Gewalt in den Blick 
(Gen 3-8). Kainsmal (Gen 4) und Noachbund (Gen 9) werden in „Gerechter Friede" als 
paradigmatische Symbole interpretiert, in denen durch rechtliche Regelungen eine Ein-
grenzung der Gewalt unter gleichzeitiger Anerkennung ihres realen Vorhandenseins an-
gestrebt werde. Recht und Ethik stünden so in der unaufgebbaren Spannung zwischen 
„realpolitischem" Mühen um Gewaltbegrenzung einerseits und unverbrüchlichem Fest-
halten am Ideal eines völlig gewaltfreien Zusammenlebens im großen Schalom der 
Schöpfung andererseits. Diese Spannung wird in „Gerechter Friede" durchgängig zu 
Grunde gelegt und an keiner Stelle nach der einen oder anderen Seite aufgelöst. 
Noachbund und Schöpfungsfrieden haben, so „Gerechter Friede", nach biblischem Ver-
ständnis verpflichtenden Charakter für alle Menschen. Dennoch kenne die Bibel eine 
besondere Rolle des Gottesvolkes. In der Vision der Völkerwallfahrt zum Zion (Jes 2; Mi 
4) werde ausgedrückt, dass Israel gerufen sei, Zeichen und Kristallisationspunkt des 
messianischen Friedens zu sein (GF 23-26). Vor diesem Hintergrund könne die Ge-
schichte Israels als Geschichte des Ringens um ein wirksames Entgegentreten gegen alle 
Gewalt gelesen werden. Mehrere Schritte dieses Prozesses charakterisiert „Gerechter 
Friede": Gewalt schonungslos wahrnehmen und benennen (nicht wegschauen!) — Gewalt 
Klare Worte gegen den Konsens des Schweigens 45 
und ihre Verknüpfung mit Ungerechtigkeiten denunzieren — Versöhnung suchen — lieber 
Opfer als Täter sein (GF 27-39). 
In Jesus Christus begegne uns nicht nur ein Mensch, der diesen neuen Umgang mit Ge-
walt konsequent lebe, sondern den die frühe Kirche auch als den bekenne, in dem sich 
die Mittlerrolle Israels in einzigartiger Weise verdichtet (GF 40-50). Auf diesem Hinter-
grund kann „Gerechter Friede" die Position der Christinnen zwischen Gewalt und Ge-
waltfreiheit deutlicher bestimmen (GF 50-56): Verstrickt in Gewalttätigkeit und Schuld 
seien sie gerufen, im Sinne der noachitischen Gebote Gewalt wirksam einzugrenzen und 
zugleich — inspiriert von der biblischen Vision des Schöpfungsfriedens — um eine immer 
stärkere Reduktion der Gewalt zu ringen, ja womöglich selbst einen gewaltfreien Le-
bensstil zu praktizieren. Die Strategie der Gewaltbegrenzung sei dabei ein Gebot der 
Vernunft, das Streben nach dem messianischen Frieden eine Sache des Glaubens, der alle 
Vernunft übersteigt: „Christen können dieses Wagnis eingehen, gestützt auf und gestärkt 
durch die Erfahrungen, die der Glaube als unbedingtes Vertrauen auf die Kraft der göttli-
chen Liebe ihnen ermöglicht" (GF 56). Der Glaube hat ein Potenzial, das die Vernunft 
über sich selbst hinaus weiter treibt in die je größeren Möglichkeiten Gottes hinein. 
3.2 Teil II: Elemente innerstaatlicher und internationaler Friedensfähigkeit 
Die biblische Reflexion soll dazu dienen, „die menschliche Wirklichkeit im Licht der 
göttlichen Verheißungen zu sehen" (GF 8). So ist die Schrift gleichsam eine Lesehilfe 
der Wirklichkeit, eine „Brille" zur Betrachtung des Lebens. Mit ihrer Hilfe erschließt 
sich dem Glauben ein gesellschaftliches Leitbild, das er als seinen genuinen Beitrag in 
den politischen Diskurs einbringen kann (GF 57). Dieses Leitbild ist im Doppelbegriff 
des Dokumenttitels angesprochen: gerechter Friede. Die Bischöfe weisen dem Glauben 
damit eine inspirierende und orientierende Funktion im Blick auf die Argumente der 
Vernunft zu. Hermeneutisch bedienen sie sich also des Konzeptes einer weiter entwi-
ckelten autonomen Moral. 
Der zweite Hauptteil des Bischofswortes entfaltet daher in sozialethischer Analyse das 
Leitbild des gerechten Friedens, um es in den Prozess der öffentlichen Meinungs- und 
Willensbildung einzubringen. Mit den Begriffen Menschenwürde, globales Gemeinwohl, 
Gerechtigkeit und Solidarität werden in diesem Zusammenhang zunächst klassische 
Prinzipien der katholischen Soziallehre in Erinnerung gerufen und im Kontext der Frie-
densperspektive verortet (GF 58-65). In einem zweiten Schritt (GF 65-69) wird der 
prinzipielle Vorrang gewaltfreier Interventionen betont. Dort, wo militärisches Eingrei-
fen trotz Ausschöpfens aller Alternativen aus humanitären Gründen unausweichlich 
scheine, bleibe es — gerade auch mit Blick auf die langfristigen physischen und psychi-
schen Schäden — immer noch ein Übel, wenngleich u.U. das kleinere und damit vorzu-
ziehende. Um nicht vorschnell diesem Übel den Vorzug zu geben oder sich „gar an Ge-
walt als Mittel der Konfliktaustragung zu gewöhnen" (GF 69), müsse Gewaltfreiheit als 
eine „aktive, dynamische und konstruktive Kraft" (ebd., die EÖV Basel 1989, Nr. 86 
zitierend) verstanden werden. Der dritte Schritt (GF 70-99) bringt Menschenrechte, De-
mokratisierung und Rechtsstaatlichkeit, umfassende soziale und wirtschaftliche Ent-
wicklung sowie das Kriterium der Nachhaltigkeit im Sinne der UNCED von Rio 1992 als 
weitere unverzichtbare Elemente in das Leitbild des gerechten Friedens ein. Schließlich 
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wird im vierten Schritt (GF 100-107) die Bedeutung internationaler Kooperation betont 
und auf die Wichtigkeit von UN, OSZE und EU für das Voranbringen des weltweiten 
Friedensprozesses hingewiesen. 
Bis hierhin liefert das zweite Kapitel noch nichts wirklich Neues. Vielmehr werden die 
aus der katholischen Soziallehre bekannten Grundpositionen in Erinnerung gerufen und 
zu einem stimmigen Leitbild gerechten Friedens zusammengefügt. In den folgenden drei 
Unterkapiteln konkretisieren sich jedoch diese Aspekte. So sind hier die entscheidenden 
Impulse zu erwarten, an denen sich womöglich in der Diskussion die Geister scheiden. 
— Unter der Überschrift „Konfliktnachsorge als Konfliktvorbeugung" wird ein erster, 
aus der Erfahrung der letzten 50 Jahre zentraler Aspekt der Friedensarbeit genannt 
(GF 108-121): Der Umgang mit Erinnerungen, guten wie schmerzlichen, gehöre zu 
den bedeutendsten Herausforderungen auf der Suche nach einem gerechten Frieden. 
Weil Vertrauen eine unerlässliche Voraussetzung friedlichen Zusammenlebens von 
Menschen und Völkern sei, aber nur auf dem Fundament steter Erfahrung des guten 
Willens anderer erwachse, könne sich Vertrauen nur entwickeln, wenn die Vergan-
genheit ehrlich betrachtet und dargestellt werde und ggf. auch ein Prozess des Einge-
stehens von Schuld und der Bitte um Vergebung und Versöhnung in Gang komme. 
„Gerechter Friede" zieht ausdrücklich die Lehren aus der deutschen Geschichte (Un-
recht des Dritten Reichs und der DDR) bis hin zu der im Jahr 2000 virulenten Frage 
der Zwangsarbeiterentschädigung, reflektiert aber außerdem auch die Erfahrungen aus 
Südafrika nach dem Ende der Apartheid. Die Impulse zeigen überdeutlich, wie wenig 
allein mit einem Waffenstillstand für den umfassenden Frieden gewonnen ist und wie 
wichtig es dem zufolge ist, das Friedensengagement auf eine breite Basis zu stellen. 
— Besondere Aufmerksamkeit wendet „Gerechter Friede" der "Friedensarbeit in der 
Zivilgesellschaft" zu (GF 122-128). Damit wird der Ausdifferenzierung postmoderner 
Gesellschaft Rechnung getragen und der Versuchung ein Riegel vorgeschoben, sämt-
liche Verantwortung an „den Staat" zu delegieren. Als Zielgrößen nennen die Bi-
schöfe insbesondere einen lebendigen gesellschaftlichen Dialog sowie das komple-
mentäre Handeln vieler gesellschaftlicher Akteure, das der Staat subsidiär zu beglei-
ten hat. Die besondere und oft ambivalente Rolle der Medien wird eigens reflektiert. 
Ein langer Abschnitt wird schließlich dem Thema "Bedeutung und Grenzen militäri-
scher Mittel" gewidmet (GF 129-161). Schon seine Stellung am Ende des Kapitels 
verdeutlicht, dass es sich beim militärischen Einsatz allenfalls um ein letztes Mittel 
handeln kann. Ausgehend von der Beobachtung, dass die hoffnungsvollen Trends zu 
massiver Abrüstung, wie sie Anfang der 90er Jahre sichtbar wurden, am Ende des 
Jahrzehnts bereits wieder erlahmten, ja teilweise einer neuen Aufrüstungsphase Platz 
machten, wird die dringende Fortführung der Abrüstungs- und Rüstungskontrollbe-
mühungen angemahnt. Ohne sich militärpolitische Kompetenz anzumaßen, warnen 
die Bischöfe deutlich vor einer „unsachgemäßen Ausweitung des militärischen Zu-
ständigkeitsbereichs", wie sie seit der Überwindung des Ost-West-Gegensatzes immer 
wieder erwogen wird (GF 138). Dem Prinzip der „inneren Führung", das Soldatinnen 
zur eigenständigen Gewissensbildung und zum selbstverantworteten Handeln anhält, 
wird zentrale Bedeutung zugewiesen. Das gilt umso mehr, als dieses Prinzip zwar in 
Deutschland in Erinnerung an die eigene Vergangenheit hohen Stellenwert genießt, in 
manchen mit der Bundeswehr kooperierenden Armeen aber keine Relevanz hat. Die 
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Frage der Wehrform — Wehrpflicht oder Freiwilligenarmee — wird kurz gestreift, aber 
nach Nennung der mit beiden Lösungen verbundenen Gefahren offen gelassen. 
Umso ausführlicher wird die immer drängendere Frage bewaffneter Interventionen 
der Bundeswehr außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes behandelt (GF 
150-161). „Gerechter Friede" fragt, unter welchen Bedingungen ein solches Eingrei-
fen out of area überhaupt gerechtfertigt sein könnte. Folgende Bedingungen werden 
genannt und erläutert: Der gewaltsame Eingriff müsse die ultima ratio sein; er müsse 
völkerrechtlich klar legitimiert sein (was die Bischöfe in Übereinstimmung mit den 
Rechtswissenschaftlern für das Eingreifen im Kosovo 1999 als sehr fraglich ansehen); 
alle gewaltärmeren Alternativen müssten ausgeschöpft sein; es müsse hinreichend 
wahrscheinlich sein, dass die Gewaltanwendung ihr Ziel erreichen kann und die Lage 
nicht weiter verschlimmert; im Blick auf das Ausmaß der eingesetzten Gewalt sei der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Mittel zu beachten; ein maximaler Schutz der 
Zivilbevölkerung sei sicher zu stellen; humanitäre Notlagen müssten schnell und um-
fassend gelindert werden; schließlich müsse eine politische Perspektive vorhanden 
sein, die klare Vorstellungen von dem nach der Intervention anzustrebenden Zustand 
beinhaltet. — Abgesehen von GF 152 und 154 wird der Einsatz der Bundeswehr im 
Kosovo nicht ausdrücklich genannt. Es ist aber mehr als offensichtlich, dass er die 
Kontrastfolie bildet, auf der die Passage zu lesen ist. Wird sie streng interpretiert, 
muss die ethische Legitimität der Nato-Intervention nicht nur angezweifelt, sondern in 
Abrede gestellt werden — ohne den Politikerinnen redliches Bemühen und guten 
Willen abzusprechen. Hinterher ist jeder klüger. Besserwisserei und Überheblichkeit 
verbieten sich daher von selbst. Gleichwohl bleibt für die Zukunft eine deutliche 
Mahnung zu mehr Umsicht, vielleicht auch zu mehr Unabhängigkeit von der Position 
des „großen Bruders" USA.5  
3.3 Teil III: Aufgaben der Kirche 
Im dritten Hauptteil stellen die Bischöfe zunächst ernüchtert fest, dass die Kirche heute 
nur noch von wenigen als Sakrament des Friedens wahrgenommen werde und es wohl 
auch weitgehend nicht mehr sei. Damit vernachlässige sie ein zentrales Element ihres 
Auftrags und passe sich unbedacht der Welt an. Ziel des Abschnittes sei daher zu überle-
gen, wie die Kirche die Friedensbotschaft Christi wieder deutlicher leben und verwirkli-
chen kann. Die Begriffe der Versöhnung und der Gerechtigkeit dienen den Bischöfen 
hierbei als Leitgedanken (GF 162-176). 
Zunächst werden namentlich Gruppen und Einrichtungen der Kirche gewürdigt, die mit 
ihrem oft ehrenamtlichen Engagement für Versöhnung, Frieden und weltweite Solidarität 
5 Ein eindrucksvolles Eingeständnis einer Veränderung seiner Einschätzung gab der Präsident 
der deutschen Sektion von Pax Christi, Bischof Dr. Hermann Josef Spital, anlässlich der Dele-
giertenversammlung am 10.11.00 auf Burg Rothenfels: „Mittlerweile bin ich nicht mehr so 
sicher, dass die meinerseits vertretene Stellung [der Rechtfertigung des Eingreifens der Nato 
im Kosovo, d. Verf.] richtig war — einerseits waren die Srebrenica-Vorgänge zwar so, dass sie 
unbedingt hätten verhindert werden müssen; andererseits waren die militärischen Eingreif-
möglichkeiten eher verschärfend als entspannend. Die Frage wird wohl ein Dilemma bleiben." 
Spital greift hier auf das vierte Kriterium aus GF zurück. 
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eintreten (GF 177-183). Unter ihnen finden sich Institutionen, die seit Jahrzehnten in 
kirchlichen Kreisen und über sie hinaus anerkannt und etabliert sind, aber auch solche, 
die nicht im Rampenlicht der öffentlichen Wahrnehmung stehen, ja teilweise in Pfarrge-
meinden von der bürgerlichen Mehrheit an den Rand gedrängt werden und doch un-
ersetzliche Arbeit leisten. Die Bischöfe nehmen dankbar wahr, wie viel Engagement hier 
vorhanden ist. Den in den letzten Jahren neu entstandenen zivilen Friedensdiensten und 
ihrer wohlwollenden Förderung durch die gegenwärtige Bundesregierung widmen sie 
dabei einen eigenen Absatz.6  
Unter den „Bewährungsfeldern kirchlichen Handelns für den Frieden" (GF 184-196) 
nennen die Bischöfe bewusst an erster Stelle das Verhältnis zum Judentum, dann die 
Ökumene, den interreligiösen Dialog sowie den Umgang mit Fremden und die Frage der 
Gerechtigkeit gegenüber Frauen. Ein Fortschritt auf diesen fünf Feldern könne und 
müsse als Indikator dafür gewertet werden, ob die Kirche tatsächlich ihrer Berufung nä-
her kommt, Sakrament des Friedens zu sein. Schließlich kommt der letzte Abschnitt auf 
die pädagogischen, didaktischen und spirituellen Bemühungen der Kirche im Blick auf 
den Frieden zu sprechen (GF 197-208). Wie schon „Gerechtigkeit schafft Frieden" 1983 
schließt auch „Gerechter Friede" im Jahr 2000 mit dem Gebet „Werkzeug deines Frie-
dens" des hl. Franz von Assisi. 
4. Zur moraltheologischen Bewertung des Dokuments 
Zweifellos ist den Bischöfen mit „Gerechter Friede" ein großer Wurf gelungen. Einige 
seiner herausragenden Stärken wurden bereits en passant in der Darstellung genannt. Im 
Vergleich mit den eingangs genannten anderen kirchlichen Friedensworten der 90er 
Jahre werden sie noch deutlicher: Ihr kompakter, einleuchtender und theologisch unter-
mauerter Duktus (der z.B. dem holländischen Dokument von 1996 teilweise abgeht); das 
breite biblische Fundament (im Dokument der EKD von 1994 erschöpft sich dies in 
einem einzigen Absatz über das Liebesgebot!); seine hermeneutisch transparente und 
verantwortete Umsetzung biblischer Weisungen in ethische Optionen; die konsequente 
Entwicklung des Themas vom Gewaltphänomen her; die nie aufgegebene Grundspan-
nung zwischen noachitischer Gewalteindämmung und eschatologischem Gewaltverzicht 
unter gleichzeitigem Festhalten am theologischen und ethischen Primat des letzteren; die 
Einbettung der Friedensthematik in die Trias des konziliaren Prozesses (all diese Aspekte 
finden sich in den anderen genannten Dokumenten kaum oder gar nicht); die differen-
zierte Analyse der gegenwärtigen politischen Lage; der erfrischend offensive und 
zugleich von Empathie getragene Ton; der Mut zur Konkretion gerade in strittigen Fra-
gen. Dem Dokument ist daher eine breite und nachhaltige Diskussion in Kirche und Ge-
sellschaft zu wünschen. Es könnte zu einem Initialfunken und zum Katalysator einer 
neuen friedensethischen und -politischen Debatte in Deutschland werden. Dies umso 
mehr, als sich in den ersten Stellungnahmen von Politikerinnen, Parteien und Verbänden 
ein sehr positives Echo manifestiert. Außerdem wurden darin zumeist sehr konkrete Im- 
6  Dazu sehr kompakt und informativ: Jörg Lüer, Ziviler Umgang mit Konflikten. Zur Debatte 
um den Aufbau von Friedensfachdiensten in Deutschland, in: Herder Korrespondenz 53 (1999) 
577-581. 
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pulse von „Gerechter Friede" aufgegriffen und kommentiert. Das beweist, dass „Ge-
rechter Friede" als profiliertes und charakterstarkes Dokument wahrgenommen wird. 
Besondere Würdigung gebührt dem hermeneutischen Schlüssel des Dokuments. Anders 
als Gerhard Beestermöller, der diesen in GF 44 lokalisiert (s.u.), setze ich ihn in GF 56 
an. Das scheint schon rein formal wesentlich plausibler. Denn GF 56 ist der letzte Ab-
schnitt des 1. Kapitels und wird daher vermutlich dessen Stellenwert im Ganzen des Do-
kuments eher erhellen als ein Abschnitt, der sich mitten im Kapitel befindet. Noch dazu 
wird in GF 56 explizit das Verhältnis von Glaube und Vernunft angesprochen. Hier 
schließt sich das Bischofswort mit deutlicher Erkennbarkeit dem Konzept der „autono-
men Moral" Alfons Auers an, das seinerseits eine moderne Weiterführung der Ethik des 
Thomas von Aquin darstellt. Die geltende, von der Vernunft geleitete Weltordnung, so 
die Bischöfe, gehe zu Recht von der Realität der Gewalt aus und versuche, diese ordnend 
und lenkend in bestimmte Grenzen zu weisen. Ausdrücklich wird die Sachgemäßheit 
dieses Vorgehens betont. Jedoch, so der Text weiter, übersteige der Glaube die Vernunft. 
Er „führt ... die Vernunft über sich selbst hinaus, ohne sie von sich wegzuführen. Er 
treibt sie gleichsam an und ermutigt sie, innerhalb der herrschenden Ordnung Vorgriffe 
auf den messianischen Frieden zu wagen und auf diese Weise die Welt vernünftiger und 
menschlicher zu gestalten." Der Glaube besitzt also kein Plus an materialer Einsicht, er 
motiviert vielmehr die Vernunft, aus ihrer eigenen Kraft heraus dieses Plus an Humanität 
zu suchen und zu finden. Das Spezifikum des Glaubens liegt also auf der motivationalen 
Ebene. Und auch die Quelle dieser stimulierenden Kraft des Glaubens gibt GF 56 an: Es 
sind die (in der lebendigen Überlieferung der Kirche gespeicherten) Erfahrungen: Erfah-
rungen, die „den Blick für die Schattenseiten dieser gewaltbewehrten Ordnung" schärfen, 
Erfahrungen aber auch, die die Möglichkeit konkreter Schritte des Gewaltverzichts be-
zeugen. 
Mit dieser klaren Verhältnisbestimmung von Glaube und Vernunft wird auch deutlicher, 
was GF 164 meint: Das Leitbild des Gerechten Friedens ist nicht „in erster Linie" (sic!) 
ein politisches Programm, das aus einem bestimmten Weltbild ererbt wird, sondern es 
erwächst aus leidvollen Erfahrungen „der Geschichte des Gottesvolkes". Damit ist aber 
keineswegs gesagt, dieses Leitbild sei nicht durch Vernunfteinsicht zu erschließen oder 
gelte ausschließlich für die Glaubenden, wie dies G. Beestermöller in seiner Interpreta-
tion insinuiert. In zweiter Linie (!) wird selbstverständlich und ganz offensichtlich der 
Anspruch des Leitbilds für die „Gesamtgesellschaft" postuliert, insofern diese Anspruch 
auf Humanität und Vernünftigkeit erhebt. 
Im Vergleich zur Würdigung der Stärken fällt die Kritik bescheiden aus. Sie kann 
gleichwohl Ansatzpunkte eröffnen, an denen in der Rezeption von „Gerechter Friede" die 
Weiterarbeit lohnen würde: 
— Einen ersten Kritikpunkt hat die deutsche Sektion von Pax Christi in ihrer Stellung-
nahme vom 11.10.00 angesprochen: „pax christi bedauert, daß die Bischöfe zu keiner 
klaren Aussage zur Haltung der katholischen Kirche gegenüber dem Eroberungs- und 
Vernichtungskrieg Hitlers 1939 bis 1945 bereit waren und damit die Chance zu einem 
späten, wirklich befreienden Schuldeingeständnis der Kirche verpasst haben. Die 
Textpassage zu ,Ehrlicher Umgang mit Schuld' enthält Rückfragen an die Kirche 
selbst, auf die sie eine eigene Antwort schuldig bleibt." Die Kritik von Pax Christi 
gewinnt umso mehr Gewicht, wenn zum Vergleich der holländische Hirtenbrief von 
1996 betrachtet wird. Dort wird zwar ebenfalls kein feierliches Schuldbekenntnis ver- 
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kündet, wohl aber der Impuls zu einem solchen gegeben, das als eigenständige Erklä-
rung in ökumenischer Gemeinsamkeit verfasst werden solle. Die holländischen Bi-
schöfe verweisen dabei auf ein ähnliches, anlässlich des 50. Jahrestags der Befreiung 
von Auschwitz gegebenes Bekenntnis, in dem sie die kirchliche Mitschuld im Blick 
auf Antisemitismus und Judenverfolgung eingeräumt hatten (Zum Frieden imstande 
1 996, Kap. 2.1). Auch die deutschen Bischöfe haben anlässlich des 50. Jahrestags der 
Novemberpogrome und zum 50. Jahrestag der Befreiung von Auschwitz die Mit-
schuld der Kirche am Antisemitismus bekannt. Umso mehr wäre das Jubiläumsjahr 
2000 Anlass gewesen, auch bezüglich des Kriegsausbruchs ein klares Wort zur Rolle 
der Kirche zu sagen. 
— Mehr Raum hätte weiterhin die Frage einer Medienethik im Blick auf Gewalt und 
Krieg verdient gehabt. Das Problem wird angesprochen, aber vergleichsweise kurz 
behandelt, wenn man die zentrale Rolle bedenkt, die die Medien in einer modernen 
Informations- und „Spaß-"gesellschaft einnehmen. Eine umfassende wissenschaftli-
che Analyse der Rolle der Medien im Kosovo-Konflikt steht noch aus und kann daher 
von „Gerechter Friede" nicht gefordert werden. Sie ist jedoch aus ethischer Sicht ein 
wesentliches Desiderat. Denn die oft sehr selektive, einfachste Regeln journalistischer 
Sorgfalt außer Acht lassende Berichterstattung in der Zeit des Kosovokrieges lässt —
teilweise kombiniert mit gezielter Desinformation seitens der Militärsprecher — doch 
erhebliche Zweifel am Funktionieren unserer Zivilgesellschaft in solchen Krisen-
situationen aufkommen. Hier hätte „Gerechter Friede" deutlichere Impulse setzen 
können. 
— Meines Erachtens am gewichtigsten ist der dritte Einwand: Der Gewaltbegriff ist der 
Schlüssel zu „Gerechter Friede". Insofern hätte seine Reflexion und Definition wahr-
haft mehr Raum verdient als nur eine Fußnote in der Einleitung. Zwar wird dort die 
Unterscheidung zwischen Gewaltanwendung (englisch: violence, force) und rechts-
staatlich institutionalisierter Gewaltausübung (englisch: power, authority) grundge-
legt. Ein innerer Zusammenhang und eine klare Abgrenzung der einen von der ande-
ren Dimension der Gewalt wird aber nicht deutlich. Auch wird im weiteren Verlauf 
des Dokuments nicht mehr mit der eingangs vorgeschlagenen Unterscheidung gear-
beitet. Dabei hätten manche konkreten friedenspolitischen Optionen des zweiten 
Hauptteils schlüssiger an den Gewaltbegriff angebunden werden können, wenn die 
begriffliche Entfaltung mit mehr Geduld und Sorgfalt erfolgt wäre. Ob die Fußnote 
erst in einer späten Phase der Textgenese eingefügt wurde? 
In Zusammenhang mit dieser Kritik sei am Rande der doch deutlich andere Sprach-
duktus des I. im Vergleich zum 2. Kapitel angefragt. Hier ist die Kompositionsarbeit 
der Redaktionsgruppe in der Tat nicht voll befriedigend. Zwar kann ich im Vergleich 
der beiden Kapitel keine grundsätzlich einander widerstreitenden Positionen erken-
nen, wenn der Kontext einzelner Passagen ausreichend berücksichtigt wird, sprachlich 
aber bleiben doch deutliche Differenzen zwischen dem eher biblisch dominierten 1. 
und dem eher systematisch-ethisch geprägten 2. Teil. Manches Missverständnis mag 
hier sein fundamentum in re haben. 
— Ein letzter, eher didaktischer Einwand betrifft die enorme Länge des Dokuments. Wer 
außer den absoluten „Spezialisten" wird den Text ganz lesen? Diese Frage intendiert 
wohl gemerkt nicht einen kürzeren Text, denn kaum einer der angesprochenen As-
pekte wäre verzichtbar gewesen. Wohl aber hätte eine vorangestellte Kurzfassung gut 
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getan, wie sie etwa das holländische Friedenswort enthält und wie sie sich in 
Deutschland bei der Verbreitung des gemeinsamen Wortes der Kirchen zur wirt-
schaftlichen und sozialen Lage 1997 bestens bewährt hat. Solch eine Kurzfassung 
sollte eigentlich zum Standard kirchlicher Dokumente von mehr als 30 Seiten Länge 
werden. Dies gilt unbeschadet der Tatsache, dass „Gerechter Friede" ein umfassendes 
Sachwortregister angefügt ist. Denn ein Register hilft zwar bei der Suche von Einzel-
aspekten, nicht aber zur Erfassung des Gesamtduktus. Und gerade der wurde ja als 
große Stärke herausgestellt. Wenn gegenwärtig die zuständigen Stellen an Arbeitshil-
fen und eine Dokumentation auf CD-ROM denken, um das Bischofswort einer breiten 
kirchlichen und gesellschaftlichen Öffentlichkeit bekannt zu machen, könnte dabei 
auch eine autorisierte Kurzfassung von GF nachgeliefert werden. 
Mit dem Aufflammen der Debatte um einen militärischen Einsatz der Bundeswehr in 
Afghanistan im Herbst 2001 ist der Konsens des Schweigens über friedenspolitische 
Fragen, den sich die bundesdeutsche Gesellschaft seit dem Regierungswechsel 1998 und 
erst recht seit dem Kosovo-Einsatz der Bundeswehr 1999 klammheimlich auferlegt hat, 
für einen kurzen Moment unterbrochen worden. Allerdings blieb eine profilierte Stel-
lungnahme der Deutschen Bischofskonferenz aus. Während in der Frage der Forschung 
an embryonalen Stammzellen einmütig und dezidiert für eine Position Partei ergriffen 
wurde, forderten die Bischöfe vor der Bundestagsabstimmung am 16.11.01 nur eine 
gründliche Abwägung und eine Überprüfung der Situation mit Hilfe der Kriterien in GF 
150-161. Damit beschränkten sie sich auf einen rein formalen Appell. 
Ist „Gerechter Friede" mit seinen Kriterien wirklich so offen, dass keine deutlichere 
Stellungnahme möglich war? Hätten sich nicht wenigstens strengere und konkretere Be-
dingungen für einen militärischen Einsatz formulieren lassen? Oder spielten hier ganz 
andere (strategische und kirchenpolitische) Argumente die Hauptrolle und verhinderten, 
dass sich die Bischöfe mutiger dem Thema stellten? Haben sie am Ende — so sei mit 
Verlaub gefragt — „Gerechter Friede" gar nicht verinnerlicht? Es muss verwundern, dass 
einzig der Militärbischof ähnlich klare Worte fand wie Johannes Paul II. Eines ist jeden-
falls sicher: Das Bischofswort vom Gerechten Frieden wird auf Dauer nur wahrgenom-
men werden, wenn seine Widerständigkeit deutlich zu Tage tritt. 
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Paradigmenstreit in der katholischen Friedenslehre? 
Beobachtungen zum Hirtenwort „Gerechter Friede"' 
Am 27. September 2000 leisteten die deutschen Bischöfe mit ihrem Hirtenwort „Ge-
rechter Friede" einen wichtigen Beitrag zu der öffentlichen Debatte über die Friedens-
sicherung. Gleich im ersten Satz erinnern sie an ihr Hirtenwort „Gerechtigkeit schafft 
Frieden" von 1983, mit dem sie in der damals erhitzten Debatte über die Legitimität 
atomarer Abschreckung ethische Orientierung einbringen wollten. Das neue Wort ver-
steht sich als Fortsetzung dieses Anliegens unter veränderten Bedingungen. Die nach 
dem Ende des Kalten Krieges neue politische Situation in Europa und weltweit erfordert 
aus der Sicht der Bischöfe „eine ethisch begründete Neuorientierung der Friedenspolitik, 
deren Hauptakzent und Zielperspektive wir in programmatischer Kürze mit dem Titel des 
vorliegenden Schreibens zum Ausdruck bringen: Gerechter Friede" (GF 1). 
Gerechter Friede hat in den Medien, in der politischen und in der kirchlichen Debatte ein 
sehr positives Urteil erhalten. Das breite, positive Urteil stützt sich weniger auf be-
stimmte profilierte Aussagen oder pointierte Forderungen, als vielmehr auf den Gesamt-
duktus des Dokuments: die Forderung, Politik, insbesondere in ihrer Verantwortung für 
den Frieden, auch und gerade nach dem Ende des Systemantagonismus von Ost-West 
nicht aus dem Anspruch von Ethik und Moral zu entlassen. Die Bischöfe treten der Ver-
suchung entgegen, Politik, insbesondere die deutsche, nur als Durchsetzung eigener Inte-
ressen zu definieren. Offensichtlich haben die Bischöfe einen Nerv getroffen und der 
Sorge vieler Menschen jenseits divergierender politischer Ausrichtungen eine Stimme 
gegeben, die in Fragen des Friedens immer noch Gewicht hat. Dieses positive Urteil über 
das neue Hirtenwort zum Frieden wollen die folgenden Beobachtungen in keiner Weise 
schmälern. Gerechter Friede stellt zweifellos einen bedeutsamen Beitrag zur öffentlichen 
Debatte dar und hat auch die gesellschaftliche Autorität der Kirche wieder gestärkt. 
Das Anliegen dieser Überlegungen ist es, eine theologische Debatte über jene Fragen 
anzuregen, die der Text geradezu aufdrängt. Gerechter Friede argumentiert in einem 
Dreischritt. In einem ersten Schritt soll biblisch-fundamental das Verhältnis zwischen 
dem Frieden, den Christus bringt, und dem, der durch Politik realisiert werden kann, 
geklärt werden. In einem zweiten Schritt wird das politische Leitbild des gerechten Frie-
dens als eine theologisch begründete Forderung an Politik entwickelt. Der dritte Teil 
behandelt die Aufgaben der Kirche im Dienst am Frieden. Das positive, öffentliche Urteil 
bezieht sich vor allem auf den zweiten Teil, die friedensethischen Ausführungen im 
engeren Sinn. 
Mich interessiert hier vor allem der Zusammenhang zwischen dem ersten und dem 
zweiten Teil. Meine These ist, dass im ersten Teil eine Diastase zwischen Kirche und 
Staat gezeichnet wird. Staat und Recht sind von Gott in der unerlösten, von der Sünde 
gezeichneten Welt errichtet worden, um die Welt vor dem absoluten Chaos zu bewahren. 
I Zuerst erschienen in: Stimmen der Zeit 219 (2001), 173-185. 
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Das von Christus erlöste Volk, die Kirche, bedarf keines Rechts mehr, da in ihm die 
Sünde an der Wurzel, also im Herzen des Menschen, überwunden ist. Im zweiten Teil 
wird dagegen ein komplementäres Verhältnis von Kirche und Staat entworfen. Staat und 
Recht gehören hier wesentlich zum Menschen, insofern wird auch die staatliche Ordnung 
von Christus erlöst. Staat und Kirche dienen beide auf ihre Weise der Würde des Men-
schen. 
Überspitzt formuliert wird im ersten Teil mit theologischen Argumenten die These ver-
treten, dass nicht realisierbar ist, was der zweite Teil ebenfalls mit theologischen Grün-
den als politische Aufgabe formuliert: dem Leitbild des gerechten Friedens zu folgen. 
Nach dem ersten Teil kann nämlich Politik nicht mehr leisten, als einen äußerst brüchi-
gen, immer ungerechten Gewaltfrieden notdürftig und nur befristet zu erhalten. Gerech-
ten, wahren Frieden kann es nur in der Kirche als dem von Christus neu gegründeten 
Volk geben. Daher muss der zweite Teil von Gerechter Friede notwendigerweise eine 
eigene, alternative theologische Grundlegung des politischen Leitbildes des gerechten 
Friedens nachliefern. 
Das Dokument präsentiert also zwei Modelle theologischer Friedensethik und christli-
cher Friedensverantwortung, die sich, wie ich meine, widerstreiten. Auf diesen Befund 
will ich hier aufmerksam machen. Um dies pointiert herauszuarbeiten, werde ich redak-
tionelle Bearbeitungen, in denen man sich offensichtlich um eine Glättung bemüht hat, 
nicht so deutlich herausstreichen, wie man es vielleicht könnte. Es scheint, so die ab-
schließenden Überlegungen, dass in der katholischen Friedenslehre ein Paradigmenstreit 
herrscht, der es verdient, in der Öffentlichkeit von Kirche und Theologie ausgetragen zu 
werden. 
1. Kirche als Ort des wahren Friedens 
Die Bischöfe stellen sich im ersten, biblischen Teil die Aufgabe „darzulegen, was die 
biblische Rede vom Frieden wirklich meint und wie sie mit dem Ringen unserer Welt um 
Gerechtigkeit und Frieden unter den Völkern zu verbinden ist" (GF 12). Das Zuord-
nungsmodell, welches sie dann entwickeln, hebt zwei Institutionen voneinander ab, die 
auf unterschiedliche Weise dem Zusammenleben der Menschen dienen und die beide 
ihren Ursprung in Gott haben: der Staat und die Kirche. Im ersten Abschnitt entwickelt 
der Text die Stellung des Staates in Gottes Heilshandeln an der Welt. Er stellt eine Art 
behelfsmäßige Bändigung der Sünde durch Gott dar. Daneben beginnt Gott mit der Er-
wählung Israels sein Heilswerk, das sich im Geschick Jesu vollendet. Hier geht es um die 
Überwindung der Sünde an der Wurzel und damit um die Ermöglichung wahren, gewalt-
freien Friedens. Die Kirche ist der Ort dieses Friedens. 
Damit ist die Kulisse für die Frage gebaut, was Nachfolge Christi heute bedeutet. Es ist 
klar, dass Christen in ihrem Umgang miteinander den Gesetzen des Reiches Gottes fol-
gen. Nach welchen Maximen sollen sie sich aber als Staatsbürger im Umgang mit ande-
ren, die nicht zur Kirche gehören, verhalten? Haben sie auch hier strikten Gewaltverzicht 
zu üben? Dürfen Christen also keine politische Verantwortung übernehmen, nicht Poli-
zist oder Soldat werden? 
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1.1 Der Gewaltfriede des Staates 
Der Grundzug, der für die unerlöste Welt kennzeichnend ist, ist ihre Gewalttätigkeit, die 
„etwas so Mächtiges ist, dass sie den Bestand der Erde selbst in Frage stellt" (GF 19). 
Der Grund für den Hang zur Gewalt liegt in der „Rivalität" der Menschen, wie die 
Genesis an Kain und Abel aufdeckt. „Das Urbild der zwischenmenschlichen Sünde ist 
also die ichbesessene Gewalttat" (GF 14). 
Damit der Mensch durch seine Gewalttätigkeit die Welt nicht wieder ins Chaos zurück-
stößt, hat Gott im Noach-Bund das Recht unter den Menschen gestiftet. Funktion des 
Rechts ist es, durch Androhung von Gegengewalt den Hang zur Gewalt zu bändigen. 
„Gott droht mit Sanktionen durch rechtlich geordnete Gewalt, um die Gewalttat gegen 
den Mitmenschen zu verhindern" (GF 21). 
Dieses noachitische System der Welterhaltung ist aber nur ein notdürftiger Behelf. Denn 
es droht in seiner eigenen Dynamik ständig aus den Fugen zu geraten. Das Verhältnis 
von rechtsbrechender und -wahrender Gewalt ist nämlich in Gefahr, sich in einer Eska-
lationsdynamik wechselseitig hochzuschaukeln und sich in einer Weise schließlich zu 
entladen, in der die Grenzen zwischen Recht und Unrecht verwischen. „So kann die ur-
sprünglichste gewaltverhütende Rechtsinstitution wieder zu einem Übermaß an Gewalt 
verkommen" (GF 15). Somit wird die unerlöste Welt als eine „grausame ... Szene voller 
Gewalttätigkeit" (GF 13) gezeichnet, die durch Recht nur notdürftig davor bewahrt 
bleibt, „nicht mehr ins Chaos zurückzusinken" (GF 20). 
In diesem Modell haben also Staat und Recht nur eine vorübergehende Berechtigung, 
nämlich für jene Zwischenphase, die mit dem Sündenfall beginnt und mit der endgültigen 
Erlösung zu Ende geht. Recht und Staat gründen nicht in der Natur des Menschen. Gute 
Menschen leben ohne Rechtsordnung im Frieden. Die Sünde hat die Fähigkeit des 
Menschen, das Gute zu tun, derart zerstört, dass die Beziehung der Menschen fortan 
durch Konflikt, Gewalt und Krieg geprägt ist. Durch die Errichtung eines Staates wird 
diese Beziehungsstruktur nicht überwunden. Vielmehr kämpft der Staat sozusagen den 
guten Kampf, der das Böse nicht besiegen, sondern nur in Schach halten kann und dies 
auch nur auf sehr fragile Weise. Staat und Recht können nur eine Art Waffenstillstand 
begründen, da der von ihnen ausgeübte Zwang nur ein notdürftiges und unzulängliches 
Substitut für die moralische Gutheit des Menschen darstellt. Neben diesem Behelf setzt 
Gott seine Erlösung ins Werk, die den Hang zur Gewalt an den Wurzeln heilt. 
1.2 Der wahre Friede der Kirche 
Gott erwählt sich Israel als sein Volk, das ganz auf ihn vertrauen soll und so seinen Hang 
zur Gewalt überwinden kann. Indem sich das Glück Israels hell strahlend vom Elend der 
Welt abhebt, geht von ihm eine ungeheure Attraktivität aus, die die Welt in ihren Bann 
schlägt. „In seiner friedvollen Gesellschaftsgestalt überragt es (sc. das auserwählte Volk) 
die zerstrittenen Völker der Welt. So fasziniert es sie. Seine Faszination setzt sie in Be-
wegung hin zu diesem Volk, zu dem dort Weisung erteilenden Gott und so zum Frieden 
hin" (GF 25). Die Erwählung Israels steht also von Anfang an im Dienst der Erlösung der 
Welt. 
Um den wahren Frieden zu realisieren, muss Israel „einen fast unendlich langen und 
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leidvollen Wandlungsprozess durchmachen" (GF 27). Gerechter Friede zeichnet diesen 
in drei Stufen. „Er beginnt beim Sehen" (GF 27). Das Volk nimmt die Allgegenwart der 
Gewalt erst einmal wahr und durchbricht damit deren „Verschleierung" (GF 27). „Israel 
lernt die Gewalt zu erkennen und beim Namen zu nennen" (GF 29). Im zweiten Schritt 
geht es um die „Denunzierung der Gewalt" (GF 31). Israel realisiert den Unrechtscha-
rakter der Gewalt. Die Propheten decken "den Zusammenhang auf, der zwischen dem 
Einbruch der Gewalt und dem Fehlen von Recht und Gerechtigkeit besteht" (GF 32). 
Der dritte und „entscheidende Schritt in der Verwandlung der Einstellung Israels zur 
Gewalt gehört geschichtlich zur Erfahrung und zu den Früchten des babylonischen Exils. 
Es ist die Einsicht, dass es besser ist, Opfer zu sein als gewalttätiger Sieger" (GF 35). 
Diese Einsicht bricht sich im „Darstellungsschema vom gewaltsamen Geschick der Pro-
pheten" (GF 37) Bahn. Das gewaltsame Geschick von Menschen, die Gott und seinem 
Willen nahe sind, „die darum auch gesellschaftliche Gewaltmechanismen deutlich er-
kennen und benennen, ziehen die Erregung der Gewalttäter auf sich und werden als Sün-
denböcke für den Frieden des Ganzen geopfert" (GF 37). 
Mit diesem dreistufigen Weg der Gottesoffenbarung und Identitätsfindung Israels sind 
die Parameter für die Interpretation des Christusereignisses gesetzt. Mit Christus und 
seinem gewaltsamen Geschick ist Gottes Friede definitiv und unüberbietbar in der Welt 
da und steht für seine Jünger offen: 
„Jesu Verwerfung, seine Passion, sein gewaltsamer Tod, dann aber auch seine Auferweckung und 
seine Bestätigung durch Gott sind schon in seiner ursprünglichsten Verkündigung mit angesagt, 
wenn man nur die Schriften der Propheten kennt. Und damit ist angesagt, dass in Israel jetzt durch 
das Leiden des einzigen wahren Gerechten jene friedliche Gesellschaft Gestalt gewinnen könne, die 
die Wallfahrt der Völker zum Zion auslösen soll. Deren Sinn aber ist das Ende der Kriege" (GF 43). 
Das neue Volk, das Christus begründet, bildet „keine jenseitige, sondern eine innerwelt-
liche Stadt". In ihr lässt sich das „Ethos der Gewaltlosigkeit" (GF 47) wirklich leben. 
Denn Gewalt ist überflüssig geworden, weil hier „gegenseitiges Vertrauen" herrscht. Die 
Weisungen der Bergpredigt sind der Geist und das Gesetz, nach dem die Bürger dieser 
Stadt miteinander umgehen: 
„Es handelt sich um Grundeinstellungen für alle Adressaten, um echte Weisungen in Form von 
beispielhaften Regeln. Sie gelten denen, die sich als Jünger ins Volk Gottes haben berufen lassen, 
das in Christus definitiv zur Stadt auf dem Berg geworden ist (vgl. Mt 5, 14). ... So faszinieren sie 
(sc. die Jünger) die Völker der Welt, die unter den immer wiederkehrenden Eruptionen der Gewalt 
stöhnen, durch ihre Andersartigkeit und wallfahren mit ihnen zum Zion" (GF 46f.). 
liier gilt also die „Kirche als Ort des Friedens" (GF 47). Dementsprechend heißt es dann 
im dritten Teil von Gerechter Friede, in dem es um die Aufgaben der Kirche geht: 
Die Kirche „entnimmt das Leitbild des gerechten Friedens keinem Weltbild, sie erbt es vielmehr 
aus der Geschichte des Gottesvolkes und trägt es in sich in Gestalt des Urbildes Christi. Denn ,Er 
ist unser Friede' (Eph 2, 14). Daher versteht sie den gerechten Frieden ... nicht in erster Linie als 
politisches Programm für die Gesamtgesellschaft, sondern als Geschenk des Himmels, das sich 
durch sie als Sakrament des Friedens auswirkt und so die Welt verändert." 
Der staatlichen Behelfsordnung wird also die geheilte Ordnung der Kirche, in der ge- 
rechter Friede herrscht, gegenübergestellt. Der wahre Friede bedarf keiner gewaltbe- 
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wehrten Rechtsordnung, weil in ihm alle aus eigenem Antrieb das Gute tun. In der Kir-
che ist also das überwunden, was den Staat notwendig macht. Die erlöste Menschheit ist 
nicht mehr des Staates bedürftig. Die Wirkung der Erlösungsgnade bleibt in diesem An-
satz ganz auf die Kirche beschränkt. Damit ist noch nicht die Frage behandelt, wie sich 
Christen gegenüber Nichtchristen zu verhalten haben. 
1.3 Die Verantwortung der Christen für den Frieden 
Um zu erfassen, wie in diesem Modell die Friedensverantwortung der Christen verstan-
den wird, ist es zunächst notwendig, sich vor Augen zu stellen, wie hier das Verhältnis 
von Kirche und Staat in dieser Weltzeit interpretiert wird. Einerseits besteht zwischen 
Kirche und Staat eine Diastase. Der Staat ist Teil der unerlösten Welt, die Kirche ist der 
Ort der Erlösung. Sie sind gänzlich voneinander getrennte Wirklichkeiten, die je eigenen 
Gesetzmäßigkeiten folgen. Zwischen dem kirchlichen Auftrag, den wahren, gewaltfreien 
Frieden zu realisieren und so in die Welt zu bringen, und dem staatlichen Auftrag, den 
Einbruch des Chaos gewaltsam zu verhindern, gibt es keine Schnittlinie. Andererseits 
sind Kirche und Staat vermischte Wirklichkeiten, insofern die Diastase nicht zonal zu 
verstehen ist. Kirche und Staat existieren vielmehr am gleichen Ort, weil „sich die Welt-
kirche nie in einem eigenen Land befindet" (GF 55), sondern über die Völker zerstreut 
ist. 
Das Problem besteht nun darin, dass Kirche und Staat nicht friedlich-schiedlich koexis-
tieren können. Der wahre Friede ist vielmehr darauf angelegt, sich auszubreiten und das 
Reich der Sünde und damit auch den Staat zurückzudrängen. Damit finden sich die 
Christen also in einer „hochgespannten Situation" vor. „Mitten in dem Frieden, wo ... 
Gewalt durch eine ihrerseits gewaltbewehrte Rechtsordnung verhindert wird, beginnt der 
größere, von Gott eigentlich gewollte Friede, Fuß zu fassen" (GF 51). Folgt hieraus, dass 
Christen in ihrem Umgang mit der Welt immer den Weg der Kreuzesnachfolge zu gehen 
haben, also grundsätzlich und ausnahmslos unter Verzicht auf jede Gegengewalt die Welt 
an sich austoben lassen und so in die „Verfolgung als bittere Frucht des Friedens" (GF 
47) beißen müssen? Der Text verneint dies. 
Es ist nämlich keineswegs gewiss, dass die Kreuzesnachfolge auf Seiten des Unrechts-
täters Umkehr bewirkt. Denn „der Friede muß in Freiheit angenommen werden" (GF 51). 
Die Reaktionen auf das Angebot wahren Friedens bleiben gespalten. „Der eine lässt sich 
faszinieren, der andere bekommt Angst vor dem Wagnis des Vertrauens oder lehnt gar 
das Ungewohnte mit Leidenschaft ab" (GF 50). Daher ist das System der gewaltbewehr-
ten Rechtssicherung, durch das die Welt vor ihrer Selbstzerstörung bewahrt bleibt, wei-
terhin unverzichtbar und deren Aufrechterhaltung eine Aufgabe, an der Christen mitzu-
wirken haben. Sie müssen „in ihrem Beten und Tun um den allen insgesamt möglichen 
Frieden bemüht sein" (GF 55). 
1.4 Der Kreislauf der Gewalt und das Ethos Jesu 
Diese Analyse der christlichen Existenz führt zu einem weiteren Problem. Kein Mensch 
kann nämlich im voraus wissen, ob in einer gegebenen Situation die Praxis der Gewalt- 
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losigkeit beim anderen Umkehr auslösen wird, also geboten wäre, oder ob der andere im 
Bösen verstockt bleiben wird, also die Praxis der gewaltsamen Gewaltbändigung ange-
zeigt wäre. Die Umkehr eines Menschen ist nämlich ein gottgewirktes Wunder, das sich 
dem rationalen Folgenkalkül entzieht: „Der Friede des messianischen Gottesvolkes setzt 
das Wunder voraus, dass Menschen Gott und einander vorbehaltlos vertrauen und deswe-
gen völlig auf Gewalt verzichten können" (GF 56; vgl. GF 35). Wie sollen Christen dann 
entscheiden können, wann sie wie handeln sollen? 
Auf diese Frage gibt Gerechter Friede eine Antwort, die wegen ihrer systematischen 
Bedeutung hier in ganzer Länge zitiert werden soll: 
„Alle Völker der Welt kennen nur ein System der Friedenssicherung, das die Gewalt durch An-
drohung von Gegengewalt bändigen muss und dann ständig in seine eigene Krise gerät. Als Jesus 
verhaftet wird, greift einer seiner Junger (nach dem Johannesevangelium war es Petrus selbst) zum 
Schwert. Er hat nicht verstanden, worum es Jesus geht. Jesus muß ihm sagen: ,Steck dein Schwert 
in die Scheide. Denn alle, die zum Schwert greifen, werden durch das Schwert umkommen' (Mt 
26, 52). 
Die Antwort Jesu ist nicht nur eine augenblickliche Handlungsanweisung. Mit seiner Begründung 
charakterisiert er sehr grundsätzlich das Denk- und Handlungssystem, aus dem heraus Petrus rea-
giert hat. Es bleibt ein System des Kreislaufs der Gewalt, auch wenn es innerhalb dieses Systems 
ethisch geboten ist, einem zu Unrecht Angegriffenen solidarisch zur Hilfe zu eilen. Doch Jesus 
macht deutlich, dass die Bereitschaft, Gewalt lieber zu erdulden als auszuüben, nicht grundsätzlich 
als Ausdruck mangelnder Solidarität mit zu Unrecht Angegriffenen zu verstehen ist. Vielmehr kann 
wahre Solidarität gerade in der Bereitschaft bestehen, das Schicksal des anderen dort, wo man ihm 
nicht mehr wirksam helfen kann, wenigstens zu teilen. Zugleich trägt dieses Ethos dazu bei, die 
Logik der Gewalt nicht nur einzudämmen, sondern sie in einer entscheidenden Situation zu über-
winden" (GF 44). 
Die Antwort auf die Frage, welchem Handlungsmuster, dem noachitischen oder dem 
messianischen, in einer konkreten Situation zu folgen ist, wird indirekt im vorletzten Satz 
gegeben. Die Stunde des neuen Ethos der Gewaltlosigkeit schlägt, wenn man dem Opfer 
von Unrecht „nicht mehr wirksam helfen kann". Wenn man also dem Opfer helfen kann, 
hat man dies zu tun. Allerdings ist die in diesem Abschnitt vorgetragene Argumentation 
nicht leicht nachvollziehbar. 
Der Text baut zunächst mit dramatischen Worten einen Gegensatz zwischen dem noa-
chitischen System und dessen messianischer Alternative auf. Auf der einen Seite steht 
der „Kreislauf der Gewalt", ein „System der Friedenssicherung, das die Gewalt durch 
Androhung von Gegengewalt bändigen muss und dann ständig in seine eigene Krise 
gerät". Auf der anderen Seite steht das „Ethos" Jesu, die „wahre Solidarität", die „die Lo-
gik der Gewalt ... überwindet". Worin soll aber die Überwindung der Gewaltlogik beste-
hen? Während man im System der gewaltbewehrten Rechtssicherung auch dann zur 
Gewalt zu greifen habe, wenn diese keine Aussicht auf Erfolg hat, würde das Ethos Jesu 
darin kulminieren, in derartigen Situationen das Schicksal des Opfers gewaltlos zu teilen. 
Der hier konstruierte Gegensatz basiert auf der problematischen Behauptung, es sei im 
System der zwangsbewehrten Rechtswahrung „ethisch geboten", Gewalt auszuüben, 
wenn diese voraussehbar erfolglos sein würde. Welchen Sinn sollte es haben, das Übel 
der ungerechten Gewaltausübung um die Übel, die eine erfolglose Gegenwehr anrichten 
sollte, noch zu vermehren? Gerade die Logik zwangsbewehrten Rechts verbietet den 
sinnlosen Einsatz von Gewalt. Das Kriterium der Erfolgswahrscheinlichkeit ist daher tief 
in der Tradition des „gerechten Kriegs" verankert. 
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Die Logik des Rechts wird also in Wirklichkeit durch das neue, messianische Ethos gar 
nicht ersetzt. Das Gegensatzproblem zwischen den Imperativen einer gewaltbewehrten 
Rechtsdurchsetzung und dem Ethos der Gewaltlosigkeit wird vielmehr spannungsfrei 
aufgelöst. Der Konflikt, entweder durch Gegengewalt das noachitische System auf-
rechtzuerhalten oder durch Gewaltlosigkeit auf die Ausbreitung des Reiches Gottes zu 
hoffen, ist zugunsten des noachitischen Systems entschieden. Dort, wo mit Gewalt Recht 
gewahrt werden kann, ist dies zu tun. 
Die Logik der Gewalt wird also nicht dadurch überwunden, dass sie aufgebrochen wird. 
Die gewaltlose Ausbreitung des wahren Friedens wird vielmehr auf jenen Bereich be-
schränkt, wo eine gewaltbewehrte Rechtswahrung nicht mehr möglich ist. Der Christ soll 
sich dem Opfer, das man nicht mehr schützen kann, beigesellen. Indem sich auf diese 
Weise die Gewalt austoben und von der Wurzel her überwunden werden kann, besteht die 
Hoffnung, dass der Kreislauf von Gewalt und Gegengewalt erst gar nicht ausgelöst wird. 
1.5 Überwindung der Gewalt 
Es besteht also eine Spannung zwischen dem Antagonismus, den Gerechter Friede zu-
nächst zwischen dem noachitischen System und dessen messianischer Überwindung 
aufbaut, und der sich dann in eine für diese Weltzeit friedlich-schiedlichen Koexistenz 
auflöst. Dieses Problem greift weit über die zitierte Nummer 44 hinaus. Der ganze Text 
lebt von der Kulisse eines Kampfes des gewaltfreien Lichtes gegen die gewalttätige 
Finsternis: „Der entscheidende Schritt in der Verwandlung der Einstellung Israels zur 
Gewalt" besteht in der „Einsicht, dass es besser ist, Opfer zu sein als gewalttätiger Sie-
ger. Sie erweitert sich in die Einsicht, dass jener Friede, der den gewaltabgestützten und 
immer wieder gefährdeten Frieden unserer Welt übertrifft, nur von den Opfern, nie von 
den Siegern her entstehen kann" (GF 35). Diese Einsichten lassen sich nicht mit der For-
derung harmonisieren, dort dem Recht zum Sieg zu verhelfen, wo dies nur möglich ist. 
Ein Exeget würde angesichts eines derartigen Befundes vielleicht die Frage stellen, ob 
man nicht mit Einschüben einer späteren Redaktion rechnen müsse. Ganz anders liest 
sich nämlich die Nummer 44, wenn man die Einschränkung „dort, wo man ihm nicht 
mehr wirksam helfen kann" herausnimmt. Dann könnte man den Abschnitt in sich und im 
Gesamt der biblisch-theologischen Grundlegung von Gerechter Friede stimmig lesen. 
Das neue Ethos der Gewaltlosigkeit würde an die Stelle der „Logik der Gewalt" treten 
und sie überwinden. Auch wäre dann verständlich, warum legitimer Gewaltverzicht 
nicht, wie dies in der katholischen Friedenslehre traditionellerweise geschieht, am Not-
wehr-, sondern am Nothilfe-Paradigma eingeführt wird. Indem der Text auf die Nothilfe 
rekurriert, kann man von einer alternativen Logik des Gewaltverzichts zu der der Gewalt 
sprechen. 
Wenn man die Einschränkung herausstreichen würde, würde der Text zwar in sich rund, 
aber es würde äußerst schwierig, einen Grund dafür anzugeben, warum ein Christ, der 
Christus mit ganzer Radikalität nachfolgen will, noch als Politiker, Soldat oder Polizist 
an der Aufrechterhaltung des „Kreislaufs der Gewalt" mitwirken kann. Ohne diese Ein-
schränkung würde Gerechter Friede nicht nur zwei alternative Modelle theologischer 
Friedensethik vorstellen, sondern auch zu ethischen Forderungen gelangen, die mitein-
ander im Konflikt stehen. 
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Zusammenfassend gesagt ist der Christ also sowohl dazu aufgefordert, an der Aufrecht-
erhaltung der staatlichen Gewaltordnung mitzuwirken als auch an deren Überwindung. 
Zwischen diesen beiden Normvorgaben besteht kein Konflikt, insofern der Christ an der 
Aufrechterhaltung des Rechts so lange mitzuwirken hat, als dies erfolgversprechend 
möglich ist. Erst wo dies nicht mehr möglich ist, ist er aufgefordert, in gewaltloser 
Christusnachfolge das Schicksal der Opfer zu teilen, in der Hoffnung, auf diese Weise 
die innere Dynamik des Kreislaufs der Gewalt aufzuhalten. Damit erfasst die Christus-
nachfolge als solche nur einen Teil der Existenz des Christen. Politische Verantwortung 
gehört nicht dazu. Dies sieht der zweite Teil von Gerechter Friede aber ganz anders. 
2. Politik als Ort des gerechten Friedens 
Der zweite Teil von Gerechter Friede behandelt „Elemente innerstaatlicher und interna-
tionaler Friedensfähigkeit" und setzt an mit einer theologischen Begründung des politi-
schen Leitbildes eines gerechten Friedens. Die Position, die Gerechter Friede hier ver-
tritt, kann man so paraphrasieren: Eine Politik, die sich am Leitbild des gerechten Frie-
dens ausrichtet, partizipiert am Heilswerk Jesu Christi. Der Christ, der sich für sie ein-
setzt, folgt darin Christus nach. Diese These lässt sich in fünf Schritten rekonstruieren. 
I. Die Verpflichtung der Politik auf das Leitbild des gerechten Friedens. Aufgabe des 
Staates ist es, „für menschenwürdige Verhältnisse zu sorgen" (GF 57). Das „Leitbild des 
gerechten Friedens" übersetzt diese Aufgabe in eine normative, handlungsleitende Per-
spektive für politisches Handeln. Diese lässt sich mit „Argumenten" der „allen Menschen 
gemeinsamen Vernunft" (GF 57) gut begründen: 
„Das Leitbild des gerechten Friedens beruht auf einer letzten Endes ganz einfachen Einsicht: Eine 
Welt, in der den meisten Menschen vorenthalten wird, was ein menschenwürdiges Leben ausmacht, 
ist nicht zukunftsfähig. Sie steckt auch dann voller Gewalt, wenn es keinen Krieg gibt" (GF 59). 
2. Die theologische Vertiefung des Leitbildes des gerechten Friedens. In der Perspektive 
der Theologie gewinnen die Menschenwürde und der Einsatz für menschenwürdige Ver-
hältnisse eine Tiefendimension, die sie im Vernunftdiskurs so nicht besitzen. Als morali-
sches Subjekt ist „der Mensch als Gottes Ebenbild geschaffen". Diese moralische Sub-
jekthaftigkeit ist durch den Sündenfall nicht gänzlich zerstört und durch die Erlösungs-
gnade gestärkt worden, so dass „trotz ,der Gebrochenheit menschlicher Existenz ... dem 
von Gott berufenen Menschen mit der Schöpfung wie mit der Erlösung die Fähigkeit zu 
einer verantwortlichen Gestaltung der Welt geschenkt' ist (Für eine Zukunft in Solidari-
tät und Gerechtigkeit, 95)" (GF 58). 
3. Die Kirche als Anwalt des gerechten Friedens. Weil im Zentrum von Schöpfung und 
Erlösung die Würde des Menschen steht, kann Kirche nicht gegenüber Verhältnissen 
gleichgültig sein, die die Würde des Menschen verletzen. So entspricht es ihrem ureige-
nen Anliegen, als Anwalt eines gerechten Friedens im öffentlichen Diskurs aufzutreten. 
Daher „irrt ..., wer meint, die Kirche sei um so näher bei ihrer Sache, je weiter sie sich 
von der Politik entferne" (GF 59). 
4. Der Einsatz für menschenwürdige Verhältnisse als Kampf gegen die Macht der Sünde. 
Die letzte Ursache für Ungerechtigkeit, Gewalt und Krieg ist die Sünde als Abwendung 
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des Menschen von Gott. Die Sünde vergiftet nicht nur das Herz des einzelnen und sein 
unmittelbares Beziehungsfeld, sondern untergräbt auch „das Mühen um soziale Reform, 
friedlichen Ausgleich und Versöhnung. Zudem findet sie fortwährend neue Nahrung in 
den konkreten Verhältnissen, in denen Menschen leben" (GF 60). Damit schafft sich die 
Sünde jene Verhältnisse, unter denen sie sich ständig weiterzeugt. Sie „findet ... fort-
während neue Nahrung in den konkreten Verhältnissen, in denen Menschen leben" (GF 
60). 
Wenn man also die Macht der Sünde überwinden, aus dem Teufelskreis von Ungerech-
tigkeit, Gewalt und Krieg ausbrechen will, muss man die „tieferliegenden Ursachen ... 
bekämpfen. Aus der Perspektive des gerechten Friedens bedeutet das, durch eine Politik 
der Gewaltvorbeugung Gewaltverhältnisse auszutrocknen, die stets neue Gewalt provo-
zieren und produzieren" (GF 60). Wesentliches Element einer derartigen Politik ist die 
Stärkung einer Rechtsordnung. Denn Recht tritt an die Stelle der eigenmächtigen, ge-
waltbewehrten Rechtsdurchsetzung, indem es „institutionelle Formen der gewaltfreien 
Konfliktregelung" (GF 84) bereitstellt. Eine Politik, die sich am Leitbild des gerechten 
Friedens ausrichtet, partizipiert also an der Ausbreitung des Reiches Gottes. 
5. Der Dienst am gerechten Frieden als Nachfolge Christi. Wer sich als Christ in den 
Dienst des gerechten Friedens stellt, handelt aus dem Geist der Gewaltfreiheit der Berg-
predigt: 
„Der Geist der Gewaltfreiheit bewahrt uns davor, dass wir die Allgegenwärtigkeit der Gewalt ein-
fach hinnehmen, uns gar an Gewalt als Mittel der Konfliktaustragung gewöhnen. Er hält die Erin-
nerung daran wach, dass uns in der biblischen Botschaft, in der Nachfolge Jesu ein Weg erschlos-
sen ist, auf dem wir auch mitten in einer gewaltdurchwirkten Welt den Teufelskreis der Gewalt 
durchbrechen, ihre verhängnisvolle Logik überwinden können. ... Nach unserem Verständnis 
bildet deshalb der Geist der Gewaltfreiheit eine unersetzliche Quelle der Inspiration für politische, 
soziale und wirtschaftliche Programme, die wahrhaft der Förderung des Friedens dienen" (GF 69). 
Dies gilt auch dann, wenn die Politik der Gewaltvorbeugung scheitert. Wenn man Men-
schen nur vor schwerstem Unrecht bewahren kann, indem man Gewalt gegen die Un-
rechtstäter anwendet, „hat man den Unschuldigen, Schwachen und Bedrängten beizuste-
hen" (GF 67) — vorausgesetzt, bestimmte Kriterien für einen legitimen Gewalteinsatz 
sind gewahrt. Mit dieser Normvorgabe wird nicht das Leitziel des gerechten Friedens 
aufgegeben, sondern sie gehört vielmehr zu dessen integralem Bestand. 
Zusammenfassend gesagt verfolgt der zweite Hauptteil des Dokuments ein komplemen-
täres Modell der Zuordnung von Kirche und Staat, in dem Staat und Recht eine Funktion 
erfüllen, die im Wesen des Menschen gründet. Es bedarf einer Autorität, ohne die kein 
menschliches Gemeinwohl organisiert, die naturalen Bedürfnisse des Menschen nicht 
befriedigt werden können und Friede nicht möglich ist. Zwangsbewehrtes Recht ermög-
licht eine gewaltlose Konfliktaustragung. Das gilt sowohl für die Schöpfungs-, als auch 
die Erlösungsordnung. 
Auch für die Zwischenzeit, diese Weltzeit, gilt, dass der Mensch als Mensch, nicht erst 
als Christ, unter dem Anspruch von Gerechtigkeit und Frieden steht und dem auch nach-
kommen kann. Denn der Sündenfall hat diesen Kern des Menschen nicht gänzlich zer-
stört, und darüber hinaus wirkt die Erlösungsgnade an allen Menschen, nicht nur in der 
Kirche. In gleicher Weise ist die staatliche Ordnung auch heute in ihrer Substanz nicht 
eine Gegenmacht zur Sünde, sondern eine Notwendigkeit der noch intakten Schöp-
fungswirklichkeit. Erlösung ist ein Geschehen, das den ganzen Menschen, sowohl in 
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seinen naturalen Bezügen als auch in seiner Ausrichtung auf Gott, umgreift. Insofern 
wird auch die staatliche Ordnung im Erlösungsgeschehen wiederhergestellt. Hier ist der 
Ort für das Leitbild des gerechten Friedens. Die Sicherung und Förderung gerechten 
Friedens ist also für Christen eine Form der Christusnachfolge. Das komplementäre Mo-
dell versteht sich als Synthese aus Vernunfterkenntnis und Offenbarungswissen. Es hat 
keine Schwierigkeiten mit dem Anspruch des demokratischen Staates, Frieden rein sä-
kular verlässlich zu begründen. 
3. „ Gerechter Friede" — Leitbild für Politik? 
Die in der Eingangsthese behauptete Spannung zwischen dem ersten Teil, der biblisch-
theologischen Grundlegung, und dem zweiten Teil, der politischen Ethik, zeigt sich 
schon darin, dass die zentralen Begriffe, mit denen der zweite Teil operiert, im ersten 
nicht vorkommen: Menschenwürde, Leitbild sowie gerechter Friede. Insofern verwundert 
es nicht, dass eine theologische Grundlegung nachgeliefert werden muss. 
Gerechter Friede stellt zwei Alternativmodelle theologischer Friedensethik nebeneinan-
der, die sich gravierend unterscheiden in der theologisch-spekulativen Deutung von 
Recht, Staat, Kirche und deren Zuordnung. Beschränken sich nun die Unterschiede auf 
diese Ebene oder wirken sie sich auch auf der theologisch-normativer Ethik aus? Zu-
nächst ist festzustellen, dass sich in dem Dokument keine sich direkt widerstreitenden 
Normaussagen finden lassen, auch wenn dies nur mittels einer notdürftigen Kaschierung 
in der oben eingehender behandelten Nummer 44 erreicht wurde. 
Auf einer zweiten Stufe kann man sich aber fragen, ob nicht mit dem ersten Teil gerade 
begründet wird, dass es unmöglich ist, Politik unter das Leitbild des gerechten Friedens 
zu stellen. Keineswegs soll hier behauptet werden, dass die biblisch-theologische 
Grundlegung jedweder politischen Ethik den Boden entzieht. Denn die Aufgabe, Sünde 
durch gewaltbewehrtes Recht zu bändigen, kann mehr oder weniger gut bewältigt wer-
den. Das Problem ist aber, ob nicht die theologische Deutung der Wirkung der Sünde im 
Menschen, wie sie im ersten Teil gezeichnet wird, das Fundament des Leitbildes des 
gerechten Friedens untergräbt. 
Eckstein des Leitbildes des gerechten Friedens ist nämlich der Appell an eine moralbe-
stimmte Politik: „Was Not tut, ist vor allen Einzelschritten eine grundlegende Bereit-
schaft der Politik, ihre moralische Verantwortung immer wieder zu reflektieren" (GF 60). 
Diese Forderung hat normative Konsequenzen. Gerade weil Politik unter dem Anspruch 
der Moral steht, kann man Frieden auf mehr gründen als nur der „fortdauernden 
Konkurrenz der Nationalstaaten um Macht und Einflusssphären" (GF 102). Ein derarti-
ges, rein realpolitisches Politikverständnis wird als ungeeignet abgewiesen, „die gegen-
wärtigen Sicherheits- und Friedensprobleme zu bewältigen" (GF 103). Hingegen ist ein 
„kooperatives Verhalten" (GF 102) notwendig. Ja, Politik wird geradezu zur selbstlosen 
Hilfe jenseits noch so langfristig vermittelbarer Eigeninteressen aufgefordert: 
„Der Blick auf manche armen Länder zeigt, dass eine allein interessengeleitete Politik keine durch-
greifende Besserung verspricht. Die Bereitschaft zu uneigennütziger internationaler Solidarität 
bleibt ein Gebot der Stunde" (GF 92). 
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Das Leitbild des gerechten Friedens fordert also ein hohes Maß an Moralität in der Poli-
tik. Dies setzt deren Moralfähigkeit voraus. Im ersten Teil von Gerechter Friede wird 
hingegen „die menschliche Gewalttätigkeit" als „etwas so Mächtiges" gezeichnet, dass 
sie nur durch den massivsten Druck der Androhung größerer Gewalt an ihrem Ausbruch 
gehindert werden kann. Wenn der Mensch so zu verstehen ist, wie will man dann eine 
kooperative, ja selbstlose Politik einfordern? Mit der Anthropologie, die das Dokument 
im ersten Teil zeichnet, kommt man gewiss nicht über ein krudes realpolitisches Ver-
ständnis von Politik hinaus und ganz sicher nicht zu dem Leitbild des gerechtes Friedens, 
das Gerechter Friede im zweiten Teil hochgemut entwirft. Die beiden Teile führen also 
auch auf der normativen Ebene zu miteinander in Konflikt stehenden Konsequenzen, was 
sich zeigt, wenn man die Linie des ersten Teils nur ein wenig in Richtung einer politi-
schen Ethik weiterzieht. 
Gerechter Friede stellt also zwei widerstreitende Modelle theologischer Friedensethik 
nebeneinander. Insofern ist das Dokument eine Art Momentaufnahme von einem Para-
digmenstreit in der katholischen Friedenslehre. Der biblisch-theologische Teil dokumen-
tiert, dass die Sündenbock-Theologie verbunden mit der Theologie der Kirche als Alter-
nativgesellschaft nicht mehr nur in der akademischen Theologie, sondern auch im Lehr-
amt zunehmend an Anhängern gewinnt. Der zweite Teil zeigt aber, dass es eben auch 
eine starke Fraktion am Katheder und auf der Kathedra gibt, die an dem traditionellen 
Schema der komplementären Einheit von Natur und Gnade festhalten will. 
Ziel dieser Ausführungen war es nur, auf Weichenstellungen aufmerksam zu machen, die 
offensichtlich heute auf der Tagungsordnung der kirchlichen Friedenslehre stehen. Ge-
rechter Friede hat sie auf die Agenda gesetzt. Da es hier um grundlegende Fragen geht, 
sollten sie nicht nur hinter verschlossenen Türen illustrer Kommissionen, sondern in aller 
Öffentlichkeit ausdiskutiert werden. Episcopi locuti, causa aperta! 
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Die katholische Friedenslehre in der Debatte 
Eine Entgegnung auf Gerhard Beestermöller' 
Nachdem die Deutsche Bischofskonferenz im September 2000 ihr neues Hirtenwort „Ge-
rechter Friede" veröffentlicht hat und das erste, überwiegend positive publizistische Echo 
längst verklungen ist, beginnt nun allmählich die akademisch-wissenschaftliche Diskus-
sion. Als einer der ersten Autoren hat sich dabei Gerhard Beestermöller mit einem Bei-
trag in der Märznummer dieser Zeitschrift zu Wort gemeldet) Wie er ausdrücklich be-
tont, ist es sein Anliegen, „eine theologische Debatte über jene Fragen anzuregen, die der 
Text geradezu aufdrängt" (52). Dabei vertritt er die These, das Dokument präsentiere 
zwei sich widerstreitende Modelle christlicher Friedensverantwortung. Dies spricht in 
Beestermöllers Augen für den — auch im Titel seines Aufsatzes zum Ausdruck gebrach-
ten — Eindruck, „dass in der katholischen Friedenslehre ein Paradigmenstreit herrscht, der 
es verdient, in der Öffentlichkeit von Kirche und Theologie ausgetragen zu werden" (53). 
Die folgenden Ausführungen greifen diese Anregung auf, indem sie strikt textimmanent 
die von Beestermöller als Begründung seiner These vorgetragenen Textbeobachtungen 
auf ihre Stichhaltigkeit überprüfen, ohne zur Sache selbst Stellung zu nehmen. Sachbe-
zogene Überlegungen dienen lediglich dazu, das Anliegen des Hirtenwortes zu verdeutli-
chen. 
I. Die kritische These und ihre Begründung 
Beestermöller konzentriert sich methodisch auf den „Zusammenhang zwischen dem ers-
ten und zweiten Teil" des Bischofswortes, den er als widersprüchlichen deshalb charak-
terisiert, weil im ersten Teil eine „Diastase zwischen Kirche und Staat gezeichnet", im 
zweiten Teil „dagegen ein komplementäres Verhältnis von Kirche und Staat entworfen" 
(53) werde. Der von ihm wahrgenommene Widerspruch betrifft demnach die theologi-
sche Grundlegung politischer Ethik und läuft auf die kritische Frage hinaus, „ob nicht mit 
dem ersten Teil gerade begründet wird, dass es unmöglich ist, Politik unter das Leitbild 
des gerechten Friedens zu stellen", bzw. „ob nicht die theologische Deutung der Wirkung 
der Sünde im Menschen, wie sie im ersten Teil gezeichnet wird, das Fundament des 
Leitbildes des gerechten Friedens untergräbt" (61). Anders formuliert handelt es sich 
nach Beestermöller um eine grundsätzlich fragwürdig anthropologische Sicht, die zu 
dieser untragbaren Konsequenz führt: 
• Zuerst erschienen in: Stimmen der Zeit 219 (2001) 398-410. 
G. Beestermöller, Paradigmenstreit in der katholischen Friedenslehre? Beobachtungen zum 
Hirtenwort „Gerechter Friede", in diesem Band 52-62; weitere Seitenangaben in Klammern im 
Text. 
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„Mit der Anthropologie, die das Dokument im ersten Teil zeichnet, kommt man gewiss nicht über 
ein krudes realpolitisches Verständnis von Politik hinaus und ganz sicher nicht zu dem Leitbild des 
gerechten Friedens, das Gerechter Friede im zweiten Teil hochgemut entwirft" (62). 
Wie jedoch erklärt sich dieser Befund? Der Autor erblickt in ihm das Symptom einer Art 
machtpolitischer Verschiebung innerhalb der Bischofskonferenz: 
„Der biblisch-theologische Teil dokumentiert, dass die Sündenbock-Theologie verbunden mit der 
Theologie der Kirche als Alternativgesellschaft nicht mehr nur in der akademischen Theologie, 
sondern auch im Lehramt zunehmend an Anhängem gewinnt. Der zweite Teil zeigt aber, dass es 
eben auch eine starke Fraktion am Katheder und auf der Kathedra gibt, die an dem traditionellen 
Schema der komplementären Einheit von Natur und Gnade festhalten will" (62). 
Obgleich er sich ausdrücklich darauf beschränkt, lediglich die Existenz dieses Rich-
tungsstreits aufweisen zu wollen, besteht kein Zweifel, welcher Gruppe seine Sympathie 
gehört. Denn sicherlich schlägt sein Herz nicht für ein „krudes realpolitisches Verständ-
nis von Politik". 
Die prekäre Beziehung zwischen Natur und Gnade im neuen Paradigma manifestiert und 
konkretisiert sich nach Beestermöller im Verhältnis von Staat und Kirche: 
„In diesem Modell haben also Staat und Recht nur eine vorübergehende Berechtigung, nämlich für 
jene Zwischenphase, die mit dem Sündenfall beginnt und mit der endgültigen Erlösung zu Ende 
geht. Recht und Staat gründen nicht in der Natur des Menschen. Gute Menschen leben ohne 
Rechtsordnung im Frieden. Die Sünde hat die Fähigkeit des Menschen, das Gute zu tun, derart 
zerstört, dass die Beziehung der Menschen fortan durch Konflikt, Gewalt und Krieg geprägt ist. 
Durch die Errichtung des Staates wird diese Beziehungsstruktur nicht überwunden. ... Staat und 
Recht können nur eine Art Waffenstillstand begründen, da der von ihnen ausgeübte Zwang nur ein 
notdürftiges und unzulängliches Substitut für die moralische Gutheit des Menschen darstellt" (54). 
Demgegenüber komme die Kirche als „Ort des Friedens" ohne gewaltbewehrte Rechts-
ordnung aus, da in ihr alle Menschen „aus eigenem Antrieb das Gute tun. In der Kirche 
ist also überwunden, was den Staat notwendig macht. Die erlöste Menschheit ist nicht 
mehr des Staates bedürftig" (56). Hier wäre der Ort, die in diesem Jahrhundert neu auf-
geworfene ekklesiologische Frage zu erörtern, ob die Kirche als Liebesgemeinschaft ein 
eigenes Recht haben darf oder nicht. Die Zweifel daran hängen sicherlich mit der realis-
tischen Einsicht zusammen, dass eine Rechtsordnung unter den gegebenen Umständen 
notfalls auch durch Sanktionen durchgesetzt werden können muss und Zwangsmittel 
bzw. „Gewalt" sicherlich dem Wesen einer idealen Gemeinschaft widersprechen. Die 
katholische Theologie neigt vielleicht dazu, das nicht ernst genug zu nehmen. Es sollte 
immerhin nachdenklich stimmen, dass das Zweite Vatikanum selbst die bischöfliche 
Hirtenaufgabe begrenzt „bis zur Vollendung der Weltzeit" (LG 18). Also scheint doch 
die himmlische Gemeinschaft keine kirchliche Hierarchie mehr zu kennen, und darum 
sicherlich auch keine Amts„gewalt". Die Kirche hier auf Erden allerdings umfasst „Sün-
der in ihrem eigenen Schoß" (LG 8) und solange es sich so verhält, braucht auch sie, wie 
der Staat, eigene Sanktionsformen, ohne dass damit geklärt wäre, welche Zwangsmittel 
der Kirche angemessen sind. 
In einer genaueren Analyse des von ihm als zentral erachteten Abschnitts Nummer 44 
sucht Beestermöller herauszuarbeiten, wie der das Dokument insgesamt kennzeichnende 
Grundwiderspruch kaschiert werde, allerdings nur notdürftig (vgl. 61). Die radikale Ent- 
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gegensetzung von „noachitischem System" und seiner „messianischen Alternative" führe 
nämlich zwangsläufig zu folgendem Schluss: Da „die Logik zwangsbewehrten Rechts ... 
den sinnlosen", d.h. vorhersehbar erfolglosen Einsatz von Gewalt verbiete, werde sie 
nicht durch das Ethos der Gewaltlosigkeit „ersetzt" (57f.), sondern im Postulat des unter 
bestimmten Umständen ethisch gebotenen Einsatzes von Gewalt erneut bestätigt. 
Durch das Zugeständnis einer legitimen Gewaltanwendung scheint es dem Christen 
möglich zu sein, im Bereich des Staates bzw. der Politik sowohl im Sinn des noachiti-
schen Systems als auch im Sinn der Kirche handeln zu können, ohne in einen unlösbaren 
Normenkonflikt zu geraten. In Wahrheit freilich sei der messianische Anspruch der Ge-
waltlosigkeit politisch außer Kraft gesetzt. Positiv formuliert: „Die gewaltlose Ausbrei-
tung des wahren Friedens wird ... auf jenen Bereich beschränkt, wo eine gewaltbewehrte 
Rechtswahrung nicht mehr möglich ist" (58). Noch klarer: „Damit erfasst die Christus-
nachfolge als solche nur einen Teil der Existenz des Christen. Politische Verantwortung 
gehört nicht dazu" (59). Diese Einschränkung liegt schon deshalb nahe, weil niemand 
"im voraus wissen (kann), ob in einer gegebenen Situation die Praxis der Gewaltlosigkeit 
beim anderen Umkehr auslösen wird, also geboten wäre, oder ob der andere im Bösen 
verstockt bleiben wird, also die Praxis der gewaltsamen Gewaltbändigung angezeigt 
wäre" (56f.). 
Da diese Umkehr im Hirtenwort als Wunder begriffen werde, „das sich dem rationalen 
Folgenkalkül entzieht", entstehe die fundamentale Frage: „Wie sollen Christen dann 
entscheiden, wann sie wie handeln sollen?" (57) Dieses Argument geht am Problem 
vorbei. Denn die Unsicherheit bezüglich des Handlungserfolgs bzw. -effekts betrifft den 
Gewaltverzicht und die Entscheidung zur Gewaltanwendung gleichermaßen. Zwar wird 
der Nichtpazifist in der Regel weniger auf die Umkehr des Gewalttäters hoffen (obgleich 
das keineswegs ausgeschlossen ist), aber auch er weiß nicht und kann nicht wissen, ob 
sein Handeln das bewirken wird, was es bewirken soll. Folglich müsste mit 
Beestermöller geschlossen werden, niemand könne überhaupt je wissen, wie er sich 
entscheiden oder wie er handeln soll. Was jedoch aus der Situation des Handelns unter 
Risiko und Ungewissheit, die für uns Menschen grundsätzlich unaufhebbar ist, allein 
folgt, ist, dass wir immer nur mit dem Vorbehalt möglichen Irrtums „nach bestem Wissen 
und Gewissen" entscheiden und handeln können, das aber auch müssen. Daher gibt es 
eine moralisch begründete Informationspflicht und die Pflicht, das eigene Gewissen zu 
bilden und sich an ihm zu orientieren. 
Das I firtenwort antwortet laut Beestermöller auf die Frage nach dem christlich geforder-
ten Handeln im besagten Abschnitt 44 also eigentlich mit einer inakzeptablen Ausflucht. 
Ließe man den Vorbehalt ethisch legitimer oder gar gebotener gewaltsamer Nothilfe 
fallen, „würde der Text zwar in sich rund, aber es würde äußerst schwierig, einen Grund 
dafür anzugeben, warum ein Christ, der Christus mit ganzer Radikalität nachfolgen will, 
noch als Politiker, Soldat oder Polizist an der Aufrechterhaltung des ,Kreislaufs der Ge-
walt' mitwirken kann" (58). 
Das alles sehe, so Beestermöller, der zweite Teil von Gerechter Friede „ganz anders" 
(59). Er verfolge „ein komplementäres Modell der Zuordnung von Kirche und Staat, in 
dem Staat und Recht eine Funktion erfüllen, die im Wesen des Menschen gründet" (60). 
Dieses Modell muss natürlich, soll Beestermöllers Diagnose zutreffen, auf einer anderen 
Sicht der Sündenwirkung beruhen. In der Tat stehen — so Beestermöller, dem zweiten Teil 
des Dokuments zufolge, alle Menschen zu allen Zeiten „unter dem Anspruch von Gerech- 
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tigkeit und Friede" und können „dem auch nachkommen". Das hat seinen guten Grund: 
„Denn der Sündenfall hat diesen Kern des Menschen nicht gänzlich zerstört, und darüber 
hinaus wirkt die Erlösungsgnade an allen Menschen, nicht nur in der Kirche" (60). 
Das gilt auch für den Staat, daher ist hier „der Ort für das Leitbild des gerechten Frie-
dens", und daraus ergibt sich: „Die Sicherung und Förderung gerechten Friedens ist also 
für Christen eine Form der Christusnachfolge" (61). Es liegt auf der Hand, dass nach 
Beestermöllers Überzeugung die Diskussion, die sein Beitrag anstoßen oder befördern 
will, darauf abzielen soll, den von ihm aufgezeigten „Paradigmenstreit" in Theologie und 
Kirche zugunsten dieses komplementären Modells zu entscheiden. Nach dem Gesagten 
kann das doch wohl nur heißen, die biblisch-theologische Grundlegung von Gerechter 
Friede irgendwann in einem neuen lehramtlichen Dokument widerrufen oder wenigstens 
stillschweigend korrigieren zu müssen. 
2. Kritische Analyse der These 
Die Klarheit der Option, die der Verfasser selbst für richtig hält, rückt zwar seine Erklä-
rung, er habe lediglich vor; „auf Weichenstellungen aufmerksam zu machen, die offen-
sichtlich heute auf der Tagesordnung der kirchlichen Friedenslehre stehen" (62) in ein 
gewisses Zwielicht, ändert jedoch nichts an der Notwendigkeit der geforderten offenen 
und öffentlichen Auseinandersetzung mit dem Hirtenwort. Die Eigenart seines Beitrags 
verdeutlicht dabei, dass diese sich auf zwei unterschiedlichen Ebenen bewegen muss: 
Zum einen dreht es sich gleichsam um eine Exegese des Dokuments, zum anderen um die 
darin verhandelte Sache, die ihrerseits nur im Rückgriff auf biblische Texte und deren 
Auslegung zur Sprache gebracht werden kann. Mit Rücksicht auf beide Aufgaben sollte 
Einverständnis in Bezug auf das methodische Erfordernis bestehen, dass sich jede 
Textinterpretation an den interpretierten Texten zu bewähren hat: an ihrem Wortlaut 
bzw. Sprachgebrauch, ihrem Aufbau, ihrer logischen Struktur usw. Die folgende Analyse 
überprüft, wie eingangs betont, streng textimmanent die Überzeugungskraft der von 
Beestermöller vertretenen Kernthese an drei miteinander zusammenhängenden Themen-
komplexen, nämlich der Anthropologie des biblisch-theologischen Teils, der Verhältnis-
bestimmung von noachitischem System und jesuanischem Ethos sowie der Verhältnisbe-
stimmung von Kirche und Staat. 
2.1 Die Anthropologie des biblisch-theologischen Teils 
Gegen Ende seines Beitrags schreibt Beestermöller, er wolle keineswegs behaupten, 
„dass die biblisch-theologische Grundlegung jedweder politischen Ethik den Boden ent-
zieht. Denn die Aufgabe, Sünde durch gewaltbewehrtes Recht zu bändigen, kann mehr 
oder minder gut bewältigt werden" (61). Immerhin jedoch stellt er fest, Gerechter Friede 
sehe im ersten Teil den Menschen als ein Wesen, dessen Fähigkeit zum Guten vollkom-
men zerstört sei, und von dieser radikal pessimistischen Sicht führe kein Weg zum politi-
schen Leitbild des gerechten Friedens. 
Nun klingt in der Tat im biblischen Teil des Hirtenwortes an mehreren Stellen die Idee 
einer radikalen Verderbtheit des Menschen an, indes durchweg unter Bezugnahme auf 
biblische Texte. Infolgedessen sollte, wer diese Sicht für kritikwürdig hält, seine Kritik 
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eher an die biblischen Autoren richten als an die Bischöfe. Vor allem aber bietet die 
Bibel bekanntlich keine ausgefeilte Anthropologie und schon gar keine, die sich streng an 
der begrifflichen Unterscheidung von Natur und Gnade orientiert. Es wäre daher recht 
interessant zu erfahren, wie Beestermöller in ihrem Licht zum Beispiel die Sintflut-
erzählung interpretiert. Das Hirtenwort zitiert hier scharfe Aussagen von Gen 6,11-13, 
unter anderem das Wort „alle Wesen aus Fleisch auf der Erde waren verdorben" (vgl. GF 
1 7), und es hebt mit Blick auf den Bund mit Noah ausdrücklich den Universalitäts-
anspruch hervor, den der biblische Text geltend macht (vgl. GF 22). Dennoch darf füg-
lich bezweifelt werden, ob der biblische Autor im Sinn einer allgemeinen theologischen 
Anthropologie lehren wollte, der Mensch sei „von Natur aus" unfähig, das Gute zu tun, 
während in Noah, dem einzigen Gerechten (vgl. Gen 6, 9), bereits die durch Christi Erlö-
sungstat vermittelte Gnade wirksam sei. Denn offenkundig ist der Skopus der Sintflut-
erzählung ein anderer: Sie will demonstrieren, dass Gott aufgrund seiner unverbrüchli-
chen Treue trotz der notorischen, dem göttlichen Schöpfungswillen widersprechenden 
Gewalttätigkeit der Menschen immer wieder einen Neuanfang mit ihnen wagt. 
Ein ähnliches Bild zeichnet etwa das Buch Ezechiel, das in Gerechter Friede nicht heran-
gezogen wird: Nachdem Gott Ezechiel mehrfach aufgetragen hat, dem in seiner Unbot-
mäßigkeit verhärteten Volk ein umfassendes, gleichsam gnadenloses Strafgericht anzu-
drohen, verheißt er nahezu unvermittelt eine radikale Erneuerung des Volkes, die er ins 
Werk setzen will, indem er sein „Herz aus Stein" ersetzt durch ein „Herz aus Fleisch" 
(vgl. Ez 11, 19). Ganz gewiss spricht sich darin die Überzeugung des biblischen Autors 
aus, einzig eine derart einschneidende „Operation" befähige das Volk zu Umkehr und 
Gehorsam. Trotzdem will auch er mit Sicherheit kein allgemeines anthropologisches 
Urteil treffen, das sich auf die menschliche Unfähigkeit zum Guten oder das Verhältnis 
von Natur und Gnade bezieht. 
Ebenso wenig beabsichtigt der erste Teil von Gerechter Friede, im Anschluss an die 
Bibel eine systematische Sünden- und Gnadenlehre zu begründen oder zu entfalten. Es 
geht ihm erkennbar vor allem darum darzustellen, welch tragende Rolle in der Bibel die 
Auseinandersetzung mit dem Phänomen der menschlichen Gewalttätigkeit und Gewalt 
spielt. Nicht von ungefähr unterstreicht das Dokument mit Nachdruck den entlarvenden 
Charakter der biblischen Texte: 
„Die Bibel stellt den Frieden vor einen grausamen Hintergrund. Alle Vorhänge, die diesen verber-
gen sollen, zieht sie beiseite. Sichtbar wird eine Szene voller Gewalttätigkeit. Gewalttat prägt die 
menschliche Geschichte. Gewalt frisst sich in die Struktur unserer Welt hinein und verändert sie" 
(GF 13). 
Das geschieht — so das Hirtenwort — wegen der nachhaltigen Neigung des Menschen, 
sich in genau dieser Hinsicht selbst zu betrügen: Aus diesem und nur aus diesem Grund 
beginnt die Offenbarungsgeschichte „beim Sehen. Dem Volk muss erst einmal die All-
gegenwart der Gewalt in unserer Welt enthüllt werden. Deshalb sind die Bücher Israels 
vielleicht mehr als die Literaturen anderer Völker so mit Blut gefüllt. Unsere Gesell-
schaftssysteme beherrschen durchaus die Kunst zu verbergen, dass sie an der Gewalt 
haften. Die Bibel zerreißt die Verschleierung der Gewalt. Hier wird nicht weggeschaut, 
sondern hingeschaut" (GF 27). 
Die Aussageabsicht der Bischöfe läuft mithin eindeutig nicht darauf hinaus, die Allge- 
genwart der Gewalt in der Welt durch die sündenbedingte Unfähigkeit des Menschen 
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zum Guten zu erklären oder die Beziehung zwischen Schöpfung und Erlösung zu erläu-
tern; es kommt ihnen — im Einklang mit der Bibel — vielmehr darauf an, unmissverständ-
lich klarzustellen, dass die Erlösungsbotschaft nur recht verstanden werden kann, wenn 
sie auf diese bedrückende Wirklichkeit bezogen wird, folglich die Rede von der Gewalt-
freiheit keine bloße Randfrage christlicher Lehre und christlichen Lebens betrifft, son-
dern in deren Zentrum führt. 
2.2 Noachitisches System und jesuanisches Ethos 
Beestermöllers Neigung, die Ausführungen des Hirtenwortes (in seinem ersten Teil) 
zugunsten seiner Interpretation zurechtzubiegen, tritt besonders krass in seiner Interpreta-
tion des von ihm zum Schlüsseltext erhobenen Abschnitts Nr. 44 hervor. Die biblische 
Perikope, auf die sich Gerechter Friede dort stützt, berichtet, einer der Jünger bzw. Petrus 
habe bei der Verhaftung Jesu zum Schwert gegriffen, woraufhin ihn Jesus mit dem be-
kannten Wort zurechtweist, alle die zum Schwert griffen, kämen durch das Schwert um 
(vgl. Mt 26,52). Gerechter Friede deutet das Verhalten Jesu als Reaktion, die grundsätz-
lich gegen jenes „Denk- und Handlungssystem" gerichtet ist, „aus dem heraus Petrus 
reagiert hat". Dann fährt der Kommentar fort: 
„Es bleibt ein System des Kreislaufs der Gewalt, auch wenn es innerhalb dieses Systems ethisch 
geboten ist, einem zu Unrecht Angegriffenen solidarisch zur Hilfe zu eilen. Doch Jesus macht 
deutlich, dass die Bereitschaft, Gewalt lieber zu erdulden als auszuüben, nicht grundsätzlich als 
Ausdruck mangelnder Solidarität mit zu Unrecht Angegriffenen zu verstehen ist. Vielmehr kann 
wahre Solidarität gerade in der Bereitschaft bestehen, das Schicksal des anderen dort, wo man ihm 
nicht mehr wirksam helfen kann, wenigstens zu teilen." 
Um es noch einmal zu unterstreichen: Zur Diskussion steht nicht die Richtigkeit dieser 
Auslegung des biblischen Textes, sondern die Richtigkeit ihrer Interpretation durch 
Beestermöller. Folgt man bezüglich der Exegese der besagten Perikope etwa Ulrich 
Luck, so erscheint die zitierte Exegese als durchaus zweifelhaft: 
„Der Verzicht Jesu auf den Einsatz von Macht und Gewalt hat seinen Grund nicht in seiner offen-
kundigen Machtlosigkeit gegenüber der bewaffneten Schar, die der Hohepriester und die Ältesten 
geschickt haben."2  
Die von Luck anschließend dargelegte Begründung beruht allerdings auf einer unstatt-
haften Gleichsetzung von Macht und Gewalt sowie einer recht schiefen Entgegensetzung 
von Macht/Gewalt und Recht, die häufig zu beobachten sind und zu unhaltbaren ethi-
schen Konsequenzen führen. 
Beestermöller liest aus dem Hirtenwort die Behauptung heraus, „es sei im System der 
zwangsbewehrten Rechtswahrung ,ethisch geboten', Gewalt auszuüben, wenn diese vor-
hersehbar erfolglos sein würde" (57). Man reibt sich verwundert die Augen und fragt 
sich, wo das steht. Was das Dokument wirklich sagt, ist zum einen dies: Es gibt Situatio-
nen, in denen die Solidarität es gebietet Gewalt anzuwenden, um ungerechter Gewalt 
entgegenzutreten. Obgleich ethisch legitim, bleibt diese Gegengewalt ihrerseits Gewalt 
(und deshalb auch ein Übel), und insofern setzt sie den Kreislauf der Gewalt fort. 
2  U. Luck, Das Evangelium des Matthäus (Zürich 1993) 291. 
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Zum zweiten sagt das Hirtenwort: Es gibt Situationen, in denen Gegengewalt den von 
ungerechter Gewalt Betroffenen nicht hilft bzw. nicht zu helfen vermag. Aber das heißt 
keineswegs, dass damit keinerlei solidarisches Handeln mehr möglich ist und nur noch 
ohnmächtiges, unbeteiligtes Zu- oder Wegschauen praktiziert werden kann. Im Gegen-
teil: Gerade dann eröffnet sich eine neue — den üblichen Maßstäben zufolge unsinnig er-
scheinende — Möglichkeit, Solidarität zu üben, und zwar durch den Verzicht auf wir-
kungslose Gegengewalt und den Entschluss, das Schicksal des wehrlosen Opfers zu tei-
len. 
Erst dieser Schritt überwindet die Logik der Gewalt, weil er auf der Weigerung beruht, 
die Grenzen gewaltsamer Gegenwehr mit den Grenzen solidarischen Handelns gleichzu-
setzen. Kein Wort also von einem ethischen Imperativ, auch dann Gewalt auszuüben, 
„wenn diese vorhersehbar erfolglos sein würde". Kein Anhalt also für die suggestive 
Frage: „Welchen Sinn sollte es haben, das Übel der ungerechten Gewaltausübung um die 
Übel, die eine erfolglose Gegenwehr anrichten sollte, noch zu vermehren?" (57) Das 
wäre in der Tat absurd, nur hat diese Absurdität nichts mit dem Text zu tun, wie Beester-
möller glauben machen will. Darum geht es auch am Text vorbei, wenn er meint, dessen 
Argumentation werde erst dann stimmig, wenn man sich den (kursiv gedruckten) Hin-
weis auf die Grenzen gewaltsamer Gegenwehr wegdenkt (58). Kurzum: Es mag gut sein, 
dass die in Abschnitt Nr. 44 „vorgetragene Argumentation nicht leicht nachvollziehbar" 
ist (57), aber sie enthält keine absurden Widersprüche. Wenn Beestermöller zu bedenken 
gibt, wie Christen entscheiden können sollten, „wann sie wie handeln sollen", um auf ein 
vermeintliches Dilemma aufmerksam zu machen, dann lehrt der Blick auf den Text, dass 
es in diesem Punkt keinen Anlass zur Ratlosigkeit gibt. Gerechter Friede liefert, ohne alle 
mit konkreten Entscheidungen verbundenen Probleme lösen zu können und zu wollen, 
eine einfache und klare Grundorientierung: Wo Gegengewalt Erfolg verspricht (und 
keine Alternative zur Verfügung steht), ist sie nicht nur moralisch erlaubt, sondern sogar 
gefordert; wo nicht, gebietet das jesuanische Ethos den Weg solidarischen Mitleidens mit 
den wehrlosen Opfern. 
2.3 Staat und Kirche 
Wer den Text von Beestermöllers Beitrag vergleicht mit dem Text des Hirtenwortes, dem 
sticht sofort ein sprachlicher Befund ins Auge. Während Beestermöller mit Blick auf die 
Begründungsproblematik politischer Ethik direkt und unmittelbar den Staat ins Spiel 
bringt, und Gerechter Friede im zweiten Teil vergleichsweise häufig vom Staat redet, 
schweigt sich der erste Teil diesbezüglich völlig aus. Die biblisch-theologische 
Grundlegung erwähnt den Begriff des Staates nur ein einziges Mal im einschlägigen 
Sinne (vgl. GF 38). Gleichwohl behauptet Beestermöller: „Im ersten Abschnitt entwi-
ckelt der Text die Stellung des Staates in Gottes Heilshandeln in der Welt" (53). Das 
reimt sich ebenso wenig auf den sprachlichen Befund wie die These, die Bischöfe such-
ten die Aufgabe, „die biblische Rede vom Frieden ... mit dem Ringen unserer Welt um 
Frieden und Gerechtigkeit unter den Völkern zu verbinden" (GF 12) mithilfe eines „Zu-
ordnungsmodells" zu bewältigen, in dem zwei Institutionen thematisiert werden, „die auf 
unterschiedliche Weise dem Zusammenleben der Menschen dienen, und die beide ihren 
Ursprung in Gott haben: der Staat und die Kirche" (53). 
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Beestermöller zufolge beschreibt der biblische Teil des Hirtenwortes zum einen, dass Gott 
die noachitische, gewaltbewehrte Ordnung verfügt, die nichts mit der Natur des Menschen 
zu tun habe, und er entwirft gleichzeitig die Vision eines Friedensreiches, das ohne eine 
derartige Ordnung auskommen soll (vgl. 54). Im Gegensatz dazu werde im zweiten Teil 
die Notwendigkeit des Staates „im Wesen des Menschen (be)gründet. Es bedarf einer 
Autorität, ohne die kein menschliches Gemeinwohl organisiert, die naturalen Bedürfnisse 
des Menschen nicht befriedigt werden können und Friede nicht möglich ist" (60). 
Nun weist zwar Gerechter Friede in der Tat mit Blick auf das Gemeinwohl, die Bedürf-
nisbefriedigung und die Friedenssicherung dem Staat bestimmte Aufgaben und Pflichten 
zu, doch an keiner Stelle wird von ihnen oder vom Wesen des Menschen her die unbe-
dingte Notwendigkeit des Staates abgeleitet. Das alles nährt den Verdacht, Beestermöller 
projiziere in das Dokument eine Problemstellung hinein, die jedenfalls schwerlich zu seinen 
Hauptanliegen zählen kann. Im übrigen stellt sich die Frage, welchen Sinn es überhaupt 
hat, mit Blick auf jene Ausführungen des Hirtenwortes, die das Alte Testament betreffen, 
davon zu sprechen, sie drehten sich um die Beziehung zwischen Staat und Kirche. 
Die vorchristliche jüdische Tradition weiß nichts von der Kirche, kann nichts von ihr 
wissen. Sie bezieht sich auf das Volk Israel und beschäftigt sich zu keiner Zeit mit dem 
Problem, wie sich Israel als eigenständige Größe zu einer von Israel zu unterscheidenden 
Institution des Staates verhält, sondern — wenn überhaupt — mit dem Problem der Staat-
lichkeit Israels. Bekanntlich begegnet sie der Idee, das auserwählte Volk benötige einen 
König, weithin mit größter Skepsis, oft sogar rigoros ablehnend. Weder die jüdische 
Schöpfungstheologie noch die jüdische Anthropologie noch die jüdische Theologie der 
Sünde zwingen deshalb offenbar dazu, den Staat als notwendige Institution zu denken. 
Eher trifft schon das Gegenteil zu. Man vergleiche etwa zur Illustration die Argumenta-
tion von Leo Baeck. Er beschreibt zwei Wege des sozialen Denkens, von denen der erste 
wesentlich auf den Staat abzielt: „Alles ist darum hier auf den Gedanken des Staates und 
seiner Gewalt und seines Zwanges aufgebaut." Der andere „geht von der Bibel aus. ... 
Nicht so ist es, dass der neue Staat den neuen Menschen bringt, sondern so, dass durch 
den neuen Menschen die neue Gesellschaft (!) gestaltet wird, durch die sittliche 
Persönlichkeit die sittliche Gemeinschaft."3  
Dass der Staat hier vergleichsweise schlecht wegkommt, bedeutet keineswegs, dass auch 
das Recht unterbelichtet oder gar übersehen wird. Auch da gilt das Gegenteil: „Kein 
Unrecht zu üben, ist der erste und entscheidende Schritt auf der Bahn zum Recht ... Da-
her das stete, große ,du sollst nicht' der Bibel. Wo dieses fehlt, und wie oft hat es gefehlt, 
dort verflüchtigt sich nur zu bald alles in bloße Schwärmerei, diese bloße Rede der Tat."4  
Und selbst dort, wo das Konzept der direkten Theokratie zugunsten einer mehr oder 
minder emphatischen Königstheologie zurücktritt oder zurückgedrängt wird, bleibt die 
Königsherrschaft unmittelbar bezogen auf die Gottesherrschaft im Kontext des aus-
erwählten Volkes. 
Es gibt keine allgemeine jüdische Theologie des Staates, weder mit Rücksicht auf das 
Wesen des Menschen, noch mit Rücksicht auf die menschliche Sündhaftigkeit.5  In der 
3 L. Baeck, Das Wesen des Judentums (Wiesbaden 51 991 ) 231 ff. 
4 Ebd. 236. 
5  Es genüge als Begründung der Hinweis auf H. W. Wolff, Anthropologie des Alten Testaments 
(Gütersloh '1994), in dem sich weder ein Kapitel über den Staat, noch überhaupt das Stichwort 
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Geschichte Kains etwa wird die Institution der Blutrache eben nicht durch die von Gott 
als „Behelfsordnung" (55) gestiftete Institution des Staates überflüssig gemacht, sondern 
durch eine direkte Sanktionsdrohung Gottes. Dazu passt, dass auch der Aufbau der 
Zivilisation durch Kain und seine Nachkommen nicht einmal von ferne mit der Institu-
tion des Staates in Verbindung gebracht wird. Der biblische Autor nennt zwar Viehzucht 
oder Musik, nicht aber den Staat, und das wohl kaum aus Vergesslichkeit oder Ahnungs-
losigkeit (vgl. GF 15). Das gleiche Bild in der Sintfluterzählung: Um den Fortgang des 
Lebens zu ermöglichen, stiftet Gott einen neuen, „ewigen" Bund, er gründet keinen Staat, 
und er richtet als Symbol des neuen Bundes einen Regenbogen auf, keinen Flaggenmast. 
Entsprechend umreißt das Hirtenwort die entscheidende Lehre der Noah-Geschichte 
folgendermaßen: 
„Die jüdische Tradition hat aus diesem Text das wichtigste der nach ihr allen Menschen geltenden 
Gebote geschöpft: die Verpflichtung, ein geordnetes Rechtswesen einzurichten" (GF 21). 
Diese letzte Formulierung meint keineswegs dasselbe wie: die Verpflichtung, einen Staat 
zu gründen. Das Hirtenwort lässt damit offen, auf welche Weise die notwendige Rechts-
ordnung zu verwirklichen und durchzusetzen ist. Das kommt vor allem darin zum Aus-
druck, dass die Bischöfe sehr viel öfter von den Aufgaben der Politik als von denen des 
Staates sprechen. Mit Blick auf die Rolle des Staates argumentieren sie eher historisch 
und pragmatisch als anthropologisch und grundsätzlich. Sie rechnen mit der Existenz des 
Staates in seiner gegenwärtigen Gestalt, also einschließlich seiner Instrumente der 
Rechtserzwingung, und mit der Möglichkeit einer gewaltbewehrten Ordnung ohne Staat. 
Ob es einen Staat ohne Gewaltmittel geben kann, reflektieren sie ebenso wenig wie die 
Frage, ob es in der Kirche Gewaltmittel geben darf. 
Eines jedoch ist unstreitig klar: Das Volk Israel und die Kirche einerseits verbindet mit 
der übrigen Menschheit andererseits naht- und bruchlos, dass immer und überall der 
Wille Gottes geschehen und also Gerechtigkeit herrschen soll. Die Notwendigkeit, Ge-
rechtigkeit zu erzwingen, entsteht nur dort, wo der sündige Mensch sich Gottes Willen 
widersetzt. Weder im Paradies noch im Himmel braucht es darum Instrumente oder In-
stitutionen der Rechtserzwingung, es bedarf ihrer in der Tat nur in jener „Zwischenphase, 
die mit dem Sündenfall beginnt und der endgültigen Erlösung zu Ende geht" (54). 
Infolgedessen kann und wird tatsächlich auch der Staat in dem Maß „absterben", wenn es 
denn unabdingbar zum Staat gehören sollte, über Gewaltmittel zu verfügen, um den 
Frieden zu sichern und Gerechtigkeit durchsetzen zu können.6  Wer Staat und Herrschaft 
„Staat" findet. Und vom Königtum heißt es, das alte Israel kenne es „höchstens als eine 
Versuchung" (280). 
6 Es ist ganz aufschlussreich, in diesem Kontext einen Seitenblick auf Thomas von Aquin zu 
werfen. In „De regimine principum", einem der zahlreichen Fürstenspiegel, führt Thomas die 
Notwendigkeit einer Regierung bzw. Lenkung (gubematio) auf die natürliche Bestimmung des 
Menschen zurück, in Gemeinschaft zu leben (vgl. Th. von Aquin, über die Herrschaft der 
Fürsten, Stuttgart 1971, 5-7). Er spricht jedoch zunächst immer nur von einer „Gesellschaft 
der Freien", die von ihrem Führer „auf das Gemeinwohl der Gesellschaft hingelenkt wird" (8). 
Das dominante Gegenbild zum guten Herrscher ist deshalb das des „Tyrannen". Es sind zwei 
Gründe, die Thomas von Gewalt und Zwang sprechen lassen — und zwar nur kurz und erst im 
15. Kapitel: Neben der Bedrohung des Gemeinwesens durch äußere Feinde gibt es einen inne-
ren Grund, nämlich „dass sich der Wille des Menschen verkehrt, so dass sie entweder zu träge 
sind, den Forderungen des Staates gerecht zu werden, oder noch darüber hinaus dem Frieden 
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einerseits sowie Recht und Rechtserzwingung andererseits als wesentlich zusammen-
gehörig denkt, kann Staat und Herrschaft theologisch weder in der Schöpfungsordnung 
verankern, noch mit der Hoffnung auf das vollendete Gottesreich vereinbaren. Unter die-
ser Voraussetzung kann beides nur in der sündigen Welt bestehen und muss darum mit 
ihr vergehen. Wer umgekehrt Staat und Herrschaft eine sowohl protologische wie escha-
tologische Bedeutung zuschreiben will, muss die Möglichkeit sehen, beides als uneinge-
schränkt vereinbar mit der menschlichen Freiheit zu denken. 
Das Hirtenwort entscheidet sich nicht zwischen diesen Varianten, ja es thematisiert nicht 
einmal den Konflikt zwischen ihnen. Es geht jedoch in keinem seiner beiden Teile davon 
aus, „gute Menschen" könnten, wollten oder würden „ohne Rechtsordnung in Frieden" 
leben, wie es Beestermöller zumindest für den ersten Teil unterstellt (54). Das wäre 
widersinnig angesichts unmissverständlicher Aussagen wie dieser: „Wer den Frieden 
will, muss Gerechtigkeit wollen" (GF 32). Nur Anhänger einer spiritualistisch-romanti-
schen Liebesmystik können auf den Gedanken verfallen, das Reich Gottes oder die Kir-
che stellten rechtsfreie Räume dar, und noch steht der Nachweis aus, irgendein deutscher 
Bischof hätte sich auf diesen Irrweg begeben. Das Hirtenwort jedenfalls taugt nicht dazu, 
ihn zu führen. Wohl aber bezeugt es den Glauben daran, dass weder im vollendeten 
Gottesreich noch in der Kirche, soweit sie das Gottesreich sakramental vergegenwärtigt 
und verkörpert, Zwang und Gewalt nötig sind, um Recht durchzusetzen und Gerechtig-
keit zu verwirklichen, weil der Mensch aus freien Stücken den Willen Gottes tut. 
Von daher bestimmt sich die Rolle der Gewalt und ihre Grenze in ihrer Beziehung auf 
die Wirksamkeit der Sünde: Die Gnade stärkt den Willen, das Gute; die Gewalt beugt 
oder bricht den Willen, das Böse zu tun. Beides ist — in dieser „Weltzeit" — für den Men-
schen notwendig. Beides dient — auf je eigene Weise — dem Reich Gottes, indem es dazu 
dient, Gottes Willen zu verwirklichen. Doch wirkt die Gnade, indem sie den Menschen in 
seinem Inneren, indem sie sein „Herz" verwandelt und die sündhafte Entgegensetzung 
von göttlichem und menschlichem Willen her aufhebt, während Gewalt eine innere Um-
kehr weder erfordert noch hervorzurufen vermag. Es ist diese unaufhebbare Grenze der 
Gewalt, aufgrund derer ihre Anwendung den Kreislauf der Gewalt zwar unterbrechen, 
nicht aber die Logik der Gewalt überwinden kann. Die Gewalt zu überwinden, gelingt 
nur durch den Geist der Gewaltfreiheit als Wirkung der Gnade. 
So verwirklicht sich die Gottesherrschaft in dieser schon erlösten Welt, in der trotzdem 
noch immer gesündigt wird, durch das Zusammenwirken von Gewalt und Gewaltver-
zicht, wenn und sofern beides dem Geist der Gewaltfreiheit entspringt. Daraus schließen 
die Bischöfe: 
„Christen müssen die allen Menschen gemeinsamen Mechanismen und Institutionen der Gewalt-
eindämmung akzeptieren. Schon die Vorschaltung der Urgeschichte vor die Geschichte Israels und 
der Kirche stellt das klar. Und zum Dienst für den Frieden aller gehört es, sich auch im Rahmen 
einer gewaltbewehrten Friedensordnung für jenes Mehr an Gewaltlosigkeit, Gerechtigkeit und 
Versöhnung einzusetzen, das zu erfahren ihnen geschenkt wurde, und zwar wo und wann immer 
dies möglich ist" (GF 55). 
der Gesellschaft schädlich sind, indem sie die Gebote der Gerechtigkeit übertreten und da-
durch den Frieden der anderen stören" (59). Die Schlussfolgerung lautet doch wohl: Wenn und 
wo sich der Wille des Menschen nicht (mehr) verkehrt, bedarf es zwar einer „gubematio", aber 
keiner Zwangsmittel. In diesem Sinne verträgt sich die Idee des Staates durchaus mit der 
Wirklichkeit vollendeter Erlösung. 
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Das steht, wohlgemerkt, im ersten, nicht im zweiten Teil des Hirtenwortes. Es steht dort 
nicht — und wird auch andernorts nicht gesagt —, der Grund dafür, die Mittel der Gewalt-
eindämmung zu akzeptieren, bestünde in der Einsicht, dass die Sünde die menschliche 
Fähigkeit zum Guten zerstört, vielmehr genügt dafür die Einsicht, dass alle Menschen in 
einer sündigen Welt leben (vgl. ebd.), die als solche nicht der Schöpfungsabsicht Gottes 
entspricht (vgl. GF 21). Das Übel der Gewalt, der unrechtmäßigen wie der rechtmäßigen 
wird erst in der vollendeten Schöpfung völlig verschwunden sein und schwindet in der 
jetzigen, schon erlösten, aber noch der Vollendung harrenden Welt in dem Maß, in dem 
der Mensch dank der Gnade Gottes in Freiheit das Gute will und tut. 
3. Schluss 
Nach dieser ausführlichen Analyse kann das Fazit knapp ausfallen und lässt sich in 
einem entschiedenen Urteil zusammenfassen: Gerechter Friede signalisiert keinen Para-
digmenwechsel, immerhin aber eine bedeutsame Akzentverschiebung in der katholischen 
Friedenslehre. Kein lehramtlicher Text hat bislang entschlossener und nachdrücklicher 
die Gewaltproblematik mit der Botschaft des Evangeliums verknüpft und ihren Zusam-
menhang in politische Aufgabenstellungen zu übersetzen versucht. Indem es den Geist 
der Gewaltfreiheit als unabdingbare Grundbedingung christlichen Handelns heraus-
arbeitet, die selbst noch bei der Anwendung von Gewalt respektiert werden muss, über-
brückt das Hirtenwort den Gegensatz von christlich motivierter Realpolitik und strengem 
Pazifismus. Auf diese Weise eröffnet oder vergrößert es wenigstens die Chance, einen 
uralten, längst unfruchtbaren Streit innerhalb der Christenheit zu beenden. Es lässt kei-
nen stichhaltigen Grund dafür erkennen, einen neuen innerhalb der katholischen Kirche 
zu beginnen. Reichlich Stoff für weitere Diskussionen und angestrengtes Nachdenken 





Welche Logik haben Zwang und Gewalt?' 
Erwiderung auf I leinz-Günther Stobbe 
Im September 2000 veröffentlichten die deutschen Bischöfe fast 20 Jahre nach ihrem 
Friedenswort „Gerechtigkeit schafft Frieden" (1983) ein neues Hirtenwort zum Frieden. 
Der Epochenumbruch, den das Ende des Kalten Krieges markiert, erfordere „eine ethisch 
begründete Neuorientierung der Friedenspolitik, deren Hauptakzent und Zielperspektive 
wir in programmatischer Kürze mit dem Titel des vorliegenden Schreibens zum Aus-
druck bringen: Gerechter Friede" (GF 1). Das allgemeine Echo auf dieses Wort war posi-
tiv. 
Mit einem Beitrag in der Märzausgabe 2001 der „Stimmen der Zeit" hatte ich mich mit 
„Gerechter Friede" (GF) kritisch auseinandergesetzt.2  Das Hirtenwort ist in drei große 
Einheiten unterteilt, der erste entwickelt „die biblische Botschaft vom Frieden", der 
zweite entfaltet „Elemente innerstaatlicher und internationaler Friedensfähigkeit", wäh-
rend der dritte sich zu den „Aufgaben der Kirche" äußert. Mein Anliegen war es, darauf 
aufmerksam zu machen, dass zwischen dem ersten und zweiten Teil eine Spannung be-
steht. Beide Teile entwickeln ein theologisches Paradigma der Friedensethik, die sich 
nicht harmonisieren lassen und die zu widerstreitenden Konsequenzen führen. Letztlich 
geht es um die Frage, wie eine zwangsbewehrte Rechtsordnung und damit auch das Mit-
wirken in den entsprechenden Organen theologisch zu interpretieren ist. 
So vertrete ich die These, „dass im ersten Teil eine Diastase zwischen Kirche und Staat 
gezeichnet wird. Staat und Recht sind von Gott in der unerlösten, von der Sünde ge-
zeichneten Welt errichtet worden, um die Welt vor dem absoluten Chaos zu bewahren. 
Das von Christus erlöste Volk, die Kirche, bedarf keines Rechts mehr, da in ihm die 
Sünde an der Wurzel, also im Herzen des Menschen, überwunden ist. Im zweiten Teil 
wird dagegen ein komplementäres Verhältnis von Kirche und Staat entworfen. Staat und 
Recht gehören hier wesentlich zum Menschen, insofern wird auch die staatliche Ordnung 
von Christus erlöst" (52f.). 
Plakativ kommt die Spannung zwischen diesen Paradigmen in den Interpretationen der 
Bergpredigt heraus. So heißt es im ersten Teil: Bei dem, „was Jesus in der Bergpredigt 
lehrt, ... handelt es sich um Grundeinstellungen ..., um echte Weisungen ... Sie gelten 
denen, die sich als Jünger ins Volk Gottes haben berufen lassen, das in Christus definitiv 
zur Stadt auf dem Berg geworden ist (vgl. Mt 5, 14)" (GF 46). „So faszinieren sie die 
Völker der Welt, die unter den immer wiederkehrenden Eruptionen der Gewalt stöhnen, 
durch ihre Andersartigkeit, und wallfahren mit ihnen zum Zion" (GF 47). Das Handeln 
gemäß der Bergpredigt bezieht sich also auf den Umgang der Jünger miteinander. Sie 
bilden eine Art Alternativgesellschaft zu der gewaltdurchwirkten Welt. Die Jünger ver- 
Zuerst erschienen in: Die Neue Ordnung 4 (2001), 282-290. 
2 Gerhard Beestermöller, Paradigmenstreit in der katholischen Friedenslehre? Beobachtungen 
zum Hirtenwort „Gerechter Friede", in diesem Band 52-62. Die im Text angegebenen 
Seitenangaben beziehen sich auf den Abdruck in diesem Band. 
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ändern die Welt gerade nicht dadurch, dass sie diese von innen umgestalten, sondern 
indem sie Menschen aus ihr heraus in die Kirche locken. 
Demgegenüber kann man im zweiten Teil lesen: „Der Geist der Gewaltfreiheit bewahrt 
davor, dass wir die Allgegenwärtigkeit der Gewalt einfach hinnehmen, uns gar an Gewalt 
als Mittel der Konfliktaustragung gewöhnen. Er hält die Erinnerung daran wach, dass uns 
in der biblischen Botschaft, in der Nachfolge Jesu ein Weg erschlossen ist, auf dem wir 
mitten in einer gewaltdurchwirkten Welt den Teufelskreis der Gewalt durchbrechen, ihre 
verhängnisvolle Logik überwinden können. ... Nach unserem Verständnis bildet deshalb 
der Geist der Gewaltfreiheit eine unersetzliche Quelle der Inspiration Mr politische, so-
ziale und wirtschaftliche Programme, ..." (GF 69). Ein Handeln gemäß der Bergpredigt 
besteht nach diesen Passagen in einem engagierten Einsatz für die Überwindung der 
Gewalt in dieser Welt. 
Meine Anregung zu einer Debatte über diese Thesen ist dankenswerterweise von Heinz-
Günther Stobbe aufgenommen worden. In einem Beitrag zur Juni-Nummer 2001 der 
„Stimmen der Zeit" legt er eine grundlegende Kritik vor.3  Er bestreitet einen Bruch zwi-
schen den beiden Teilen. Der zweite Teil, die politische Ethik, werde im ersten, bibli-
schen Teil, kohärent grundgelegt. Darüber hinaus verteidigt er die von den Bischöfen im 
ersten Teil entwickelte Anthropologie. In seiner Kritik setzt sich Stobbe in drei Schritten 
mit meinem Beitrag auseinander: „der Anthropologie des biblisch-theologischen Teils, 
der Verhältnisbestimmung von noachitischem System und jesuanischem Ethos sowie der 
Verhältnisbestimmung von Kirche und Staat" (66). 
Das Anliegen dieser Replik ist es, mittels drei mehr skizzenhaften Strichen zu demonst-
rieren, warum ich mich von Stobbes Kritik nicht getroffen fühle. Abschließend möchte 
ich die Debatte zu den entscheidenden systematischen Fragen, die Stobbe nur anreißt, 
aufgreifen, da hierüber die Diskussion weitergeführt werden sollte. 
I. Zur Anthropologie des Bischofswortes 
Stobbe stimmt mir zu, dass „in der Tat im biblischen Teil des Hirtenwortes an mehreren 
Stellen die Idee einer radikalen Verderbtheit des Menschen an(klingt)". Allerdings wür-
den die Bischöfe hier nur den biblischen Befund reflektieren. „Infolgedessen sollte, wer 
diese Sicht für kritikwürdig hält, seine Kritik eher an die biblischen Autoren richten als 
an die Bischöfe" (66f.). Ist die Sintflut zudem nicht lange vor Christus? Warum heißt es 
dann aber im zweiten Teil von Gerechter Frieden: „,Aber trotz der Gebrochenheit 
menschlicher Existenz ist dem von Gott berufenen Menschen mit der Schöpfung wie mit 
der Erlösung die Fähigkeit zu einer verantwortlichen Gestaltung der Welt geschenkt. 
Dieses Können geht allem Sollen voraus. Die ethische Forderung entspringt der von Gott 
gegebenen Befähigung zu einem vernünftigen und verantwortlichen Handeln.' (Für eine 
Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit, Nr. 95)" (GF 58). Von einer radikalen Ver-
derbtheit des Menschen ist hier wohl kaum die Rede! 
Überhaupt wirft mir Stobbe vor, meine Kritik zu hoch zu hängen. Den Bischöfen ginge 
es nicht um „eine systematische Sünden- und Gnadenlehre" — was ich natürlich auch nie 
3  Heinz-Günther Stobbe, Die Friedenslehre in der Debatte. Eine Entgegnung auf Gerhard Bees-
termöller, in diesem Band 63-73. Die im Text angegebenen Seitenangaben beziehen sich auf 
den Abdruck von Heinz-Günther Stobbes Artikel in diesem Band. 
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behauptet habe. „Die Aussageabsicht der Bischöfe läuft mithin eindeutig nicht darauf 
hinaus, die Allgegenwart der Gewalt in der Welt durch die sündenbedingte Unfähigkeit 
des Menschen zum Guten zu erklären" (67f.). Demgegenüber ist in Gerechter Friede zu 
lesen: 
„Am Anfang des Buches Genesis lesen wir von der Ursünde. Sie hat zwei Aspekte. Der eine ist das 
Misstrauen gegenüber Gott, geschildert als Ungehorsam der Stammeltern im Paradies (Gen 3). Der 
andere, schon aus der Situation nach dem Paradies erzählt und an der zweiten Generation der 
Menschen dargestellt, ist die Zerstörung der zwischenmenschlichen Harmonie. Kain ermordet aus 
Rivalität seinen Bruder Abel (Gen 4). Das Urbild der zwischenmenschlichen Sünde ist also die 
ichbesessene Gewalttat. Was sind die Folgen? ... Sie (die biblischen Ortsnamen) deuten an, wie 
sich die Welt durch die Gewalttat verändert" (GF 14). 
Einmal in der Welt, zeugt sich die Gewalt immer weiter. Das ganze Problem menschli-
chen Zusammenlebens läuft auf die Bändigung der Gewalt hinaus: „Die ganze Kultur 
wird vom Menschen entwickelt in Verbindung mit dem Urelement des Rechts, der 
Sanktionsandrohung für Mord. ... Alles bindet und besänftigt den Drang zur Gewalt" 
(Hervorhebung d. Verf.). Dieser kann nur durch „die bändigende Drohung mit Gegen-
gewalt" eingedämmt werden (GF 15). 
Ist es wirklich eine überzogene Interpretation, dass nach diesen Ausführungen die Sünde 
ihren Ursprung im Misstrauen gegenüber Gott sowie in Ichbesessenheit und zwischen-
menschlicher Rivalität hat, die zur Gewalttat führt? Der Drang zur Gewalt wird derart 
übermächtig, dass der Mensch nicht mehr zum Guten fähig ist. Man kann ihn nur durch 
Abschreckung mit Gewalt vom Bösen abhalten. Gerade daher ist ja der Mensch auf die 
Erlösung durch Gott in Jesus Christus angelegt, die das Misstrauen gegenüber Gott und 
die Rivalität unter Menschen überwindet. 
2. Zum noachitischen System und jesuanischen Ethos 
Hier kommen wir wohl zum eigentlichen Anliegen Stobbes. An keiner anderen Stelle 
ereifert er sich derart wie hier. So trete hier meine „Neigung, die Ausführungen des Hir-
tenwortes ... zugunsten (m)einer Interpretation zurechtzubiegen, ... besonders krass ... 
hervor ... Man reibt sich verwundert die Augen und fragt sich, wo das steht" (68), was 
Beestermöller zu lesen glaubt. 
Es geht um die Interpretation der Nummer 44 von Gerechter Friede, die man vollständig 
in den Blick nehmen muss, um meine Argumentation nachvollziehen zu können: 
„Alle Völker der Welt kennen nur ein System der Friedenssicherung, das die Gewalt durch An-
drohung von Gegengewalt bändigen muss und dann ständig in seine eigene Krise gerät. Als Jesus 
verhaftet wird, greift einer seiner Jünger (nach dem Johannesevangelium war es Petrus selbst) zum 
Schwert. Er hat nicht verstanden, worum es Jesus geht. Jesus muss ihm sagen: 
,Steck dein Schwert in die Scheide. Denn alle, die zum Schwert greifen, werden durch das Schwert 
umkommen' (Mt 26, 52). 
Die Antwort Jesu ist nicht nur eine augenblickliche Handlungsanweisung. Mit seiner Begründung 
charakterisiert er sehr grundsätzlich das Denk- und Handlungssystem, aus dem heraus Petrus rea-
giert hat. Es bleibt ein System des Kreislaufs der Gewalt, auch wenn es innerhalb dieses Systems 
ethisch geboten ist, einem zu Unrecht Angegriffenen solidarisch zur Hilfe zu eilen. Doch Jesus 
macht deutlich, dass die Bereitschaft, Gewalt lieber zu erdulden als auszuüben, nicht grundsätzlich 
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als Ausdruck mangelnder Solidarität mit zu Unrecht Angegriffenen zu verstehen ist. Vielmehr kann 
wahre Solidarität gerade in der Bereitschaft bestehen, das Schicksal des anderen dort, wo man ihm 
nicht mehr wirksam helfen kann (Hervorhebung d. Verf.), wenigstens zu teilen. Zugleich trägt 
dieses Ethos dazu bei, die Logik der Gewalt nicht nur einzudämmen, sondern sie in einer 
entscheidenden Situation zu überwinden." (GF 44) 
Stobbe und ich sind uns im Wesentlichen in der Interpretation der Conclusio dieses Tex-
tes einig. Es wäre schön gewesen, er hätte dieses Einvernehmen deutlich gemacht: „Es 
gibt Situationen" — so Stobbe zu Recht —, „in denen Gegengewalt Betroffenen nicht hilft 
bzw. nicht zu helfen vermag. ... Gerade dann eröffnet sich eine neue — den üblichen 
Maßstäben zufolge unsinnig erscheinende — Möglichkeit, Solidarität zu üben, und zwar 
durch den Verzicht auf wirkungslose Gegengewalt und den Entschluss, das Schicksal des 
wehrlosen Opfers zu teilen. Erst dieser Schritt überwindet die Logik der Gewalt, weil er 
auf der Weigerung beruht, die Grenzen gewaltsamer Gegenwehr mit den Grenzen solida-
rischen Handelns gleichzusetzen" (69). 
Zwischen Stobbe und mir ist allerdings strittig, inwiefern die in GF 44 vorgetragene Ar-
gumentation schlüssig ist. Vor allem inkriminiert er meine These: „Der hier konstruierte 
Gegensatz basiert auf der problematischen Behauptung, es sei im System der zwangsbe-
wehrten Rechtswahrung ,ethisch geboten', Gewalt auszuüben, wenn diese voraussehbar 
erfolglos sein würde" (57). Dazu Stobbe: „Man reibt sich verwundert die Augen und 
fragt sich, wo das steht" (68). Ich will mich bemühen, meinen Gedankengang noch ein-
mal zu verdeutlichen. 
Dem Text geht es um die Zuordnung des „System(s) des Kreislaufs der Gewalt" einer-
seits und der „wahren Solidarität" andererseits, die Jesus vorgelebt hat. Gleich im ersten 
Satz wird der Kreislauf der Gewalt definiert. Es ist die Weise, in der in der noachitischen 
Welt Frieden gesichert wird, indem nämlich „Gewalt durch Androhung von Gegenge-
walt" gebändigt wird. Als Repräsentant dieses Systems erscheint dann Petrus, dem Jesus 
entgegentritt. Entscheidend für meine Argumentation ist, dass Petrus in dieser Situation 
gemäß der Logik des Systems, das er repräsentiert, zur Gewalt greift, Jesus ihn aber 
daran hindert. Es geht also um eine Situation, in der Gewaltimperative des noachitischen 
Systems mit den Maßgaben der wahren Solidarität kollidieren und erstere außer Kraft 
gesetzt werden. 
Wenn man dies nun im Kopf behält und liest, dass jesuanische, „wahre Solidarität gerade 
in der Bereitschaft bestehen (kann), das Schicksal des anderen dort, wo man ihm nicht 
wirksam helfen kann, wenigstens zu teilen", dann impliziert dies doch, dass Petrus als 
Repräsentant der zwangsbewehrten Rechtswahrung in derartigen Situationen zum 
Schwert greifen würde. Anderenfalls bräuchte Jesus Petrus gar nicht zurechtzuweisen. Zu 
einem Konflikt zwischen dem noachitischen „System der Friedenssicherung" und der 
„wahren Solidarität" kommt es nur unter der Voraussetzung, dass es die Logik zwangs-
bewehrter Friedenssicherung verlangt, auch dann Gewalt anzuwenden, wenn sie nieman-
den schützen kann. Dies ist eine offensichtlich äußerst problematische Voraussetzung. 
Leider wird bei Stobbe nicht recht deutlich, warum GF 44 in meiner Interpretation einen 
Schlüsseltext darstellt. Dieser Text gibt m.E. Antwort auf die Frage, ob Christen in der 
Nachfolge Jesu an der Aufrechterhaltung eines auf Androhung von Gegengewalt beru-
henden Friedens mitwirken dürfen, geht es doch in der Christusnachfolge um die wur-
zelhafte Überwindung von Gewalt überhaupt. Wüssten die Christen im vorhinein, dass 
ein Mensch auf das Angebot des Friedens ablehnend reagiert, wären sie zu einem 
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rechtswahrenden, gewaltbewehrten Vorgehen verpflichtet. Wüssten sie, dass er das An-
gebot annimmt, wären sie zu einem gewaltlosen Handeln aufgefordert. Das Problem 
besteht nun einerseits darin, dass die Bekehrung eines gewalttätigen Sünders zum Frie-
den immer ein Wunder Gottes darstellt, das sich nicht prognostizieren lässt. Andererseits 
wird durch die Aufrechterhaltung des zwangsbewehrten Rechts die Ausbreitung der ge-
waltlosen Alternativgesellschaft aufgehalten. Wie soll ein Christ also handeln? 
Die Lösung dieses Problems sieht GF 44 darin, dass auch Christen mit Gegengewalt auf 
Unrecht zum Schutz anderer reagieren sollen, solange dies möglich ist. Das Ethos der 
Gewaltüberwindung kommt erst dann zum Zuge, wenn ein Opfer nicht mehr mit Gewalt 
geschützt werden kann. In diesem Falle bestehe wahre Solidarität darin, das Schicksal 
des Opfers zu teilen. Das System der gewaltbewehrten Rechtswahrung bleibt also als 
solches intakt. Daher wird auch der Konflikt, welchem System zu folgen ist, in Wirk-
lichkeit gar nicht gelöst. Denn es könnte durchaus sein, dass ein Unrechtstäter, dem man 
erfolgreich entgegnen kann, vielleicht durch einen gewaltlosen Anruf aus der Gewalt 
geführt würde. 
Daher sehe ich in GF 44 einen Bruch zu der Argumentation des ersten Teils. Dieser 
Bruch kaschiert einen direkten Widerspruch zwischen dem ersten und zweiten Teil. 
Konsequent auf der Linie des ersten Teiles wäre es gewesen zu fordern, dass Christen 
immer auf Gegenwehr verzichten und sich solidarisch dem Opfer beigesellen. Genau zu 
diesem Ergebnis kommt man, wenn man die Kautele „dort, wo ..." aus GF 44 
herausnimmt. Daher stellt sich mir die Frage, ob es sich hier um einen späteren Einschub 
handeln könnte. Ich sehe nicht, dass Stobbes Kritik meine Ausführungen treffen. 
3. Zu Staat und Kirche 
Stobbes Kritik an meinen Ausführungen zu Staat und Kirche läuft im Grunde darauf 
hinaus, dass ich in die Ausführungen der Bischöfe eine Grundsätzlichkeit hineininterpre-
tieren würde, die sie nicht hätten und nicht haben wollten. Schauen wir im Einzelnen. 
Zu Recht weist Stobbe darauf hin, dass nach meiner Analyse das Bischofswort die Not-
wendigkeit des Staates im biblischen Teil mit der Sündhaftigkeit des Menschen begrün-
det, während es im zweiten Teil mit dem Wesen, also der Schöpfungsnatur des Men-
schen, argumentiert. Stobbe bezweifelt beide Aussagen. 
a) So heißt es im Blick auf den zweiten Teil des Bischofswortes: „Nun weist zwar Ge-
rechter Friede in der Tat mit Blick auf das Gemeinwohl, die Bedürfnisbefriedigung und 
die Friedenssicherung dem Staat bestimmte Aufgaben und Pflichten zu, doch an keiner 
Stelle wird von ihnen oder vom Wesen des Menschen her die unbedingte Notwendigkeit 
des Staates abgeleitet" (70). 
Demgegenüber kann man in Gerechter Friede lesen: „Die Politik hat die Aufgabe, für 
menschenwürdige Verhältnisse zu sorgen" (GF 57). 
„Im Schnittpunkt von kirchlichem Auftrag und politischer Aufgabe steht der Respekt gegenüber 
der Wurde des Menschen. Nach christlichem Verständnis ist der Mensch als Gottes Ebenbild ge-
schaffen und als das Gegenüber Gottes mit einer einzigartigen und unveräußerlichen Würde aus-
gezeichnet. Er ist dazu berufen, als vernunftbegabtes und verantwortliches Wesen (Hervorhebung 
d. Verf) in Beziehung zu Gott, den Mitmenschen und zu allen Geschöpfen zu leben" (GF 58). 
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„Wenn ... der menschlichen Person aufgrund ihrer ,erhabenen Würde ... unverletzliche(r) 
Rechte(n) und Pflichten' zukommen, dann muß ,alles dem Menschen zugänglich gemacht werden, 
was (er) für ein menschliches Leben braucht, wie Nahrung, Kleidung und Wohnung' ..." (GF 59). 
Es ist also die Aufgabe von Politik, für menschenwürdige Verhältnisse zu sorgen. Dieser 
Auftrag ergibt sich zum einen aus dem Wesen des Menschen als eines sittlichen Subjek-
tes, worin seine Berufung zur Gottebenbildlichkeit gründet, zum anderen aus der natura-
len Bedürftigkeit des Menschen. Die Notwendigkeit von Politik gründet also im Wesen 
des Menschen. Nun stehen die eben zitierten Ausführungen unter der Überschrift „Ele-
mente innerstaatlicher und internationaler Friedensfähigkeit". Wenn Gerechter Friede 
hier von Politik spricht, dann geht es um die Verantwortung für den Staat und die zwi-
schenstaatlichen Verhältnisse. Insofern bleibe ich bei meiner Aussage, dass für den 
zweiten Teil von Gerechter Friede die Notwendigkeit eines Staates nicht erst mit der 
Sünde entstanden ist, sondern im Wesen des Menschen gründet. 
b) Um seine These, der erste Teil von Gerechter Friede entwickele keine grundsätzlichen 
Aussagen zum Staat, zu belegen, zitiert Stobbe GF 21: 
„Die jüdische Tradition hat aus diesem Text" — (ich füge ein: Dem Noah-Bund, demzufolge „Gott 
von den Menschen" fordert, die Gewalttat „nach Möglichkeit durch rechtliche Sanktion zu verhin-
dern") — „das wichtigste der nach ihr allen Menschen geltenden Gebote geschöpft: die Verpflich-
tung, ein geordnetes Rechtswesen einzurichten." 
Stobbe fährt fort: „Diese letzte Formulierung meint keineswegs dasselbe wie: die Ver-
pflichtung, einen Staat zu gründen. Das Hirtenwort lässt offen, auf welche Weise die 
notwendige Rechtsordnung zu verwirklichen und durchzusetzen ist. ... Mit Blick auf die 
Rolle des Staates argumentieren sie eher historisch und pragmatisch als anthropologisch 
und grundsätzlich. Sie rechnen mit einer Existenz des Staates in seiner gegenwärtigen 
Gestalt, also einschließlich seiner Instrumente der Rechtserzwingung, und mit der Mög-
lichkeit einer gewaltbewehrten Ordnung ohne Staat. Ob es einen Staat ohne Gewaltmittel 
geben kann, reflektieren sie ebenso wenig wie die Frage, ob es in der Kirche Gewaltmit-
tel geben darf' (71). 
Zur Erwiderung verweise ich auf die nächstfolgenden Sätze aus Gerechter Friede: „Der 
Bund mit Noah ist eine universale Aussage. Noah ist der Stammvater der gesamten neuen 
Menschheit. Das Gebot der Gewalteindämmung durch das Recht ist universal. Die 
Genesis hat in der Figur des von Gott gesetzten ,Noah-Bundes` die zu ihrer Zeit am wei-
testen entwickelte Gestalt internationalen, zwischenstaatlichen Rechts herangezogen, 
das mehrere Staaten übergreifende Vertragsrecht (Hervorhebung d. Verf). Es kam durch 
eidliche Selbstverpflichtung der jeweiligen Herrscher zustande. Dieser Rechtstyp wies 
schon damals und weist heute erst recht über eine uneingeschränkte Handlungsfreiheit 
von Staat hinaus" (GF 22). 
Es stimmt also nicht, dass „die biblisch-theologische Grundlegung ... den Begriff des 
Staates nur ein einziges Mal im einschlägigen Sinne (vgl. GF 38)" (69) erwähnt. Zu-
gleich macht die eben zitierte Nummer GF 22 deutlich, dass die Bischöfe zwar im Blick 
auf die internationale Friedenssicherung die Vorgaben des Noah-Bundes historisch relati-
vieren, keineswegs jedoch den Staat als ordnungspolitische Grundgröße der Rechtswah-
rung in Frage stellen. 
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Schließlich sehe ich auch nicht, dass sich die Bischöfe eine staatliche Rechtsordnung 
ohne Zwangsgewalt vorstellen können, erblicken sie doch das „Urelement des Rechts" in 
„der Sanktionsandrohung für den Mord" (GF 15). In diesem Sinne kann Kirche „als mes-
sianisches Gottesvolk" auf eine Rechtsordnung verzichten, insofern nämlich in ihr 
„Menschen Gott und einander vorbehaltlos vertrauen und deswegen völlig auf Gewalt 
verzichten können" (GF 56). 
4. Was ist Recht? 
Stobbe beendet seinen Beitrag mit ein paar grundlegenden systematischen Überlegungen 
über das Wesen von Recht und Rechtserzwingung. Ich bin mit ihm der Meinung, dass die 
Debatte in dieser Richtung fortgesetzt werden muss. Er schreibt: 
„Wer Staat und Herrschaft einerseits sowie Recht und Rechtserzwingung andererseits als wesent-
lich zusammengehörig denkt, kann Staat und Herrschaft theologisch weder in der Schöpfungsord-
nung verankern, noch mit der Hoffnung auf das vollendete Gottesreich vereinbaren. Unter dieser 
Voraussetzung kann beides nur in der sündigen Welt bestehen und muss darum mit ihr untergehen. 
Wer umgekehrt Staat und Herrschaft eine sowohl protologische wie eschatologische Bedeutung 
zuschreiben will, muss die Möglichkeit sehen, beides als uneingeschränkt vereinbar mit der 
menschlichen Freiheit zu denken" (71f.). 
Ich denke, dass es sehr wohl möglich ist, Staat, Herrschaft, Recht und Rechtserzwingung 
als wesentlich zusammengehörig zu denken, diese Größen in der Schöpfungsordnung 
verankert zu sehen, ohne ihren Fortbestand in der Erlösungsordnung behaupten zu müs-
sen. Denn Staat, Herrschaft, Recht und Rechtserzwingung sind mit Freiheit, solange sie 
im Status der noch nicht definitiven Entschiedenheit existiert, nicht nur ungeschränkt 
vereinbar, sondern stellen eine Bedingung ihrer Möglichkeit dar. 
So hat schon Thomas von Aquin darauf aufmerksam gemacht, dass das Zusammenleben 
im Paradies einer Autorität bedarf, da der Mensch ein entwurfsoffenes Wesen ist, ein 
Zusammenleben also erst durch verbindlich erlassene Regeln möglich wird.4  Ferner wäre 
darauf hinzuweisen, dass Recht nicht dadurch erzwingbar wird, dass es gebrochen wird. 
Die Erzwingbarkeit geht dem Rechtsbruch voraus. Es muss also auch im Paradies er-
zwingbares Recht gegeben haben. Bleibt die Frage, ob es im Paradies auch Rechts-
erzwingungsinstitutionen gegeben haben muss. 
Hier lohnt es sich, Kant zu Wort kommen zu lassen: „Es ist nicht etwa die Erfahrung, 
durch die wir von der Maxime der Gewalttätigkeit der Menschen belehrt werden, und 
ihrer Bösartigkeit, sich, ehe eine äußere machthabende Gesetzgebung erscheint, einander 
zu befehden, also nicht etwa ein Faktum, welches den öffentlichen gesetzlichen Zwang 
notwendig macht, sondern, sie mögen auch so gutartig und rechtliebend gedacht werden, 
wie man will (Hervorhebung d. Verf.), so liegt es doch a priori in der Vernunftidee eines 
solchen (nicht-rechtlichen) Zustandes, dass, bevor ein öffentlich gesetzlicher Zustand 
errichtet worden, einzelne Menschen, Völker und Staaten und niemals vor Gewalttätig-
keit gegen einander sicher sein können, und zwar aus jedes seinem eigenem Recht, zu 
4 
 Vgl. Dolf Stemberger, Der alte Streit um den Ursprung der Herrschaft. in: Süddeutsche Zei-
tung Nr. 161, 16/17 Juli 1977, 94-96. 
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tun, was ihm recht und gut dünkt, und hierin von der Meinung des anderen nicht abzu-
hängen."5  
Nach Kant stellt sich das Problem der Gewalt also nicht erst, wenn Menschen boshaft 
werden, sich Ichbesessenheit und Rivalität ausbreiten. Die schlichte Tatsache, dass jeder 
Mensch ein autonomes Subjekt ist, seinen eigenen Kopf hat, impliziert eine wechselsei-
tige Bedrohung. Daher bedarf es einer Ordnung, die jedem das gleiche Maß an Freiheits-
raum zuweist. 
Solange nun Menschen in der Entscheidung zwischen Gut und Böse stehen, kann nie-
mand sicher sein, dass die anderen sie einschränkende Regeln akzeptieren. Wenn aber 
keine Sicherheit herrscht, ist ein gedeihliches Leben nicht möglich. Dieser Zustand lässt 
sich auch nicht durch Vertrauen überspringen, so lange Menschen auf dem Weg zur 
Vollendung sind. Ein derartiges Vertrauen hätte kein Fundament in der Wirklichkeit. Im 
biblischen Bild: Der Sündenfall war im Paradies möglich und hat stattgefunden. Wenn es 
also im Paradies keine zwangsbewehrten Rechtsinstitutionen gegeben haben sollte, dann 
wäre dies ein Konstruktionsfehler gewesen. 
Das sind selbstverständlich nur Gedankensplitter, die anderenorts zu entfalten sind. Sie 
wirken darüber hinaus überaus abstrakt und weltfremd. In Wirklichkeit sind sie von un-
geheurer Bedeutung, wenn es darum geht, ob Christen sich an der Ausbreitung des Rei-
ches Gottes auf Erden beteiligen und zugleich als Polizisten und Soldaten an der Auf-
rechterhaltung des Rechts mitwirken können. Gerechter Friede will beides theologisch 
zusammenbringen, was dem Papier aber m.E. nicht gut gelungen ist. Ich danke Stobbe für 
seine Kritik, die die entscheidenden Interpretationsfragen in den Mittelpunkt rückt. In 
seinen Thesen kann ich ihm nicht folgen, aber die Debatte geht ja — hoffentlich — weiter. 
5  Immanuel Kant, Metaphysik der Sitten, Werke in 12 Bänden, hg. von Wilhelm Weischedel, 
Bd. 8 Frankfurt a.M. (1968) 303-643, 430. 
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Thomas Nauerth 
Über die Pädagogik des Gottes Israels 
Plädoyer für Fortführung der Debatte um das Hirtenwort „Gerechter Friede" 
„Beobachtungen zum Hirtenwort ‚Gerechter Friede" hat Gerhard Beestermöller in Heft 
3/2001 der „Stimmen der Zeit" vorgetragen, mit dem Ziel „eine theologische Debatte 
über jene Fragen anzuregen, die der Text geradezu aufdrängt") Dieses Anliegen scheint 
sich nach der ausführlichen Erwiderung durch Heinz-Günther Stobbe in der Juninummer 
erledigt zu haben. Mit akribischer Präzision weist Stobbe Gerhard Beestermöller erhebli-
che Interpretationsfehler nach und kommt zu dem Fazit: „,Gerechter Friede signalisiert 
keinen Paradigmenwechsel, immerhin aber eine bedeutsame Akzentverschiebung in der 
katholischen Friedenslehre"2. 
Nun verwundert es schon etwas, dass Heinz-Günther Stobbe trotz der vehementen Ab-
wehr der Thesen Gerhard Beestermöllers doch auch eine erhebliche Akzentverschiebung 
konstatiert. Denn dies dürfte inhaltlich gar nicht so weit entfernt von dem sein, was 
Beestermöller mit einem Lieblingswort des akademischen Diskurses als „Paradigmen-
streit" bezeichnet hat. Noch mehr verwundert aber, dass Stobbe auf die Ausgangsbe-
obachtung Beestermöllers überhaupt nicht eingeht, sondern nur die interpretatorische 
Ausfaltung dieser Ausgangsbeobachtung kritisch diskutiert und als weithin unzutreffende 
Exegese von „Gerechter Friede" herausstellt. 
Die Ausgangsbeobachtung Beestermöllers betrifft den Zusammenhang von Teil I des 
Hirtenwortes, dem biblischen Teil und Teil II, dem sozialethischen. Beestermöller spürt 
hier eine Spannung, die er so beschreibt: „Überspitzt formuliert wird im ersten Teil mit 
theologischen Argumenten die These vertreten, dass nicht realisierbar ist, was der zweite 
Teil ebenfalls mit theologischen Gründen als politische Aufgabe beschreibt: dem Leitbild 
des gerechten Friedens zu folgen. (...) Daher muss der zweite Teil von Gerechter Friede 
notwendigerweise eine eigene, alternative theologische Grundlegung des politischen 
Leitbildes des gerechten Friedens nachliefern" (53). 
Diese Beobachtung kann so ganz falsch nicht sein, denn von Teil II des Hirtenwortes 
herkommend würde niemand die in Teil I dargelegte theologische Grundlegung vermis-
sen. Teil II beginnt tatsächlich mit einer ganz eigenständigen theologischen Begründung, 
auf die im Folgenden immer wieder zurückgegriffen wird (GF 58). Das ganz besondere, 
schöpfungstheologisch fundierte Menschenbild, das die Kirche in den Dialog um die 
richtige Politik einbringt, ist die Basis der weiteren Argumentation. Ansonsten aber fin-
den sich kaum theologische Argumente in Teil II, sondern es wird durchgehend sozial- 
i  Gerhard Beestermöller, Paradigmenstreit in der katholischen Friedenslehre? Beobachtungen 
zum Hirtenwort „Gerechter Friede", in diesem Band 52-62. Die im Text angegebenen Sei-
tenangaben beziehen sich auf den Abdruck von G. Beestermöllers Artikel in diesem Band. 
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Heinz-Günther Stobbe, Die katholische Friedenslehre in der Debatte. Eine Entgegnung auf 
Gerhard Beestermöller, in diesem Band 63-73. Die im Text angegebenen Seitenangaben be-
ziehen sich auf den Abdruck von H.-G. Stobbes Artikel in diesem Band. 
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ethisch bzw. philosophisch argumentiert. Auffallend ist darüber hinaus, dass auf die Aus-
führungen von Teil 1 so gut wie überhaupt nicht zurückgegriffen wird. 
Wie erklärt sich dieses Phänomen einer relativen Selbständigkeit von Teil I und Teil II 
des Hirtenwortes? Haben die Bischöfe schlecht gearbeitet und versäumt, einen Zusam-
menhang herzustellen? Ich denke, Beestermöller hat durchaus Recht, wenn er, statt an 
redaktionelle Ungeschicklichkeit zu denken, hier zwei recht verschiedene Modelle theo-
logischen Denkens erkennt (vgl. 53). Um welches Modell geht es aber nun im ersten, 
dem biblischen Teil? 
I. Ein ungewöhnlicher Blick in die Bibel 
Der erste Teil des Hirtenwortes greift nicht einzelne Worte oder Erzählungen aus den 
beiden Teilen der Bibel heraus, sondern befragt die Schriften des AT und NT insgesamt 
auf ihre friedenstheologische Programmatik, „er fragt danach, was die Bibel zum Um-
gang mit dem menschlichen Hang zur Gewalttätigkeit zu sagen hat".3  Von der Urge-
schichte beginnend wird über den Noach- und Abrahambund der gesamten Geschichte 
des Gottesvolkes nachgegangen. Dabei zeigt sich, dass der „menschliche Hang zur Ge-
walttätigkeit" und menschliche wie göttliche Strategien zu seiner Eindämmung Themen 
sind, die durchgängig in der Bibel zu finden sind. 
Eine besondere göttliche Gegenstrategie wird bereits anhand der Sintfluterzählung er-
kennbar: „In einer umfassenden Krisensituation ruft er bestimmte Menschen (...), um mit 
ihnen um der Zukunft der Menschen willen neu zu beginnen. In der gewaltdurchwirkten 
allgemeinen Menschheitsgeschichte will er durch Erwählung Einzelner und von Gruppen 
der ganzen Menschheit einen neuen Weg eröffnen" (GF 17). Norbert Lohfink formuliert 
diese Strategie so: „Wenn die Schöpfung sich verrannt hat, versucht Gott nicht, alles auf 
einmal umzukrempeln. Er greift vielmehr an einem einzigen Punkt zu, und von da aus 
startet er etwas Neues" (Lohfink 13/14). Es geht im biblischen Teil also nicht um den 
Aufweis einer „Diastase zwischen Kirche und Staat" (so Beestermöller 52), sondern um 
den Aufweis der besonderen „Rolle eines Gottesvolkes für die Lösung der Gewaltproble-
matik" (so Lohfink 8). „Gottes universaler Friedenswille für die ganze Menschheit geht 
(...) über die Verwandlung seines Volkes" (GF 19). Diese göttliche Gegenstrategie, oder, 
wie man auch formulieren könnte, dieses besondere pädagogische Konzept Gottes für die 
Menschheit sehen die Bischöfe dann vor allem hinter der Erwählung Abrahams, mit der 
„die Geschichte des Gottesvolkes, letztlich auch die der Kirche" beginnt (GF 18). 
Aber auch der ,Leittext der Friedensbewegung' Schwerter zu Pflugscharen (Jes 2//Mi 4) 
ist für die Bischöfe von dieser Strategie geprägt. Denn die Wallfahrt der Völker zum 
Zion zwecks Umschmiedung der Schwerter habe ihren Grund darin, dass Israel selbst „zu 
einer Stadt auf dem Berg (vgl. Mt 5,14) geworden" sei. Der Verzicht auf die Durch-
setzung des Rechts durch Waffengewalt wird möglich „über die Faszination durch eine 
3 Norbert Lohfink, Gewalt und Friede in der Bibel. Hinführung zum Schreiben der deutschen 
Bischöfe ,Gerechter Friede', in: .1. Frühwald-König u.a. (Hg.) Steht nicht geschrieben? (FS G. 
Schmuttermayr) Regensburg (2001) 75-87; im Folgenden nach der Internetversion zitiert 
(www.st-georgen.uni-frankfurt.de/ biblio gr./lohfink.htm, 1-28) 3; weitere Seitenangaben in 
Klammern im Text. 
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von Gott schon verwandelte Teilgesellschaft der Menschheit, die in ihrer strahlenden 
Existenz zeigt, dass so etwas überhaupt möglich ist" (Lohfink 15). 
Die Verkündigung Jesu führt diese Linie fort bzw. mit Jesu kommt diese Linie zu ihrem 
Höhepunkt: „Mit Jesus setzt die verheißene Wallfahrt der Völker zum Zion ein." (GF 19) 
Die Bergpredigt wird dementsprechend als Beschreibung einer „Grundeinstellung" ver-
standen, die all denen gilt, „die sich als Jünger ins Volk Gottes haben berufen lassen, das 
in Christus definitiv zur Stadt auf dem Berg geworden ist" (GF 29). 
Teil 1 entwirft eine sehr beeindruckende und dichte Gesamtschau der biblischen Offenba-
rung. Die Ausführungen des ersten Teils münden in einer Beschreibung von Kirche, 
einem Bild von Gemeinde, für das der seit einigen Jahren in die Diskussion eingeführte 
Ausdruck Kontrastgesellschaft/Alternativgesellschaft durchaus passend erscheint, dies 
hat Beestermöller zutreffend erkannt (62). Die „Wallfahrt der Völker zum Zion hat be-
gonnen. Die Christen der ersten Jahrhunderte waren sich dessen sicher" (GF 31). Die 
Christen, die Gemeinden sollen (und können) zum „Licht der Welt und Salz der Erde 
werden". So gewandelt werden sie die „Völker der Welt, die unter den immer wiederkeh-
renden Eruptionen der Gewalt stöhnen, durch ihre Andersartigkeit" faszinieren (GF 29). 
Die Frage, ob „Kirche und Staat friedlich-schiedlich koexistieren können" (Beestermöller 
56), liegt völlig außerhalb des Problemhorizontes von Teil I des Hirtenwortes. Es geht 
allein darum, die „Leistung der Kirche für den Frieden der Welt" (Lohfink 22) nach 
biblischer Überlieferung möglichst präzise zu erfassen. Die Pädagogik des Gottes Israels 
setzt auf Überzeugung der „Vielen" durch das zeichenhafte Vorleben einer kleinen 
Gruppe „Erwählter". Beginnend bei Noach spannt sich so über die Erwählung Abrahams 
und Israels ein pädagogisch-theologischer Bogen bis hin zur Kirche Jesu Christi, die aus 
Christen und Heiden und allen Völkern zusammengesammelt und gesandt ist bis an die 
Enden der Erde. Es ist ein faszinierender Entwurf, den die Bischöfe hier vorlegen, weil er 
wie kaum ein zweiter AT und NT unter einem offenbarungstheologischen Bogen zu-
sammendenkt und weil er unmittelbare Perspektiven für die konkreten Gemeinden vor 
Ort beinhaltet.4  Es ist darüber hinaus ein provozierender Entwurf, weil er behauptet, 
nicht ein mögliches Modell zu sein, sondern das biblische Modell. „Reichlich Stoff für 
weitere Diskussionen und angestrengtes Nachdenken über seinen Inhalt bietet Gerechter 
Friede allemal", da hat Stobbe in der Tat Recht (73). Ob aber diese Diskussionen ohne 
Streit zu führen sein werden (so Stobbe ebd.), das erscheint angesichts solcher Provoka-
tion dann doch fraglich. 
2. Alternativ leben oder alternativ predigen? 
Die Provokation der biblischen Analyse des Hirtenwortes wird deutlich, wenn die Frage 
nach den praktischen Konsequenzen gestellt wird. Beestermöller hat m.E. zu Recht ge-
spürt, dass die Ausführungen von Teil 1 viel weitergehende Konsequenzen zu verlangen 
scheinen, als sie im Hirtenwort selbst, zumal im zweiten Teil gezogen werden. Beester-
möller schreibt: „Es ist klar, dass Christen in ihrem Umgang miteinander den Gesetzen 
4 Auf der Ebene konkreter Gemeinde kann ein Wort wie „Kontrastgesellschaft", das in ekklesio-
logischen Diskussionen oft als Reizwort empfunden wird, sehr hilfreich sein, um bestimmte 
Aspekte von Gemeindearbeit in ihrer Besonderheit besser zu erfassen (Welt-Läden, Caritas, 
Pfarrbüchereien etc. etc.). 
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des Reiches Gottes folgen. Nach welchen Maximen sollen sie sich aber als Staatsbürger 
im Umgang mit anderen, die nicht zur Kirche gehören, verhalten? Haben sie auch hier 
strikten Gewaltverzicht zu üben? Dürfen Christen also keine politische Verantwortung 
übernehmen, nicht Polizist oder Soldat werden?" (53) 
In der Tat wirft „Gerechter Friede" solche Fragen fast zwangsläufig auf. Denn wenn es 
des biblischen Gottes eigentümliche Pädagogik ist, durch eine kleine Gruppe Weisung 
zeichenhaft vorzuleben, statt nur mit dem mahnenden Finger (der Propheten bzw. der 
Sozialethiker) zu arbeiten, was ist dann Auftrag und Aufgabe der Kirche? Soll Kirche 
sozialethische Weisung geben, wie in Teil II des Hirtenwortes „Gerechter Friede" vor-
bildlich durchgeführt? Kann das aber wirklich reichen? Oder muss Kirche durch ihre 
Gemeinden nicht leibhaftig Zeugnis geben durch eine andere Praxis? Im Bereich kirchli-
cher Diakonie und Caritas ist eine solche Frage sicher leichter zu beantworten. Was aber 
heißt „leibhaftig Zeugnis geben" in Bezug auf die Frage von Krieg und Frieden? Welche 
andere Praxis könnte oder müsste Kirche vorleben? Was heißt leibhaftig Zeugnis geben, 
wenn der Geist der Gewaltfreiheit „die Erinnerung daran wach[hält], dass uns in der 
biblischen Botschaft, in der Nachfolge Jesu ein Weg erschlossen ist, auf dem wir auch 
mitten in einer gewaltdurchwirkten Welt den Teufelskreis der Gewalt durchbrechen, ihre 
verhängnisvolle Logik überwinden können" (GF 43). Muss dann Kirche als Kirche der 
Gewalt vollständig entsagen? Ist dies die zentrale Aufgabe der Gemeinden, verstanden 
als prophetisches Zeichen für die Welt? „Mögen die Hüter der alten, gewaltbewehrten 
Friedensordnung auch nicht begreifen, was die Christen im Innersten treibt, mögen sie es 
sogar als Bedrohung ihrer eigenen Sache empfinden — die Christen können dann doch 
nicht Gleiches mit Gleichem vergelten. Dies umso weniger, als sich die Weltkirche nie in 
einem eigenen Land befindet, sondern wie Israel in Babylon stets eingeflochten ist in die 
umfassende Weltgesellschaft (GF 55). Sollen Christen also grundsätzlich auf Gewalt 
nicht mit Gewalt antworten, zumal sie im Fall eines Krieges darüber hinaus immer auf 
Christen stoßen — und schießen? 
Natürlich bleiben diese Fragen formal nicht wirklich offen im Hirtenwort. Beestermöller 
selbst zitiert GF 44 des Hirtenwortes, Stobbe verweist auf eine Passage aus GF 55. Doch 
dies dürften eher Passagen sein, die als „redaktionelle Bearbeitungen, in denen man sich 
offensichtlich um eine Glättung bemüht hat" (Beestermöller 53), zu qualifizieren sind. 
Der redaktionelle Charakter wird deutlich, wenn man auf die Einbettung der Aussagen in 
GF 44 wie in GF 55 achtet: 
• In GF 44 wird das Schwertwort Jesu an Petrus Mt 26,52 zitiert und mit der Bemer-
kung kommentiert, dass die „Antwort Jesu (...) nicht nur eine augenblickliche Hand-
lungsanweisung" darstelle, sondern, dass Jesus „grundsätzlich das Denk- und Hand-
lungssystem, aus dem heraus Petrus reagiert hat", charakterisiert. Und dann folgt die 
überraschende Aussage, dass es aber innerhalb dieses Systems ethisch geboten sei, 
einem zu Unrecht Angegriffenen zu Hilfe zu eilen. In Mt 26,52 wird dagegen gerade 
die Art und Weise kritisiert, mit der Petrus einem zu Unrecht Angegriffenen (Jesus) 
zu Hilfe eilen wollte ...! 
• In GF 55 finden sich die Sätze „Christen können dann doch nicht Gleiches mit Glei-
chem vergelten" und „Christen müssen die allen Menschen gegebenen Mechanismen 
und Institutionen der Gewalteindämmung akzeptieren", ohne dass erläutert wird, auf 
welche Weise diese beiden Sätze miteinander kompatibel sind. Und am Ende des Ab-
schnitts heißt es, dass der Einsatz „für jenes Mehr an Gewaltlosigkeit, das zu erfahren 
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ihnen [den Christen] geschenkt wurde", nötig ist, allerdings nur, „wo und wann immer 
dies möglich ist". Wo sonst wird ein Gottesgeschenk so vom Wohlwollen der Welt 
abhängig gemacht? 
Bezeichnend ist darüber hinaus auch eine Kleinigkeit in GF 47, auf die Norbert Lohfink 
hingewiesen hat: 
• Nachdem das Hirtenwort in GF 47 die Christen, wenn sie nach den Maximen der 
Bergpredigt leben, als Salz der Erde und Stadt auf dem Berg bezeichnet hat, folgt die 
Aussage: „So faszinieren sie die Völker der Welt (...) durch ihre Andersartigkeit." 
Angeschlossen wird an diesen Satz die Aussage: „und wallfahren mit ihnen zum 
Zion". Die Kirche, unmittelbar vorher als Stadt auf dem Berge (Zion!) bezeichnet, soll 
nun mit den Völkern zum Zion (zu welchem eigentlich?) wallfahren? „Warum wird 
Jesu Kirche hier auf einmal heruntergeredet? Hatte man Angst diejenigen, die schon 
zum Glauben gekommen sind, vom Rest der Welt zu unterscheiden?' (Lohfink 3) 
Die Frage, wie Christen einerseits Gottes gute Alternative kontrastierend zeichenhaft 
vorleben und andererseits dieselben Christen am überkommenen System der Gewaltein-
dämmung durch Gewaltausübung teilnehmen können, diese Frage wird in „Gerechter 
Friede" nicht zufriedenstellend beantwortet. Jene Fragen, die Beestermöller am Anfang 
gestellt hat, bleiben letztlich unbeantwortet. Auch die Antwort, die Stobbe versucht, kann 
nicht überzeugen. Stobbe schreibt, dass sich in dieser schon erlösten Welt Gottesherr-
schaft „durch das Zusammenwirken von Gewalt und Gewaltverzicht, wenn und insofern 
beides dem Geist der Gewaltfreiheit entspringt", verwirklicht (Stobbe 72). Ein Geist der 
Gewaltfreiheit, dem Gewalt entspringt, dürfte wohl eher als Ungeist zu bezeichnen sein. 
Mit solchen Formeln ist der Problematik, wie die Teilnahme an einer Ordnung, die auf 
gewaltbewehrte Gewalteindämmung setzt, zu vereinbaren ist mit der Teilnahme an jener 
göttlich gewollten Gegengesellschaft, die das was von Gott her für alle möglich wäre, 
schon jetzt in zeichenhafter symbolischer Proexistenz vorlebt, in keiner Weise beizu-
kommen. Gewalt aus dem Geist der Gewaltfreiheit erinnert an die Aussage Cardenals, 
die revolutionären Sandinisten würden zwar töten, aber sie würden ohne Hass töten. 
Daniel Berrigan fand zu Recht, das dies für die Toten nur „ein schwacher Trost" ist.5  
3. Friedenskirche werden? 
Die Provokation des Hirtenwortes „Gerechter Friede" liegt aber nicht nur in diesen letzt-
lich offen bleibenden Fragen, sondern auch darin, dass der erste Teil von „Gerechter 
Friede" brisante historische Erinnerungen weckt. Schon einmal in der abendländischen 
Geschichte hat es Christen und christliche Gemeinden gegeben, die aus einem radikalen 
Ernstnehmen der Bergpredigt heraus Kirche als zur Welt kontrastierende Gemeinschaft 
entwarfen. Schon einmal wurde entdeckt und mit aller Konsequenz in die Praxis umge- 
5  Der Brief von Daniel Berrigan ist abgedruckt in zdl-Information 1/1979. In diesem Brief findet 
sich auch folgende bemerkenswerte Passage: „Eine hiesige religiöse Zeitschrift brachte Deine 
Worte unter der Überschrift: ,Wenn sie nach den Waffen greifen aus Liebe zum Reich Gottes'. 
Wie erhaben, dachte ich, wie ironisch! Wir haben ‚gerechte' Kriege der Rechten gehabt, eine 
lange Geschichte von Blut (...) Jetzt werden wir ‚gerechte' Kriege der Linken haben." 
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setzt, dass in Jesus die Gewalt wirklich überwunden ist, dass „in der Auferweckung Jesu 
(...) Gottes unendlicher Friedenswille ans Ziel gekommen" ist (GF 42). Daraus folgt 
nicht eine „Diastase zwischen Staat und Kirche" (Beestermöller), sondern eine Diastase 
zwischen tötender Gewalt und Kirche: „Rechte gläubige Christen sind Schafe mitten 
unter den Wölfen ... Auch gebrauchen sie weder Schwert noch Krieg. Denn bei ihnen ist 
das Töten ganz abgeschafft", so schreibt Konrad Grebel am 5. September 1524 in jenem 
Brief an Thomas Müntzer, der zur Geburtsurkunde des sog. Täufertums wurde. Es hat im 
16. Jahrhundert Tausende Christen und Hunderte von Gemeinden gegeben, die so dach-
ten und lebten wie Konrad Grebel. Sie wurden blutig verfolgt, gefoltert und getötet, ver-
urteilt und ausgerottet durch „christliche" Obrigkeit. In unseren Geschichtsbüchern ist 
diese Bewegung weithin vergessen. Unter dem nichtssagenden Stichwort „Täufer" wird 
in der Regel nur jene sektiererische Abspaltung dieser Bewegung, die in Münster die 
Macht ergriff, kurz erwähnt. Dass sich hinter der Bezeichnung „Täufer" neben der luthe-
rischen und reformierten eine dritte Reformation verbirgt, in der Christen in freien Ge-
meinden ganz radikal Elemente der Bergpredigt in gemeindliche Wirklichkeit zu über-
führen versuchten, ist kaum bekannt. „Ach, liebe Leser, unsere Waffen bestehen nicht in 
Schwertern und Spießen, sondern in Geduld, in Schweigen und Hoffen und in Gottes 
Wort ... Die wahren Christen wissen von keiner Rache. Man lebe mit ihnen wie man will 
... Sie schreien nicht Rache, Rache! wie die Welt thut, sondern seufzen und beten mit 
Christo Jesu ,Vater vergib ihnen; denn sie wissen nicht was sie thun`", so 1552 Menno 
Simon in seiner „Wehmütigen und christlichen Entschuldigung".6  
Für die Fragen, die der biblische Teil von „Gerechter Friede" aufwirft, wäre von jenen 
Theologen des 16. Jahrhunderts so manches zu lernen. Aus der Erkenntnis der Unverein-
barkeit von tötender Gewalt und Christusnachfolge wird von ihnen eine eindeutige 
Schlussfolgerung gezogen. „Mit Gewalt herrschen ist keinem Christen erlaubt, der sich 
seines Herrn rühmen will", so formuliert es Hans Denck 1527.7  Für ihn leitet sich dies 
zwingend aus dem Gebot der Nächstenliebe ab: „Denn es ist die Art der Liebe, das sie 
nicht will oder begehrt, jemandem schädlich zu sein, sondern jederman zur Besserung 
dienen will, soviel es ihr möglich ist. (...) Und so es möglich wäre einer Obrigkeit auch 
so zu handeln, so könnte sie wohl auch christlich sein" (ebd.). Solange Obrigkeit aber auf 
tötende Gewalt als Mittel der Rechtsdurchsetzung setzt, muss für Denck „ein Freund 
Gottes nicht in die Obrigkeit, sondern draußen wachsen (...), wenn er Christum für einen 
Herren oder Meister halten will" (ebd.). 
Obrigkeit wird hier nicht dämonisiert, sondern es wird lediglich eine Unvereinbarkeit 
festgestellt. Wären alle Menschen Christen, bräuchte es keine Obrigkeit, solange es aber 
Obrigkeit braucht, ist es nicht Sache der Christen diese zu bilden. Anders sähe dies nur 
aus, wenn es eine nach dem Gebot der Liebe handelnde Obrigkeit gäbe. Im 16. Jahrhun-
dert war eine solche gewaltfrei handelnde Obrigkeit jenseits des Vorstellbaren. Ob im 21. 
Jahrhundert eine solche Obrigkeit, die mit einer höchstens polizeigestützten, gewaltfreien 
6 Zitiert nach John C. Wenger, Die dritte Reformation. Kurze Einführung in Geschichte und 
Lehre der Täuferbewegung, Kassel 1963, 106. Die sehr schöne Einführung von Wenger ist 
lange vergriffen, es gibt z.Zt. keine vergleichbare Übersicht über die „dritte Reformation"; 
auch viele theologische Schriften sind entweder überhaupt noch nicht ediert (Pilgram Mar-
beck!) oder aber nur in kritischen Ausgaben, d.h. im Originalwortlaut des 16. Jahrhunderts! 
7 Hans Denck, Von der wahren Liebe 1527), in: Schriften. 2. Teil. Religiöse Schriften, Walter 
Fellmann (Hg.), Gütersloh (1956) 75-86, 85. 
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Innen- und Außenpolitik operiert, in den Bereich des Denkbaren rücken könnte, wäre 
eine spannende, hier nicht weiter zu diskutierende Frage. 
Seit 1998 läuft ein auf fünf Jahre angelegter Dialogprozess zwischen der „Mennoniti-
schen Weltkonferenz" und dem „Päpstlichen Rat zur Förderung der Einheit der Chris-
ten". Es ist auf dieser offiziellen Ebene der erste Kontakt seit dem blutigen 16. Jahrhun-
dert. Explizit hat die katholische Seite zu Beginn nicht nur eine Anerkennung der men-
nonitischen Gemeinden ausgesprochen, sondern als Erwartung auch formuliert, von der 
mennonitischen Friedenstheologie zu lernen.8  
Vor dem geschichtlichen Hintergrund des 16. Jahrhunderts, wie vor dem Hintergrund 
dieses bemerkenswerten ökumenischen Gesprächsprozesses, ist es von kaum zu über-
schätzender ökumenischer Bedeutung, dass katholische Bischöfe am Beginn des 21. 
Jahrhunderts in einem Hirtenwort eine biblische Analyse vorlegen, die sich in vielem mit 
„friedenskirchlicher" Theologie nicht nur des 16. Jahrhunderts berührt. Menno schrieb 
„die wahren Christen (...) schreien nicht Rache, Rache! wie die Welt thut", die deut-
schen Bischöfe betonen, auch wenn die Welt es „als Bedrohung ihrer eigenen Sache 
empfindet — die Christen können dann doch nicht Gleiches mit Gleichem vergelten" (GF 
55). 
Vielleicht ist dies doch mehr als nur eine „bedeutsame Akzentverschiebung" (so Stobbe 
73), denn erstmalig in einem lehramtlichen Dokument wird eine fundamentale ekkle-
siologische Alternative skizziert. Ob es zu dieser Alternative kommt, ob katholische 
Kirche zur friedenskirchlichen Freikirche wird, dies dürfte ohnehin eine Entscheidung 
sein, die nicht „von oben" getroffen werden kann. Solche Alternativen können nur von 
unten wachsen: „aus sonderlicher Erweckung und Anrichtung Gottes", so beschreibt es 
das alte „Geschicht-Buch der Hutterischen Brüder.9  
8 Ein Bericht über das erste Treffen zwischen Vertretern der Mennonitischen Weltkonferenz und 
des päpstlichen Rates zur Förderung der Einheit der Christen, das vom 14.-18.10.1998 in 
Straßburg stattfand, findet sich in der mennonitischen Monatszeitschrift „Brücke" (1/1999) 9. 
9 Rudolf Wolkan (Hg.), Geschicht-Buch der Hutterischen Brüder, Wien 1923 [Nachdruck Ca-
nada 1990], 33f. 
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Hans-Richard Reuter 
„Schritte auf dem Weg des Friedens" 
und „Gerechter Friede" 
Kirchliche Friedensethik im Vergleich' 
Die letzte friedensethische Äußerung der EKD ist vor sieben Jahren erschienen? Vor 
dem Hintergrund der seitdem eingetretenen außen- und sicherheitspolitischen Entwick-
lungen wird im deutschen Protestantismus verstärkt die Forderung nach einer neuen 
Friedensdenkschrift erhoben.3  Synode und Rat der EKD haben ihre Kammer für öffentli-
che Verantwortung gebeten zu klären, 
„a) welche Präzisierungen und gegebenenfalls Veränderungen bei den bisherigen Aussa-
gen zu ,humanitären Interventionen' vorzunehmen und welche völkerrechtlichen Folge-
rungen aus den Erfahrungen insbesondere des Kosovokrieges zu ziehen sind, 
b) was, konzeptionell betrachtet, zivile Friedensdienste zur Vermeidung militärischer 
Konfliktaustragung und nach dem Ende militärischer Konfliktaustragung beitragen und 
wie, in praktischer Hinsicht, die Entwicklung und der Ausbau ziviler Friedensdienste 
durch die evangelische Kirche wirkungsvoller als bisher gefördert werden können, 
c) wie im Lichte der Texte von 1993/94 und der heutigen politischen Situation die Auf-
gabenstellung der Bundeswehr und die allgemeine Wehrpflicht zu bewerten sind, 
d) wie im Licht der Texte von 1993/94 und der heutigen politischen Situation die von der 
NATO übernommene Rolle und die ihr zugeordnete Strategie zu beurteilen sind." 
Dieses Anliegen hat einen neuen Schub erfahren, seit die katholische Deutsche Bischofs-
konferenz im vergangenen September ein neues Hirtenwort unter dem Titel „Gerechter 
Friede" veröffentlicht hat.4  Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion erscheint 
darum ein Vergleich von Inhalt und Leistungsfähigkeit der beiden friedensethischen 
Dokumente der Kirchen angezeigt. Nach Bemerkungen zur Gesamtkonzeption der beiden 
kirchlichen Dokumente (1) konzentriere ich mich auf die Aussagen zur sog. „humanitären 
Intervention" (II), zu den sicherheitspolitischen und militärstrategischen Rahmenbedin-
gungen des Auftrags deutscher Streitkräfte (III) und zur Bewertung von allgemeiner 
Wehrpflicht und Kriegsdienstverweigerung (IV). In jedem dieser Teile resümiere ich zu- 
Vortrag vor der Kammer für öffentliche Verantwortung der EKD am 12. Januar 2001 in Ber-
lin. Zuerst erschienen in: Ökumenische Rundschau 3 (2001) 291-311. Die in Anm. 2 genann-
ten EKD-Texte 48 erschienen wenig später in 3., um eine Aktualisierung ergänzter Aufl. 2001, 
in die manche der folgenden Bemerkungen eingegangen sind. 
2 Schritte auf dem Weg des Friedens. Orientierungspunkte für Friedensethik und Friedenspolitik 
(EKD-Texte 48), Kirchenamt der EKD (Hg.), Hannover (2. Aufl. 1994). Die Belege in den 
entsprechenden Abschnitten des folgenden Textes beziehen sich auf dieses Dokument. 
3 Vgl. Eberhard Martin Pausch, Brauchen wir eine neue Friedensethik? Der Kosovo-Krieg und 
seine Auswirkung auf die friedensethische Diskussion in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD), Zeitschrift flft.  Evangelische Ethik 45 (2001) 17-28. 
4 Die deutschen Bischöfe (66), Gerechter Friede, Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 
(Hg.), Bonn (2000). 
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nächst die Kernaussagen der „Orientierungspunkte" (a) und des „Hirtenwortes" (b) und 
schließe daran eine Problemanzeige (c) an. 
I. Zur Gesamtkonzeption 
1.1 Die „Orientierungspunkte" 
Die „Orientierungspunkte" hatten nicht die Absicht, eine umfassende Friedensdenk-
schrift einschließlich theologischer Begründung vorzulegen. Sie hatten eine pragmati-
schere, situationsbezogene Funktion, genauer gesagt eine zweifache: Erstens ging es um 
die Frage, wie nach dem Ende des Ost-West-Gegensatzes und angesichts der neuen Kon-
flikte in Südosteuropa und in Afrika eine internationale Friedensordnung errichtet und 
durchgesetzt werden kann. Zweitens sollte der Text friedensethische Kontroversen der 
Vergangenheit überwinden. Letztere resultierten aus den gegensätzlichen Grundsatz-
positionen zu nuklearer Abschreckung und militärischer Gewalt, wie sie im Kirchenbund 
der DDR einerseits und in der Mehrheits-EKD-West andererseits vertreten worden wa-
ren. Vor diesem Hintergrund ging es seinerzeit um einen neuen Konsens in der Friedens-
ethik und damit auch um einen Beitrag der Kirche zur inneren Vereinigung Deutsch-
lands. Der Text enthält eine Ortsbestimmung und Situationsanalyse in Kapitel I und II, 
ein Resumee „Friedensethischer Orientierungspunkte" in Kapitel III und einige frie-
denspolitische Richtungsangaben in Kapitel IV. Dabei lässt sich das EKD-Dokument von 
einem Friedensbegriff leiten, der stark auf den Sicherheitsbegriff fokussiert ist: „Sicher-
heit kann nicht allein militärisch definiert werden. Sie beruht auf einer Vielzahl von 
Faktoren und muss in erster Linie politisch bestimmt werden. Das ist gemeint, wenn von 
der Notwendigkeit eines erweiterten Friedensbegriffs gesprochen wird" (14). Das Prob-
lem der globalen Verteilungsgerechtigkeit, der Einhaltung der Menschenrechte, der Stär-
kung rechtsstaatlicher Strukturen und des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen 
wird als Voraussetzung für Sicherheit angesprochen. 
Kapitel III ist deutlich von der Bemühung geprägt, die innerkirchlichen friedensethischen 
Kontroversen der achtziger Jahre einem Konsens zuzuführen. Eine Hauptintention be-
steht darin, den Antagonismus des pro und contra militärischer Gewalt im Rahmen einer 
verantwortungspazifistischen Position zu überwinden. Dazu werden die von den Kirchen 
in der DDR auf der Ökumenischen Versammlung von 1988 vertretenen Postulate der 
„vorrangigen Option für die Gewaltfreiheit" und der Konzeptualisierung einer Lehre vom 
gerechten Frieden anstelle der Lehre vom gerechten Krieg aufgegriffen und auf die 
programmatische Formel der Friedensdenkschrift von 1981 bezogen, in der es hieß: „In 
der Zielrichtung christlicher Ethik liegt nur der Frieden, nicht der Krieg" (14).5  Generell 
wird militärische Gewalt im Rahmen von Barmen V an die Notwehr- und Nothilfefunk-
tion gebunden; darauf komme ich zurück. Dabei erfolgen notwendige Klärungen etwa 
zum Begriff der ultima ratio und Abgrenzungen gegen den traditionellen Topos vom 
gerechten Krieg. 
5  Kirchenkanzlei der EKD, Frieden wahren, fiedern und erneuern. Eine Denkschrift, Gütersloh 
(1981)48. 
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1.2 Das „Hirtenwort" 
Das Wort der deutschen katholischen Bischöfe beansprucht, einen — gegenüber der letz-
ten Äußerung dieser Art von 19836  neuen — Gesamtentwurf der kirchlichen Friedenslehre 
vorzulegen. Das unterscheidet das hinsichtlich der Begründungsfragen wie der prakti-
schen Konsequenzen außerordentlich in die Breite gehende Papier von vornherein von 
dem knappen Text der EKD. Aber auch die Unterschiede des neuen, um ein Viertel län-
geren katholischen Hirtenwortes gegenüber dem Vorgängerdokument vom Anfang der 
achtziger Jahre sind nicht zu übersehen. Ausweislich seines Titels stellt der Text den 
Gedanken des „Gerechten Friedens" aus der deutschen Ökumenischen Versammlung von 
1989 als Leitprinzip ins Zentrum. Deren Schlussdokument wird mit den Worten zitiert, 
eine solche Lehre vom gerechten Frieden müsse einerseits „theologisch begründet" und 
andererseits „dialogoffen auf allgemein menschliche Werte bezogen" sein (GF 1). Das 
Hirtenwort unternimmt von daher den ambitionierten Versuch, die Idee des gerechten 
Friedens in seiner biblisch-theologischen Begründung, in seiner sozialethischen Struktur 
und Ausdifferenzierung ebenso wie in seiner ekklesiologischen Dimension zu entfalten. 
Dein entsprechen die drei Hauptteile, die von der biblischen Botschaft (1.), von Elemen-
ten innerstaatlicher und internationaler Friedensfähigkeit (11.) und von den Aufgaben der 
Kirche handeln (III.). Teil 111, der auch die Funktion hat, die zahlreichen Aktivitäten des 
Verbandskatholizismus aufzulisten, klammere ich im Folgenden aus. 
Das Spezifikum des 1. Teils besteht darin, dass er die biblische Friedenstheologie am 
Leitfaden der Thematisierung von Gewalt (violence) in den biblischen Schriften entwi-
ckelt. Mir ist hier nur der Hinweis möglich: Es handelt sich um den bemerkenswerten 
Vorgang der lehramtlichen Rezeption einer von der Kulturtheorie Rene Girards inspi-
rierten Exegese, wie sie namentlich von R. Schwager und N. Lohfink vertreten wird.? Sie 
betrachtet als eine wesentliche Kulturleistung der biblischen Tradition die Aufdeckung 
des Sündenbockmechanismus, der in der zwischenmenschlichen Rivalität fundiert ist und 
als offene oder latente Gründungsgewalt das Fundament menschlicher Gemeinschafts-
formen bildet. Die jüdisch-christliche Überlieferung ist deshalb gewalthaltig, weil sie 
dieser Gründungsgewalt ins Auge sieht, die durch das Prophetentum „denunziert" und im 
gewaltsamen Geschick Jesu mit letzter Radikalität offengelegt, aber zugleich ein für 
allemal überwunden wird. Der Text erreicht auf diese Weise den Gedanken des von 
Christus begründeten neuen Volkes Gottes als einer Gemeinschaft „gegenseitigen Ver-
trauens", in der sich das „Ethos der Gewaltlosigkeit" (GF 47) wirklich leben lässt. An-
stelle des tremendum et fascinosum der Gewalt wird somit die Kirche zum „faszinieren-
den" Ort des wahren, des messianischen Friedens (GF 47), der in Freiheit angenommen 
wird (GF 51). Demgegenüber handelt es sich bei der Rechtsinstitution — biblisch gespro-
chen — um eine im Noahbund begründete Erhaltungsordnung, die die Gewalt immer nur 
notdürftig durch Gegengewalt aufhalten kann. Deshalb bleibt die ursprünglich gewalt-
verhütende Rechtsinstitution selbst Teil des Kreislaufs der Gewalt und ist von sich aus 
nicht dagegen geschützt, auf das ursprünglichste Rechtsinstitut, das Vergeltungsprinzip, 
6 Die Deutschen Bischöfe (34), Gerechtigkeit schafft Frieden, Sekretariat der Deutschen Bi-
schofskonferenz (Hg.), Bonn (1983). 
7 Vgl. dazu Hans-Richard Reuter, Rechtsethik in theologischer Perspektive. Studien zur Grund-
legung und Konkretion, Gütersloh (1996) 71-92. 
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die Rache zurückzufallen (GF 15 und 44). Man sagt nicht zuviel, wenn man Teil I als 
eindrucksvolles Plädoyer dafür liest, das Ethos der Gewaltfreiheit als — reformatorisch 
gesprochen — nota ecclesiae zu verstehen. Darüber hinaus wird auf diese Weise der Vor-
rang einer Politik der Gewaltprävention begründet. 
Teil II entfaltet demgegenüber den gerechten Frieden als normative sozialethische Leit-
perspektive, als ein „Leitbild", das zusammenfasst, „worin sich die biblische Botschaft 
vom Reich Gottes und die politische Vernunft treffen" (GF 57). Schnittpunkt ist hier der 
Gedanke der gleichen Menschenwürde (GF 58). Gerechter Friede, an dessen Stelle auch 
der Begriff des „internationalen Gemeinwohls" treten kann, wäre demnach „die Gesamt-
heit jener gesellschaftlichen Bedingungen, die einer Person ein menschenwürdiges Leben 
ermöglichen" und „auch das Wohl künftiger Generationen" berücksichtigen (GF 62). Als 
Leitprinzipien zu seiner Verwirklichung gelten Gerechtigkeit und Solidarität. Dabei wird 
Gerechtigkeit in internationalem Maßstab als distributive und als legale Gerechtigkeit 
gefasst (GF 63ff.). Solidarität wird als eine sowohl sittliche wie rechtliche Verpflichtung 
verstanden, die „vornehmlich den leidenden Menschen" gilt. Ähnlich wie im gemeinsa-
men Wirtschafts- und Sozialwort der Kirchen8  folgen sodann Ausführungen über „Men-
schenrechte und nachhaltige Entwicklung" als mittlere Prinzipien eines internationalen 
gemeinwohlorientierten Grundkonsenses (GF 70ff.). 
1.3 Problemanzeige 
1. Das Bischofswort operiert auch im sozialethischen Teil mit einem Friedensbegriff, der 
alles andere als sicherheitszentriert ist. Dieser Ansatz wird durch Abschnitt 11.5. „Kon-
fliktnachsorge als Konfliktvorbeugung" unterstrichen. Der Text wendet sich hier den 
Fragen des post conllict peace-building zu — einschließlich der aktuellen und bedrängen-
den Problematik der Vergangenheitsaufarbeitung in postdiktatorischen und in Nach-
kriegsgesellschaften, also den brisanten Fragen nach der politischen Dimension von 
Schuld, Vergebung und Versöhnung. Hier ist ein für die kirchenamtliche Friedensethik 
beider Konfessionen neues, wichtiges Thema aufgegriffen worden. 
2. Das Hirtenwort entfaltet eine bemerkenswerte biblisch-theologische Grundlegung, die 
die herkömmliche naturrechtliche Soziallehre unterläuft. Daran werden sich sicherlich 
auch im innerkatholischen Kontext Fragen anschließen wie die folgenden:9  Läuft die 
biblische Grundlegung nicht letztlich auf eine Konzeption der Kirche als Kontrastgesell-
schaft hinaus, die sich mit dem Gedanken des Friedens als internationaler Rechtsordnung 
— und damit: einem „gewaltbewehrten System der Friedenswahrung" (GF 52) — nicht 
zureichend vermitteln lässt? Wie verhalten sich der gerechte Frieden als „gesellschaftli-
ches Leitbild" (GF 57) und als „Leitbild der Kirche" (111.1.)? Ist die Grundlegung in Teil 
I. mit dem in unserem Zusammenhang besonders interessierenden Teil II überhaupt 
kompatibel, insbesondere, was das Verhältnis von Recht und Gewalt und die Fundierung 
des Rechtsbegriffs angeht? Eine nähere Untersuchung dieser Fragen würde (wie meist in 
8  Kirchenamt der EKD / Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.), Für eine Zukunft in 
Solidarität und Gerechtigkeit (Gemeinsame Texte 9), Hannover /Bonn (1997) 52ff. 
9 Siehe dazu jetzt: Gerhard Beestermöller, Paradigmenstreit in der Katholischen Friedenslehre? 
Beobachtungen zum Hirtenwort „Gerechter Friede", vgl. oben 52-62. 
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solchen Konsenstexten) einerseits Spannungen entdecken (vgl. GF 164) und andererseits 
sorgfältige redaktionelle Versuche sie auszugleichen (vgl. GF 55f.). 
2. Zur „humanitären Intervention -1° 
2.1 Die „Orientierungspunkte" 
Explizite Aussagen des EKD-Textes zum Thema finden sich im Abschnitt IV.I . Darin 
werden im Abschnitt a) „Schritte zur Stärkung einer internationalen Friedensordnung 
gefordert, wie sie in der Charta der Vereinten Nationen intendiert und angelegt ist" (25). 
Im Ende des Ost-West-Konflikts wird die Chance gesehen, das Rechtsdurchsetzungs-
system der Vereinten Nationen zur Geltung zu bringen — im Grenzfall auch durch eine 
„humanitäre Intervention" (bes. 27ff.). Ihr wendet sich direkt Abschnitt IV.I . b) zu. Die 
Begründung für solche bewaffneten Interventionen wird darin gesehen, dass im Konflikt 
zwischen staatlicher Souveränität und „universaler Humanität" die Völkergemeinschaft 
die Pflicht hat, „zur Geltung und Durchsetzung der Menschenrechte beizutragen und 
darum den Opfern von Unterdrückung und Gewalt Schutz und Hilfe zuteil werden zu 
lassen" — und zwar um der „Stärkung der internationalen Friedensordnung" willen; die 
Gefahr, dass dieser Gedanke „zum Einfallstor zahlreicher nicht-humanitärer Beweggrün-
de für Interventionen werden" kann, ist bewusst (28). Notwendige Anfragen konzentrie-
ren sich aus meiner Sicht auf zwei Punkte: Zum einen auf die Frage der „Nothilfe" und 
zum anderen auf das Problem der Autorisierung bzw. Mandatierung einer militärischen 
Intervention. 
1. Die Ausführungen zum Stichwort Nothilfe haben ihren Ort zunächst (und dem Wort-
laut nach ausschließlich) im Rahmen der allgemeinen „Grundlinien einer evangelischen 
Friedensethik" (unter 111.21). Es heißt dort: Der Einsatz militärischer Gewalt „ist nicht 
hinreichend, um Konflikte zu lösen und Frieden zu schaffen, aber er kann als Nothilfe die 
Ausübung rechtswidriger Gewalt eindämmen und den Weg zu friedlichen Lösungen 
offenhalten oder ebnen." Es heißt weiter: „Die Benutzung militärischer Macht ist umso 
weniger zu vertreten, je weiter sie sich von Notwehr und Nothilfe entfernt und je mehr 
sie ausgeweitet wird, d.h. nicht nur Waffen, sondern auch Menschen, nicht nur militäri-
sche Einrichtungen, sondern unterschiedslos alles zu zerstören beginnt." Und: „Umge-
kehrt ist die Benutzung militärischer Macht umso eher zu vertreten, je enger sie im Sinne 
von Notwehr oder Nothilfe auf den Schutz bedrohter Menschen, ihres Lebens, ihrer Frei-
heit und der demokratisch-rechtsstaatlichen Strukturen ihres Gemeinwesens bezogen 
bleibt und je gezielter und begrenzter sie nur die militärischen Angriffsmittel zerstört" 
(16f.). Ich widerspreche nicht den bereits hierin enthaltenen restriktiven Bedingungen, 
obwohl hinzuzufügen ist, dass das Modell der gleitenden Skala, das diesen Formulierun-
gen zugrunde liegt, natürlich noch keine trennscharfen Kriterien enthält. Schwierigkeiten 
to Im systematischen Zusammenhang habe ich mich zu den rechtsethischen Aspekten dieser 
Thematik an anderen Orten geäußert: H.-R. Reuter, Rechtsethik, a.a.O., 239-266; aus Anlass 
der Kosovo-Intervention: ders., Die „humanitäre Intervention" zwischen Recht und Moral: 
Rechtsethische Anmerkungen aus Anlaß des Kosovo-Krieges, in: Ulrich Ratsch/Reinhard 
Mutz/Bruno Schoch (Hg.), Friedensgutachten 2000, Münster u.a. (2000) 74-85. 
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bereitet jedoch, dass die genaue moralische Qualität von Nothilfe und Notwehr unklar 
bleibt. Ich nenne die hier m.E. erforderlichen Unterscheidungen: 
Auf der individualethischen Ebene unterscheiden sich Nothilfe und Notwehr wie folgt: 
Notwehr ist ein moralisches Recht, keine Pflicht. Demgegenüber ist Nothilfe zwar eine 
moralische Pflicht, aber keine unbegrenzte; vielmehr ist sie durch das begrenzt, was von 
mir billigerweise in Ansehung meines eigenen Lebensrechts verlangt werden kann. 
Auf der rechtsethischen Ebene kommt jedoch eine weitere Begrenzung der prima-facie-
Pflicht zur Nothilfe hinzu. Sie lässt sich wie folgt erläutern: Positiv-rechtlich ist der Tat-
bestand der Nothilfe in einzelstaatlichen Rechtsordnungen anerkannt. Will man ihn nicht 
nur in den innerstaatlichen, sondern auch in den internationalen Rechtsbeziehungen gel-
ten lassen, so verändert der andere Kontext auch die Bedeutung des Nothilfetatbestands: 
Beim modernen staatlichen Recht handelt es sich um eine Ordnung mit gefestigtem Ge-
waltmonopol und einer Judikatur, die in der Lage sind, exzessiv-missbräuchliche In-
anspruchnahmen des Nothilferechts zu unterbinden. Ein internationales Gewaltmonopol 
jedoch existiert nicht, sondern nur ein Entscheidungsmonopol des UN-Sicherheitsrats 
über Erzwingungsmaßnahmen nach Kapitel VII ChVN. Die in der UN-Charta qua Son-
derabkommen vorgesehenen Ansätze zur Internationalisierung des Verfügungsrechts 
über militärische Gewalt stehen vorerst auf dem Papier. Es ist deshalb für die rechtsethi-
sche Legitimität von Nothilfe nicht irrelevant, ob sie im Kontext einer gefestigten oder 
einer „embryonalen" Rechtsordnung erfolgt. Dies muss dazu nötigen, militärische Not-
hilfemaßnahmen im internationalen Kontext unter anderem skrupulös daraufhin zu prü-
fen, ob sie im Effekt das Kriegsächtungsprogramm der UN-Charta und damit den Aufbau 
einer internationalen Rechtsordnung eher stärken oder schwächen. 
Es fällt auf, dass der Gedanke der Nothilfe im operativen Teil IV. I. der „Orientierungs-
punkte", in dem es um die politischen, institutionellen und völkerrechtlichen Rahmenbe-
dingungen einer Friedensordnung geht, nicht mehr explizit aufgenommen wird. Hier hat 
das Nothilfekriterium kein eigenes Gewicht, als Rechtfertigungskriterien einer Militär-
intervention aus humanitären Gründen werden vielmehr genannt, 
— dass „die Entscheidung über ein solches Eingreifen, die nicht der Souveränität einzel-
ner Staaten überlassen bleiben darf, im Rahmen und nach den Regeln der Vereinten 
Nationen getroffen wird", 
— dass „die Politik im Rahmen des Schutzes oder der Wiederherstellung einer rechtlich 
verfassten Friedensordnung über klar angebbare Ziele einer Intervention verfügt", 
— dass „die an den Zielen gemessenen Erfolgsaussichten nüchtern veranschlagt werden", 
— dass „von Anfang an bedacht wird, wie eine solche Intervention beendet werden 
kann" (28). 
Auch diese Kriterien sind in meinen Augen unstrittig; es sind die klassischen ethischen 
Kriterien der Begrenzung rechtserhaltender Gewalt, die in der bellum-iustum-Lehre tra-
diert worden sind, ohne an eine Rahmentheorie des gerechten Krieges (im Sinn des libe-
rum ius ad bellum souveräner Staaten) gebunden zu sein. Erstaunlich ist allerdings, dass 
der Verweis auf die restriktiven Kriterien des ius in bella fehlt." Dennoch: Wären diese 
Kriterien im Fall Kosovo konsequent angewandt worden, so hätten sie, zurückhaltend 
gesagt, zu einer erheblich größeren Skepsis gegenüber dem Vorgehen der NATO führen 
I I Auf diesen von mir zunächst übergangenen Punkt hat in der Diskussion zu diesem Vortrag mit 
Recht Eva Senghaas-Knobloch hingewiesen. 
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müssen, als dies in kirchlichen Stellungnahmen weithin der Fall war. Nicht vollständig 
klar aber ist schon in dieser Liste, was das Kriterium ,.im Rahmen und nach den Regeln 
der UN" genau bedeutet. 
2. Damit bin ich beim zweiten neuralgischen Punkt angekommen: der Frage der Autori-
sierung. Sie ist für die „Orientierungspunkte" verbunden mit „Fragen der Leistungs-
fähigkeit und Belastbarkeit der Vereinten Nationen", die in IV.1. c) (29) angesprochen 
werden. Die diesbezügliche Passage verbindet sich mit spürbarer Skepsis, ob die damals 
in Boutros-Ghalis anspruchsvoller „Agenda für den Frieden" konzipierten „Friedensein-
sätze im Auftrag der Vereinten Nationen" nicht eine organisatorische Überforderung 
darstellen. Unterstellt wird aber unüberhörbar auch ein gewisser Legitimitätsdefekt der 
UN, deren Organisation aus Gründen ihrer Verfassung und Verfahren nicht „in allen 
Fällen eine Orientierung an den Grundsätzen und Regelungen der Charta" gewährleiste 
(29). 
Mit Rücksicht auf den Zustand der UN und mögliche Blockaden des Sicherheitsrats heißt 
es: „Bei der Weiterentwicklung der gegenwärtigen Strukturen der internationalen Frie-
densordnung wird zu prüfen sein, auf welche Weise sowohl in der jetzigen Phase des 
Übergangs — hier aus Gründen der Effizienz — als auch in einer späteren umfassenden 
Regelung — hier aus Gründen der notwendigen Teilung von Macht — neben die Vereinten 
Nationen, wie in der Charta vorgesehen, regionale Systeme kollektiver Sicherheit treten 
können" (29). Diese Formulierung ist deshalb merkwürdig, weil in der UN-Charta 
Zwangsmaßnahmen regionaler Organisationen nicht „neben", sondern ausdrücklich 
„unter seiner Autorität" vorgesehen sind (Art. 53 Abs.I ChVN). Diese Ungenauigkeit 
verwischt auch die friedensethisch relevante, in Friedensforschung und internationaler 
Politik klar definierte Unterscheidung zwischen einem regionalen System kollektiver 
Sicherheit und der NATO als Militärallianz. 
Wenn im Folgenden der Abschluss von Sonderabkommen nach Art. 43ff. ChVN über 
stand-by-Truppen zur Verfügung des Sicherheitsrats gefordert wird (29f.), so hat dieses 
Postulat ambivalenten Charakter: Es plädiert zwar dafür, langfristig friedenserzwingende 
UN-Einsätze als internationale Polizeiaktionen zu ermöglichen; im Zusammenhang des 
Voranstehenden könnte allerdings die Botschaft auch lauten, dass, solange der vollstän-
dige Friedenssicherungsmechanismus von Kapitel VII ChVN noch nicht implementiert 
ist, auch dessen Autorisierungsregeln nicht strikt beachtungswürdig sind. Jedenfalls wird 
diese Forderung nicht ausdrücklich so gewendet, dass „erste konsequente Schritte" der 
„Völkergemeinschaft in der UNO" „auf dem Weg zur internationalen Monopolisierung 
der Gewalt" zur Voraussetzung für die Legitimität von humanitären Interventionen ge-
macht werden — darin unterscheiden sich die „Orientierungspunkte" von der Erklärung 
der EKD-Synode vom Nov. 1993 (vgl. 47). 
2.2 Das „Hirtenwort" 
kommt auf die „Problematik bewaffneter Interventionen" (so die weniger euphemistische 
Bezeichnung) am Schluss des Kapitels 11.7 („Bedeutung und Grenzen militärischer Mit-
tel") zu sprechen. Auch hier geht es um die allenfalls als ultima ratio in Betracht kom-
mende Anwendung von Gegengewalt. Die Frage nach ihrer Rechtfertigungsfähigkeit 
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stellt sich, weil das „Ziel, Gewaltanwendung aus der internationalen Politik zu verbannen 
... auch in Zukunft mit der Pflicht kollidieren (kann), Menschen vor fremder Willkür und 
Gewalt wirksam zu schützen" — und zwar sowohl in „zwischenstaatlichen Konflikten wie 
auch bei systematischer Gewaltanwendung gegen verfolgte Minderheiten innerhalb 
bestehender Staaten oder in Fällen terroristischer Geiselnahme und Erpressung" (GF 
150). Den (etwas versteckten) Anknüpfungspunkt in der sozialethischen Grundlegung 
bildet das Solidaritätsprinzip (vgl. auch GF 155), das von der katholischen Soziallehre 
herkömmlich sowohl als Rechts- wie als Tugendprinzip verstanden wird. Solidarität um-
fasst eine rechtliche wie eine sittliche Verpflichtung: daraus erklären sich andere Aussa-
gen, die davon ausgehen, dass „wahre Solidarität" (GF 44) erst dort „beginnt, wo die 
Gewalt der Waffen und die Macht des Rechts enden und das eigene Interesse ... freiwil-
lig zugunsten anderer zurückgestellt wird" (GF 65). 
Auch die aus Gründen der Notwehr und Nothilfe ausgeübte Gewalt gilt als Übel, das 
sorgfältiger Abwägung bedarf (GF 67). Die entscheidende Nr. (GF 155) kommt darum 
(nach Hinweisen auf die Eskalationsgefahr jeder Gewaltanwendung) zunächst auf die 
Notwehr zu sprechen. Dies geschieht mit dem bemerkenswerten Satz, es sei „angesichts 
der überragenden Bedeutung, die der Wert des Lebens in der Lehrverkündigung der Kir-
che ... einnimmt, fraglich, ob es jenseits unmittelbarer Notwehr zur Verteidigung von 
Leib und Leben Ziele gibt, die den Einsatz militärischer Gewalt rechtfertigen können" 
(GF 151). GF 152 führt dann das völkerrechtliche Nothilfe-Prinzip ein. Dies geschieht im 
Sinn der gängigen Auslegung der UN-Charta als lmplikat des zwischenstaatlichen 
kollektiven Selbstverteidigungsrechts von Art. 51 und nicht, um im Analogieschluss ein 
humanitäres Interventionsrecht rechtlich zu rechtfertigen. Fälle der gewaltsamen Inter-
vention zugunsten der „schutzlosen Opfer schwerwiegender und systematischer Verlet-
zung der Menschenrechte" seien von der Ermächtigung durch das zwischenstaatliche 
Nothilfe-Recht „zu unterscheiden" und an „strenge ethische Kriterien zu binden". 
Hierbei handelt es sich wie in den „Orientierungspunkten" um die hauptsächlich im 
Rahmen der klassischen Kriegsethik entwickelten (aber nicht an diese gebundenen) Kri-
terien der zuständigen Autorität (GF 154), der Proportionalität (GF 155), der zielführen-
den Erfolgswahrscheinlichkeit (GF 156), der Beachtung des ius in bello (GF 157), der 
politischen Perspektive für eine Nachkriegsordnung (GF 159), ferner um weitergehende 
Gesichtspunkte wie flankierende Flüchtlingshilfe (GF 158) und notwendige Konflikt-
nachsorge (GF 160). Da das gewaltärmere Mittel des Embargos gerade die Zivilbevölke-
rung trifft, wird eine Beschränkung von Embargomaßnahmen auf Luxusgüter vorge-
schlagen. Selbstverständlich begründen all diese kriterienbezogenen Überlegungen keine 
Differenzen, auch nichts grundsätzlich Neues gegenüber dem, was in den Orientierungs-
punkten angelegt ist. 
Ein genauerer Blick lohnt sich jedoch in die Ausführungen zur Frage der legitimen Auto-
risierung einer Intervention (GF 154). Hier wird das Bischofswort schwach. GF 152 
enthält irreführende Formulierungen. Fälschlicherweise wird in dieser Ziffer (der Sache 
nach) das Selbstverteidigungsrecht des Art. 51 ChVN als „einzige Ausnahme" vom völ-
kerrechtlich gebotenen Gewaltverzicht bezeichnet. Dadurch rückt die im Friedenssiche-
rungssystem der UN-Charta obenan rangierende Sanktionsbefugnis des Sicherheitsrats in 
den Hintergrund. Diese systematische Umgewichtung ist umso fataler, als im letzten Satz 
von GF 152 insinuiert wird, im „Kosovo 1999" habe es sich um eine „UN-Aktion" ge-
handelt. Diese problematischen bis falschen Aufstellungen werden zum Teil konterka- 
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riert von GF 154, in der ‚jegliches militärische Handeln ... an das geltende Friedens-
sicherungsrecht" gebunden wird. Dass der NATO-Einsatz im Kosovo durch die „dort 
festgelegten Verfahren" gedeckt war, wird ausdrücklich — wenn auch in zurückhaltenden 
Worten — bezweifelt. Daran schließen sich drei grundsätzliche Forderungen an: 
— Bestehende völkerrechtliche Interpretationsprobleme und Durchsetzungslücken seien 
auszuräumen; 
— Verfahren zur Überwindung von Blockaden im Sicherheitsrat seien zu entwickeln; 
— dass einzelne Staaten unter humanitärem Vorwand die UN instrumentalisieren, müsse 
verhindert werden. 
Vorschläge dazu, wie diese Forderungen institutionell und verfahrensrechtlich umzuset-
zen sind, werden allerdings nicht gemacht. 
2.3 Problemanzeige 
1. Beide Texte äußern sich zur Frage der Mandatierung bzw. Autorisierung einer huma-
nitär begründeten Militärintervention entweder unklar oder unsicher. Dies ist darin be-
gründet, dass das internationale Rechtsdurchsetzungssystem im Fall von schwerwiegen-
den und systematischen Verletzungen der Menschenrechte eine Lücke aufweist: Dem 
allgemeinen Gewaltverbot steht im gegenwärtigen Zustand des internationalen Systems 
kein supranationales Gewaltmonopol zur Seite, und dem moralischen Gebot der Nothilfe 
entspricht kein völkerrechtlich anerkanntes Recht auf (unilaterale) „humanitäre Inter-
vention". 
Gewiss: Als soft /aw, das aus internationalen Verträgen, der Staatenpraxis und allgemei-
nen Rechtsgrundsätzen entsteht, ist das Völkerrecht ständig im Fluss. Weil aber jede 
Interpretation und Fortbildung des Völkerrechts immer einen Vorgriff auf den Soll- und 
Zielzustand der internationalen Rechts- und Friedensordnung voraussetzt, verweist die 
gesamte Debatte letztlich auf vorrechtliche Grundlagen des Völkerrechts. In diesem 
Rahmen darf von den Kirchen ein Beitrag erwartet werden, der auf der Basis rechtsethi-
scher Prinzipien zu einer rechtspolitischen Debatte Stellung nimmt. 
In einer prinzipiengeleiteten Betrachtung geht es, so meine ich, im Zentrum um zwei 
Fragen: 
— Wie ist eine künftige rechtliche Weltfriedensordnung zu denken: im Modell des Staa-
tenbundes, im Modell der Weltrepublik oder im Modell der internationalen Organisa-
tion? 
— Wie sind im Vorgriff auf dieses (jeweilige) Ziel die drei Prinzipien des allgemeinen 
Gewaltverbots, der gleichen Staatensouveränität bzw. des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker und der universellen Menschenrechte einander zuzuordnen und zu ge-
wichten? 
Eine weitere kirchliche Äußerung, die im Blick auf die kontrovers beurteilten Wand-
lungstendenzen im völkerrechtlichen Verständnis ungenau und unentschieden reagiert, 
sollte man sich jedenfalls sparen. 
2. Beide Texte konstatieren die Notwendigkeit einer Reform der Entscheidungsmecha- 
nismen der UN für den Fall der Blockade des Sicherheitsrats, machen dazu aber keine 
Vorschläge. Bedenkenswert ist zum einen die Uniring for peace-resolution von 1950, die 
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der UN-Generalversammlung das Recht gab, den Mitgliedern Zwangsmaßnahmen zu 
empfehlen. Andererseits existiert der Vorschlag eines regionalen Autorisierungsmecha-
nismus, der in modifizierter Form an die letztinstanzliche Kontrolle des UN-Sicherheits-
rats rückgekoppelt bleibt: Demnach wäre eine regionale Einrichtung der UN (wie die 
OSZE) zu Zwangsmaßnahmen ermächtigt, wenn sie 1. den Sicherheitsrat zum Handeln 
aufgefordert hat, dieser aber nicht handlungsfähig ist; wenn 2. der Sicherheitsrat die 
Existenz einer Friedensbedrohung nicht explizit bestreitet und wenn die Aktion 3. im 
Einklang mit den Grundsätzen der UN erfolgt.12  
3. Zu den sicherheitspolitischen und militärstrategischen Rahmenbedingungen 
des Auftrags deutscher Streitkräfte 
3.1 Die „Orientierungspunkte" 
Die „Orientierungspunkte" enthalten in 111.1. beiläufige Aussagen zum fortbestehenden 
Dilemma nuklearer Abschreckung — also jener Frage, die vor 1989 im Zentrum der frie-
densethischen Erörterungen gestanden hat. Dabei wird auf eine normative Bewertung 
verzichtet, aber die Frage angeschlossen, „was künftig zur Vorbeugung und zur Abwehr 
nuklearer Erpressung getan werden kann" (12ff.). 
Aussagen zum Auftrag der Bundeswehr finden sich unter IV.1 .d) (30f.). Sie beschränkten 
sich in dem Anfang 1994 veröffentlichten Text im Wesentlichen darauf, 
1. gerade vor dem Hintergrund der eigenen Geschichte eine deutsche Sonderrolle in der 
internationalen Politik abzulehnen, 
2. einem „sehr weit gefassten Begriff nationaler Sicherheit", der „die Gefahr einer welt-
weiten ,Kanonenbootpolitile" heraufbeschwört, eine Absage zu erteilen, und 
3. zum Problem von Auslandseinsätzen der Bundeswehr eine Klärung der Verfassungs-
lage zu fordern. 
Zu dieser Frage erging bekanntlich eine 4:4-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom Juli 1994, die allerdings ebenfalls die Unterscheidung zwischen der NATO als 
Militärallianz und einem (regionalen) System kollektiver Sicherheit missachtete. Vor 
allem aber ist daran zu erinnern, dass das Bundesverfassungsgericht im Blick auf den 
Bosnien-Einsatz der Bundeswehr nur geprüft hat, ob die Entscheidungen des NATO-
Ministerrats als Erweiterungen des Allianz-Vertrags zu qualifizieren seien und deshalb 
gemäß Art. 59 Abs. 2 GG ein parlamentarisches Zustimmungsgesetz erfordert hätten. Die 
Übereinstimmung der damaligen militärischen Maßnahmen mit dem NATO-Vertrag ist 
jedoch nicht explizit geprüft worden. 
3.2 Das „Hirtenwort" 
Seit Erscheinen der „Orientierungspunkte" ist die Umstellung des westlichen Streit- 
kräfte-Dispositivs von Selbstverteidigungsaufgaben auf Krisenreaktion und Interessen- 
12  Vgl. Winrich Kähne, Humanitäre NATO-Einsätze ohne UN-Mandat, Mskr. SWP-AP 3096, 
Ebenhausen. 
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durchsetzung vorangeschritten. Das im Herbst 2000 erschienene Wort der katholischen 
Bischöfe geht auf die mittlerweile deutlich veränderten sicherheitspolitischen und mili-
tärstrategischen Rahmenbedingungen und ihre Konsequenzen für den Auftrag der Bun-
deswehr selbstverständlich ein, wenn auch nur kurz (78ff.). Dass der Westen bei der 
Entwicklung der Sicherheitsbeziehungen zu Russland nach dem Zusammenbruch des 
Warschauer Pakts einseitig (und unter fortschreitender Marginalisierung Russlands) der 
NATO den Vorrang gab, wird im Text allzu glatt und euphemistisch kommentiert, wenn 
es in Nr. 137 heißt: „So wurde die NATO zunehmend zu einem Instrument auch koopera-
tiver Sicherheit in Europa." Im Anschluss daran wird die im Strategischen Konzept der 
nordatlantischen Allianz vom April 1999 vorgenommene Risikoanalyse resümiert, die 
dem Bündnis neben Verteidigung und Kriegsverhütung die Aufgabe umfassender Gefah-
renvorsorge auch out of area zuschreibt — so gegen ethnische Konflikte, wirtschaftliche 
Krisen, den Zusammenbruch politischer Ordnungen, die ABC-Waffen-Proliferation, den 
internationalen Terrorismus usw. 
Da das Urteil über militärische Aspekte im engeren Sinn die Kompetenz der Kirche 
überschreite, konzentriert sich die Bewertung auf zwei Punkte: 
1. wird vor der „unsachgemäßen Ausweitung des militärischen Zuständigkeitsbereichs" 
gewarnt, zumal die genannten sicherheitspolitischen Risiken ihre Ursache vielfach in 
politischen und sozialen Gerechtigkeitsdefiziten hätten. Das Papier sagt nicht direkt, dass 
sich die neue Allianz-Strategie vorbehält, Kriseneinsätze, die nicht der Selbstverteidi-
gung nach Art. 51 UN-Charta und Art. 5 Nordatlantik-Vertrag dienen, sondern die 
Stabilität in einem nicht näher definierten „euroatlantischen Raum" fördern sollen, auch 
ohne UN-Mandat durchzuführen. Der Text warnt aber „ausdrücklich" davor, „die Ver-
antwortung der Vereinten Nationen für den Weltfrieden auszuhöhlen". 
2. wird angemahnt, die Perzeption des NATO-Konzepts seitens der Nichtmitglieder zu 
beachten. Angesprochen, aber nicht weiter behandelt, ist hier vor allem die Problematik 
der Osterweiterung des Bündnisses, aber auch die Wahrnehmung der Länder des Südens. 
3.3 Problemanzeige 
Das Hirtenwort enthält vor dem Hintergrund der neueren sicherheitspolitischen Ent-
wicklung Gesichtspunkte von hohem Allgemeinheitsgrad, die man gewiss auch in einem 
etwaigen neuen Friedenswort der EKD erwarten dürfte. Da die EKD in früheren Jahren 
gerne eine „Ethik der Rechtsbefolgung" angemahnt hat", kann man sicherlich fragen, ob 
es die Kompetenzen der Kirche überschritten hätte, zu zwei weiteren Punkten des Strate-
gischen Konzepts der Allianz Stellung zu nehmen: 
1. dazu, dass sich die NATO als globale Interventionsmacht aus humanitären, politi-
schen, ökonomischen und weltpolizeilichen Gründen (also mit nicht unter Art. 5 fallen-
den Kriseneinsätzen) nicht nur out of area, sondern ebenso out of treaty, außerhalb ihres 
Vertragsrechts, bewegt; 
2. zur Rolle der Nuklearwaffen: Das Strategische Konzept hält weitgehend unverändert 
an der bisherigen Nuklearstrategie fest.I4  Das bedeutet zum einen, dass der first use von 
13 Vgl. Kirchenamt der EKD (Hg.), Evangelische Kirche und freiheitliche Demokratie. Eine 
Denkschrift, Gütersloh (1985), 25, 45. 
14  Nr. 62-64. 
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Nuklearwaffen nach wie vor nicht prinzipiell ausgeschlossen wird. Zum andern bleibt 
das Konzept seinem Wortlaut nach zwar zurückhaltend gegenüber Absichten der USA, 
die Kernwaffen zur offensiven counter-proliferation gegen Risikostaaten und Terroris-
mus einzusetzen, schließt aber auch diese Option nicht ausdrücklich aus. Bekanntlich hat 
der Internationale Gerichtshof in einem Gutachten vom Juli 1996 Androhung und Einsatz 
von Kernwaffen „generell" für völkerrechtswidrig erklärt und die Frage ihrer Zuläs-
sigkeit nur für den Fall einer „extremen Selbstverteidigungssituation" offengelassen. 
Das eigentlich zukunftweisende Thema dürfte aber jenseits der militärstrategischen 
Agenda liegen. Meines Erachtens vollzieht das Allianz-Konzept hier weitgehend nur die 
Diskussion der 90er Jahre nach und trägt in vielem den Charakter eines transatlantischen 
Formelkompromisses. Die zukunftsweisenden Fragen betreffen die politischen Rahmen-
bedingungen. Zur Diskussion steht heute natürlich längst nicht mehr der 1994 von der 
EKD abgelehnte deutsche Sonderweg, sondern die Aufgabe, den europäischen Integra-
tionsprozess mit Schritten zu einer legitimen Friedensordnung und Sicherheitsarchitektur 
in Europa zu verbinden. Seit dem Gesinnungswandel Großbritanniens ist mit dem In-
krafttreten des Amsterdamer Vertrags (1.5.1999) dem Europäischen Rat die Leitkompe-
tenz im Bereich der Sicherheits- und Außenpolitik zugefallen, die Beschlüsse von Köln 
im Juni 1999 zielen auf die Stärkung einer Europäischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik, im Dezember desselben Jahres wurde in Helsinki die Aufstellung EU-eige-
ner Krisenreaktionskräfte (im Sinn der sog. Petersberg-Aufgaben) von 50 000-60 000 
Mann bis zum Jahr 2003 beschlossen. 
Auf der Linie ihres Wortes von 1994 sollte die EKD meines Erachtens den Europäisie-
rungsprozess der Sicherheitspolitik unterstützen; sie müsste aber in zwei Hinsichten in 
der Lage sein, Gestaltungsvorschläge anzudeuten: Zunächst geht es um die Frage, wie 
angesichts unterschiedlicher Mitgliedschaften, Kräfteverhältnisse und Interessen der 
beteiligten Akteure faktisch eine relativ eigenständige europäische Sicherheitspolitik 
konzipiert werden kann. Ohne transatlantische Friktionen wird dies nicht abgehen; eine 
starke NATO und eine starke Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) 
sind wohl kaum gleichzeitig zu haben. Die NATO müsste (solange es sie gibt) auf die 
Kernaufgaben einer Verteidigungsallianz und auf eine subordinierte militärische Dienst-
leistungsorganisation zurückgeführt werden. Die andere Frage lautet, wie die militärische 
Komponente einer eigenständigen europäischen Sicherheitspolitik so ausgestaltet und 
begrenzt werden kann, dass sie sich normativ in den Friedenssicherungsmechanismus der 
UN einfügt. Hier lässt das ESVP-Projekt Fragen offen. Zu dringen wäre 
1. auf ein nachdrücklicheres Gewicht ziviler Konfliktprävention, 
2. auf die Mandatierung von EU-Einsätzen durch die UN oder ein regionales System 
kollektiver Sicherheit, 
3. auf eine enge geographische Begrenzung des Einzugsbereichs der ESVP. 
4. Zur Bewertung von allgemeiner Wehrpflicht und Kriegsdienstverweigerung 
4.1 Die „Orientierungspunkte" 
Die „Orientierungspunkte" enthalten im Teil 111.4 Aussagen zum Verhältnis von Waf- 
fendienst und Kriegsdienstverweigerung bzw. zivilen Friedensdiensten (21ff.). In diesem 
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Abschnitt geht es der Sache nach um das seit den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhun-
derts immer wieder virulente Problem der Zuordnung unterschiedlicher Gewissensent-
scheidungen im Raum der Kirche. Das Papier resümiert die unter Bedingungen des nuk-
learen Abschreckungssystems entstandene Kontroverse zwischen jenen, welche die 1965 
im Kirchenbund der DDR entstandene These von der Wehrdienstverweigerung als 
„deutlicherem Zeugnis" (oder „Zeichen") des christlichen Friedensgebots vertreten, und 
jenen, die Waffendienst und Verweigerung als gleichermaßen politisch-ethisch zu ver-
antwortende Gewissensentscheidungen betrachten (a). Im Anschluss daran (b) wird in 
der politischen Lage nach dem Ende der Blockkonfrontation die Chance gesehen, den 
Antagonismus zwischen „Waffenanwendung und Waffenverzicht" neu zu bestimmen, da 
sich im Rahmen eines — sagen wir — legal pacifism konzeptionell die „vorrangige Option 
für die Gewaltfreiheit" und der „Grenzfall des Einsatzes präventiv bereitgehaltener Ge-
walt" nicht gegenseitig ausschließen. Der Text sieht über die alte Komplementaritäts-
these hinaus neue Chancen der Kooperation zwischen militärischen Friedenseinsätzen 
und zivilen Friedensdiensten und formuliert es in diesem Sinn als kirchliche Selbstver-
pflichtung, den gewaltfreien Friedensdienst nicht dem Gewissen des Einzelnen zu über-
lassen. 
Der Text lässt Fragen der Wehrform undiskutiert; er ist noch ganz unter der Prämisse des 
status quo, also des Bestands der allgemeinen Wehrpflicht, geschrieben. Dies ist ihm 
nicht unbedingt vorzuhalten, obwohl bereits 1993 die Ausarbeitung einer Arbeitsgruppe 
von Justitia et Pax erschienen war,15  die den Aussagen des Hirtenwortes zu diesem 
Thema vorgearbeitet hat. Bedauerlich ist jedoch, dass auch in diesem Papier der EKD 
das Problem der selektiven, situationsbezogenen Kriegsdienstverweigerung ausgeklam-
mert worden ist. Als von der Kirche geachtete und in ihrem rechtlichen Schutz uneinge-
schränkt zu verteidigende Gewissensentscheidung wird nämlich nur die Position des 
prinzipiellen Pazifismus genannt, die „den Einsatz militärischer Gewalt unter allen Um-
ständen für sich persönlich ablehnt" (23). Es sei daran erinnert, dass die EKD in diesem 
Punkt mit ihrem bemerkenswerten „Ratschlag zur gesetzlichen Regelung zum Schutze 
der Kriegsdienstverweigerer" von 1955 schon einmal weiter gewesen ist; allerdings ist 
dieses Anliegen — so weit ich sehe — von da an in keiner Denkschrift mehr aufgegriffen 
worden. 
4.2 Das „Iljaenwort" 
Es ist deshalb umso bemerkenswerter, dass die katholischen Bischöfe in ihren Text vom 
vorigen Jahr einen Passus aufgenommen haben, für den es im Vorgängertext „Gerechtig-
keit schafft Frieden" von 1983 kein direktes Äquivalent gibt und der auch deutlich über 
das einschlägige Votum des II. Vatikanischen Konzils hinausgeht. Es handelt sich um 
einen Passus (GF 14 I), in dem unter Rekurs auf die Gaudium et spes Nr. 79 an die ge-
wissensbestimmten Grenzen der soldatischen Gehorsamspflicht erinnert wird. In diesem 
15  Arbeitsgruppe „Dienste Ihr den Frieden" der Deutschen Kommission Justitia et Pax, Allge-
meine Wehrpflicht — ethisch noch vertretbar? Sozialethische Kriterien zur Beurteilung der 
Allgemeinen Wehrpflicht (Schriftenreihe Gerechtigkeit und Frieden, Arbeitspapier 65), Bonn 
(1993). 
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Zusammenhang wird auf den noch keineswegs hinreichenden Standard des humanitären 
Völkerrechts verwiesen und dann gesagt: „Erforderlich ist zudem ein rechtlicher Frei-
raum, der es dem Befehlsempfänger auch praktisch ermöglicht, sich solchen Anordnun-
gen zu widersetzen, die rechtliche bzw. ethische Grenzen verletzen. Positives Recht hat 
auch für den Soldaten die Gewissensfreiheit zu garantieren." Man kann das schwer an-
ders interpretieren als so, dass das Bischofswort für einen konsequenten Rechtsschutz 
auch für selektive Kriegsdienstverweigerer eintritt. 
Zur Frage der Wehrform, die durch die veränderten sicherheitspolitischen Rahmenbedin-
gungen auf der Tagesordnung steht, äußert sich der Text in grundsätzlicher ethischer 
Perspektive (GF 145-149). Eine eindeutige Empfehlung oder Bewertung spricht das 
Bischofswort nicht aus; ebenso wenig beteiligt es sich an Zahlenarithmetik oder der Dis-
kussion unterschiedlicher Strukturreformmodelle. Die ins Spiel gebrachten Gesichts-
punkte sind Kriterien, keine Nonnen. Sie implizieren zwar Argumente pro und contra 
Wehrpflicht, die aber quantitativ ausgeglichen gehalten worden sind und deren Gewich-
tung offen gelassen wird. Dennoch legen die Kriterien, wendet man sie unter gegebenen 
Umständen an, eine Sistierung der Wehrpflicht nahe: 
— Tendenziell gegen die allgemeine Wehrpflicht spricht vor allem 1. die Eingriffstiefe 
in die Freiheitsrechte, die erhöhte sicherheits- und friedenspolitische Begründungs-
anforderungen im Sinn einer nachweisbaren aktuellen Bedrohung stellt (GF 146). 
— Gegen sie spricht 2. die bei Verkleinerung der Streitkräfte kaum zu gewährleistende 
Dienstgerechtigkeit (im Verhältnis von Wehrdienst- und Zivildienstleistenden einer-
seits und denen, die nicht zu einem Dienst herangezogen werden). Dabei dürfe die 
Wehrpflicht weder mit der Unentbehrlichkeit des Zivildienstes für das Sozialsystem 
noch mit der Aufwuchsfähigkeit der Streitkräfte begründet werden (GF 149). 
— Tendenziell für die allgemeine Wehrpflicht wird ins Spiel gebracht I. die stärkere 
gesellschaftliche Integration des militärischen Sektors (GF 147) 
— sowie 2. die mit der Wehrpflicht einhergehende Verstärkung ethischer Begründungs-
anforderungen an militärische Einsätze (GF 148). 
4.3 Problemanzeige 
Die „Orientierungspunkte" behandeln das Problem der Kriegsdienstverweigerung ledig-
lich auf der Ebene der individualethischen Zuordnung der unterschiedlichen Gewissens-
entscheidungen von Waffendienst und Waffenverzicht und lassen sich nur unzureichend 
auf die rechtsethische Problematik des Grundrechtsschutzes und der Wehrform ein. 
In der katholischen Soziallehre war lange Zeit zweierlei traditionsbestimmend: einerseits 
ein distanziertes Verhältnis zur allgemeinen Wehrpflicht, andererseits die Bewertung der 
Kriegsdienstverweigerung gegenüber einer legitimen Regierung oder in einem helluni 
iustum als objektiv-irrige, wenn auch zu tolerierende Gewissensentscheidung. Vor die-
sem Hintergrund ist die Position, die das „Hirtenwort" bezieht, bemerkenswert. Ange-
sichts der Tatsache, dass das Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung aus Gewissens-
gründen unabhängig von der Wehrform Geltung beansprucht, durch eine andere Wehr-
verfassung aber seine bisherige Funktion als Dispens von der allgemeinen Wehrpflicht 
verlöre, wird de facto gefordert, den Schutzbereich von Art. 4 Abs. 3 GO auf die gewis-
sensbestimmte selektive, d.h. situationsbezogene Kriegsdienstverweigerung von Zeit-
und Berufssoldaten auszudehnen. 
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Zumal vor dem Hintergrund von Bemühungen um Verankerung einer entsprechenden 
Garantie im Rahmen der Europäischen Menschenrechtskonvention stellt sich die Frage, 
ob eine neue Äußerung der EKD zum Thema dahinter zurückbleiben könnte. 
Für unerlässlich hielte ich in einer neuen Stellungnahme eine Erörterung der Frage, ob 
nicht die in § 9 Soldatengesetz vorgesehene Eidesformel, die auf die Landesverteidigung 
abstellt, modifizierungsbedürftig ist. 
5. Fazit 
Fragt man zusammenfassend noch einmal nach den wichtigsten Einsichten, die aus dem 
Vergleich beider Dokumente für eine mögliche neue Stellungnahme der EKD folgen, so 
lässt sich thetisch festhalten: 
1. Das Friedensthema verträgt weniger denn je eine Engführung auf die Problematik 
militärischer Friedenssicherung und Rechtsdurchsetzung. Es bedarf der Erweiterung um 
die Fragen der Konfliktprävention, um das Spektrum wirksamer nichtmilitärischer Sank-
tionen und um die Aufgaben des post-conflict-peace-building. 
2. In der intensiv geführten Debatte über die sog. humanitäre Intervention16  zeichnen sich 
auch in Deutschland Wandlungstendenzen ab, die prinzipielle Fragen nach der Kon-
zeption einer internationalen Friedensordnung als Rechtsordnung und darin nach der 
Rolle der UN aufwerfen. Eine kirchliche Stellungnahme ist nur in dem Maße sinnvoll, in 
dem es gelingt, hinsichtlich der leitenden vorrechtlichen Grundentscheidungen wie der 
anwendungsbezogenen Kriterien zu klaren und konsistenten Aussagen zu kommen. 
3. Eine etwaige neue Friedensdenkschrift der EKD sollte die Tendenzen zu einer eigen-
ständigen europäischen Sicherheitspolitik unterstützen. Sie müsste aber aufzeigen, wie 
diese in die Grenzen des Friedenssicherungsmechanismus der UN eingefügt und ange-
sichts divergierender Interessen der beteiligten Akteure umgesetzt werden kann. Ein 
besonders schwieriges Problem stellt dabei die unerlässliche Zurückführung der NATO 
auf die Kernaufgaben eines Verteidigungsbündnisses dar. 
4. Gerade dann, wenn sich die herkömmlichen Aufgaben des Schutzes der wehrpflichti-
gen Kriegsdienstverweigerer über kurz oder lang durch Abschaffung der allgemeinen 
Wehrpflicht erledigen sollten, erfordert — auch im Licht von Art. 4 Abs. 3 GG — das 
Thema der situationsbedingten Kriegsdienstverweigerung neue Beachtung seitens der 
evangelischen Kirche. Ebenso ist die Frage aktuell, ob nicht die Eidesformel der Soldaten 
einer Überarbeitung bedarf. 
16  Der Text des Zentralausschusses des Ökumenischen Rates der Kirchen (29.1.-6.2.2001) ,Der 
Schutz gefährdeter Bevölkerungsgruppen in Situationen bewaffneter Gewalt (Dok. Nr. PI 
2rev) lag bei Abschluss meines Manuskripts noch nicht vor. 
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„Gerechter Friede" in der Auslegung der 
christlichen Konfessionen 
Das Wort der deutschen Bischöfe im Vergleich mit den Orientierungspunkten 
des Rates der EKD „Schritte auf dem Weg des Friedens" 
Man mag eine gewisse Tragik darin sehen, dass die jüngsten Verlautbarungen der beiden 
großen Kirchen in Deutschland zu den aktuellen Fragen von Friedensethik und Sicher-
heitspolitik zu Zeitpunkten publiziert wurden, auf die kurz darauf durch die zeitge-
schichtlichen Ereignisse jeweils eine partielle Revision derjenigen Grundlagen erfolgte, 
auf denen sie einst ausgearbeitet waren. 
Der „Beitrag des Rates der Evangelischen Kirche" Schritte auf dem Weg des Friedens 
von 1993/41  reagierte auf die Änderungen der sicherheitspolitischen Lage nach den poli-
tischen Umwälzungen, die sich seit 1989 vollzogen hatten. Die konkreten Konsequenzen 
und ihr gegenwärtig erkennbares Ausmaß, die sich daraus für die Sicherheitspolitik der 
deutschen Bundesregierung und — damit verbunden — für den Einsatz militärischer Mittel 
unter der Beteiligung der Bundeswehr seit 1994 auch außerhalb des Gebietes der NATO 
ergeben würden, wurden damals höchstens geahnt. 
Das Wort Gerechter Friede der Deutschen Bischofskonferenz aus dem September 20002  
versuchte — neben der grundsätzlichen Klärung der elementaren Grundlagen der Frie-
densethik — auch die Erfahrungen des Einsatzes der NATO im Kosovo im Frühjahr 1999 
theologisch zu verarbeiten. Aber ebenso wie die 3. Auflage der Schritte, deren Text am 
718. September 2001 vom Rat der EKD beraten und zur Veröffentlichung freigegeben 
worden war, konnte der Gerechte Friede die neue globale Sicherheitslage, wie sie durch 
die Ereignisse des 11. September 2001 sichtbar geworden ist, nicht antizipieren. 
Vielleicht wird an dem jedesmaligen „Zu spät" die eigentliche Aufgabe solch kirchlicher 
Verlautbarungen sichtbar. Es geht in ihnen weniger um Zukunftsforschung, um Politik-
beratung oder um strategische oder konkrete Maßnahmen zur Friedenssicherung, sondern 
um Deutung der jeweils gegebenen Lage in der Perspektive der christlichen Friedens-
ethik. Und jede Deutung kann zunächst nicht anders denn retrospektiv angelegt sein. Sie 
zieht ihre theologische und ethische Einschätzung aus der Interpretation der Vergangen-
heit und vermag ideale Ziele des politischen Handelns vorstellig zu machen. Sie kann 
aber weder das politische Handeln selbst ersetzen, noch das Entscheidungsrisiko, in das 
die politisch Verantwortlichen durch die jeweilige ganz individuelle Situation gestellt 
werden, vermindern. Auf die religiöse Dimension der mit hohen Risiken behafteten Ent-
scheidungen der politisch Verantwortlichen wird in beiden Dokumenten — leider — gar 
nicht reflektiert. 
Immerhin leistet die retrospektive Deutungsarbeit der Kirchen einen entscheidenden 
Schritte auf dem Weg des Friedens. Orientierungspunkte filr Friedensethik und Friedenspolitik. 
Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland (Hg.), Hannover (1994). 
2 
 
Die deutschen Bischöfe (66), Gerechter Friede, Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 
(Hg.), Bonn (2000). 
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Beitrag zur Interpretation des Verhältnisses, das eine Gesellschaft zum Thema „Krieg 
und Frieden" grundsätzlich einnehmen will. Es mag interessant sein zu sehen, ob und 
inwieweit die großen religiösen Institutionen dieses Landes in dieser Deutung der Lage 
übereinstimmen. In der 3. Auflage der Schritte werden beide Dokumente trotz gering-
fügiger Unterschiede als „Ausdruck einer gemeinsamen Friedensethik" bezeichnet. 
Vor dem Hintergrund dieser Selbstauskunft möchte ich im Folgenden einige grund-
legende Aspekte beider Dokumente miteinander vergleichen und fragen, ob sich trotz 
%%eitreichender inhaltlicher Entsprechungen konfessionsspezifische Differenzen feststel-
len lassen, die auf ein unterschiedliches Deutungspotenzial zurückschließen lassen.3  
Betrachtet man die Autoren, so fällt bereits eine erste konfessionsspezifische Differenz 
auf. Bei den „deutschen Bischöfen" handelt es sich um die leitenden Geistlichen der 
römisch-katholischen Kirche in Deutschland. Die Schritte (sie haben nicht den Charakter 
einer „Denkschrift"4, sondern werden im Untertitel als „Orientierungspunkte für Frie-
densethik und Friedenspolitik" eingeordnet) werden vom „Rat der EKD" verantwortet, 
ein aus sog. ehrenamtlichen „Laien" und (nicht nur leitenden) Geistlichen der evangeli-
schen Kirchen zusammengesetztes „Leitungsgremium" der EKD. Die EKD ist keine 
Kirche, sondern bildet die Gemeinschaft ihrer lutherischen, reformierten und unierten 
Gliedkirchen, die jeweils selbständig sind. Während die Deutsche Bischofskonferenz die 
Lehre der römisch-katholischen Kirche verbindlich artikulieren und vertreten kann, gilt 
dies für Verlautbarungen des „Rates der EKD" nicht in der gleichen Weise. Kirchliche 
Stellungnahmen stehen — vor dem Hintergrund der Leitvorstellung des allgemeinen 
Priestertums aller Gläubigen — grundsätzlich unter dem Vorbehalt ihrer individuellen 
Aneignung durch den Einzelnen, der in seinem Gewissen seine Position zu den Fragen 
christlicher Friedensethik verantwortet. Es unterscheiden sich also im „normativen Gel-
tungsanspruch kirchlicher Äußerungen zu ethischen Fragen [...] die Positionen der 
katholischen und evangelischen Kirche zutiefst"5. 
Schaut man indes näher hin, so treten diese Differenzen in den Hintergrund. In der öf-
fentlichen Rezeption wird die unterschiedliche Legitimationsbasis beider Verlautbarun-
gen ohnehin kaum berücksichtigt. Und ein Blick hinter die Kulissen der Entstehung bei-
der Verlautbarungen zeigt, dass es sich bei den eigentlichen Autoren um ganz ähnlich 
zusammengesetzte Gruppen handelt, in denen professionelle (Universitäts-)Theologen 
mit „Laien" aus Politik und Wissenschaft die Texte erarbeitet und den kirchlichen Lei- 
3 Hans-Richard Reuter, „Schritte auf dem Weg des Friedens" und „Gerechter Friede". Kirchli-
che Friedensethik im Vergleich, vgl. oben 89-103, hat beide Dokumente einem systematischen 
Vergleich unterzogen und die Gesamtkonzepte, die Stellungnahmen beider Dokumente zu den 
Themen „humanitäre Intervention", „sicherheitspolitische und militärstrategische Rahmen-
bedingungen des Auftrags deutscher Streitkräfte" und „Bewertung von allgemeiner Wehr-
pflicht und Kriegsdienstverweigerung" analysiert, so dass diese Aspekte hier nicht mehr aufge-
griffen werden. 
4 Vgl. Christian Albrecht, Art. Denkschriften, in: Die Religion in Geschichte und Gegenwart Bd. 
2, Tübingen ('1999), Sp. 664-666. 
5 Hartmut Kreß, Gemeinsame Erklärungen der katholischen und evangelischen Kirche zur Ethik. 
Verbindliche Lehre oder argumentative Weltorientierung?, in: Zeitschrift ftlr Evangelische 
Ethik 45 (2001), 121-134. 
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tungsgremien vorgelegt haben, für den Rat der EKD ist dies die „Kammer für Öffentliche 
Verantwortung". Entsprechend hoch ist in beiden Texten das professionelle Argu-
mentationsniveau. 
II. 
Vergleicht man die Gliederung der beiden Verlautbarungen, so besticht der klare, dreige-
teilte Aufbau von Gerechter Friede. Auf eine biblisch-theologische Begründung („I. Ge-
waltfreiheit in einer Welt der Gewalt. Die biblische Botschaft vom Frieden") folgt eine 
systematische Bearbeitung der unterschiedlichen politischen Themen der Friedensethik 
(„II. Elemente innerstaatlicher und internationaler Friedensfähigkeit"). In einem dritten 
Teil wird die Funktion der römisch-katholischen Kirche im Blick auf die religiösen, 
ethischen und politischen Aspekte des Themas entfaltet („111. Aufgaben der Kirche"). 
Den Schritten dagegen mangelt es an einer eigenen theologischen Grundlegung. Der 
Aufriss gibt eine ganz andere Orientierung zu erkennen. Auf eine historische Be-
standsaufnahme („I. Woher kommen wir? Einsichten nach dem Ende der Ost-West-Kon-
frontation") folgt eine Diagnose der gegenwärtigen Lage („11. Wo stehen wir? Erwartung 
und Ernüchterung angesichts der neuen Situation"). Erst im zweiten Unterabschnitt des 
dritten Abschnitts („III. Was leitet unsere Schritte?") werden „Grundlinien einer evange-
lischen Friedensethik" dargelegt. Dabei wird auf eine biblische Grundlegung verzichtet. 
Vielmehr versucht man hier, die antagonistischen friedensethischen Traditionen inner-
halb der evangelischen Kirchen in Deutschland aus der Zeit des Kalten Krieges zusam-
menzuführen. Der vierte Abschnitt enthält drei Vorschläge zur Gewaltprävention („IV. In 
welche Richtung müssen wir gehen?"). Der unterschiedliche Aufriss erschwert den 
Vergleich. Konfessionsspezifische Differenzen werden aber erkennbar. 
Zunächst mag man nicht ohne Ironie den Sachverhalt notieren, dass die dem Prinzip sola 
scriptura verpflichteten Kirchen der Reformation — wie schon in der Friedensdenkschrift 
von 1981 — in ihren Schritten auf eine biblisch-theologische Begründung der Friedens-
ethik verzichten und ausschließlich an die (kurze) Tradition kirchlicher Verlautbarungen 
zum Thema anknüpfen6, während die römisch-katholischen Bischöfe ihre Friedensethik 
auf eine gründliche Exegese alt- und neutestamentlicher Schlüsselstellen zu den Themen 
„Gewalt", „Frieden", „Jesu Leben, sein Tod und seine Auferstehung als Anfang des wah-
ren Friedens", „Der Weg der Christen zwischen Gewalt und Gewaltfreiheit" zurückfüh-
ren? Auf förmliche kirchliche Lehren wird erst im Eingangsteil zum zweiten Teil, insbe-
sondere im Abschnitt zur Menschenwürde, rekurriert. Freilich hat der gründliche und 
streckenweise sehr erhellende Rekurs auf die biblische Verarbeitung der Themen „Ge-
walt" und „Frieden" seinen Preis. Denn es gelingt den Bischöfen nicht immer, dem 
,garstigen Graben' zwischen den z.T. archaischen Aussagen der Heiligen Schrift und 
dem differenzierten Problemzuschnitt der Gegenwart gerecht zu werden. So etwa muten 
in ideengeschichtlicher Perspektive die Versuche, die Menschenrechte schöpfungstheo- 
6 Nur im erweiterten Vorwort zu 'Schritte wird summarisch auf biblische Orientierungen evan-
gelischer Friedensethik Bezug genommen. 
7 Vgl. zu Herkunft und Intention dieser biblischen Grundlegung Reuter, „Schritte auf dem Weg 
des Friedens" und „Gerechter Friede", vgl. oben 91. 
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logisch zu verankern oder im deuteronomischen Recht begründet zu sehen, etwas gewalt-
sam an (vgl. GF 75f.). 
Dass in dem römisch-katholischen Dokument die konstruktive Rolle der Kirche durch 
einen eigenen Teil stark hervorgehoben wird, dürfte niemanden überraschen. Die rö-
misch-katholische Kirche ist ein ,global player` und es ist daher nur zu verständlich, 
wenn sie die Vision einer internationalen Friedensordnung in der „Weltgesellschaft" (GF 
55) mit den spirituellen, institutionellen und pädagogischen Bemühungen der „Weltkir-
che" (ebd.) parallelisiert und diese als „Quelle des gerechten Friedens" (111.1.1.), als 
„Kraft der Versöhnung" (111.1.2.) und als „Anwältin der Gerechtigkeit" (I11.1.3.) versteht. 
Freilich entstehen auch Spannungen zwischen der Friedensordnung in der Völker-
gemeinschaft und Weltgesellschaft einerseits und der Weltkirche andererseits: „Wie 
verhalten sich der gerechte Friede als ‚gesellschaftliches Leitbild' (GF 57) und als ,Leit-
bild der Kirche'" (111.1)?8  Ein Hinweis zur Beantwortung dieser Frage deutet sich in der 
Zuordnung der „vorgegebenen Welt" zur „messianische[n] Ordnung des Gottesvolkes" 
an (vgl. GF 56). Ausdrücklich abgelehnt wird die Vorstellung, jene „mit der ihr inne-
wohnenden Gewalt und ihrem gewaltbewehrten Frieden als vernunftgemäß zu bezeich-
nen" (ebd.). Das Ausbrechen von Gewalt wird vielmehr als „wider alle Vernunft" (ebd.) 
charakterisiert. „Gewaltbändigung und Gewaltvorbeugung" (ebd.) dagegen „entsprechen 
der Vernunft" (ebd.). Der Glaube wird zum Mittel, die Vernunft zu sich selbst zu führen: 
„In diesem Sinne führt der Glaube die Vernunft über sich selbst hinaus [...] Er treibt sie 
an und ermutigt sie, innerhalb der herrschenden Ordnung Vorgriffe auf den messiani-
schen Frieden zu wagen" (ebd.). 
Diese Zuordnungsfigur, nach der der Glaube die Vernunft überformt und vollendet, ent-
spricht den klassischen römisch-katholischen Bestimmungen zum Verhältnis von Ver-
nunft und Glaube. Ihnen ist man im reformatorischen Christentum seit Luther stets mit 
Skepsis begegnet, weil sie die Rationalität des Bösen, die innere Logik der Gewalt oder 
den Eigenstand der Sünde zu verschleifen drohen. In Gerechter Friede aber wird das 
Überformungsmodell von Vernunft und Glaube auch im Verhältnis von Weltgesellschaft 
(„vorgegebene Welt") und Kirche („Quelle des Friedens", „Kraft der Versöhnung", 
„Anwältin der Gerechtigkeit") sichtbar. Vor dem Hintergrund der in der protestantischen 
Tradition verwurzelten harmatiologischen Skepsis gegen alle humane Vernunft zeigt 
sich, dass der Ausfall des Kirchenbegriffs im EKD-Papier sich nicht allein dem (zufälli-
gen) regionalen Zuschnitt des protestantischen Kirchenwesens verdankt, sondern der 
grundsätzlichen Einsicht in die Dialektik von Vernunft und Glaube einerseits und — damit 
verknüpft — der theologischen Dauerproblematisierung jeder Selbstüberschätzung 
religiöser Institutionen andererseits. 
Wie wird in den beiden Dokumenten jeweils der für beide Verlautbarungen grundlegen-
de Begriff des gerechten Friedens bestimmt? 
8  Reuter, „Schritte auf dem Weg des Friedens" und „Gerechter Friede", vgl. oben 92. Gerhard 
Beestermöller, Paradigmenstreit in der katholischen Friedenslehre?, oben 52-62, spricht 
davon, dass sich hinter dieser Spannung in der römisch-katholischen Kirche miteinander kon-
kurrierende friedensethische Paradigmen verbergen. Diese von Beestermöller scharf konturier-
te Differenz relativiert sich dem protestantischen Leser. 
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Hier ist zunächst eine gewichtige Übereinstimmung festzuhalten. Beide Worte stellen 
den Begriff des gerechten Friedens in den Mittelpunkt von Friedensethik und -politik. 
Der Begriff des Friedens erhält seine besonderen, qualitativen Merkmale durch die Bei-
ordnung des Adjektivs „gerecht". Dabei ergeben sich im Vergleich beider Quellen unter-
schiedliche Akzente. 
In den Schritten wird der Gerechtigkeitsbegriff über die Ablehnung der bekannten — und 
traditionell konfessionsübergreifenden — Lehre vom gerechten Krieg eingeführt: „Die 
grundsätzliche Ächtung des Krieges als Form zwischenstaatlichen Konfliktaustrags und 
als Mittel zur Durchsetzung partikularer politischer Ziele, wie sie völkerrechtlichem 
Standard entspricht, ist fester Bestandteil evangelischer Friedensethik" (14). Doch Frie-
den ist mehr als bloße Abwesenheit von Gewalt, sondern muss politisch hergestellt und 
gesichert werden. „Das ist gemeint, wenn von der Notwendigkeit eines erweiterten Frie-
densbegriffs gesprochen wird" (ebd.). Mit dem Begriff der Gerechtigkeit werden nun 
diejenigen qualitativen Merkmale des Friedensbegriffs benannt, die als Bedingung für 
Frieden in einem qualitativen Sinne gelten können und daher im politischen Prozess 
durch das positive Recht umgesetzt werden müssen. Der Begriff der Gerechtigkeit enthält 
also die Bedingungen und die Mittel zur Realisierung von Frieden. Zu ihnen gehören: 
„Gerechtere Verteilung der Lebenschancen zwischen Nord und Süd sowie West und Ost, 
[...] die Einhaltung der Menschenrechte, die Stärkung rechtsstaatlicher und demo-
kratischer Strukturen und [...] Schutz der natürlichen Grundlagen des Lebens" (ebd.). 
Die Instrumente, die anschließend angeführt werden (rechtlich verfasste internationale 
Friedensordnung, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Kooperation) dienen als Mittel 
zur Verwirklichung dieses Ziels. Sie sind Institutionen zur Verwirklichung von Gerech-
tigkeit.9 
 Gerechtigkeit hat im EKD-Dokument einen primär auf politische Verfahren, 
Rechtsetzung, Rechtsbefolgung und Rechtsentwicklung, abstellenden Sinn. 
In der Auslegung des Gerechtigkeitsbegriffs im Gerechten Frieden wird eine ontologi-
sche Dimension sichtbar. Der in der „biblische[n] Tradition nachdrücklich bezeugt[el" 
(GF 63) Zusammenhang zwischen Gerechtigkeit und Frieden „entspricht 1...] dem Be-
wusstsein für Zusammengehörigkeit, menschlichem Mitgefühl und der Achtung vor an-
deren Menschen" (GF 65), das offensichtlich zur conditio humana gerechnet wird. Der 
wenige Sätze später erfolgende Rekurs auf die primären Sozialisationsformen lässt er-
kennen, dass die katholischen Bischöfe Gerechtigkeit und Solidarität offensichtlich zur 
humanen Sozialnaturm gehörend ansehen, die zu Bewusstsein und in moralischer und 
rechtlicher Hinsicht zur Geltung gebracht werden müssen. Dieser Gerechtigkeitsbegriff 
wird eng mit dem Gedanken der Menschenwürde verknüpft, der direkt und alternativlos 
in seiner verpflichtenden Bedeutung für humane Sozialgefüge interpretiert wird. Der 
„Respekt gegenüber der Würde des Menschen" (GF 58) steht im „Schnittpunkt von 
9 Dass damit eine Fülle von Problemen verbunden ist, hat Traugott Koch, Was kann die Bundes-
republik Deutschland für den Frieden in der Welt tun, in: Zeitschrift für Evangelische Ethik 38 
(1994), 216-222, deutlich herausgearbeitet und ein ausschließlich am Gedanken des 
Gewaltmonopols und der Rechtssicherheit orientiertes Verständnis von Frieden gefordert. 
10 
 Vgl. die Wendung „Die Berufung, das persönliche Leben und die Weltverhältnisse verant-
wortlich zu gestalten, gilt jedem Einzelnen und jeder Einzelnen, aber nicht als Vereinzeltem 
sondern in Gemeinschaft" (GF 58) oder die Formulierung „das Netzwerk solidarischer Bezie-
hungen" (GF 65). Vgl. zu diesem Kontext die kenntnisreichen Erwägungen von Hans-Richard 
Reuter: Solidarität und Subsidiarität, in: FEST. Jahresbericht 1998, Heidelberg o.J., 61-73. 
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kirchlichem Auftrag und politischer Aufgabe" (ebd.). Der Mensch ist mit seiner — bib-
lisch in der Gottebenbildlichkeit begründeten — „einzigartigen und unveräußerlichen 
Würde [...1 dazu berufen, (...1 das persönliche Leben und die Weltverhältnisse verant-
wortlich zu gestalten, 1...1 aber nicht als Vereinzelte, sondern in Gemeinschaft" (vgl. 
ebd.). Die Menschenwürde wird dominant — und erneut unter Herabstimmung harmatio-
logischer Einwände — unter dem Gesichtspunkt ihres moralischen Verpflichtungs-
charakters ausgelegt. )1  Die individualistische Interpretation von Menschenwürde wird 
dagegen als „Säkularismus" (GF 59; vgl. GF 60) scharf kritisiert. Der betonte innere Zu-
sammenhang von Menschenwürde, Solidarität und Gerechtigkeit kommt schließlich in 
der Forderung nach einer grundsätzlichen Gemeinwohlorientierung der Politik zum Aus-
druck (GF 61), die bis zu einem „Weltgemeinwohl" (GF 62) gesteigert werden kann. 
Dieser Begriff wird in einem materialen Sinn verstanden, als „die Gesamtheit jener 
gesellschaftlichen Bedingungen, die einer Person ein menschenwürdiges Leben ermögli-
chen" (GF 62). Danach „muss ,alles dem Menschen zugänglich gemacht werden, was 
(er) für ein menschliches Leben braucht, wie Nahrung, Kleidung und Wohnung, sodann 
das Recht auf eine freie Wahl des Lebensstandes und auf Familiengründung, auf Er-
ziehung, Arbeit, guten Ruf, Ehre und geziemende Information; ferner das Recht zum 
Handeln nach der rechten Norm seines Gewissens, das Recht auf Schutz seiner privaten 
Sphäre und auf die rechte Freiheit auch in religiösen Dingen"' (GF 59). Auffällig ist, 
dass der auf die freiheitliche Subjektqualität und Rechtsfähigkeit abstellende Sinn der 
Menschenwürde12  in diesen grundlegenden Passagen unbetont bleibt. An einer Stelle 
wird der Zusammenhang von Menschenwürde, Menschenrechten und bürgerlichen Grund-
rechten in einer — eher beiläufigen — Formulierung sogar ausdrücklich zurückgestuft: „In 
der Auseinandersetzung mit der kommunistischen Ideologie und dem real existierenden 
Sozialismus stand die Unveräußerlichkeit der bürgerlichen Grundrechte im Vordergrund. 
Das bleibt auch künftig wichtig. Doch nach dem Ende des Ost/West-Konflikts tritt 
anderes nach vorne" (GF 63; Hervorh. durch Verf.). Es gälte nun, gegenüber der sich 
ausbreitenden radikalen kapitalistischen Ideologie (vgl. GF 63) und der mit ihr einher 
gehenden Entsolidarisierung im Zeichen wachsender Ungerechtigkeit (vgl. ebd.) „für 
Gerechtigkeit zu sorgen" (ebd.). Dies solle durch den Aufbau einer am „Gedanken des 
Weltgemeinwohls" (GF 64) orientierten „internationalen Rechtsordnung" (ebd.) erfolgen 
„mit Strukturen, die es ermöglichen, das Recht durchzusetzen" (ebd.). Auf diese Weise 
werde die sittliche und rechtliche Verpflichtung zu Solidarität und Gerechtigkeit einge-
löst. Davon, dass die Menschenrechte und bürgerlichen Grundrechte in dieser Rechts-
ordnung die freiheitlichen Mindeststandards sicher zu stellen hätten, liest man im Grund-
legungsabschnia des zweiten Teils von Gerechter Friede wenig. Vielmehr wird der 
Gedanke der Menschenrechte systematisch viel später, nämlich im dritten Abschnitt des 
II „Zwar sieht der Glaube klar, wie sehr sich der Mensch von seiner eigentlichen Bestimmung 
entfernt hat und seiner ursprünglichen Berufung untreu geworden ist, also sündigt. Aber trotz 
,der Gebrochenheit menschlicher Existenz ist dem von Gott berufenen Menschen mit der 
Schöpfung wie mit der Erlösung die Fähigkeit zu einer verantwortlichen Gestaltung der Welt 
geschenkt. Dieses Können geht allem Sollen voraus. Die ethische Forderung entspringt der von 
Gott gegebenen Befähigung zu einem vernünftigen und verantwortlichen Handeln. Solcher 
Zuspruch und solche Ermutigung ist in der gegenwärtigen Umbruchsituation in besonderer 
Weise vonnöten—  (GF 58). 
12 Vgl. Christoph Enders, Die Menschenwürde in der Verfassungsordnung, Tübingen (1997), 
501-509. 
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zweiten Teils im Sinne von „Mindestgarantien für die Menschenwürde" eingeführt. Die 
Entstehung und Entfaltung der Menschenrechte wird (sehr) knapp und zustimmend 
rekapituliert und mit biblischen Traditionszusammenhängen in ein positives Verhältnis 
gesetzt (vgl. GF 72-82). Der im Grundlegungsteil übersprungene Zusammenhang von 
Menschenwürde und -rechten wird hier nachgetragen: Die Menschenrechte „benennen 
die Bedingungen, die erfüllt sein müssen, damit jemand menschenwürdig leben kann" 
(GF 72). „Menschenrechte und nachhaltige Entwicklung" (11.3) sind eher Mittel zur 
Realisierung als Aufbauprinzipien des „Weltgemeinwohls".13  Der systematische 
Zusammenhang mit der zuvor geforderten internationalen Rechtsordnung, die der 
Durchsetzung von Gerechtigkeit dienen soll, wird nicht recht deutlich.14  
IV. 
Blickt man von hier aus auf die aus dem Begriff der Gerechtigkeit jeweils abgeleiteten 
Visionen einer internationalen Friedensordnung, so erweist sich diese in der Interpreta-
tion durch die Schritte als streng an „die Forderung nach Gerechtigkeit durch das Recht" 
(25) gebunden. In dieser Logik tritt der römisch-katholischerseits material bestimmte 
Gedanke des Weltgemeinwohls zurück. Gerechtigkeit wird realisiert durch die dynami-
sche Bewegung von Rechtsbefolgung und Rechtsentwicklung. Erst auf dieser Basis kann 
jede inhaltliche Ausgestaltung des Friedens (Versöhnung von Feinden, Realisierung von 
Wohlstandsstandards, Schutz der natürlichen Grundlagen des Lebens) erfolgen.I5  Die 
starke Stellung des Rechtsgedankens geht auf die reformatorische Skepsis ontologischen 
Setzungen gegenüber zurück. Die Begründung von Gerechtigkeit und Frieden in der 
Versöhnungstat Gottes in Jesus Christus hebt die Grundsätzlichkeit ihres konstruierten 
Charakters hervor. Sie sind keine ohne weiteres mobilisierbaren, gewissermaßen natur-
wüchsigen Gegebenheiten, sondern verdanken sich religiös-ethisch und historisch ver-
mittelten Zuschreibungen, die für sich genommen höchst gefährdet sind und daher durch 
die Konstruktion von Rechtsordnungen institutionell gesichert werden. Berücksichtigt 
man den freiheitstheoretischen Kern der neuzeitlichen (Menschen-)Rechtsidee kommt 
man zu dem Ergebnis, dass in der evangelischen Auslegung des Begriffs des gerechten 
Friedens die an den Menschen- und Grundrechten orientierten rechtlichen Aufbau-
elemente einer gerechten Weltfriedensordnung stärker betont werden als im römisch-
katholischen Bischofswort. Hier könnte man die Vermutung anschließen, dass die von 
Reuter angemahnten Beiträge der Kirchen zu der offenen und gegenwärtig strittigen 
Frage, wie eine künftige Weltfriedensordnung zu denken sei, durchaus unterschiedlich 
ausfallen könnten. Im Gerechten Frieden wird davon gesprochen, „die Vereinten Natio-
nen als wirkungsvolle Einrichtung der globalen Staatengemeinschaft auszugestalten" 
(GF 106). Orientiert am „Gedanken des Weltgemeinwohls [...] ergibt sich die Forderung 
13 Reuter, „Schritte auf dem Weg des Friedens" und „Gerechter Friede", vgl. oben 92, spricht 
von den Menschenrechten als „mittlere[n] Prinzipien eines international gemeinwohlorientier-
ten Grundkonsenses". 
14 Lediglich an einer Stelle wird festgestellt, dass darauf „zu achten" sei, „dass die individuellen 
Menschenrechte nicht zugunsten von Kollektivrechten relativiert oder in ihrem universellen 
Geltungsanspruch eingeschränkt werden" (GF 79). 
15 Vgl. Jost Delbrück, Missverständnisse auf dem Weg des Friedens, in: Zeitschrift für Evan-
gelische Ethik 38 (1994), 223-227, 224f. 
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einer internationalen Rechtsordnung mit Strukturen, die es ermöglichen, das Recht 
durchzusetzen" (GF 64). Auf welches Modell steuert diese Argumentation zu? Liegt in 
der Logik der am „Weltgemeinwohl" orientierten Argumentation von Gerechter Friede 
eine Weltrepublik?16  Folgt aus der in den Schritten geforderten „Herrschaft des Rechts" 
(,rule of law`) und dem darin eingelagerten Wechselspiel von Rechtsbefolgung und 
prozessualer Rechtsentwicklung — gerade im Bereich des als soft law geltenden 
Völkerrechts — das Modell einer internationalen Friedensordnung, die durch „schlichte 
Übertragung staatlicher Ordnungsvorstellungen auf die internationale Ebene" (25) 
realisiert wird und die dauerhaft an die Minimierung internationaler Gewaltanwendung 
und den umfassenden Schutz individueller und sozialer Menschenrechte gebunden ist, 
ohne für weitere materialisierte Gemeinwohlvorstellungen zuständig zu sein? 
V. 
Der 11. September 2001 hat gezeigt, dass die Berücksichtigung neuer Herausforderungen 
bei der Entfaltung beider Modelle notwendig ist. Nach Art. 51 der Charta der Vereinten 
Nationen sind militärische Zwangsmaßnahmen an Beschlüsse des VN-Sicherheitsrats 
gebunden. In der gegenwärtigen Lage ist völkerrechtlich strittig, ob ein terroristischer 
Angriff unter die legitime Selbstverteidigung nach Art. 51 Charta der Vereinten Nationen 
fällt. Denn das Selbstverteidigungsrecht ist bezogen auf das Verhältnis zwischen Staaten. 
Desgleichen ist strittig, ob es analog auch gegen Staaten angewendet werden kann, von 
denen terroristische Aktionen ausgehen. Dies wurde in der europäischen Völkerrechts-
lehre vor dem 11. September eher verneint, von den Amerikanern bislang (im Blick auf 
Israel und gegen die USA gerichtete Angriffe) eher bejaht.'? Vor dem Hintergrund der 
Wucht der Ereignisse des I I. Septembers ist die NATO durch die Erklärung des Bünd-
nisfalls auf die amerikanische Interpretation eingeschwenkt und beteiligt sich an der 
gegen das Taliban-Regime in Afghanistan gerichteten Militäraktion. Diese Tatsache darf 
jedoch nicht den Blick auf das von Reuter zu Recht deutlich herausgearbeitete grundsätz-
liche Problem verstellen, dass die Frage der legitimen Autorisierung jeder militärischen 
Maßnahme nach Art. 51 der Charta der Vereinten Nationen Interpretations- und Verfah-
rensprobleme aufwirft und diese nur im Zusammenhang mit einer klaren Konzeption der 
Zukunft der Weltfriedensordnung gelöst werden können, die ihrerseits auch Vorschläge 
zu einer Reform der entsprechenden Entscheidungsmechanismen enthalten muss.18  Denn 
ohne eine solche Gesamtvision wird es eine Reform der bestehenden Entscheidungspro-
zeduren nicht geben, und alle unterhalb der VN-Mandatierung unternommenen Interven-
tionen laufen — wie der Kosovo-Einsatz der Nato 200019  — Gefahr, das Gewaltmonopol 
der VN weiter auszuhöhlen" und das (Nicht) Vorliegen eines Mandats des VN-Sicher-
heitsrates in das Zwielicht auch des (geo-)politischen Machtkalküls zu ziehen: Man 
16 Gerhard Beestermöller, Abschied von der UNO?, in: Dieter S. Lutz (Hg.), Der Kosovo-Krieg. 
Rechtliche und rechtsethische Aspekte, Baden-Baden (1999/2000), 237-260, spricht von der 
UNO als einer am Weltgemeinwohl orientierten „Weltfriedensautorität" (251f.). 
17 Vgl. Gerhard Zimmer, Terrorismus und Völkerrecht. Militärische Zwangsanwendung, Selbst-
verteidigung und Schutz der internationalen Sicherheit, Aachen 1998. 
18 Vgl. Reuter, „Schritte auf dem Weg des Friedens" und „Gerechter Friede", oben 97. 
19 Vgl. Eberhard Martin Pausch, Brauchen wir eine neue Friedensethik?, in: Zeitschrift filr Evan-
gelische Ethik 45 (2001), 17-28,24. 
20 Vgl. Beestermöller, Abschied von der UNO?, 256f. 
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macht im VN-Sicherheitsrat (auch) nach politischen Opportunitätsgesichtspunkten vom 
Veto-Recht Gebrauch und spricht — wenn das Veto eines anderen Staates den eigenen 
Überlegungen widerstreitet — von Blockade (29021  und Handlungsunfähigkeit (vgl. GF 
106)22  und lässt außer Acht, dass ebendieses Veto-Recht zum Völkerrecht gehört, 
Rechtsloyalität verlangt und nicht mit dem bloßen Verweis auf historische Veränderun-
gen zur Disposition gestellt werden (vgl. GF 106), sondern nur innerhalb der Logik von 
Rechtsbefolgung und Rechtsentwicklung reformiert werden sollte,23  wenn anders nicht 
auch eine künftige Regelung ihrerseits in den Diskredit tagespolitisch orientierter Dispo-
sition gestellt werden soll. Auf eine Reform der bestehenden Entscheidungsprozeduren 
wird man sich nur einigen können, wenn alle Staaten wissen, in welche Richtung sich die 
VN weiter entwickeln sollen. 
VI. 
Die Kirchen sind dazu aufgerufen, sich am Entwerfen dieser Modelle zu beteiligen. Mit 
der Idee des Reiches Gottes verfügt die christliche Religion über eine Vision, die die 
grundsätzliche Vergemeinschaftung aller Menschen religiös vergegenwärtigt. Diese Vor-
stellung vermag, den Blick von der retrospektiven Deutung der Lage in die Zukunft zu 
wenden und dem politischen Wollen Zielorientierungen anzubieten. Die unterschiedli-
chen Akzente, die durch die religiösen Institutionen der großen christlichen Konfessio-
nen gesetzt werden, dürften bei der für jeden Schritt in Richtung einer Weiterentwick-
lung der internationalen Friedensordnung notwendigen politischen Überzeugungsarbeit 
eher hilfreich denn hinderlich sein, weil im Blick auf die noch ausstehenden kulturellen 
Vermittlungsschritte die innere Pluralität der christlich-abendländischen Tradition mehr 
Anknüpfungspunkte bietet als die Festlegung auf nur eine mögliche Zielvorgabe. Durch 
ihre Vielfalt ist die religiöse Ethik des Christentums in der Lage, mit ihrer grundsätzli-
chen Zielorientierung für die Weltgesellschaft zugleich das Bewusstsein für eine Mehr-
zahl von Gestaltungsmöglichkeiten zu vermitteln. 
21 Vgl. Heinz-Gerhard Justenhoven, Selbstbestimmungsrecht der Völker und Nichteinmischung 
in innere Angelegenheiten im Widerstreit, in: Dieter S. Lutz (Hg.), Der Kosovo-Krieg. Recht-
liche und rechtsethische Aspekte, Baden-Baden (1999/2000), 187-204, 197ff. 
22  So auch Reuter, „Schritte auf dem Weg des Friedens" und „Gerechter Friede", vgl. oben 97f. 
23 „Die unbestreitbare Tatsache, dass das Vetorecht der ständigen Mitglieder den Sicherheitsrat 
der VN über Jahrzehnte hinweg daran gehindert hat, gegen offenkundige Verletzungen des Ge-
waltverbotes und empörende Menschenrechtsverletzungen unglaublichen Ausmaßes in weiten 
Teilen der Welt wirksam einzuschreiten und ihn auch, wenn die Zeichen nicht trügen, in 
Zukunft daran hindern wird, Staaten und Menschen zuverlässig und wirksam vor völ-
kerrechtswidriger Gewaltanwendung und Erniedrigung zu schützen, berechtigt nicht dazu, ihm 
die Funktionsfähigkeit abzusprechen, um nunmehr subsidiäre Befugnisse insbesondere zur 
unilateralen Gewaltanwendung zu postulieren. Gerade weil den Schöpfern der ChVN die 
Konsequenzen eines Vetorechts durchaus bewusst waren, und sie sich von der Einsicht leiten 
ließen, dass das Ausbleiben einer Entscheidung des Sicherheitsrates infolge eines eingelegten 
Vetos in manchen Situationen der Wahrung des Weltfriedens dienlicher sein kann, als eine 
Maßnahme unter Außerachtlassung u.U. vitaler Interessen einer Großmacht, gibt es nicht den 
geringsten Anhaltspunkt dafür, daß die ChVN die Geltung des Gewaltverbotes (Art. 2 Ziff. 4) 
unter den Vorbehalt der ‚Funktionsfähigkeit' (im Sinne einer lückenlosen Wirksamkeit) des 
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Kirche als Sakrament des Friedens' 
I. Vorbemerkung 
Im Hirtenschreiben der Bischöfe „Gerechter Friede" (GF) vom 27. September 2000 fin-
det sich die Redeweise von der Kirche als Sakrament des Friedens (GF 10, 162, 166, 172, 
187). 
Allein ein Blick auf die Ziffern, in denen von der Kirche als Sakrament des Friedens 
gesprochen wird, verrät, dass vor allem im dritten Teil des Hirtenwortes diese Aus-
drucksweise zu verzeichnen ist. Zudem lässt sich leicht feststellen, dass der dritte Teil, 
der unter der Überschrift „Aufgaben der Kirche" steht, mit einer Reflexion über die Kir-
che als Sakrament des Friedens beginnt. 
2. Theologische Implikationen 
2.1 Thema: Der gerechte Friede 
Der dritte Teil des Bischofswortes unter der Hauptüberschrift „Aufgaben der Kirche" 
wird mit dem Teilkapitel „Der gerechte Friede als Leitbild der Kirche" (111,1) eröffnet. 
Diese Teilüberschrift ist nicht nur eine Überschrift schlechthin, sondern sie darf zugleich 
als Vorzeichen für die folgenden Ausführungen insofern verstanden werden, als in die-
sem Abschnitt von dem Frieden aus theologischer Gesamtperspektive die Rede ist. Dies 
deutet sich sprachlich schon darin an, dass der bestimmte Artikel vor Friede im Singular 
unter Einschluss des Adjektivs gerecht verwendet wird: Der gerechte Friede. 
Der Ausdruck „der Friede" betont, dass es dabei nicht nur um einen Teilfrieden oder 
einen vorläufigen Frieden, sondern dass es um den Frieden überhaupt geht. Dies impli-
ziert gleichzeitig, dass es sich dann bei diesem Frieden folglich auch nur um den ge-
rechten Frieden handeln kann. Denn wenn von einem Frieden die Rede ist, der als der 
Friede bezeichnet wird, so setzt das stillschweigend voraus, dass dieser Friede nur ge-
recht sein kann. Somit haftet der attributiven Bestimmung „gerecht" gewissermaßen ein 
redundanter Charakter an. Man kann aber auch sagen, dass das Adjektiv gerecht eine 
verdeutlichende Funktion besitzt. 
2.2 Theologische Strukturmerkmale 
Dieser Frieden kann aber nach christlichem Verständnis nicht rein immanent, d.h. inner- 
weltlich verstanden und voll verwirklicht werden. Rein innerweltlich kann jener Friede 
deshalb nicht sein, „insofern die Menschen Sünder sind" und somit „droht ihnen die Ge- 
I  Zuerst erschienen in: Pastoralblatt für die Diözesen Aachen, Berlin, Essen, Hamburg, Hildes-
heim, Köln, Osnabrück 53. Jg. (8/2001), 245-250. 
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fahr des Krieges, und sie wird ihnen drohen bis zur Ankunft Christi (GS 78)"2. Deshalb 
ist es ein Merkmal jenes Friedens, dass Menschen ihn allein nicht von sich aus bewirken 
können, sondern dass sie ihn sich zusagen und schenken lassen müssen, und zwar durch 
die biblische Botschaft vom Reich Gottes (vgl. GF 57). Die Kirche steht unter dieser 
Botschaft und hat sie zu verkünden. Somit entnimmt die Kirche „das Leitbild des ge-
rechten Friedens keinem Weltbild, sie erbt es vielmehr aus der Geschichte des Gottes-
volkes und trägt es in sich in Gestalt des Urbildes Christi". „Daher versteht sie den ge-
rechten Frieden auch nicht in erster Linie als politisches Programm für die Gesamtgesell-
schaft, sondern als Geschenk des Himmels" (GF 164). Hiermit wird deutlich, dass dieser 
Friede sowohl eine transzendente als auch eine immanente Struktur und somit eine Dop-
pelstruktur besitzt. Hinzu kommt, dass dieser Friede nicht anonym, sondern personal 
vermittelt ist, wenn es in Bezug auf Jesus Christus in der Schrift heißt: „Denn er ist unser 
Friede" (Eph 2,14).3  
Zudem deutet sich im Hirtenwort auch die trinitarische Vermittlungs-Struktur bezüglich 
des gerechten Friedens an. Von Jesus Christus wird gesagt, dass er unser Friede ist (vgl. 
GF 164); der gerechte Friede wird als Geschenk des Himmels, man könnte sagen vom 
Vaters, erwartet (vgl. GF 164) und vom Heiligen Geist wird erhofft, dass er „in der Kir-
che Begeisterung weckt für die Sache des gerechten Friedens" (GF 203). 
2.3 Kirche als Sakrament 
Wenn es heißt, dass der Heilige Geist angerufen werden kann, damit er in der Kirche 
Begeisterung für den gerechten Frieden erwecke, so klingt zudem die ekklesiologische 
Vermittlungsstruktur des wahren Friedens an. Denn der Kirche wohnt eine sakramentale 
Struktur inne, bzw. sie darf selbst in gewisser Weise als Sakrament verstanden werden. 
Dies wird vom Zweiten Vatikanischen Konzil zu Beginn der Dogmatischen Konstitution 
über die Kirche mit dem grundlegenden Teilsatz „(d)a aber die Kirche in Christus gleich-
sam das Sakrament bzw. Zeichen und Werkzeug für die innigste Vereinigung mit Gott 
und für die Einheit des ganzen Menschengeschlechts ist ..." (LG 1)5  wieder ins Bewusst-
sein gehoben. 
Sakrament zu sein gehört zu einem Wesensmerkmal von Kirche. Der Ausdruck Sakra-
ment ist in diesem Zusammenhang jedoch nicht univok in der Weise zu verstehen, wie er 
in Bezug auf die Siebenzahl der Sakramente innerhalb der katholischen Kirche verwen-
det wird. 
Das Konzil knüpft hingegen hierbei an den patristischen und biblischen Befund bzw. 
2 Zitiert in GF 60. In GS 78 heißt es: „Quatenus homines peccatores sunt, eis imminet periculum 
belli, et usque ad adventum Christi imminebit." 
3 Aireog yäp i t:trtv Tl  ciprivn v, Eph 2,14. 
4 Im Mt-Evangelium wird z.B. der Ausdruck „die Himmel" von Jesus als nähere Bestimmung 
für seinen Vater (7,21; 10,32.33; 12,50; 18,19) und unseren (euren) Vater (5,16.45; 6,1.9; 
7,11) verwendet. 
„Cum autem Ecclesia sit in Christo veluti sacramentum seu Signum et instrumentum intimac 
cum Deo unionis totiusque generis humani unitatis." 
Wenn nicht anders angegeben folge ich bei der Zitierung der deutschen Übersetzung der Kon-
zilstexte Denziger-Hilnermann, Freiburg/Basel/Rom/Wien (371991), da mir jene Übersetzung 
in nicht wenigen Punkten als präziser erscheint. 
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Sprachgebrauch an.6  Dabei wird auf Cyprian verwiesen, der in seinem Brief „ad Mag-
num" in Bezug auf „die Einheit der Kirche" von einem „unauflöslichen Sakrament der 
Einheit',  spricht. Der Begriff sacramentum ist hier als eine Übersetzung des griechischen 
Ausdrucks ktuatiptov aus dem Neuen Testaments zu verstehen, wie es sich bei-
spielsweise anhand der Vulgata an einigen Stellen nachprüfen lässt.9  
Durch diese theologische Herleitung „mysterion — sacramentum" wird dem Geheimnis-
Charakter der Kirche insofern Rechnung getragen, als sie nicht hinlänglich allein durch 
soziologische Kriterien erfasst und begriffen werden kann und sie sich nicht selbst, son-
dern von Gott her verdankt. Sie ist mit den Worten des Konzils eine einzige komplexe 
Wirklichkeit / una realitas complexa (vgl. LG 8). Denn die Dogmatische Konstitution 
Lumen Gentium wird u.a. durch das Interesse geleitet, unter Verwendung jenes „alten 
Sprachgebrauchs der Kirche eine sakramentale Zeichenhaftigkeit und Werkzeuglichkeit 
im Ganzen der göttlichen Heilsökonomie für die gesamte Menschheit und ihre Ge-
schichte zuzuschreiben. Sie ist ,allumfassendes Heilssakrament' (LG 48,2)"10. 
Wie es zur Aufgabe eines Zeichens und Instrumentes gehört, nicht Selbstzweck zu sein, 
sondern auf eine andere Wirklichkeit hinzuweisen und sich dafür in den Dienst nehmen 
zu lassen, so spricht sich dies im Sakrament-Sein der Kirche in LG 9 aus, worauf das 
Hirtenwort in GF 162 expressis verbis Bezug nimmt. Es heißt in LG (s. lat. Text): „Gott 
hat die Versammlung derer, die glaubend auf Jesus, den Urheber des Heils und den Ur-
sprung der Einheit und des Friedens, schauen, als Kirche zusammengerufen und gegrün-
det, damit sie allen und jedem das sichtbare Sakrament dieser heilbringenden Einheit sei." 
Der Instrument-Charakter der ekklesiologischen Verweisstruktur äußert sich im Frie-
denswort in GF 203 insofern, als die Begeisterung für die Sache des gerechten Friedens, 
die der Heilige Geist in Kirche hervorzurufen vermag, zugleich auch eine Begeisterung 
„für Gottes Herrschaft und Reich" ist. Gottes Herrschaft und Reich sind somit in einem 
Voraussetzung und Zielperspektive für den gerechten Frieden: Voraussetzung insofern, 
als Gottes Herrschaft und Reich die conditio sine qua non für den gerechten Frieden bil-
den oder, mit Kant gesprochen, die Bedingung der Möglichkeit für den ewigen Frieden. 
Der geschichtliche Haftpunkt findet sich in der Reich-Gottes-Verkündigung Jesu (vgl. 
GF 11 11), und Christen glauben, dass das Reich Gottes schon anfangshaft unter uns 
begonnen hat. 
Zielperspektive insofern, als sich das Reich Gottes noch nicht unter uns vollendet hat und 
6 Vgl. A. Grillmeier, LThK, Das Zweite Vatikanische Konzil, Bd. 1, Freiburg/Basel/Wien 
(1966) 157. 
7  „... si eum constiterit ecclesiae unitatem tenere. Denique quam sit inseparabile unitatis sac-
ramentum ...", Cyprian, Brief 69,6. 
Es finden sich auch nicht-hebräische Texte im Corpus des AT, in denen die Ausdrücke 
guartiptov und i1 (aram.) verwendet werden und die in der Vulgata mit sacramentum wie-
dergegeben sind (Tob 12,7; Weis 2,22 und Dan 2,18.30.47). 
9  Eph 1,9; 3,3.9; 5,32; Kol 1,27; 1 Tim 3,16; Off 1,20; 17,7. Besonders hervorzuheben ist davon 
Eph 5,32. 
)o A. Grillmeier, 1.ThK, Das Zweite Vatikanische Konzil, Bd. 1, Freiburg/Basel/Wien (1966) 
I57. 
i  „Das Reich Gottes ist nahe herangekommen / ijyyuccv il  ßaaazia toö Or.oü", Mk 1,15; Lk 
10,11. „Das Reich der Himmel ist nahe herangekommen / fiyyucev (yetp) getatlEict tcüv 
oitpawitv", Mt 3,2; 4,17; 10,7. „Das Reich Gottes ist nahe zu euch herangekommen / ijyyuccv 
iNetc tj ßaatA.Eia toü OF.0Ü", Lk I0,9. 
Bei allen Textstellen handelt es sich bei ijyyucev um eine 3. P. Sg. Ind. Perf. Akt. 
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somit Ausrichtung unseres Hoffens, Glaubens und Handelns bleibt. Diese Spannungsein-
heit, die es im geschichtlichen Erfahrungshorizont in Bezug auf das Reich Gottes zu er-
tragen gilt, gilt daher auch für den gerechten Frieden. 
2.4 Kirche als Sakrament des Friedens 
Auf der theologischen Folie der dogmatischen Konstitution über die Kirche vom 21. 
November 1964 ist die Redeweise von der Kirche als Sakrament des Friedens zu verste-
hen. Das bedeutet, dass auch hier der Begriff Sakrament in analogischer Weise ange-
wandt wird. 
Im Einzelnen ist dabei methodisch und kriteriologisch zu unterscheiden zwischen dem 
Sakrament-Sein des Friedens (vgl. GF 162) und dem Sakrament-Werden des Friedens der 
Kirche (vgl. GF 10). Dabei geht das Sakrament-Sein des Friedens dem Sakrament-
Werden des Friedens voraus. Kirche kann nicht zum Sakrament des Friedens werden, 
wenn sie es von ihrem Wesen her nicht schon ist. Diese Spannungseinheit lässt sich 
ebenfalls auf dem Hintergrund der Redeweise von der Kirche als una realitas complexa 
verstehen (vgl. LG 8), „die aus menschlichem und göttlichem Element zusammenwächst` 
(LG 8). 
Denn in Christus ist sie, die Kirche, gleichsam das Sakrament (vgl. LG 8), da sie durch 
ihn, den erhöhten Herrn, als universales Sakrament des Heils eingesetzt worden ist (vgl. 
LG 48).12  
Dies wiederum stellt eine Art Vorgriffsstruktur für das Sakrament-Werden dar, da zum 
einen die Kirche erst in der himmlischen Herrlichkeit vollendet werden wird13  und zum 
anderen die gesamte Welt noch auf ihr Ziel zugeht.14  
2.4.1 Sichtbar-Werden als Sakrament des Friedens 
Das Wissen um die Spannungseinheit des schon Sakrament-Seins des Friedens und des 
noch Sakrament-Werdens des Friedens der Kirche für alle Völker im erfahrbar sichtbaren 
Raum der Geschichte kann vor Resignation bewahren, auch wenn es die Sache gerechten 
Friedens in der Welt nicht einfacher macht. Jene Erkenntnis kann zudem vor 
Selbstüberschätzung15  und Verblendung schützen, den gerechten Frieden aus eigener 
Kraft zu bewerkstelligen, woran u.a. alle Ideologien gescheitert sind und künftig schei-
tern werden (vgl. GF 63). Es wäre jedoch unheilvoll, unter jenem Spannungsbogen lei-
dend, in eine quietistische oder gar fatalistische Haltung zu verfallen, die nunmehr auf 
jegliches Beten, Hoffen und Handeln für den gerechten Frieden verzichtet. Kirche nimmt 
ihre Bestimmung (instrumentum), ein Beitrag zum Frieden zu sein (vgl. GF 162), wahr 
und wird für andere zum erfahrbar sichtbaren Zeichen (signum), wenn sie selbst als Sak-
rament des Friedens in der Welt „,für die innigste Vereinigung mit Gott wie für die Ein-
heit der ganzen Menschheit' (LG 1)" (GF 162) eintritt. 
12  „ut universale salutis sacramentum constituit". 
13  „Ecclesia...nonnisi in gloria caelesti consummabitur". LG 48. 
14 „ad Einem suum accedit", LG 48. 
15  Vgl. „Wir wollen hier auf Erden schon das Himmelreich errichten", I leinrich I leine, Deutsch-
land. Ein Wintermärchen, Caput I. 
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Es stellt sich aber durchaus die Frage, ob „die Kirche heute als Sakrament des Friedens 
erkennbar" ist (GF 163). Denn wenn sich die Kirche einer Welt, die voll Gewalt und 
Krieg ist, anpasst, kann sie nicht als Sakrament des Friedens wirken (vgl. GF 164). 
„Diese Welt braucht keine Verdopplung ihres Unfriedens durch eine Religion" (GF 164). 
Als ein exemplarisches Zeichen negativer Art hierfür gilt vielen Menschen bis heute die 
Zeit der Kreuzzüge und der Konfessionskriege,I6 
 auch wenn nicht wenige Menschen 
über jene Zeiten über kein genaues historisches Wissen verfügen. 
Dennoch ist die Geschichte darüber nicht einfach hinweggegangen. Denn „(da)s Zeugnis 
der Kirche als Sakrament des Friedens wird verdunkelt durch die Trennung der Christen-
heit. Sie widerspricht dem Willen Christi" (GF 187). Dies berührt somit auch „die Sub-
stanz als Sakrament des Friedens und der Versöhnung" (GF 166). Der Zeichencharakter 
der Kirche als Sakrament des Friedens wird im wahrsten Sinne des Wortes attraktivt7 
 für 
Menschen, die der Kirche nicht (mehr) angehören, wenn für sie sichtbar und erfahrbar 
wird, was im Kolosserbrief (3,15-16) an die Gemeinde Jesu Christi adressiert ist und in 
das Hirtenwort Eingang gefunden hat (GF 166): „In eurem Herzen herrsche der Friede 
Christi; dazu seid ihr berufen als Glieder des einen Leibes. Seid dankbar! Das Wort 
Christi wohne mit seinem ganzen Reichtum bei euch. Belehrt und ermahnt einander in 
aller Weisheit" 18. Dieser Text ist insofern auch bedeutend, als jener die einzige Stelle im 
Neuen Testament ist, in der sich die Formulierung „der Frieden Christi" findet (Kai 
Eifer' toi Xpiatoi), genitivus subjectivus19).20  Dieser Friede Christi ist es denn auch, 
der die Gemeinde sagen läßt: „Denn er ist unser Friede" (Eph 2.14). 
2.4.2 Strukturelle Voraussetzung der Wirksamkeit als Sakrament des Friedens 
Das Hirtenwort zitiert das Konzil mit der Aussage: „Zum neuen Gottesvolk werden alle 
Menschen gerufen. Darum muß dieses Volk eines und ein einziges bleiben und sich über 
die ganze Welt und durch alle Zeiten hin ausbreiten. So soll sich das Ziel des Willens 
Gottes erfüllen, der das Menschengeschlecht am Anfang als eines gegründet und be-
schlossen hat, seine Kinder aus der Zerstreuung wieder zur Einheit zu sammeln" (LG 
13). Alle Menschen sind zu diesem Volk gerufen (cuncti vocantur homines). Es erfolgt 
keine Exklusion, sondern Inklusion, aber ausgerichtet auf ein gemeinsames Ziel hin: zum 
neuen Volk Gottes (ad novum Populum Dei). 
Dass jenes Gottesvolk eines und ein einziges bleibt, ist Voraussetzung dafür, dass die 
16 Vgl. Das Hirtenwort der Deutschen Bischöfe „Gerechtigkeit schafft Frieden" Nr. 3. 3. 
17 Das Hirtenwort gebraucht an einigen Stellen den Ausdruck faszinieren (GF 27.47. 162). 
18 Der Ausdruck „als Glieder" findet sich in Kol 3,15 im griechischen Text selbst nicht, ent-
spricht aber als sachliche Ergänzung dem Bild von einem Leib (ev evi cr4tact), vgl. Röm 
12,5; 1 Kor 12,27 und Eph 5,30. Etwas bedauerlich hingegen ist, dass in der deutschen Über-
setzung (EÜ) die klare syntaktische Bezogenheit „Berufung der Glieder Christi" zum „Frieden 
Christi" abgeschwächt ist, was zumal über die Interpunktion durch das Setzen eines Semi-
kolons besonders unterstrichen wird. Als Übersetzung für Kol 3,15 wird vorgeschlagen: „Und 
der Friede Christi herrsche / walte in euren Herzen, zu welchem (zig fiv) auch ihr berufen seid 
in einem Leib." 
19 
 Vgl. Phil 4,7 Kai n  cipen TOÜ Ocoü. 
20 
 Nach der Struktur des Textes ist dieser Friede Christi dem Wort Christi für die Erwählten 
Gottes (vgl. Kol 3,12) vorgängig. Erst wenn der Friede Christi in den Herzen herrscht, kann 
das Wort Christi auch in ihnen reichlich wohnen: 
TOÜ Xptatoi) ßpailwirca ev tat Kapäiatg ixiAv (Kol 3,15). 
6 Xoyo6 toi') Xplazoii cvotxcit o iaouaion (Kol 3,16). 
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Kirche als Sakrament des Friedens wirken kann und „alle rassischen, nationalen, ethni-
schen und auch sozialen Grenzen überschreitet und jene Barrieren überwindet, die Men-
schen voneinander trennen und oft genug zu Feinden machen" (GF 162). Denn der Friede 
Christi, der sich durch die Kirche „als Sakrament des Friedens auswirkt und so die Welt 
verändert" (GF 164) ist normativ, gilt daher universal, allumfassend und nicht partikular. 
Dem korrespondiert, dass in und aus Teilkirchen die eine und einzige katholische Kirche 
besteht (vgl. LG 23).21  Diese Aussage, welche ebenfalls an Cyprian anknüpft22, hebt die 
Grundstruktur der Kirche ins Wort: Das eine und einzige Volk Gottes und die eine und 
einzige katholische Kirche23  bedingen einander. Dieser Grundstruktur ist es eigen, dass 
die Kirche aber zugleich in allen rechtmäßigen örtlichen Gemeinden anwesend ist, wie es 
das Konzil sagt (vgl. LG 2624). Diese Gemeinden, Ekklesien, wiederum sind nicht als ein 
Nebeneinander zu verstehen, sondern sind untereinander vernetzt. Denn „weil in den 
einzelnen Kirchen die eine Kirche anwesend ist, stehen die Einzelkirchen untereinander 
in ,communio`"25, so dass die Einheit der Kirche eine „Communio-Einheit" genannt 
werden kann.26  Die communio, die die vertikale (Gemeinschaft mit Gott) und die hori-
zontale Dimension (Gemeinschaft untereinander) umfasst, teilt sich in den Sakramenten 
mit.27  Von daher sagt das Hirtenwort: „Die Kirche als Sakrament verwirklicht sich von 
den Sakramenten her" (GF 162); „(d)enn die eine Kirche Jesu Christi ist in jeder Ortskir-
che, besonders in jeder Feier der Eucharistie, gegenwärtig"28. 
Auf jene Grundstruktur von Kirche insgesamt ist auch die Aussage über die Kirche als 
Sakrament des Friedens strukturell und personal bezogen: a) strukturell: Die Kirche als 
Communio-Einheit, b) personal: Denn er ist unser Friede (Eph 2,14). Auf diese Weise ist 
theologisch ausgesagt, dass Kirche als Sakrament des Friedens universal in den einzelnen 
Ortskirchen ist, bleibt und wirkt Rh. alle Menschen, die zum neuen Volk Gottes gerufen 
sind. Und dieses Sakrament ist auch personal verknüpft in und durch Jesus Christus. 
3. Ökumenische Zielperspektive 
Wie das Friedenswort der Bischöfe selbst feststellt, wird das Zeugnis der Kirche als Sak-
rament des Friedens „verdunkelt durch die Trennung der Christenheit" (GF 187; vgl. 
zudem GF 168 und 188). Der Prozess der Überwindung dieser Trennung bzw. Trennun-
gen, bei dem die Kirchen Kirchen bleiben und doch immer mehr eine Kirche werden29, 
21 „in quibus et ex quibus una et unica Ecclesia catholica exsistit". 
22 „cum sit a Christo una ecclesia per totum mundum in multa membra divisa", Cyprian, Brief 
55,24. 
23 Populus unus et unicus (vgl. der Sache nach LG 13) — „una et unica Ecclesia catholica" (LG 
23). 
24 „Haec Christi Ecclesia vere adest in omnibus legitimis fidelium congregationibus localibus". 
25 W. Kasper, Das Verhältnis von Universalkirche und Ortskirche, 798, in: Stimmen der Zeit" 
(12/2000), 795-804. 
26 
 Vgl. ders., a.a.O., 800. 
27 Vgl. Schreiben an die Bischöfe der katholischen Kirche über einige Aspekte der Kirche als 
Communio, 28.05.1992, 7. 
28 
 W. Kasper, a.a.O., 800. 
29 Vgl. J. Ratzinger, Die Kirche und die Kirchen, in: Reformatio 13 (1964), 105, zitiert bei W. 
Kasper, a.a.O., 802. 
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gehört mit zum Sichtbar-Erfahrbar-Werden von Kirche als Sakrament des Friedens für 
alle Menschen. 
Denn in nicht-katholischen Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften können dem Vati-
canum secundum entsprechend viele und bedeutende Elemente der Kirche Christi exis-
tieren (vgl. UR 3,239. Zudem wird jeder Mensch durch das Sakrament der Taufe in 
Wahrheit dem gekreuzigten und verherrlichten Christus eingegliedert (vgl. UR 22,1 31). 
Somit begründet die Taufe ein sakramentales Band der Einheit zwischen allen, welche 
durch die Taufe wiedergeboren sind (UR 22,2). 
Wenn alle in der rechten Art und Weise32  Getauften nicht-katholischer Kirchen und 
kirchlicher Gemeinschaften dem einen Christus inkorporiert sind und somit auch über ein 
sakramentales Band miteinander verbunden sind, man kann sagen, in communio stehen, 
so darf dies als Vorgriffsstruktur auf die einmal zu vollendende „Communio-Einheit der 
Kirchen, oder besser: die Communio-Einheit der Kirche"33  und somit auf das vollendete 
Sakrament-Sein der Kirche verstanden werden. 
Ein wichtiges Band auf diesem Weg zur vollständigen Einheit kann die communio cano-
nis bilden, die zwischen den orthodoxen Kirchen und denen der Reformation untereinan-
der und mit der katholischen Kirche besteht. Diese Kanon-Gemeinschaft ist eine funda-
mentale und identitätsstiftende für die eine Kirche Jesu Christi, da sie textual eine dia-
chrone communio über Zeiten und Räume hinweg zur Urkirche herstellt. Während die 
communio canonis hinsichtlich des Alten Testamentes34  vor allem mit Blick auf die Kir-
chen der Reformation35  nicht ganz kongruent ist, ist sie in Bezug auf das Neue Testament 
vollständig gegeben. Jene communio canonis enthält und tradiert die Zusage, dass Jesus 
Christus unser Friede ist (Eph 2,14). 
Über die Vorgriffsstruktur auf die vollständige Communio-Einheit und über die commu-
nio canonis können nicht-katholische Kirchen und kirchliche Gemeinschaften an der 
universalkirchlichen Gemeinschaft der Kirche Jesu Christi partizipieren und zum Zeug-
nis für Kirche als Sakrament des Friedens werden, „(d)enn der Geist Christi weigert sich 
nicht, sie als Mittel des Heiles zu gebrauchen" (UR 3,436). 
30  „... ex elementis plurima et eximia exstare possunt extra visibilia Ecclesiae catholicae 
saepta". Diese Aussage wird auch im „Schreiben an die Bischöfe der katholischen Kirche über 
einige Aspekte der Kirche als Communio", 28.05.1992, 18 aufgegriffen. 
31 „Baptismi sacramento homo vere Christo crucifixo et glorificato incorporatur" . 
32 Vgl. UR 22,1. 
33 W. Kasper, a.a.O., 802. 
34 Die Frage nach einer communio canonis mit dem TeNaK, der hebräisch-aramäischen Bibel, 
kann hier nicht diskutiert werden. 
35 Zum Ausdruck „Kirchen der Reformation" vgl. W. Kasper, Situation und Zukunft der Öku-
mene, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Mittwoch, 24.01.2001, 13. In diesem Artikel spricht 
W. Kasper davon, dass im Zuge der Reformation „faktisch ein neuer Typ von Kirchen ent-
standen" ist. „Ich sage bewußt: ein neuer Typ von Kirchen, und ich ziehe diese, vom früheren 
Präsidenten des Einheitsrates, Kardinal Jan Willebrands, übernommene Formulierung der an-
deren vor, die sagt, die aus der Reformation hervorgegangenen Kirchen seien keine Kirchen im 
eigentlichen Sinn." 
36  „I is enim Spiritus Christi uti non tenuit tamquam salutis mediis." 
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Probleme und Möglichkeiten des 
christlich-islamischen Dialogs 
Die Lage ist schwieriger geworden. Der Dialog zwischen Christen und Muslimen wird 
immer wieder durch Ereignisse der Weltpolitik, durch die Militanz fundamentalistischer 
Gruppierungen, durch nicht ausreichend begründete Entscheidungen lokaler Vertreter 
religiöser Gemeinschaften oder durch nicht durchdachte Äußerungen politischer Akteure 
belastet. 
Besorgt durch die zunehmende Härte militanter Islamisten fragen sich die Bürger in den 
westlichen Ländern, ob sie nun einer blutigen Konfrontation mit den Muslimen ent-
gegenrennen, welche auch die Zukunft Europas und der westlichen Welt bedroht. Sie 
beklagen die unerbittliche Politik der Islamisierung in den Ländern, deren Regime einen 
fundamentalistischen Islam zur Grundlage haben. Mit dieser Richtung geht einher ein 
Beharren auf obsolet gewordenen Maßnahmen des Strafrechtes, auf Richtlinien für die 
den Frauen zugedachte Rolle und auf Verhaltensformen, die der islamischen Gesellschaft 
ein befremdliches Gesicht verleihen. 
Muslime ihrerseits klagen immer lauter über das Unrecht, das ihnen während der Kolo-
nialzeit angetan wurde, und über die immer quälender werdenden Folgen der Herr-
schaftsgelüste des Westens (den sie leider immer noch mit dem Christentum in eins set-
zen). Angesichts der Dominanz des Westens auf dem für das Leben und Überleben der 
Menschen unentbehrlich gewordenen Gebiet der Wissenschaft und der Technik reagieren 
sie oft mit Trotz und mit einem religiös begründeten Überlegenheitsgefühl. Und sie fra-
gen sich, ob eine Anpassung an die moderne, westlich bestimmte Welt nicht ihrer islami-
schen Identität beträchtlichen Schaden zufügt. 
Gleichwohl ist es aus religiösen Gründen und in der Perspektive der Zukunft der 
Menschheit von großer Bedeutung, dass Christen und Muslime ins Gespräch miteinander 
kommen und sich gemeinsam um ein gedeihliches Zusammenleben aller Menschen in der 
ein und selben Gesellschaft bemühen) Einige Überlegungen dazu sollen hier in zwei 
Abschnitten vorgelegt werden. 
1 Im Dokument „Gerechter Friede" der deutschen Bischofskonferenz heißt es: „Wie in der in-
nerchristlichen Ökumene stellt der Dialog die zukunftsweisende Form interreligiöser Verstän-
digung dar. Auch das Leben in einer zusammenwachsenden Welt fordert zum Dialog und zur 
Begegnung zwischen den Religionen heraus. Wir erinnern in diesem Zusammenhang an die 
vielfältigen Initiativen des Papstes, etwa an das Gebet der Weltreligionen in Assisi. Die Deut-
sche Bischofskonferenz hat inzwischen eine eigene Unterkommission filr den religiösen Dialog 
ins Leben gerufen" (GF 189). 
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I. Zum christlich-islamischen Dialog 
I. In der Vergangenheit 
Nach den Aussagen des Korans zu urteilen, steht der Islam dem Christentum nahe und 
zugleich fern. Dies bedingt die zwiespältige Haltung der Muslime gegenüber den Chris-
ten. Der Koran betont die grundsätzliche Verwandtschaft zwischen Islam und Christen-
tum und unterstreicht zugleich die Unterschiede in Lehre und Gesetz, die die beiden Re-
ligionen voneinander trennen. Der Koran nennt die Christen die Freunde, die den Musli-
men in Liebe am nächsten stehen (vgl. 5,82), zugleich sollen die Muslime zu ihnen auf 
Distanz gehen (vgl. 5,51). Der Islam erkennt das Christentum grundsätzlich als Religion 
an, misst ihm aber nur noch eine relative Gültigkeit bei. Der Koran nennt ja Muhammad 
„das Siegel der Propheten" (33,40) und bezeichnet den Islam als die einzig wahre Reli-
gion, die von Gott angenommen wird (vgl. 3,19.85). 
1.1 Nähe und Distanz des Islams zum Christentum 
In der Glaubenslehre 
Die Nähe des Islams zum Christentum gründet auf ihrer gemeinsamen Verankerung in 
der monotheistischen biblischen Tradition. Gott der Schöpfer, der seine Geschöpfe be-
gleitet und die Menschen am Ende der Tage richten wird, ist der einzige Gott; neben ihm 
gibt es keine Gottheiten. Der Koran wendet sich hauptsächlich gegen die Polytheisten der 
damaligen Zeit. Er weist aber auch das, was ihm bei Christen als eine Gefährdung des 
Monotheismus erscheint, zurück: den Glauben an die Dreifaltigkeit und an Jesus Christus 
als Mensch gewordenen Sohn Gottes. Für den Koran ist Jesus zwar ein großer Prophet 
Gottes, ein Gesandter, der das Evangelium als Offenbarungsschrift verkündet und 
Wunder gewirkt hat; Jesus ist zwar ein Zeichen der Barmherzigkeit Gottes für die 
Menschen, er ist Wort Gottes, Geist von Gott, Messias. Aber er ist nicht Sohn Gottes und 
Gott; er ist nicht am Kreuz gestorben; er ist nicht der Erlöser der Menschen und der 
Welt. 
Wenn man aber die Grundaussagen des Islams über Gott betrachtet, dann kann man fest-
stellen, dass Gott hier ähnliche Eigenschaften wie im Judentum und im Christentum zu-
geschrieben werden. So versteht man, dass der Koran an die Adresse der Juden und der 
Christen sagt: „Unser Gott und euer Gott ist einer" (29,46); und so versteht man auch, 
dass das Zweite Vatikanische Konzil (Lumen gentium, 16) erklärt, dass Christen und 
Muslime denselben Gott anbeten, wie dies auch die Päpste Paul VI. und Johannes Paul II. 
wiederholt bestätigt und ausdrücklich formuliert haben. Christen und Muslime haben 
nicht in jeder Einzelheit übereinstimmende Vorstellungen von Gott, unterschiedlich ist 
ihre nähere Beschreibung des Wesens Gottes, aber wenn sie von Gott reden oder zu ihm 
beten, dann zeigen die Grundaussagen ihres jeweiligen Glaubens deutlich, dass sie den-
selben Gott meinen. 
Im Bereich der sittlichen Werte 
Ein anderer Bereich, der die Nähe zwischen dem Islam auf der einen und dem Judentum 
und dem Christentum auf der anderen Seite deutlich macht, ist der der sittlichen Werte 
und der ethischen Normen. Denn die zehn Gebote Gottes (der Dekalog: Glaube an Gott, 
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Respekt des Lebens, Respekt des Eigentums, Respekt der Sexualität und der Familie, 
Respekt der Wahrheit als Grundlage gemeinschaftlichen Lebens) sind auch im Koran 
nachzulesen (17,22-39). Zwar gibt es unterschiedliche Vorschriften zur Anwendung der 
ethischen Normen, aber die Übereinstimmung in den sittlichen Werten ist unverkennbar. 
Im politischen Bereich 
Die Christen sollen unterworfen werden (Koran 9,29) und nach Abschluss eines Schutz-
vertrags mit den Muslimen unter deren Herrschaft leben. Ihnen wird Schutz für ihr Leben 
und ihr Eigentum, für ihre Religionsfreiheit, Kultfreiheit und Selbstverwaltung, sowie für 
die Beteiligung am öffentlichen Leben zugesichert. Ausgeschlossen sind sie jedoch von 
der Ausübung staatlicher Gewalt über die Muslime. Als Ausgleich für diesen Schutz 
haben sie die Pflicht, sich loyal zum islamischen Staat zu verhalten, die islamische Reli-
gion zu respektieren und Tribut (Kopfsteuer und Eigentumssteuer) zu entrichten. Die 
Christen werden den Muslimen nicht gleichgestellt, aber sie sind nicht rechtlos und 
schutzlos im islamischen Staat. 
Diese an sich tolerante Regelung wurde jedoch im Laufe der Zeit immer wieder den Inte-
ressen der islamischen Gemeinschaft untergeordnet, so dass die Geschichte der Bezie-
hungen zwischen Muslimen und Christen in der Vergangenheit mal die Geschichte der 
Toleranz und mal die der Intoleranz war. 
1.2 Haltung der Christen zum Islam 
Im Bereich der Glaubenslehre 
Die christlichen Theologen haben den Islam den Kriterien ihres Systems zur Bekräfti-
gung der Wahrheit des Christentums unterzogen. Sie machten deutlich, dass sich der 
Islam so sehr vom Christentum unterscheidet, und zwar in der Lehre, der Moral und der 
Frömmigkeit, dass man ihn als falsche Religion betrachten muss. Auch Muhammad be-
steht in ihren Augen den Vergleich mit Jesus Christus nicht, so dass er als falscher Pro-
phet gelten muss. Endlich widerspricht der Koran derartig der wahren Schrift, die Gott 
Mose und den Propheten, den Aposteln und den Evangelisten offenbart hat, dass er als 
eine falsche Schrift anzusehen ist. 
Im politischen Bereich 
Die politischen Beziehungen zwischen Christen und Muslimen sind in der Vergangenheit 
durch Höhen und Tiefen der bewaffneten Auseinandersetzungen markiert: Eroberung der 
byzantinischen Provinzen und Teile Persiens im Orient (634-642), Eindringen in Europa 
von Spanien her (711-732), Eroberung weiterer Teile des byzantinischen Reiches in 
Kleinasien durch die Osmanen bis zum Fall von Konstantinopel im Jahr 1453. Vorstoß in 
Ost- und Mitteleuropa und Bemühung um die völlige Beherrschung des Mittelmeerrau-
mes (13.-17. Jahrhundert). 
Aber die islamische Welt hatte nicht nur Erfolge zu verzeichnen. Zwischen 1095 und 
1270 wurde sie von den Kreuzzügen der westlichen Christenheit heimgesucht. In Spanien 
entriss die Reconquista dem islamischen Reich seine Gebiete; zuletzt fiel Granada 1492. 
In Mitteleuropa wurde der Vormarsch der Osmanen durch die Niederlage ihrer Flotte bei 
Lepanto 1571 gebremst, etwa hundert Jahre später durch die verlorene Schlacht bei St. 
Gotthard an der Raab gestoppt und vor den Mauern Wiens 1783 endgültig zum Scheitern 
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gebracht. Vor allem aber im 19. Jahrhundert und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
wurden die meisten Länder der islamischen Welt mit der Übermacht der europäischen 
Kolonialstaaten konfrontiert. 
2. Heutige Tendenzen 
2.1 Haltung der Christen 
Im 20. Jahrhundert hat sich in der katholischen Theologie eine Wende in der Würdigung 
der nichtchristlichen Religionen vollzogen, und dies unter dem Einfluss der neuen Er-
kenntnisse der Religionswissenschaft und unter Berücksichtigung des zunehmenden 
Zusammenrückens der Menschen, was zu einer neuen Wahrnehmung der religiösen Tra-
ditionen anderer Völker geführt hat. Das Zweite Vatikanische Konzil hat in seinen Do-
kumenten, vor allem in der „Erklärung über das Verhältnis der Kirche zu den nicht-
christlichen Religionen" (Nostra aetate), diese Wende deutlich zum Ausdruck gebracht. 
So sucht die katholische Kirche bei den nichtchristlichen Religionen nunmehr über das 
Trennende hinaus das hervorzuheben, was den Menschen und den Religionen gemeinsam 
ist und sie zur Gemeinschaft untereinander führt. 
Die neue Haltung orientiert sich an folgenden Grundsätzen: 
Die nichtchristlichen Religionen ernst nehmen, kennen lernen und hochachten. 
— Das Wahre und das Gute in den Religionen anerkennen, wahren und fördern. Die 
Christen sollen nichts von dem ablehnen, was sie in den nichtchristlichen Religionen 
an Wahrem und Gutem entdecken. Das Zweite Vatikanische Konzil sieht in diesen 
Elementen „einen Strahl jener Wahrheit", die die Wahrheit Gottes und seines 
menschgewordenen Sohnes ist (Nostra aetate 2), und eine Wirkung der Fügung Got-
tes (Dekret über die Priesterausbildung 16). 
— Was dem christlichen Erbe und den nichtchristlichen Religionen gemeinsam ist, bildet 
eine ausreichende Grundlage für einen offenen Dialog und eine entschlossene Zu-
sammenarbeit. 
So werden die nichtchristlichen Religionen — und somit auch der Islam — nicht mehr 
undifferenziert verurteilt als schuldhafte Irrwege und falsche Religionen; ihre Lehren, 
Normen und Verhaltensmuster werden nicht mehr pauschal abgelehnt. Den Nichtchristen 
wird eine Heilsmöglichkeit eingeräumt. „Wer nämlich das Evangelium Christi und seine 
Kirche ohne Schuld nicht kennt, Gott aber aus ehrlichem Herzen sucht, seinem im Anruf 
des Gewissens erkannten Willen unter dem Einfluß der Gnade in der Tat zu erfüllen 
trachtet, kann das ewige Heil erlangen. Die göttliche Vorsehung verweigert auch denen 
das zum Heil Notwendige nicht, die ohne Schuld noch nicht zur ausdrücklichen An-
erkennung Gottes gekommen sind, jedoch, nicht ohne göttliche Gnade, ein rechtes Leben 
zu führen sich bemühen" (Lumen gentium 16). 
2.2 Haltung der Muslime zu den Christen 
Im Bereich der Glaubenslehre 
Im Bereich der Glaubenslehre hat sich in der Haltung der Muslime nur wenig geändert. 
Zaghafte Überlegungen über die Heilsmöglichkeit der Christen und über die Religions- 
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freiheit aller Menschen künden von einsetzender Reflexion über Probleme. die den Dia-
log mit den Christen bislang belastet haben. 
Im politischen Bereich 
Heute erleben wir den erneuten Ausbruch von Konflikten zwischen einigen Ländern und 
Gruppen der islamischen Welt auf der einen und westlichen Mächten auf der anderen 
Seite. Sorge bereitet vielen Menschen die zunehmende Radikalisierung militanter mus-
limischer Gruppen; sie stellen sich die bange Frage, ob wir nun eine Renaissance des 
Islams erleben, welche aus einer in die Krise treibenden Religion eine neue weltpoliti-
sche Kraft machen und somit eine neue Gefahr für die internationale Ordnung heraufbe-
schwören wird. 
3. Perspektiven: Dialog zwischen Christen und Muslimen 
Christen und Muslime bilden gemeinsam mit fast 3 Milliarden Anhängern ein enormes 
Potential; sie stehen daher einander und der gesamten Welt gegenüber in der Verant-
wortung, in der gemeinsamen Verantwortung für die Gegenwart und die Zukunft der 
Menschheit. Werden sie aber dieser Verantwortung gerecht? 
3.1 Weg in die Zukunft 
Es wird wohl ein langer und schwieriger Weg sein, der Weg der Überwindung ihrer von 
Feindschaft und Aggressivität gekennzeichneten Geschichte, der Weg der Überwindung 
ihrer von Misstrauen und Rivalität getrübten Gegenwart zu einer Zukunft hin, in der 
Christen und Muslime nun endlich Partner und Freunde sind und gemeinsam ihren Bei-
trag zum Aufbau der einen Menschheitsfamilie leisten. 
Man kann heute bei den Christen verschiedene Positionen in Bezug auf die Begegnung 
mit den Muslimen erkennen. Das Misstrauen herrscht weiterhin bei vielen Christen vor. 
entweder weil sie, wie hier in Europa, den Muslimen vor allem als Ausländern und 
Fremden begegnen, was zunächst einmal eine distanzierte Haltung hervorruft. Andere 
weisen hin auf das Schicksal der Christen in einigen Ländern der islamischen Welt, in 
denen sie unter dem Fanatismus und der Unterdrückung muslimischer Eiferer zu leiden 
haben. So fragen sich diese Christen, ob die Muslime je Partner der Christen werden 
können. 
Es gibt andererseits Muslime, die dem Christentum vorwerfen, es habe vor dem Säkula-
rismus kapituliert und in Gesellschaft und Staat das Feld geräumt. Und gerade da, so ihr 
Anspruch, will der heute neu erwachte Islam die Lücke schließen. So geht es dem politi-
schen Islam heute darum, eine Alternative zum atheistischen Modell des Kommunismus 
und zum laizistischen bzw. säkularistischen Modell des Westens aufzubauen, die Alter-
native einer Politik, die sich auf das Gesetz Gottes beruft und die Rechte Gottes durch-
setzen will. 
In den Reihen der Muslime kann man außerdem eine Zurückhaltung gegenüber den 
Christen erkennen, die bei zahlreichen Gruppen bis zur Ablehnung partnerschaftlicher 
Beziehungen zu den Christen gehen. Es gibt sogar eine extreme Position, die den Dialog 
und die freundlichen Beziehungen zu den Christen als unzulässig, ja als gefährlich be- 
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trachtet. Diese Haltung herrscht bei denen, die die Christen durchweg und undifferenziert 
als Ungläubige verurteilen. 
Es gibt aber Muslime, die den Dialog mit den Christen als zulässig ansehen. Sie berufen 
sich dabei auf die Aussage des Korans (16,125), der selbst den Dialog mit den Christen 
führte (3,64) und sogar eine legitime Pluralität der aus der biblischen Tradition stam-
menden Religionen feststellt (2,148; 5,48). Die Christen werden mit den gläubigen Mus-
limen in die Gruppe derer eingestuft, die durch ihren Glauben und ihr sittliches Handeln 
gerettet werden (2,62; vgl. 5,69). 
Die Muslime, die den Dialog mit den Christen als zulässig und sogar notwendig be-
trachten, streben eine enge Zusammenarbeit mit den Christen an, damit beide Gemein-
schaften Zeugnis für ihren Glauben an Gott geben und ihren Beitrag zur Lösung der 
Probleme unserer Zeit leisten. 
Schneller als hei den Muslimen nimmt bei den Christen die Zahl derer zu, die für den 
Dialog und die Zusammenarbeit mit den Muslimen eintreten. 
3.2 Gemeinsame Anliegen 
In der heutigen emotional geladenen Atmosphäre ist es nicht leichter geworden, zu einem 
ruhigen, sachorientierten, menschengerechten, konstruktiven Dialog zwischen Christen 
und Muslimen zu finden. Dennoch muss festgehalten werden: 
— Der Westen ist nicht das Christentum. 
— Die Muslime sind nicht alle Anhänger der aggressiven Islamisten. 
— Nicht alle Christen nehmen eine ablehnende Haltung gegenüber dem Islam, und auch 
nicht alle Muslime gegenüber dem Christentum ein. 
— Dialog und Zusammenarbeit sind eine Notwendigkeit und die einzige annehmbare 
Alternative zu einer verlustreichen Konfrontation. 
Das gemeinsame Anliegen ist die Beseitigung der vielen Missverständnisse und Vor-
urteile, die ihre gemeinsame Geschichte bis in unsere Tage hinein belasten, das Gewin-
nen gegenseitigen Vertrauens, das Erzielen einer tieferen Verständigung und einer all-
mählichen Annäherung der Partner, endlich die Überwindung einer Vergangenheit und 
einer Gegenwart voller Entfremdung, Konfrontation, Feindschaft und Hass. 
Außerdem bejahen die Befürworter des Dialogs gemeinsame Bemühungen um die Lö-
sung der gemeinsamen Probleme unserer einen Welt, unter anderem um die Errichtung 
einer humanen, gerechten und geschwisterlichen Gesellschafts- und Weltordnung. 
Diese Probleme werden immer wieder von Christen und Muslimen angesprochen: Ge-
rechtigkeit, Frieden, Freiheit, Festigung der sittlichen Werte und Zurückführung abstän-
diger Menschen zum Glauben an Gott. Hinzu kommen folgende Aufgaben: 
— Gedeihliches Zusammenleben in einer pluralen, weltanschaulich differenzierten Ge-
sellschaft. 
— Integration der Kranken und der alten Menschen ins Leben der Gemeinschaft. 
— Schutz des geborenen und ungeborenen Lebens und Erhöhung der Lebensqualität für alle. 
— Wahrung der Schöpfung und Harmonie zwischen Mensch und Natur. 
— Entwicklung und Solidarität, universale Brüderlichkeit ... 
Im Bewusstsein ihrer Zusammengehörigkeit und ihrer gemeinsamen Verantwortung 
haben Christen und Muslime die Pflicht, ihre Gegnerschaft zu überwinden, Solidarität 
miteinander zu üben und ihren Beitrag zur Lösung der Probleme unserer Welt zu leisten. 
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3.3 Konkrete Probleme der Dialogführung 
3.3.1 Last der unausgereiften Methode 
Nur ein Modell gültig 
In der Theologie des Christentums und des Islams kann man Tendenzen erkennen, die 
jeweils nur ein Modell von Religion als gültig anerkennen, das Modell der eigenen Reli-
gion. Man findet z.B. in der christlichen Literatur folgende Argumentation: Das Chris-
tentum ist die wahre Religion. Die Wahrheit des Christentums lässt sich durch bestimmte 
Merkmale bzw. Kriterien nachweisen. Also muss jede Religion — und somit auch der 
Islam — wenn sie wahr sein will, denselben Kriterien genügen? 
Bei den Muslimen sieht das Argument folgendermaßen aus: Der Koran ist Wort Gottes. 
Jede heilige Schrift muss also so aussehen wie der Koran. Da nun die Evangelien einer 
anderen literarischen Gattung angehören, so sind die Evangelien nicht originäres Wort 
Gottes. — Der Hadith wird in folgender Form überliefert: Kette der Gewährsmänner und 
Inhalt des Ausspruchs Muhammads. Also muss jede authentische Tradition so aussehen 
wie der Hadith, sonst darf man sie nicht als echt ansehen. 
Forderung, dass das eventuelle Endziel des Dialogs als Voraussetzung erfüllt werden soll 
Manche fordern, dass eine Verständigung über grundlegende eigene Glaubensaussagen 
vorab erzielt werden muss, bevor man ins Gespräch miteinander eintreten kann. Zum 
Beispiel fordern manche Muslime, dass die Christen vorher die Echtheit der propheti-
schen Sendung Muhammads anerkennen müssen. Ihrerseits verlangen manche Christen. 
dass die Muslime vorab die Gottheit und die Erlöserrolle Jesu Christi anerkennen. 
Grundsätzliche Ablehnung des Dialogs 
Der Irrtum (d.h. die jeweils andere Religion) — so wird hier argumentiert — darf keine 
Rechte beanspruchen. Es wird hier nicht daran gedacht, dass die menschliche Person, die 
man als Irrende betrachtet, wohl Subjekt von Rechten, z.B. vom Recht auf Religionsfrei-
heit, ist und daher Partner im Dialog sein kann und werden soll. 
Extremistische Konzeption von der Wahrheit 
Die Wahrheit sei unteilbar, so der Grund für die Ablehnung einer initialen positiven To-
leranz gegenüber der anderen Religion. Entweder ist alles in einer Religion wahr, oder 
die Religion ist falsch. 
Hier wird übersehen, dass es im Leben wie in den Lebensvollzügen eine Mischung von 
Wahrheiten, Teilwahrheiten, Irrtümern und Teilirrtümern gibt. Die Maxime: veritas de 
toto, gilt für einfache Gleichungen, nicht für komplexe Verhältnisse und eine vielfältige 
Realität. 
Außerdem gilt es davon auszugehen, dass die Erkenntnis der vollen Wahrheit in ihrem 
vollen Umfang nur stufenweise möglich ist und durch die gesamte Geschichte hindurch 
erstrebt werden soll. Die Geschichte ist ja der Ort der Entfaltungsmöglichkeit der initia-
len Wahrheit und damit der Erkenntnis des Gesamtumfangs der ganzen Wahrheit. 
2  Vgl. zu den Kriterien dieses Modells und ihrer Anwendung auf den Islam mein Buch: A.Th. 
Khoury, Polemique byzantine contre ('Islam, Leiden (1972). 
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3.3.2 Probleme der „schiefen" Argumentation 
Eigene Deutung der anderen Religion 
Man findet immer wieder den Versuch, den Dialog auf der Grundlage der eigenen Deu-
tung der anderen Religion, nicht des Selbstverständnisses dieser Religion führen zu wol-
len. Das führt dazu, dass Christen eine Art „Christianisierung des Islams" erstreben, z.B., 
wenn Apologeten versuchen, die Dreifaltigkeit aus den Angaben des Korans zu bewei-
sen: Wenn der Koran von Jesus als Wort Gottes (4,171; 3,45) oder Geist von Gott 
(4,171) spricht, dann bezeugt er bereits, dass in Gott auch sein (ewiges) Wort und sein 
(ewiger) Geist sind, d.h. er bezeugt die Trinität.3  
Auch im Islam begegnet man immer wieder dem Versuch, das Christentum zu „islami-
sieren", d.h. hier nur das Christentum, dessen Züge im Koran im Zusammenhang mit den 
Aussagen über Jesus Christus beschrieben wird, als das wahre Christentum zu betrach-
ten, während das Christentum der Christen als eine eigenmächtige Abweichung der Kir-
chen angesehen wird. Manche Muslime betonen immer wieder, sie würden alles über das 
Christentum wissen, und zwar anhand der Angaben des Korans. 
Schiefe Parallelen 
Aus fehlender genauer Kenntnis über die Sachverhalte findet man immer wieder da und 
dort schiefe Parallelen, die den Dialog oder die allgemeine Atmosphäre in den Bezie-
hungen zwischen Christen und Muslimen belasten. 
— Viele Christen beklagen die Intoleranz mancher islamischer Gesellschaften gegenüber 
den Christen im I linblick auf deren religiöse Freiheit und die Ausübung ihrer bür-
gerlichen Rechte. Sie ziehen daraus allzu leichtfertig die Konsequenz, dass man auch 
hier im Westen die Muslime mit weniger Toleranz behandeln soll. Dies bedeutet aber, 
dass man hier gerade das tun will, was man bei den anderen beklagt, dass man sich 
das Prinzip des I landelns vom Verhalten der anderen aufzwingen lässt, statt nach dem 
eigenen demokratischen Selbstverständnis zu handeln. Das bedeutet allerdings nicht, 
dass man aufhören soll, auf die Intoleranz von Muslimen oder Ländern der islami-
schen Welt hinzuweisen. Toleranz fordern und zugleich Toleranz praktizieren, das ist 
die richtige Devise des Handelns. 
— Manche Muslime fordern — das ist ein weiteres Beispiel schiefer Parallelen — die 
Christen auf, Muhammad anzuerkennen, wie sie, die Muslime, Jesus Christus an-
erkennen. Auch wenn der Satz vordergründig wie eine richtige Parallele aussieht, so 
ist diese Parallele bei näherem Hinsehen doch schief. Der Muslim glaubt nämlich 
nicht an den Christus der Christen (Gottes Sohn, Mensch geworden zu unserem Heil), 
sondern nur an den Jesus des Korans (großer Prophet, aber nur ein Mensch). Sie 
glauben also nur an den Jesus des Islams, und sie verlangen zugleich, dass die 
Christen wiederum an den Muhammad des Islams glauben. Es ist keine richtige 
Parallele hier erkennbar. Eine richtige Parallele wäre, wenn die Muslime sich zum 
Christus der Christen bekennen, dann könnten sie die Christen auffordern, sich zum 
Muhammad der Muslime zu bekennen. 
Im Übrigen ist die Grundlage der Argumentation sowieso fragwürdig: Es geht doch 
3  Zum Gebrauch dieses Argumentes siehe mein Buch: A.Th. Khoury, Apologetique byzantine 
contre l' Islam (VI I le—X II le) (Religionswissenschaftliche Studien 1), Altenberge (1982), 74-75. 
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hier nicht um einen Austausch parallelen Entgegenkommens, sondern um Fragen der 
Glaubensüberzeugung und der Glaubenslehre. 
Anwendung wenig stichhaltiger Argumente bzw. Überlegungen 
— Man findet bei Christen undifferenzierte Sätze wie folgende: Das Christentum ist die 
wahre Religion, also ist der Islam eine falsche Religion. — Muhammad ist kein echter 
Prophet, also ist er nur ein falscher Prophet. 
Wenn man näher hinschaut, dann stellt man fest, dass Religionen ein komplexes Ganzes. 
nicht eine einzige einfache Realität sind. Religionen bestehen aus mehreren Elementen, 
von denen die einen falsch sein mögen, die anderen aber wahr sein können. D.h., Reli-
gionen können aus falschen und wahren Elementen bestehen. Man darf sie nicht in die 
Logik eines Satzes zwängen, der vielleicht für ein einfaches Verhältnis gelten mag. Des-
gleichen gilt es bei Muhammad und seiner Botschaft zu unterscheiden zwischen dem, 
was Christen als falsch betrachten müssen, weil es ihrer eindeutigen Glaubenslehre direkt 
widerspricht, und dem, was wahr und gut ist. 
Gerade diese differenzierte Sicht der Dinge erlaubt dem II. Vatikanischen Konzil davon 
zu sprechen, dass Christen das Wahre und Gute in den nichtchristlichen Religionen an-
erkennen, wahren und fördern sollen (Nostra aetate 2). Auch bekräftigt das Konzil, dass 
die Muslime mit uns Christen denselben Gott anbeten (Lumen gentium 16), auch wenn 
bekannt ist, dass der Islam Aussagen enthält, die der christlichen Gottesvorstellung (Tri-
nität, Gottheit Jesu Christi) ausdrücklich widersprechen. 
— Auch bei Muslimen findet man immer wieder das Argument der zeitlichen Abfolge: 
Die Religionsgeschichte bezeugt, dass das Christentum nach dem Judentum gekom-
men ist: es ist wie das Judentum eine wahre Religion (bezogen auf das Christentum 
Christi, wie es der Koran beschreibt) und es übertrifft das Judentum. So ist es auch 
mit dem Islam gegenüber dem Christentum: Er ist die Religion, die nach dem Chris-
tentum gekommen ist, ist somit die wahre Religion, die beide vorangegangenen Reli-
gionen übertrifft. 
Ein solches Argument kann nur dann gelten, wenn von vornherein zugegeben wird, dass 
alle drei Religionen als jeweils wahre Religion gelten, d.h. den gleichen Status besitzen 
in Bezug auf ihre Wahrheit und ihre Autorisierung von Gott zu ihrer jeweiligen Zeit, —
was in den Augen der Christen nicht ohne weiteres für den Islam gilt, denn die Reihe ist 
mit dem Christentum zu Ende gegangen.4  
Tücken und Fallen der Sprache 
Manche Begriffe werden von den Gesprächspartnern unterschiedlich verstanden, was zu 
Missverständnissen führen muss. 
— Wenn Christen von Dialog reden, dann denken sie hauptsächlich an die religiöse 
Dimension und die theologischen Inhalte, und dies in einem politischen Rahmen, der 
eine Trennung von Religion und Staat zur Grundlage seines demokratischen Systems 
gemacht hat. Die Muslime denken auf einem anderen Hintergrund, d.h. im Zusam- 
4 Es ist hier vielleicht angebracht, auf die Gefährlichkeit einer solchen Argumentation, auch im 
Hinblick auf den Anspruch des Islams hinzuweisen, wenn man an die Religionen denkt, die 
nach dem Islam entstanden sind und ihrerseits nun beanspruchen, das letzte Stadium der Re-
ligionsgeschichte zu sein, wie dies die Baha'i und die Ahmadiyya tun. 
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menhang mit der religiösen und zugleich politischen Dimension ihrer Gesellschaften, 
da in der Theorie immer noch eine Einheit von Religion und Staat besteht. 
— Die Toleranz, auf die die Muslime stolz sind, gilt als eine große Leistung des Islams 
in früheren Zeiten. Aber, gemessen an den politischen Vorstellungen einer modernen 
zivilen Gesellschaft, erscheint diese Toleranz nicht mehr angemessen: Sie ist nämlich 
die Toleranz der Herrschenden gegenüber den Unterworfenen, nicht die Toleranz der 
gleichberechtigten Bürger. 
— Zu den Menschenrechten bekennen sich die Länder der alten christlichen Welt. Isla-
mische Gruppen erkennen sie an nach „Maßgabe des Gesetzes". Gemeint ist hier nicht 
das zivile Gesetz als Sicherung der Menschenrechte im Leben der Gesellschaft, 
sondern das religiöse Gesetz des Islams, die Scharia. 
3.4 Grundsätze und Methode 
Gegen hartnäckige Vorurteile 
Heute noch wird der Islam in christlichen Kreisen mit Vorurteilen belegt, die nur Aus-
druck von Unwissen und Ungerechtigkeit sind. Ähnliches ist von islamischer Seite zu 
beobachten. 
— Christen neigen dazu, die islamische Religion als Grund für die Rückständigkeit isla-
mischer Länder im Bereich der Wissenschaft, der Technik, der Organisation und der 
allgemeinen Zivilisation verantwortlich zu machen. 
— Muslime verwechseln ständig den Westen mit dem Christentum, als wäre die „Chris-
tenheit" des Mittelalters nicht längst durch den säkularen Staat ersetzt worden. 
— Christen neigen dazu, vor allem die fanatischen, militanten Muslime, die mit Terror-
akten in Verbindung gesetzt werden, als die wahren Vertreter des Islams anzusehen. 
Sie übersehen allzu leicht die friedfertige Mehrheit der Muslime in der Welt. 
— Muslime wollen partout die westliche Gesellschaft als dekadente Gesellschaft kriti-
sieren, ohne sich die Mühe zu machen, diese Gesellschaft in ihren Komponenten und 
auch kritischen Erscheinungsformen näher zu betrachten und gerecht zu würdigen. 
Oder sie wittern fast überall Spuren einer Kreuzzugsmentalität im „christlichen" 
Westen. 
Neuorientierung 
Not tut eine Neuorientierung an Werten des Christentums und des Islams, welche ja 
weitgehend den beiden Religionen gemeinsam sind. 
Gefordert ist eine humane Gesellschaftsordnung, die auf der unantastbaren Würde des 
Menschen gründet und die, wenn sie auch in die Praxis umgesetzt wird, folgende Früchte 
zeitigen soll: 
— eine brüderliche Gerechtigkeit, 
— eine barmherzige Handhabung von Rechten und Pflichten, 
— Einräumen von Priorität für die Rechte der Schwachen, Option für die Armen und 
Entrechteten, 
— Bereitschaft zur Versöhnung, 
— ein positives Angebot der Versöhnung an die jeweils andere Religionsgemeinschaft 
— statt gewaltbereiten Strebens nach Herrschaft, Pflege des Friedens. 
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Einige Grundsätze 
Folgende Grundsätze sollten dabei beachtet werden: 
— Eine andere Religion ist nicht deswegen falsch, weil sie anders ist als unsere eigene. 
— Eine Religion ist kein einfaches Ganzes. Sie enthält sehr viele, verschiedene Ele-
mente. Einige von ihnen können als falsch betrachtet werden, ohne dass dadurch die 
ganze Religion als falsch angesehen werden muss. 
— Andersartigkeit ist nur Andersartigkeit, nicht unbedingt Gegensatz zum eigenen Glau-
ben und zum eigenen Moralkodex. Andersartige Elemente können in einem größeren 
und breiteren Zusammenhang sich als mit dem eigenen Glauben vereinbar erweisen. 
— Der Andersdenkende ist nicht automatisch ein Schwachsinniger, irrational Denkender, 
ein Törichter ohne Verstand oder bösen Willens. 
Für eine brüderliche Gerechtigkeit 
Von großer Bedeutung für die Zukunft der Christen und der Muslime sowie für die Zu-
kunft der Menschheit ist die Frage, ob es den Christen und den Muslimen gelingt, eine 
Gesellschaft aufzubauen, die auf einer brüderlichen Gerechtigkeit gründet. Es gelten ja 
im Christentum, und weitgehend auch im Islam, folgende Grundsätze: 
— Fundamentale Gleichheit aller Menschen als Geschöpfe Gottes. 
— Alle Geschöpfe Gottes, hier besonders alle Menschen, gehören zusammen, alle sind 
auf eine weltumfassende Kommunikation und Zusammenarbeit angelegt und ange-
wiesen. 
— Alle Menschen bilden eine große Familie; sie sind miteinander in einer umfassenden 
Solidarität und in einer universalen Brüderlichkeit (bzw. Geschwisterlichkeit) ver-
bunden. 
— Solidarität und Geschwisterlichkeit sind nicht der beliebigen Entscheidung anheim 
gestellt, sie sind verbindlich. Sie beinhalten die Verantwortung aller für alle. Sie sind 
daher als Grundsätze der sozialen und politischen Ordnung das Fundament einer 
weltumspannenden brüderlichen Gerechtigkeit. 
— Dies ist die Nachahmung der Gerechtigkeit Gottes, deren Maß seine Barmherzigkeit 
ist. „Wenn Gott uns so geliebt hat, müssen auch wir einander lieben" (I Joh 4,11). 
II. Zusammenleben in Deutschland und in Europa 
Ich komme nun zum zweiten, kürzeren Teil meiner Ausführungen. Hier soll nicht die 
ganze Breite der Problematik des Zusammenlebens von Muslimen und andersgläubigen 
Bürgern in Deutschland und in Europa behandelt werden. Es sollen nur einige Fragen an 
die Adresse der aufnehmenden Gesellschaft und auch an die Adresse der Muslime for-
muliert werden. Dabei geht es vornehmlich um die Muslime, die aus fremden Ländern 
nach Europa kommen. 
I. Fragen an die Gesellschaft 
Klärungsbedarf 
Es gibt einen Klärungsbedarf zur Frage, ob die deutsche bzw. die europäische Gesell- 
schaft den ernsten Willen hat, Muslime aufzunehmen und sie zu integrieren. Dieser Klä- 
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rungsbedarf betrifft die diesbezügliche Entscheidung der Politiker und der relevanten 
Institutionen in der Gesellschaft. 
Und wenn man diese Integration will, wie versteht man dies: den Begriff, die Zielset-
zung? 
Endlich welche Mittel sind dazu geeignet? 
Denn bislang scheint eine ziemliche Ratlosigkeit in dieser Frage zu herrschen. Weder die 
Gesellschaft noch die Muslime aus fremden Ländern sind auf diese ernste Frage ausrei-
chend vorbereitet bzw. vorbereitet worden. Es geht ja um eine äußerst komplexe Angele-
genheit, wenn man bedenkt, aus welchen, in ihrer Kultur und Zivilisation, in ihrer Menta-
lität und Struktur voneinander sehr verschiedenen Ländern diese Muslime nach 
Deutschland bzw. Europa gekommen sind und weiterhin kommen. 
Klarheit muss auch darüber erlangt werden, wie kompliziert, langwierig und teuer das 
ganze Unternehmen sein wird. 
Grundsatzfragen 
Außerdem müssen folgende Fragen eine Antwort finden: 
— Wie viel Verschiedenheit innerhalb einer und derselben Gesellschaft kann diese Ge-
sellschaft verkraften und vertragen? 
— Wie viel Gemeinsamkeit (die hier zu erarbeiten wäre) ist nötig, damit zuerst ein Ne-
beneinander unterschiedlicher Systeme möglich ist? 
— Wie viel Gemeinsamkeit ist möglich und auch erreichbar, damit aus dem Neben-
einander ein Miteinander wird? 
2. Fragen an die Muslime 
Klärungsbedarf 
Es herrscht bei den Muslimen ein Klärungsbedarf zu folgenden Fragen: 
— Der Muslim, der in Europa lebt, ist darauf bedacht, seine „islamische Identität" zu 
wahren, damit er nicht ständig mit einem schlechten Gewissen leben muss. Aber wie 
wird „islamische Identität" bestimmt? Es gibt bekanntlich eine maximale bzw. opti-
male Identität der Muslime, die erreicht werden kann, wenn sie in einem Land leben, 
dessen Bevölkerung mehrheitlich islamisch ist und dessen Gesetze den Vorgaben der 
islamischen Scharia entsprechen. Es gibt aber auch eine Grundidentität, die erreicht 
wird, wenn Muslime in einem Land leben, das zwar kein islamisches Land ist, das 
ihnen aber Rechtssicherheit garantiert für ihr Leben, ihr Eigentum und ihre Religions-
freiheit — was der Fall ist in Deutschland und in den übrigen Ländern Europas. 
— Sind die „fremden" Muslime bereit, sich zu integrieren? Sind sie auch integrations-
fähig? Sind Bemühungen im Gang, die ältere Generation der Emigranten und die neue 
Generation der hier geborenen Kinder auf diesen Integrationsprozess vorzubereiten 
und sie zum demokratischen System Europas zu erziehen? 
— Sind die Muslime bereit, am Entwurf eines tragfähigen Modells für dieses gedeihliche 
Zusammenleben positiv mitzuarbeiten? 
— Sorgen sie dafür, dass in ihren Reihen kompetente Leute als Gesprächspartner ausge-
bildet werden? 
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Zur Frage eines „europäischen" Islams 
Man kann noch nicht einfach von einem „europäischen" Islam reden, nur weil de facto 
viele Muslime in Europa leben. Zu einem „europäischen" Islam gehört die Klärung fol-
gender Fragen: 
— Die Muslime sind aufgefordert, ihre Haltung so verbindlich wie möglich zu wichtigen 
Aspekten des Lebens in Deutschland bzw. in Europa zu definieren: Demokratie; —
Religionsfreiheit; — Menschenrechte; — Familienordnung (und damit die rechtliche 
Stellung der Frau); — Strafrecht. 
— Die Muslime müssen Stellung beziehen zum säkularen Staat, d.h. zur Trennung von 
Religion und Staat, und dies nicht nur vorläufig, sondern auf Dauer. 
— Der Staat und die gesellschaftlichen Institutionen benötigen einen berechenbaren Ge-
sprächspartner: Können die Muslime es schaffen, stabile Strukturen zu errichten, da-
mit der Staat und seine Organe nicht mit zahllosen Vereinen und Organisationen kon-
frontiert sind, die alle beanspruchen, die Interessen der Muslime wahrzunehmen? 
3. Schluss 
Es wäre eine in ihrer Tragweite für die Zukunft der Christen und der Muslime sowie für 
die gesamte Menschheit nicht zu überschauende, sehr schwerwiegende Ungerechtigkeit, 
wenn die Christen und die Muslime auch heute wie in der Vergangenheit weiter 
— sich gegenseitig missverstehen und ablehnen, 
— sich gegenseitig zurückweisen und ausgrenzen, 
— sich gegenseitig die geschuldete Solidarität verweigern. 
Umgekehrt wäre für sie selbst und für die gesamte Menschheit ein kaum zu überschät-
zender Gewinn, wenn es ihnen gelänge, mehr Verständigung, mehr Vertrauen, mehr 
Solidarität, mehr Zusammenarbeit zustandezubringen. 
Es wäre für die Gegenwart und für die Zukunft der Welt, der westlichen und östlichen 
Welt, sowie für die Zukunft der islamischen Welt selbst ein unermesslicher Verlust, 
wenn die Verschiedenheit ihrer Systeme zur Konfrontation führen sollte, wenn sie es 
nicht schaffen, nebeneinander zu leben und sich gegenseitig positiv zu tolerieren. Es 
wäre aber ein großer Gewinn und ein entscheidender Schritt in eine gelungene Zukunft, 
wenn die westliche und die islamische Welt es fertig bringen, nicht nur nebeneinander, 
sondern miteinander gedeihlich zusammenzuleben. 
Nicht mehr Gegner sollen wir bleiben und gegeneinander sein. Partner sollen wir werden 
und miteinander zusammenarbeiten und uns gemeinsam einsetzen. Ja, noch mehr: 
Freunde sollen wir werden und füreinander und zusammen für die gesamte Menschheit 
da sein und wirken. 
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„Gerechter Friede" — 
relevant für politische Entscheidungsträger? 
Am Anfang des Jahres 2003 stehen wir am Rand eines Krieges gegen den Irak, den viele 
bereits für unvermeidlich halten. Die politische Auseinandersetzung, die sich immer 
stärker von der Bewertung des Anlasses zur Kritik des Vorgehens in diesem Konflikt 
verschiebt, beschäftigt die Weltöffentlichkeit in zunehmenden Maße. Die christlichen 
Kirchen erheben in großer Einmütigkeit ihre Stimme gegen eine Politik, die Krieg als 
unausweichliches Mittel zur Lösung des Irak-Konfliktes behauptet. Diese unzweideutige 
Positionierung dürfte nicht zuletzt das Ergebnis der Arbeit der deutschen Bischöfe an 
dem gemeinsamen Wort „Gerechter Friede" sein. Die Relevanz dieser Bemühung für die 
Politik könnte also nicht besser unterstrichen werden. Und gewiss kann man sagen: In der 
deutschen Debatte sind es nicht zuletzt die von Kirchenvertretern vorgebrachten 
grundsätzlichen Argumente, die die Regierung in ihrer ablehnenden Haltung gegenüber 
einer auf militärische Mittel festgelegten Strategie bekräftigt haben. 
Die in ihrer Eindeutigkeit viel diskutierte Position der deutschen Regierung kann sich auf 
eine tief in der Gesellschaft verwurzelte Überzeugung von der Notwendigkeit des Frie-
dens und des Vorrangs friedlicher Konfliktbeilegung stützen. Das ist vor dem Hinter-
grund der deutschen Geschichte und der Erfahrungen der Bevölkerung mit den Folgen 
von Kriegen nicht verwunderlich. Selten wurde allerdings darauf verwiesen, dass sich 
diese Überzeugung im Friedensgebot des Grundgesetzes als Verfassungsnorm niederge-
schlagen hat: zunächst als ein Ausweis der Abkehr von einer schuldbeladenen Vergan-
genheit, im Kalten Krieg auch als ein Gebot der Vernunft und des gesamtdeutschen 
Sicherheitsinteresses, 1990 schließlich unter dem Eindruck der friedlichen Überwindung 
einer militärischen Konfrontationssituation in Europa und quer durch Deutschland im 
Zwei-plus-Vier-Vertrag, in dem sich das vereinte Deutschland ausdrücklich und völker-
rechtlich verbindlich zu dieser Norm des Grundgesetzes bekennt. Das in der Präambel 
unserer Verfassung formulierte Staatsziel, „dem Frieden zu dienen", ist somit die blei-
bende normative Grundlage deutscher Außenpolitik. Friedensbewahrung und Friedens-
förderung ist folglich für politische Entscheidungsträger in Deutschland eine Vorgabe 
und ein dauernder Auftrag. 
Die Bedeutung, die das Thema „Frieden" für alle politischen Entscheidungsträger hat, 
wird in diesen Tagen niemand bestreiten. Strittig sind in der gegenwärtigen, wie in ande-
ren politischen Entscheidungssituationen jenseits normativer Bekenntnisse die daraus 
folgenden Antworten. Im gegenwärtigen Fall der Irak-Krise ist es aber nicht so, dass sich 
Krieg als einzig mögliche Antwort in den Vordergrund drängt, weil andere Antworten 
nicht mehr zur Vertilgung stünden. Das wäre nicht neu, weil, wie so häufig, Gefahren 
oder Konflikte immer erst dann ins öffentliche Bewusstsein vordringen, wenn alle fried-
lichen Bemühungen schon erschöpft sind und das Versagen der Politik und ihrer Mittel 
eingestanden werden muss. Neu ist, dass in diesem Konflikt Krieg von Anfang an als 
Option formuliert wurde, als Mittel der Politik auf die Tagesordnung gesetzt wurde. So-
lange gilt, dass Kriege weder alternativlos noch ein Mittel der Politik sind, ist aber jede 
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Kriegsentscheidung vor dem Grundsatz des absoluten Vorrangs friedlicher Konflikt-
lösung zu begründen, solange ist Frieden die Norm und der Ernstfall politischer Bewäh-
rung, Krieg das Versagen von Politik. Die Umkehrung dieses Prinzips entzieht der vom 
Völkerrecht getragenen Friedensordnung die Grundlage. 
Die aktuelle Kontroverse über die Art und Weise der Beilegung des Irak-Konfliktes geht 
also weit hinaus über die Differenzen bei der aktuellen Bedrohungsanalyse, also den 
Fragen nach einem gerechtfertigten Grund, nach den Zielen einer militärischen Operation 
und den Folgen für die betroffene Region. Die Sorge, dass es sich im Fall des Irak-
Konfliktes auch um eine folgenreiche Weichenstellung für die künftige Weltordnung 
handelt, bestimmt zunehmend die internationale Debatte. Selbst wenn dies zunächst zu 
außerordentlichen Anstrengungen der Vereinten Nationen für eine friedliche Konflikt-
beilegung geführt hat, muss die Tatsache, dass gleichzeitig verstärkte Vorbereitungen für 
einen Krieg getroffen und damit Fakten geschaffen werden, die einen Krieg unausweich-
licher machen, als eine Herausforderung an die Geltung und das künftige Verständnis 
einer Rechtsordnung in der Welt verstanden werden. Wenn sich schließlich die Vereinten 
Nationen am Ende von dieser Macht des Faktischen in ihren Entschlüssen leiten ließen, 
drohen Geist und Inhalt der Charta auf Dauer in ihr Gegenteil verkehrt zu werden —
nämlich die Abschaffung der Institution des Krieges, die Überwindung von Gewalt als 
Mittel der Konfliktlösung und die Ächtung des Angriffskrieges. 
Stehen wir also am Beginn des Jahres 2003 an einer historischen Weggabelung, an der es 
möglich wird, dass Frieden nicht mehr als für alle verbindliche Norm und Lebensbedin-
gung in einer globalisierten Welt gilt und Krieg statt dessen als präventives Mittel der 
Sicherung von Stabilität und Ordnung in der Welt des 21. Jahrhunderts legitimiert wird? 
Das ist die dramatische Frage, um die es wirklich geht! 
Hintergrund für diese Entwicklung ist eine Gefahrenwahrnehmung, die seit dem 11. 
September 2001 unsere Aufmerksamkeit gefesselt hält. Die beispiellosen Terroranschlä-
ge von New York und Washington haben bewirkt, dass sich unser Blick auf die Welt und 
die Weltordnung des 21. Jahrhunderts auf das Problem einer ungeheuerlichen, weil unbe-
rechenbaren Gewaltbedrohung konzentriert. Was es bedeutet, die Zukunft aus einem 
Ereignis heraus zu lesen, das alle Welt tief erschreckt hat, welche Ideen und Interessen, 
welche Ängste und Reaktionen aus dieser Perspektive für unser Weltbild bestimmend 
werden — damit haben wir gerade erst begonnen, uns auseinander zu setzen. Die Bilder 
jenes brutalen Einbruchs von Gewalt in unsere — westliche — Normalität allgemeiner 
Sicherheit machen Angst und lösen ein allgemeines Bedrohungsgefühl aus. Die Betrof-
fenheit, der wir uns auch in Europa nicht entziehen können, ist insofern gerechtfertigt, als 
wir erkennen müssen, dass uns keine neuen Mauern oder Raketenschirme vor den 
Problemen der globalen Wirklichkeit und der aus ihr erwachsenden Gewalt beschützen 
können. Dieser Schock könnte heilsam sein. Deshalb ist ein nüchterner Blick auf die 
Realitäten dieser Welt unaufschiebbar. 
Die Hoffnung, dass nach dem Ende der Ost-West-Konfrontation eine friedliche, durch 
Demokratie und wachsenden Wohlstand gekennzeichnete Zukunft anbrechen würde, hat 
sich nicht bestätigt. Zwar haben beschleunigter technischer Wandel, eine immer stärkere 
Globalisierung der Wirtschaft und des kulturellen Austauschs Wohlstandsgewinne und 
neue Freiheitsräume für Teile der Gesellschaft und der Welt erbracht, andere aber wur-
den in wachsendem Maße davon ausgeschlossen. Die globale soziale Frage, die sich uns 
etwa in Form von Armutsmigration an unseren Grenzen stellt, oder die ökologische 
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Frage, die sich durch vermehrte Klimakatastrophen verschärft, gehören bereits zu unserer 
Wahrnehmung vom Zustand unserer Welt. Nun stehen wir vor der Entscheidung, ob wir 
Krieg als Mittel der Politik erneut rechtfertigen wollen, um reale oder potentielle 
Bedrohungen auszuschalten, die sich rund um unseren Globus scheinbar spontan entwi-
ckeln und immer weniger kalkulierbar sind. Damit wären wir allerdings am Ende mit 
einer Weltordnung, die auf Gewaltverzicht beruht, am Ende eines zivilisatorischen Pro-
jektes, das den Frieden als Bedingung des Überlebens im Zeitalter der Massenvernich-
tungswaffen begriff. 
Noch stehen wir mitten in der Debatte. Die Tagesordnung der internationalen Politik ist 
seit dem 11. September 2001 vor allem von der Frage nach der Bewältigung der akuten 
Bedrohungen durch den Terrorismus bestimmt. Ein positives Ergebnis war, dass die USA 
zum ersten Mal seit langem die Vereinten Nationen in diesen Prozess einbezogen und im 
Bündnis mit den meisten Staaten dieser Welt gehandelt haben. Der Grund dafür war die 
Einsicht, dass wirksamer, wenn auch nicht vollständiger Schutz gegen Terrorismus nur 
durch internationale Kooperation zu erreichen ist. Darüber hinaus müssen — wie der 
kürzlich verstorbene Hamburger Friedensforscher Dieter S. Lutz mahnte — aus diesen 
Ereignissen zwei grundlegende Einsichten befördert und zum Ausgangspunkt für die 
weitere Diskussion über die Bedingungen des Friedens im 21. Jahrhundert gemacht wer-
den: 
Die erste Einsicht ist die Akzeptanz der zunehmenden Verwundbarkeit moderner, hoch-
entwickelter Gesellschaften. Sie sind sogar zunehmend verwundbar, und zwar aus 
strukturellen Gründen. Das ist weder technisch noch militärisch zu verhindern. Die 
voranschreitende Globalisierung mit ihren grenzüberschreitenden Verflechtungen und 
Abhängigkeiten bietet nämlich neue Angriffsflächen, Verletzlichkeiten und Gefährdun-
gen. Der Versuch, durch technische Mittel Verwundbarkeit zu minimieren, ignoriert, 
dass gerade auf Hochtechnologie basierende Systeme zunehmend verwundbar sind. Die 
Akzeptanz dieser Tatsache bedeutete im Zeitalter des „Gleichgewichtes des Schreckens", 
dass Sicherheit letztlich nicht voreinander, sondern nur miteinander zu gewährleisten ist 
— eine Erkenntnis, die zu Zeiten des nuklearen „Overkills" zu kooperativen Ansätzen in 
der Sicherheitspolitik führte und im Kern erfolgreich war. Die bleibende Gefahr, die von 
vorhandenen oder beschaffbaren Massenvernichtungswaffen ausgeht, kann nur durch 
strikte internationale Regime und die Sicherheitspartnerschaft der Staaten minimiert 
werden. 
Die zweite Einsicht beruht auf der Erkenntnis, dass neue Bedrohungen globaler Reich-
weite von lokalen Konflikten ausgehen und deren Ursachen im Zusammenhang mit der 
Globalisierung verstanden und gelöst werden müssen. Statt der Szenarien vom „Zusam-
menstoß der Zivilisationen", vom „Kampf der Kulturen", oder gar vom „Krieg der Reli-
gionen"— die ohnehin leichtfertig verallgemeinern und mögliche Lösungen gar nicht 
mehr in den Blick nehmen, müssen wir sehr konkrete, materielle wie institutionelle Ur-
sachen für Instabilität und Gewalt endlich ernst nehmen. Wachsende Ressourcenknapp-
heit in vielen Regionen der Welt, Hunger und Massenarmut zerstören auch die öffentli-
che Ordnung. Die Verbindung von Staatenzerfall und korrupten Regimen mit sozialem 
Elend und Perspektivlosigkeit ist Nährboden für die Entstehung von gewalttätigem poli-
tischem Extremismus und Terrorismus. Diese Gefahren können in einer Welt zunehmen-
der Verflechtung der Ökonomien und Kulturen nicht auf die Ursprungsregionen begrenzt 
werden. Soziale und wirtschaftliche Bedingungen, eine Weltwirtschaftsordnung, die faire 
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Entwicklungschancen ermöglicht und den Staaten die Mittel, die sie brauchen um demo-
kratische und rechtsstaatliche Verhältnisse zu garantieren, werden immer deutlicher zu 
Elementen einer umfassenden Sicherheitsvorsorge. 
Beide Einsichten stellen Anfragen an und Herausforderungen für die gegenwärtig vor-
handenen Institutionen der Weltgemeinschaft dar. Friedenssicherung lässt sich in einer 
globalisierten Welt nicht mehr nur auf Durchsetzung des Gewaltverzichtes beschränken. 
Gleichwohl bleibt der in der UN-Charta verankerte Gewaltverzicht die grundlegende 
Norm. Man wird neben präventiven, auf Frieden und mehr Gerechtigkeit gerichteten 
Anstrengungen aber nicht warten können, wenn es darum geht, aktuellen Konflikten die 
Spitze brutaler Gewalt zu nehmen oder mörderischen Terror zu bekämpfen. Und man 
muss angesichts der immer sichtbarer werdenden und näher rückenden regionalen Kon-
flikte, in denen keine zivilen, politischen Vermittlungsprozesse mehr möglich sind, weil 
die staatliche Ordnung bereits zusammengebrochen ist, wirksame, auch militärische In-
strumente einsetzen, um die Gewalt zu beenden. Diese Frage wurde schon in den 90er 
Jahren akut, als sich im zerfallenden Jugoslawien mörderische Konflikte abspielten. 
Bislang galt, dass in solche inneren Konflikte auf der Grundlage der UN-Charta und auf 
Beschluss des Weltsicherheitsrates und unter Suspendierung der Souveränitätsrechte des 
betreffenden Staates eingegriffen und Frieden erzwungen werden kann. Immer wieder 
aber — siehe Bosnien, siehe Ruanda — hat die Staatengemeinschaft versagt, in solchen 
Fällen rechtzeitig und effektiv zu handeln. 
Weil der Verweis auf geltendes Recht in den internationalen Beziehungen sich immer 
öfter als hilflos erwies, scheint sich eine pragmatische, auf Dauer aber höchst problema-
tische Abkehr von den Normen des Völkerrechts zu vollziehen. Richtig ist: Angesichts 
konkreter Bedrohungen für Leib und Leben von Menschen ganzer Volksgruppen stellt 
sich nicht an erster Stelle die Frage der Legalität, sondern der Solidarität. Obwohl es gute 
Beispiele gibt, dass die von den Vereinten Nationen erprobten und erlaubten Maßnahmen 
der Friedenserhaltung oder Friedenserzwingung erfolgreich sein können und die Ursa-
chen für deren Scheitern in anderen Fällen nicht bei den Vereinten Nationen liegen —
man darf die Augen nicht davor verschließen, dass dieses Versagen die Suche nach 
Alternativen berechtigt erscheinen lässt. Im Kosovo-Konflikt hat sich die NATO auf 
diese Position gestellt und gehandelt. Gegenwärtig gehen die USA dazu über, allein oder 
im Bündnis mit anderen Staaten, mit dem Mittel der Androhung und des Einsatzes von 
militärischer Gewalt potentielle Bedrohungen, die von anderen Staaten ausgehen, zu 
bekämpfen. Ungeachtet der Tatsache, dass damit im Einzelfall durchaus Abhilfe geschaf-
fen werden kann, geht es dabei um eine Grundentscheidung über die künftige Weltord-
nung. 
Eine Weltordnung, die sich der Macht eines Zentrums, der ordnenden Hand einer Su-
permacht fügt, erscheint inzwischen vielen unter dem Eindruck der existierenden Welt-
Unordnung vorstellbar, ja sogar realistisch. Der entscheidende Einwand dagegen ist auch 
nicht fehlende Legalität — ein Einwand, der angesichts der Abwendung größeren Übels 
als es der formale Rechtsverstoß ist, hinfällig wird —, sondern es ist die Frage der Legiti-
mität einer solchen Ordnung. Das lehrt uns eine zentrale Erkenntnis der Aufklärung. 
Wenn der von Thomas Hobbes einmal beschriebene Naturzustand des „Krieges aller 
gegen alle" überwunden werden soll, bedarf es eines Vertrages, der die Freiheit aller 
Vertragsteilnehmer gleichermaßen garantiert und die Sanktionsgewalt einem neutralen 
Dritten überlässt. Zwar kann Gewaltverzicht immer auch von einer Macht durch Drohung 
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erzwungen oder durch Belohnung erkauft werden. Daraus entsteht aber noch keine 
Legitimität, der Zustand eines auf Freiwilligkeit beruhenden Gewaltverzichtes. Legitim 
ist eine solche Ordnung erst, wenn sie auf der gleichen Freiheit aller vertragschließenden 
Seiten beruht. Das bedeutet, dass im Konfliktfall zwischen den Vertragspartnern nur ein 
anerkannter Dritter den Rechtszustand garantieren oder wiederherstellen kann. Nach der 
klassischen und immer noch gültigen Theorie ist das der Rechtsstaat, nach dem moder-
nen Völkerrecht sind dies die Vereinten Nationen. Die Selbstermächtigung oder 
..Selbstmandatierung" eines Staates oder einer Staatengruppe widerspricht dem Legiti-
mitätsprinzip, selbst wenn der Zweck des Handelns sich im Rahmen anerkannter Regeln 
hält, weil sie die Grundlage des Vertrages, die gleiche Freiheit aller, aufhebt. 
Frieden ist auf Dauer und umfassend nur als gerechter Frieden möglich. Das ergibt sich 
aus dem Grundsatz der gleichen Freiheit aller friedenschließenden Parteien. Gleiche 
Freiheit ist ein anderer Begriff für Gerechtigkeit. Unsere moderne Gerechtigkeitskon-
zeption, die sich aus dem Gleichheitsstreben der bürgerlichen Emanzipation entwickelte, 
beschränkte sich nicht nur auf die formale Gleichheit aller vor dem Gesetz. Es ging his-
torisch um die Verwirklichung von vor allem zwei Grundfreiheiten: die Garantie des 
Eigentums und die Religionsfreiheit. In die Gegenwart und in die Völkerwelt übersetzt, 
heißt das: Ökonomische Selbständigkeit und kulturelle Selbstbestimmung sind die beiden 
Voraussetzungen, die eine auf Freiheit und Gerechtigkeit beruhende Friedensordnung 
einlösen muss. Eine Weltordnung, die einen gerechten Frieden zum Ziel hat, setzt 
wirtschaftliche und kulturelle Freiheiten voraus, die ein hinreichendes Maß Eigenver-
antwortung und Verschiedenheit gestatten. 
Nach den bisherigen Erfahrungen reicht es offensichtlich nicht aus, die Welt lediglich 
nach den Regeln der derzeitigen ökonomischen Globalisierung — Freihandel, freier Ka-
pitalverkehr und freier Zugang zu Wissen und Informationen — also auf der Grundlage 
einer liberalen, nach bestimmten Effizienzkriterien überlegenen Wettbewerbsordnung zu 
organisieren. Diese Entwicklung hat starke Ungleichheiten hervorgebracht, nicht nur den 
inzwischen eklatanten Widerspruch zwischen arm und reich, sondern auch die Fähigkeit 
vieler Regionen zu einer selbständigen wirtschaftlichen Entwicklung unterminiert. Ohne 
faire Entwicklungschancen für die sehr verschiedenen Wirtschaftskulturen, die sich in 
den globalen Regionen entwickeln, gibt es dort aber weder Stabilität, noch werden die 
Kapazitäten freigesetzt, die in den Regionen für die Lösung der wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme nötig sind — es sei denn man behauptet, dass die Übertragung des ge-
genwärtigen westlichen Konsum- und Produktionsmodells auf alle Welt schon die Lö-
sung ist. Dagegen spricht nicht nur die ökologische Vernunft, sondern auch ökonomische 
Rationalität. Eine friedliche und gerechte Weltordnung der Zukunft wird sich auf die 
Ressourcen und Fähigkeiten stützen müssen, welche die politische und wirtschaftskultu-
relle Vielfalt der globalen Regionen hervorbringt. Ein Entwicklungsmodell, das den 
Reichtum der in den Kulturen vererbten Erfahrungen nicht fördert, beraubt die Menschen 
nicht nur der eigenen Würde, sondern vor allem der Fähigkeit zur selbständigen Lösung 
der Probleme. 
Diese so aktuellen wie grundsätzlichen Fragen führen zu dem Konzept, das die deutschen 
Bischöfe unter dem Leitbild des „Gerechten Friedens" beschreiben. Der von ihnen im 
Anschluss an die biblisch-theologische Grundlegung herausgearbeitete Zusammenhang 
zwischen „innerstaatlicher und internationaler Friedensfähigkeit" geht davon aus, dass 
wir in Grundsatzfragen der internationalen Ordnung, des friedlichen Zusammenlebens 
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und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit ebenfalls verbindender Werte und Normen be-
dürfen, Kriterien also, die auch für die künftige Politik gelten können. Gerade die neuen 
Anforderungen an die Politik seit dem letzten Jahrzehnt haben viele Koordinaten 
verändert, haben die Politik auf unbekanntes Terrain verwiesen, die Orientierung ver-
langen. Die neuen Konflikte haben die Verantwortlichen dabei wiederholt vor Entschei-
dungen gestellt, die erneut die Frage nach der Rechtfertigung von Krieg in den Vorder-
grund drängte. Die Kriterien, die man in der Lehre vom gerechten Krieg entwickelte, 
können aber keine tragfähige Orientierung mehr bieten, weil die modernen Mittel der 
Kriegführung prinzipiell jene Grenzen humanitärer Verantwortung verletzen, die dieses 
Konzept definiert hat. An diese Erkenntnis, die sich seit der Entwicklung von Massen-
vernichtungswaffen schon herausbildete, knüpfen die Bischöfe in der Einleitung ihres 
Wortes zum „Gerechten Frieden" an. Sie zitieren eingangs den Satz, der 1989 von der 
Ökumenischen Versammlung der Kirchen in der DDR formuliert wurde und die Aufgabe 
noch voll gültig beschreibt: „Mit der notwendigen Überwindung der Institution des Krie-
ges kommt auch die Lehre vom gerechten Krieg, durch welche die Kirchen den Krieg zu 
humanisieren hofften, an ein Ende. Daher muss schon jetzt eine Lehre vom gerechten 
Frieden entwickelt werden, die zugleich theologisch begründet und dialogoffen auf all-
gemein menschliche Werte bezogen ist." 
Als allgemein menschliche Werte gelten in der europäischen Tradition und Politik die 
Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität, die für den Zusammenhalt einer Ge-
sellschaft, für die Legitimation ihrer Ordnung, wie für die Erzeugung von Loyalität maß-
geblich sind. Die Grundwerte haben ihre Wurzeln im christlichen Menschenbild und dem 
daraus folgenden Verständnis der Würde des Menschen. Menschenwürde und die daraus 
abgeleiteten Menschenrechte bilden den Ausgangspunkt für ein Grundwerteverständnis, 
das in einer zunehmend zusammenwachsenden, globalisierten Wirtschafts- und Gesell-
schaftswelt universale Geltung beanspruchen kann, weil es die Verhältnisse der eigenen 
Gesellschaft und Kultur zu überschreiten erlaubt. Weil globale Gerechtigkeit und Solida-
rität zu zentralen Fragen der Zukunftssicherung und des Friedens werden, geht es in der 
Tat darum, verbindende und verbindliche Normen und Standards des Zusammenlebens 
und Austauschs zu entwickeln. 
Um welche Normen geht es? Der Physiker und Philosoph Carl Friedrich von Weizsäcker 
bezeichnete im Oktober 1963 in seiner berühmten Rede „Bedingungen des Friedens" aus 
Anlass der Verleihung des Friedenspreises des Deutschen Buchhandels den Frieden im 
Zeitalter der technischen Zivilisation nicht als „das goldene Zeitalter", aber als überge-
ordnete Notwendigkeit: „Nicht die Elimination der Konflikte, sondern die Elimination 
einer bestimmten Art ihres Austrags ist der unvermeidliche Friede der technischen Welt. 
Dieser Weltfriede könnte sehr wohl eine der düstersten Epochen der Menschheitsge-
schichte werden. Der Weg zu ihm könnte ein letzter Weltkrieg oder blutiger Umsturz, 
seine Gestalt könnte die einer unentrinnbaren Diktatur sein. Gleichwohl ist er notwen-
dig." 1964 nahm Gustav Heinemann, der spätere Bundespräsident, diesen Gedanken auf, 
als er den Frieden als den „Ernstfall" bezeichnete. Die Akzeptanz der eigenen Verwund-
barkeit und die Erkenntnis, dass Sicherheit nicht mehr gegeneinander, sondern nur noch 
miteinander zu haben ist, wurden Anfang der achtziger Jahre auf dem Höhepunkt der 
nuklearen Aufrüstung in Europa zum Kerngedanken des Konzeptes „Gemeinsame Si-
cherheit", wie sie die so genannte Palme-Kommission formulierte. Es ging um neue 
Wege und Methoden der Diplomatie, der Kooperation und des Interessenausgleichs — 
„Gerechter” — relevant für politische Entscheidungsträger? 139 
und es wurde schließlich die Erfahrung gemacht, dass aus Feinden zunächst Gegner wer-
den können, die eine Kultur des Dialogs etablieren und sich dann als Sicherheitspartner 
begreifen und behandeln lernen. 
Die Kultur des Dialogs zwischen Ost und West bietet Ansätze zu einem Dialog der Kul-
turen weltweit. Sie können heute auch auf die neuen Gefahren und Bedrohungen hoch-
entwickelter Staaten und Gesellschaften, darunter auch den weltweiten Terrorismus, 
angewandt werden. Gerade als Reaktion auf die terroristischen Verbrechen von New 
York und Washington ist ein strategischer Neubeginn, verstanden als Initiative zu einem 
umfassenden, langfristigen und weit über Europa hinausgehenden Dialog der Kulturen 
erforderlich. An dessen Anfang muss die Einsicht stehen, dass alle Menschen und Völ-
ker, auch solche mit entgegengesetzten Ordnungen, Ideologien, Religionen, Kulturen 
oder Interessen, zur dauerhaften Sicherung des Lebens und Überlebens auf Kooperation 
und Partnerschaft angewiesen sind. 
Das Ziel dieses Dialogs wäre in der Tat eine gemeinsame Zielperspektive des gerechten 
Friedens. Das von den katholischen Bischöfen entwickelte Leitbild stützt sich auf Krite-
rien, die weithin deckungsgleich sind mit unserem Verständnis der Grundwerte in der 
Politik. Sie sind wie diese geeignet, die Verständigung nicht nur in der Gesellschaft, 
sondern zwischen Gesellschaften zu fördern, weil sie in allen Kulturen anschlussfähige 
Wertorientierungen vorfinden können. Sie sind für jeden Einzelnen in der eigenen Le-
benswelt abrufbar und gleichzeitig übersetzbar in andere Lebenswelten. Die aktuell im-
mer größer werdende Bedeutung des interkulturellen und interreligiösen Dialogs besteht 
nicht allein in der Kenntnisnahme und Anerkennung der Unterschiede, sondern in der 
Kommunikation selbst, im Ringen um Verständigung und Gemeinsamkeiten, um eine 
gemeinsame Basis für die Abwehr von Vorurteilen und Feindbildern. Aus diesem Ge-
spräch, ausgehend von einer den eigenen Horizont überschreitenden Wahrnehmung der 
Welt zurück zur Neubestimmung der eigenen Identität, erwächst die Bereitschaft, die 
eigene Verantwortung neu zu sehen und zu bestimmen. Wenn die Politik an beständigen 
und tragfähigen Grundüberzeugungen anknüpfen und aufbauen will, braucht sie eine 
Zielperspektive. Nach Lage der Welt ist die vordringlichste die des gerechten Friedens. 
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Die Entwicklung des Friedensbegriffs im 
20. Jahrhundert und seine Rezeption in 
„Gerechter Friede" 
Einleitung 
Nur 17 Jahre nach der Veröffentlichung von „Gerechtigkeit schafft Frieden"1  haben die 
katholischen Bischöfe in Deutschland im September 2000 ein umfängliches Hirtenwort 
unter dem Titel „Gerechter Friede" veröffentlicht, das in einer umfassenden Weise mit 
konzeptionellem Anspruch zu Fragen der Friedenspolitik Stellung nimmt. Als Grund für 
ein erneutes Hirtenwort zum Frieden wird in der Einleitung angegeben, dass „die ge-
samte Fragestellung ... durch den Gang der Geschichte in eine neue Perspektive gerückt" 
wurde. Die wichtigsten Veränderungen werden in der Einleitung benannt; sie machen in 
den Augen der Bischöfe „eine ethisch begründete Neuorientierung der Friedenspolitik" 
erforderlich (GF 1). Die Perspektive, aus der heraus die Bischöfe hierzu beitragen wol-
len, wird mit einem Zitat der Ökumenischen Versammlung der DDR so skizziert: „Mit 
der notwendigen Überwindung der Institution des Krieges kommt auch die Lehre vom 
gerechten Krieg, durch welche die Kirchen den Krieg zu humanisieren hofften, an ein 
Ende. Daher muss schon jetzt eine Lehre vom gerechten Frieden entwickelt werden, die 
zugleich theologisch begründet und dialogoffen auf allgemein menschliche Werte bezo-
gen ist" (GF 1). Damit sind drei programmatische Ziele benannt: Erstens geht es darum, 
jenseits der Lehre vom gerechten Krieg eine Lehre vom gerechten Frieden zu entwickeln, 
die zweitens theologisch zu begründen und drittens im Dialog einer pluralistischen 
Gesellschaft kommunikationsfähig zu gestalten ist. 
Schon in der Einleitung wird das Bemühen deutlich, eine ethische Konzeption zu entwi-
ckeln, die bei einem aus geschichtlicher Erfahrung erwachsenen Ethos ansetzt (vgl. GF 
8). Damit scheint eine methodische Vorentscheidung getroffen, die in schärferem Kon-
trast zum naturrechtlichen Deduktionismus der klassischen bellum iustum-Lehre kaum 
stehen könnte. Dieses methodische Vorgehen trifft sich in mindestens zwei Aspekten mit 
der politischen Entwicklung des Friedensdenkens im 20. Jahrhundert: Erstens erfährt das 
politische Friedensdenken im 20. Jahrhundert nach der Erfahrung zweier Weltkriege eine 
tiefgreifende Veränderung insofern, als mit der Etablierung des modernen Friedensvöl-
kerrechts Krieg und Frieden nicht mehr als gleichberechtigte Rechtszustände gewertet 
werden, sondern in einer radikalen Weise vom Frieden her gedacht wird. Die Charta der 
Vereinten Nationen verwendet den Begriff „Krieg" allein in ihrer Präambel. in der es 
heißt, die Völker der Vereinten Nationen seien fest entschlossen, „künftige Geschlechter 
vor der Geißel des Krieges zu bewahren". Ausführlich ist dann im Text der Charta selbst 
vom Frieden, seiner Wiederherstellung, seiner Wahrung, seiner Förderung und Festigung 
I  Die deutschen Bischöfe (34), Gerechtigkeit schafft Frieden, Sekretariat der Deutschen Bischö-
fe (Hg.), Bonn, 18.4.1983. 
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die Rede. Hieran knüpft „Gerechter Friede" konzeptionell an. Zweitens wird die ge-
schichtliche Erfahrung im politischen Denken des 20. Jahrhunderts zu einer der wich-
tigsten, wenn nicht gar zur wichtigsten Ressource politischer Ethik und in ihrem Rahmen 
auch des Friedensdenkens. Das „Nie wieder!" wird in der Reflexion auf die Unbedingt-
heitserfahrung der Menschenwürde zur tragenden Legitimationsquelle der Charta, der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und auch des Grundgesetzes, und der Zu-
sammenhang von „Erfahrung und Geschichte" wird zu einem Schlüsselthema politischen 
Denkens schlechthin. 
Vor allem dieser letztgenannte Aspekt in der Entwicklung des Friedensdenkens im 20. 
Jahrhundert, zu dem „Gerechter Friede" durchaus viele Anklänge aufweist, soll im fol-
genden Beitrag dargelegt und reflektiert werden2, auf seine Legitimationskraft, aber auch 
auf seine Grenzen hin. Er dient dann im zweiten Teil als Maßstab, das Bischofswort dar-
aufhin zu überprüfen, ob und in welchem Umfang die angesprochene Wende des frie-
densethischen Blicks im 20. Jahrhundert aufgegriffen wurde und inwieweit das Hirten-
wort in dieser Hinsicht seinem selbst gesetzten Anspruch genügt. Zunächst ist jedoch in 
einem kurzen Blick auf das Verhältnis von Frieden und Politik in Debatten des 20. Jahr-
hunderts nach der Spannbreite, dem politischen Kern und nach Defiziten des politischen 
Friedensdenkens im 20. Jahrhundert zu fragen. 
I. Die Wende des friedensethischen Blicks im 20. Jahrhundert 
Ein Gesamtüberblick über das politische Friedensdenken im 20. Jahrhundert kann im 
folgenden nicht gegeben werden; vielmehr ist das Augenmerk auf einige wenige Ent-
wicklungslinien zu legen, welche jeweils für sich neue Aspekte in die friedensethische 
Debatte einbrachten, welche insgesamt aber in der Tat zu einer Wende des friedensethi-
schen Blicks im 20. Jahrhundert geführt haben. Es kann kein Zweifel daran bestehen, 
dass der Pazifismus — verstanden als Durchbrechung der Gleichberechtigung von Krieg 
und Frieden und Etablierung einer vom Frieden her denkenden politischen Theorie —, 
obgleich er Wurzeln sowohl im Christentum als auch in der Aufklärung hat, erst im 20. 
Jahrhundert sich zu konsistenten politischen Programmen entwickelt, was wiederum 
nachhaltige Auswirkungen auf die politische Ethik zeitigen sollte. Auch das Konzept des 
„Friedens durch Recht" oder der „Konstitution des Friedens als Rechtsordnung" hat — bei 
maßgeblichen konzeptionellen Vorläufern in der Aufklärung und vermittelt über den sog. 
„organisierten Pazifismus"3  — erst mit der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert gestal-
tende politische Konturen angenommen. Sein institutioneller Niederschlag in dem von 
2 Ich greife dabei auf einige Arbeiten zurück, in denen insbesondere im Hinblick auf die Entste-
hung des internationalen Menschenrechtsschutzes ein normativer Wandel um die Mitte des 20. 
Jahrhunderts herausgearbeitet wurde. Vgl. zuletzt Klaus Dicke, The Founding Function of 
Human Dignity in the Universal Declaration of Human Rights, in: David Kretzmer/Eckart 
Klein (eds.), The Concept of Human Dignity in Human Rights Discourse, The Hague (2002) 
111-120; ders., Die Frage nach dem Recht des Menschen im Schnittpunkt politischer, rechtli-
cher und ethischer Diskurse, in: Thomas Hoppe (Hrsg.), Friedensethik und internationale Po-
litik, Mainz (2000) 17-33. 
3 Wilhelm G. Grewe, Friede durch Recht?, Berlin/New York (1985); Jost Delbrück, Die Konsti-
tution des Friedens als Rechtsordnung, Berlin (1997); Walther Schücking, Die Organisation 
der Welt, Leipzig (1909). 
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den Vereinten Nationen repräsentieren System „kollektiver Sicherheit" hat besonders 
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts in der alltäglichen Auseinandersetzung mit 
praktischen Fragen der Friedenspolitik seinerseits neue (Teil-)Konzepte hervorgebracht: 
erinnert sei nur an die in „Gerechter Friede" mehrfach gewürdigte „Agenda für den Frie-
den" Boutros-Ghalis4, in der die Notwendigkeit einer Politik der Gewaltprävention her-
ausgearbeitet wird, oder das besonders im letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts um-
fänglich diskutierte Konzept des sogenannten „demokratischen Friedens".5  Und schließ-
lich wird man nicht bestreiten können, dass in politiktheoretischen Diskursen der Friede 
im 20. Jahrhundert eine ungleich größere Rolle spielt als in den Jahrhunderten zuvor. 
Wie stellt sich vor diesem Hintergrund zunächst das Verhältnis von Frieden und Politik 
im 20. Jahrhundert dar? 
1.1 Friede und Politik 
Kurt Flasch hat seinen Rückblick auf das 20. Jahrhundert unter das Motto „Schwert und 
Leyer" gestellt. Unter dieser Überschrift waren 1814 die Kriegsgedichte von Theodor 
Körner erschienen, die Flasch als Topoi für die Entschlüsselung der geistigen Mobil-
machung im Ersten Weltkrieg dienen, der für ihn wiederum „das fundamentale Ereignis 
aller folgenden Kultur [in Deutschland] darstellt".6  Mit gleichem Recht hätte er auf das 
Jahr 1814 als die Geburtsstunde des Pazifismus zurückgehen können, denn in diesem 
Jahr hat Noah Worcester ein Manifest veröffentlicht, das die Gründung von Friedensge-
sellschaften in allen „christlichen Nationen" anregte.? In welcher Weise sich der wohl 
wichtigste Erfolg dieser Initiative im 20. Jahrhundert — freilich nach der bitteren Erfah-
rung zweier Weltkriege — entfalten sollte, hat Jochen A. Frowein in seinem Rückblick auf 
das 20. Jahrhundert so zusammengefasst: „Die Überwindung der zwischenstaatlichen 
Gewalt ist im Völkerrecht in sehr viel stärkerem Maße als vor 1945 als Grundlage an-
erkannt. Die Verfahrensbestimmungen des Kapitels VII der UN-Satzung, deren Anwen-
dung nach 1990 möglich wurde, sind der Beginn einer internationalen Verfassungsord-
nung, die freilich in ihrer Durchsetzungsmöglichkeit immer wieder bedroht ist."8  Flasch 
freilich lässt diese Bilanz so nicht gelten: der Kosovo-Krieg brachte für ihn „brüsk alte 
Motive in neuer Frisur zurück", und die Menschenrechtsrhetorik der neunziger Jahre gilt 
ihm als „abgespeckte Form des Idealismus als Träger des Kriegsgedankens": „[A]ls die 
Riesenheere mit dem Ende des Kalten Krieges entbehrlich zu werden drohten, kehrte der 
Idealismus als Träger des Kriegsgedankens zurück, ethisch verdünnt als Pathos der ‚Ver-
antwortung' und der Menschenrechte', die an unseren Grenzen nicht haltmachen dürf- 
4 Boutros Boutros-Ghali, Eine Agenda für den Frieden, New York (1992). 
5  Literatur bei Manuel Fröhlich, Mit Kant, gegen ihn und über ihn hinaus. Die Diskussion 200 
Jahre nach Erscheinen des Entwurfs „Zum ewigen Frieden", in: Zeitschrift für Politikwis-
senschaft 7 (1997), 483-517 (490). 
6 Kurt Flasch, Schwert und Leyer. Krieg und Kultur in Deutschland im 20. Jahrhundert. Ein 
Rückblick, in: Hartmut Lehmann (Hg.), Rückblicke auf das 20. Jahrhundert, Göttingen (2000) 
15-34,21. 
7 Karl Holl, Pazifismus in Deutschland, Frankfurt a.M. (1988) 2I ff. 
8  Jochen Abr. Frowein, Bilanz des Jahrhunderts — Verfassungsrecht und Völkerrecht, in: Leh-
mann (Anm. 6), 35-53,53. 
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ten. In dieser moralischen Form dient der Idealismus immer noch der Mobilmachung; er 
ist heute die Leyer zum Schwert".9  
Die Texte von Flasch und Frowein zeigen zunächst und vor allem die Spannungen und 
die Spannweite, welche die verschiedenen Spielarten des Friedensdenkens im 20. Jahr-
hundert aufweisen und die das politische Denken — von Max Webers Auseinandersetzung 
mit einem „gesinnungsethischen" Pazifismus über die zerreibenden Debatten pazi-
fistischer Organisationen in der Weimarer Republik, die Zerschlagung des Pazifismus 
unter dem Nationalsozialismus, das Wiederaufleben pazifistischer Debatten in der Bun-
desrepublik und in der DDR, die Debatten über den NATO-Doppelbeschluss in den acht-
ziger Jahren und die friedensethischen Auseinandersetzungen seit dem Zweiten Golfkrieg 
— geprägt haben. Im Zentrum hat immer wieder — und namentlich nach dem Ende des 
Ost-West-Konflikts — die Streitfrage gestanden, ob um des Friedens willen der Einsatz 
militärischer Gewalt erlaubt, unter Umständen gar geboten sei oder aber ob eine 
konsequente Politik der Gewaltfreiheit anzustreben sei mit der Konsequenz, auch die 
Rechtfertigung organisierter Rechtsgewalt pazifistischer Ideologiekritik zu unterziehen. 
Die Ideengeschichte dieser Debatten kann hier nicht einmal umrisshaft dargestellt wer-
den. Die sich in ihnen geltend machenden Positionen dürfen freilich aus zwei Gründen in 
keinem friedensethischen Diskurs aus dem Blick geraten: Erstens verweisen sie auf einen 
Pluralismus des Friedensdenkens im 20. Jahrhundert, der zwar nicht selten den Grund für 
alles andere als friedlich geführte Kontroversen darstellte, aber andererseits doch die 
friedensethische Zentralfrage vor allem des ausgehenden 20. Jahrhunderts als unmittel-
baren Ausdruck auch seiner Freiheitsgeschichte ausweist. Und zweitens haben diese 
Debatten immer wieder zur Reflexion auf das Verhältnis von Frieden und Politik ge-
drängt — ein Thema, das zwar in der dafür vor allem zuständigen politikwissenschaftli-
chen Teildisziplin der internationalen Beziehungen in aller Regel hinter der plakativen 
Behandlung sog. „realistischer" und „idealistischer" Positionen eher verdunkelt als auf-
gehellt wurde, das aber andererseits bei Max Weber, Dolf Sternberger, Manfred Hättich 
u.a. zu höchst anspruchsvollen Überlegungen für einen friedensorientierten Politikbegriff 
geführt hat. 
Was zunächst den Pluralismus pazifistischer Positionen im 20. Jahrhundert angeht, so ist 
es das Verdienst Dolf Sternbergers, in konkreter Auseinandersetzung mit sehr heteroge-
nen friedensethischen Vorstellungen drei für die Entwicklung eines tragfähigen Frie-
densbegriffs entscheidende Voraussetzungen herausgearbeitet zu habenw: Erstens er-
kennt er in der Pluralität der Positionen selbst jene basale Wirklichkeit der „Vielheit", an 
die jede Politik gebunden ist und die letztlich den Frieden als politisches Thema erst 
etabliert: den Pluralismus einander widerstreitender „Wahrheiten" und Weltdeutungen. 
Zweitens entwickelt er in kritischer Auseinandersetzung mit zeitgenössischen pazifisti-
schen Positionen die Unterscheidung zwischen einem auf Bekehrung und Gemeinde 
sowie einem auf Vereinbarung oder Verständigung abhebenden Friedensbegriff und 
macht darin den fundamental politischen Charakter des Friedens fassbar. Man überzieht 
den Grundgedanken Sternbergers, der oft auf Hobbes zurückgreift, wohl nicht, wenn man 
ihm die Aussage unterstellt, die Politik sei in der Neuzeit und Moderne zu einer eigen-
ständigen, auf Vereinbarung beruhenden Normebene des Friedens geworden. Und drit- 
9  Flasch (Anm. 6), 33. 
In Dolf Sternberger, Die Politik und der Friede, Frankfurt a.M. (1986). 
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nur vom Sicherheitsrat getroffen werden dürfen. Auch das — eng eingeschränkte — 
Selbstverteidigungsrecht gehört zu diesen Verfahrensvorschriften des Kapitel VII. Dem 
Sicherheitsrat wird die Hauptverantwortung zur Wahrung des Friedens übertragen; er 
handelt im Namen der Staatengemeinschaft.I4  In normativer Hinsicht sind an diesen 
Regelungen der Charta folgende Aspekte hervorzuheben: 
Erstens wurde mit dem auf dem partiellen Kriegsverbot der Völkerbundsatzung und der 
Kriegsächtung durch den Briand-Kellogg-Pakt von 1928 aufbauenden Gewaltverbot 
sowohl das im klassischen Völkerrecht anerkannte freie Kriegsführungsrecht der Staaten 
beseitigt, als auch jedweder Spielart einer Theorie des gerechten Krieges eine rechtsnor-
mative Absage erteilt. Die Charta und die ihr folgende Rechtssprache sind hier eindeutig: 
Von Krieg spricht die Charta — wie bereits erwähnt — allein im ersten Absatz der Prä-
ambel, in dem die Entschlossenheit bekräftigt wird, „künftige Geschlechter vor der Gei-
ßel des Krieges zu bewahren". Ferner wird betont, es gehe darum, „Grundsätze anzu-
nehmen und Verfahren einzuführen, die gewährleisten, dass Waffengewalt nur noch im 
gemeinsamen Interesse angewendet wird" — es wird also gerade nicht auf die durchaus 
naheliegende Figur eines bellum iustum rekurriert. Auch das humanitäre Völkerrecht 
nach dem Zweiten Weltkrieg hat den Begriff des Krieges tunlich vermieden." Das Völ-
kerrecht lässt darin das deutliche Bemühen erkennen, jenen Zusammenhang von Krieg 
und Gerechtigkeit zu durchtrennen, der im europäischen Denken seit dem Römischen 
Recht Anerkennung fand, von dem allerdings bereits Kant sagte, es lasse sich nichts 
Vernünftiges dabei denken.16  
Zweitens hat die Charta die Souveränität der Staaten bekräftigt, sie jedoch ihres vormals 
absoluten Charakters entkleidet. Nicht nur beseitigt sie mit dem liberum ius ad bellum 
die entscheidende Spitze der klassischen Souveränität und spricht in Art. 2 Ziff. 1 von 
der „souveränen Gleichheit" aller Mitglieder der Vereinten Nationen, sondern sie konzi-
piert auch die Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen als eine auf progressive Ver-
rechtlichung hin ausgelegte Einbindung der Souveränität. Auf die Potenz souveräner 
Staaten hat die Charta bewusst nicht verzichtet und realistischerweise nicht verzichten 
wollen; sie hat jedoch das Konstitutionsverhältnis zwischen Souveränität und Völker-
recht zugunsten des letzteren transformiert.I7  
Drittens haben viele der nach 1945 entstandenen völkerrechtlichen Regelungswerke zur 
Herausbildung eines konkreten souveränitätseinschränkenden Normenbestandes von 
14 Hierzu statt anderer Jost Delbrück, Die Konstitution des Friedens als Rechtsordnung, Berlin 
(1997); Klaus Dicke, Die Vereinten Nationen, in: Bundesakademie für Sicherheitspolitik 
(Hg.), Sicherheit in neuen Dimensionen. Kompendium zum erweiterten Sicherheitsbegriff, 
(Hamburg/Berlin/Bonn) 2001, m.w.N.; ders., Peace Through International Law and the Case 
of frag, in: Gerhard Beestermöller/David Linie (eds.), Iraq: Treat and Response, Müns-
ter/Hamburg/London (2003)11-27. 
15 Dazu Michael Bothe, Friedenssicherung und Kriegsrecht, in: Wolfgang Graf Vitzthum (Hg.), 
Völkerrecht, Berlin/New York (2. Aufl. 2001) 645E, vgl. auch 609f. 
16 Immanuel Kant. Zum ewigen Frieden, Akademie-Textausgabe VIII, Berlin (1968) 356f. Zur 
Beseitigung des bellum iustum-Denkens durch das moderne Völkerrecht Jost Delbrück/Klaus 
Dicke, The Christian Peace Ethic and the Doctrine of Just War from the Point of View of In-
ternational Law, in: German Yearbook of International Law 28 (1985) 194-208. 
17 Hierzu mit weiteren Nachweisen Klaus Dicke, Sovereignty under Law, in: Heinz-Gerhard 
Justenhoven/ James Turner (eds.), Rethinking the State. Catholic Thought and Contemporary 
Political Theory (im Druck). 
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beachtlicher Dichte geführt, der es heute durchaus zulässt, von einem „international 
Ordnungsrechrls und einer Konstitutionalisierung der internationalen Beziehungeni9  
sprechen. Insbesondere grundlegenden Normen des Menschenrechtsschutzes, des V 
tragsrechts, des Umweltrechts, des Rechts staatsfreier Räume u.a. ist ein „verfassunl 
rechtlicher" Rang nicht mehr abzusprechen. Souveränität ist heute mehr denn je au 
positiv-rechtlich „sovereignty under law". 
Viertens liegt der Charta und dem modernen Völkerrecht ein in vielfacher Hinsicht dif 
renzierter Friedensbegriff" zugrunde. Friede umfasst danach mindestens die Bedeutt 
gen internationale Sicherheit, rechtlich konstituierte und institutionell gefestigte zi 
schenstaatliche Beziehungen auf der Grundlage gleichberechtigter Selbstbestimmung g 
Völker, kooperative, auf Vereinbarung beruhende Entwicklung gerechter und das Reg 
achtender Bedingungen internationalen Zusammenlebens und Kooperation zur Förderu 
gemeinsamer Ziele. Der Friedensbegriff der Charta ist damit weit differenzierter u 
umfassender, als es Formeln wie etwa die vom „negativen" und „positiven" Frieden zg 
Ausdruck bringen können. Die oben dargelegten Elemente der Vereinbarung sowie g 
Institutionen- und Strukturbildung gehören zu seinen konstitutiven Grundlagen. 
Wie steht es jedoch mit der oben angesprochenen Maßstäblichkeit des Friedens? G 
auch hier die Charta der Vereinten Nationen, auf die sich „Gerechter Friede" mehrft 
bezieht (bes. GF 78), Auskunft? 
1.3 Friedensbegriff und geschichtliche Erfahrung 
Insbesondere die PräambeI21  gibt hier einige bedenkenswerte Anhaltspunkte. Zweifc 
frei setzt die Charta „Frieden" als einen keiner näheren Erläuterung bedürftigen Begg 
voraus. Die im ersten Präambelabsatz angesprochene Leiderfahrung der Menschheit 
zwei Weltkriegen war in San Francisco präsent; sie bildet den konkreten Erfahrungsh 
tergrund des Dokuments insgesamt. Doch ist festzuhalten, dass das politische Subjekt 1 
Charta („Wir, die Völker der Vereinten Nationen") in dieser Erfahrung auf die Mensg 
heit als das ethische Subjekt des Friedens und des Völkerrechts hin reflektiert wird. I 
Idee des Menschen wird in dieser Erfahrung als konstitutiv für jeden Friedenswillen a 
gewiesen. Bemerkenswert ist darüber hinaus, dass drei diese Erfahrung sozusagen pc 
tisch strukturierende Erwägungen hinzugefügt werden, die auf ein dem modernen V 
kerrecht inkorporiertes Prinzipiengefüge verweisen22, das insgesamt als die Legitir 
tionsgrundlage des Friedenskonzepts der Charta anzusehen ist. 
18  Klaus Dicke, Interventionen zur Durchsetzung internationalen Ordnungsrechts: Konstituti 
Element der neuen Weltordnung?, in: Jahrbuch für Politik 3 (1993) 259-283. 
19  Jochen A. Frowein, Konstitutionalisierung des Völkerrechts, in: Völkerrecht und Inter 
tionales Privatrecht in einem sich globalisierenden internationalen System — Auswirkungen 
Entstaatlichung transnationaler Rechtsbeziehungen (Berichte der Deutschen Gesellschaft 
Völkerrecht 39), Heidelberg (2000) 427-447. 
20  Dazu die Hinweise bei Heike Gading, Der Schutz grundlegender Menschenrechte durch ri 
«irische Maßnahmen des Sicherheitsrates — das Ende staatlicher Souveränität?, Berlin (19 
81ff. 
21 Zur Interpretation Stephan Hobe (Hg.), Die Präambel der UN-Charta im Lichte der aktuel 
Völkerrechtsentwicklung, Berlin (1997). 
22 Vgl. Trutz Rendtorff, Die ethischen Grundaussagen der Präambel der UN-Charta: Fric 
Gerechtigkeit, Menschenwürde, Toleranz, in: Hobe (Anm. 21), 9-24. 
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Neben der Erfahrung der Einheit der Menschheit im Leid des Krieges bringt die Präam-
bel dabei folgende Legitimationsaspekte ins Spiel: erstens bekennt sie sich zur gleichen 
Würde eines jeden Menschen und zur Vorstaatlichkeit von Menschenrechten sowie dar-
über hinaus zur Gleichheit der Nationen. Dass damit ein die in San Francisco präsente 
historische Erfahrung des Nationalsozialismus und des Weltkrieges transzendierendes 
Moment gemeint ist, drückt sie darin aus, dass sie vom „Glauben" spricht, den die Charta 
nicht konstituiert, sondern den die Völker der Vereinten Nationen bereit sind, „erneut zu 
bekräftigen". Wo soll — diese Seitenfrage sei gestattet — die Rede von einem „Weltethos" 
berechtigter sein, als an dieser die Vernunft der Vereinten Nationen in der Würde des 
Menschen und in Menschenrechten begründenden Textstelle? Zweitens schließen sich 
die Völker der Vereinten Nationen zusammen, um „Bedingungen zu schaffen, unter de-
nen Gerechtigkeit und die Achtung vor den Verpflichtungen aus Verträgen und anderen 
Quellen des Völkerrechts gewahrt werden können". Die UNO erklärt sich hier nicht nur 
zum Advokaten der Heiligkeit des Rechts, sondern verpflichtet sich darauf, Bedingungen 
der Möglichkeit für die Wahrung und Achtung der Gerechtigkeit zu schaffen. Weder 
spricht die Charta davon, Gerechtigkeit herstellen zu wollen, noch definiert sie diese über 
den anklingenden Grundsatz des „pacta sunt servanda" hinaus. Allerdings bekennt sie 
sich dazu, Politik auf den Grundsatz der Herbeiführung von Bedingungen zur Wahrung 
von Gerechtigkeit und Achtung des Rechts einzuschränken. Und drittens schließlich wird 
— in deutlichen Anklängen an den New Deal — sozialer Fortschritt und besserer 
Lebensstandard an Freiheitsgewinne gebunden, was — ohne dies hier näher ausführen zu 
können — eine über eindimensionale Imperative distributiver Gerechtigkeit 
hinausgehende Komplexität des Gerechtigkeitsdenkens der UNO-Charta verrät und es 
zwingend macht, dem Freiheitsdenken in ihrer Interpretation, gerade auch im wirtschaft-
lichen und sozialen Bereich, breitesten Raum zu geben. 
Fasst man diese knappen Ausführungen zur Entwicklung des Friedensbegriffs im 20. 
Jahrhundert zusammen, so ergeben sich folgende Grundaussagen: 
a) Angesichts der Pluralität von Welt- und Lebensdeutungen ist Friede zu konzipieren 
als eigene Normebene stets neu zu findender politischer Vereinbarungen. Diese 
Normebene ist durch Regeln und Institutionen zu stabilisieren. 
b) Die politische Erfahrung des 20. Jahrhunderts zeigt, dass dem Konzept Friede durch 
Recht, das dieser Erfahrung Rechnung trägt, auch im zwischenstaatlichen Raum eine 
Verwirklichungschance eingeräumt werden muss. Dies geschieht im Gründungsakt 
der Vereinten Nationen. 
c) Die Legitimation dieser Gründung rekurriert auf die Erfahrung, dass Menschen-
würde, Freiheit und die Einheit der Menschheit eine zureichende Grundlage zur Er-
richtung einer gerechten Weltordnung und Entwicklung eines dem korrespondieren-
den globalen politischen Ethos abgeben. 
d) Strittig wird aber gerade am Ende des 20. Jahrhunderts (wieder) die Frage möglicher 
Rechtfertigung organisierter Rechtsgewalt, und zwar gerade auch dann — wie das 
Beispiel der Kritik von Flasch zeigt —, wenn diese sich auf Menschenrechte beruft. 
Nach wie vor ist es also die Vermittlung von Frieden und Freiheit, die — wenn auch in 
völlig veränderten politischen Konstellationen — ethischer Grundlagenreflexion und 
orientierungsstiftender Argumentationshilfe bedarf. Soviel zu dem Hintergrund, vor dem 
nun die Neubestimmung der Friedensethik in „Gerechter Friede" einer kritischen Durch-
sicht zu unterziehen ist. 
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2. Politische Friedensethik und „Gerechter Friede" 
Im folgenden kann es nicht um eine Gesamtwürdigung des Papiers gehen, die neben 
theologischen, philosophischen und politiktheoretischen Überlegungen auch einen Ver-
gleich mit GsF sowie anderen zeitgenössischen Stellungnahmen einschließen müsste. 
Vielmehr sollen — auch auf dem Hintergrund der bereits vorliegenden Literatur — einige 
Anmerkungen aus politiktheoretischer und friedensethischer Sicht darüber gemacht wer-
den, ob und in wieweit „Gerechter Friede" wirklich eine neue Perspektive „für die ge-
samte Fragestellung" (2) bietet. 
2.1 Das Konzept 
Auszugehen ist vom Gesamtkonzept des Papiers, das nach der begründenden Einleitung 
im ersten Teil eine biblische — zu gewichtigen Teilen auf das Alte Testament zurückgrei-
fende — Grundlegung der Option für Gewaltlosigkeit zeichnet, sich im zweiten Teil sehr 
konkret mit aktuellen Fragen der Friedenspolitik auseinandersetzt und im dritten Teil ein 
dem Geist der Gewaltfreiheit entsprechendes ekklesiologisches Handlungskonzept unter 
maßgeblicher Einbeziehung der — wenn der Ausdruck gestattet ist — kirchlichen ,Zivilge-
sellschaft` entwirft. 
Unter konzeptionellen Gesichtspunkten ist zunächst hervorzuheben, dass Friede durch-
gehend als „Leitbild" christlichen, politischen und kirchlichen Handelns gefasst wird 
(vgl. bes. GF 57). Damit wird die Normativität des Friedens in einem zeitgemäßen, aller-
dings hoch voraussetzungsvollen, in seinen Implikationen in der Politikwissenschaft noch 
keineswegs zureichend reflektierten Begriff23  eingefangen, der Normativität mit 
Anschaulichkeit zu verbinden sucht. Man kann daraus durchaus das Bemühen der Auto-
ren von „Gerechter Friede" folgern, der nach plastischer Orientierung dürstenden Frie-
denssuche der Gegenwart in zeitgemäßer Begrifflichkeit zu begegnen, ohne damit den ja 
oft wilde Vorstellungswelten kreierenden Auswüchsen des Zeitgeistes unkritisch zu fol-
gen. Ob dies immer durchgehalten wurde, kann z.B. angesichts des auch hier verwende-
ten Begriffs der „Friedensarbeit" in Einzelfällen problematisiert werden, ist aber nicht 
entscheidend. Wichtig ist das Bemühen um Leitbild-Vermittlung und die Feststellung, 
dass die gelegentlich kritisierte Länge des Textes durch eine dem Anliegen entsprechend 
durchweg klare Sprache und eingängige Argumentation mindestens kompensiert wird. 
Doch welches ist inhaltlich das Leitbild, das „Gerechter Friede" entwirft? Die Antwort 
auf diese Frage ist alles andere als einfach. Als durchgehend roter Faden und dominantes 
Motiv lässt sich die Option für Gewaltfreiheit ausmachen. Sie wird im ersten Teil bib-
lisch entfaltet, findet im zweiten Teil etwa in der stark gemachten Politik der Prävention 
Niederschlag und wird gleichsam als Leitmotiv dem dritten Teil vorangestellt, wenn es 
heißt, Kirche als „Sakrament des Friedens" habe den Auftrag, „mitten in der Welt des 
ächzend-stöhnenden gewaltbewehrten Friedens einen größeren, messianischen` Frieden 
zu leben, der nicht auf Gewalt, sondern auf Vertrauen baut und so alle, welche den wah-
ren Frieden (sie! K.D.) suchen, faszinieren kann. Es ist noch wichtiger für sie, Sakrament 
des Friedens zu sein, als etwas für den Frieden zu tun" (162). 
23  Klaus Dicke, Der Mensch und die Menschen. Anthropologische Leitbilder in der Politik, in: 
Jürgen Dummer/Meinolf Vielberg (Hg.), Leitbilder in der Diskussion, Stuttgart (2001) 11-31. 
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Die Option für Gewaltfreiheit ist nun zunächst nicht so zu verstehen, als sei damit eine 
einseitige politische Parteinahme für radikal-pazifistische Positionen verbunden. Im Ge-
genteil, „Gerechter Friede" dankt ausdrücklich den Soldaten der Bundeswehr (135), 
worin sich nicht zuletzt ein integratives Bemühen des Papiers24  zeigt, und so ist es auch 
die um kritische Würdigung bemühte Auseinandersetzung mit dem „gewaltbewehrten 
Frieden", die sich wie ein zweiter roter Faden durch „Gerechter Friede" zieht. Und 
schließlich lässt sich als ein dritter Bestandteil des Leitbildes vom gerechten Frieden das 
Bemühen ausmachen, Frieden in Gerechtigkeit zu verankern. Diese drei Elemente 
müssen etwas näher beleuchtet werden. 
Im ersten, biblischen Teil wird die Gewaltfreiheit als kognitives, ethisches und theologi-
sches Prinzip behandelt. Gewalt wird weder geleugnet noch verdeckt, vielmehr dient der 
Rekurs auf das so gewalthaltige Alte Testament vor allem auch dazu, sich vorbehaltlos 
und ressentimentfrei25  der Tatsache der Gewalt zu stellen. Ein Ethos der Gewaltlosigkeit 
kann ferner den Kreislauf der Gewalt überwinden, kann dort, wo auch Abhilfe durch 
Gegengewalt nicht möglich ist, die höchste Form der Solidarität mit den Opfern sein 
(44), und Gewaltlosigkeit ist schließlich Nachfolge Christi. Im zweiten Teil ist Gewalt-
losigkeit Legitimation für Gewaltprävention: „Äußerste Anstrengungen, Gewalt zu ver-
meiden, sind ... im strikten Sinne verpflichtend" (66). Gewaltfreiheit sei nicht mit Passi-
vität zu verwechseln: „Im Gegenteil: Der Geist der Gewaltfreiheit bewahrt davor, dass 
wir die Allgegenwärtigkeit der Gewalt einfach hinnehmen, uns gar an Gewalt als Mittel 
der Konfliktaustragung gewöhnen" (69). Gewaltabbauendes Engagement ist also gefragt. 
Und am Schluss des dritten Teils wird der „Geist der Gewaltfreiheit als inspirierende 
Kraft" ausführlich gewürdigt (204ff.). 
Gerade angesichts der Rückkehr zahlreicher gewaltsamer Auseinandersetzungen in den 
internationalen Beziehungen seit Ende des Ost-West-Konflikts ist das Abheben auf Ge-
waltlosigkeit in den oben skizzierten Konturen sicher zu den Stärken von „Gerechter 
Friede" zu zählen. Insbesondere die kognitive, aber auch die gewaltüberwindende Kraft 
eines Ethos der Gewaltlosigkeit sind in der Darstellung von „Gerechter Friede" vorbe-
haltlos als Gewinn für die friedensethische Debatte zu verbuchen. Umso nachdrücklicher 
stellt sich aber die Frage, in welchem Verhältnis das Ethos der Gewaltlosigkeit zum sog. 
„gewaltbewehrten Frieden" gesehen wird. 
Für den zweiten „roten Faden", die Auseinandersetzung mit dem notfalls auf gewaltsame 
Durchsetzung zurückgreifenden Rechtsfrieden, hat Beestermöller m.E. zu Recht auf 
einen Bruch in „Gerechter Friede" hingewiesen. Seiner Lesart nach weist der biblische 
Teil eine Konzeption des Rechtsfriedens auf, der lediglich als Notlösung im Status der 
Sündhaftigkeit erscheint, während im zweiten Teil eine Begründung des Rechtsfriedens 
gegeben wird, die deutlich affirmativere Züge trägt. Ob man hier von einem Paradigmen- 
24 Vgl. auch GF 149 zum Zivildienst. Auch weist Stobbe (in diesem Band, oben 73) m.E. zu 
Recht darauf hin, dass GF, „indem es den Geist der Gewaltfreiheit als unabdingbare Grundbe-
dingung christlichen Handelns herausarbeitet, die selbst noch bei der Anwendung von Gewalt 
respektiert werden muss, (...) den Gegensatz von christlich motivierter Realpolitik und stren-
gem Pazifismus" überbrückt. 
25 Vgl. das Zitat aus GsF in GF 8: „Gegen Angst und Ungeduld braucht es den Geist der Kraft, 
der die Wirklichkeit sieht, annimmt und durchsteht." — Den Hinweis verdanke ich Johannes 
Schwartländer. 
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streit sprechen kann, sei dahingestellt;26  jedenfalls ist das gesamte Hirtenwort — also auch 
Teil 111 — von einer sehr ambivalenten Deutung des Rechtsfriedens durchzogen. 
Ehe auf diese Ambivalenz im Einzelnen einzugehen ist, sei ausdrücklich betont, dass 
„Gerechter Friede" an zahlreichen Stellen die Bedeutung des Rechtsfriedens affirmiert. 
Schon an der Blutrache wird der Rechtsgedanke in seiner Sicherheitsfunktion herausge-
arbeitet (15), und im Blick auf Gen 9,8-17 hält „Gerechter Friede" fest, die jüdische 
Tradition habe „aus diesem Text das wichtigste der nach ihr allen Menschen geltenden 
Gebote geschöpft: die Verpflichtung, ein geordnetes Rechtswesen einzurichten" (21). 
Der Rechtsfriede ist also notwendig. 
Doch stehen dem nicht wenige Relativierungen des Rechtsfriedens gegenüber, die insge-
samt die Vermutung aufkommen lassen, in ihm sei „Gerechter Friede" zufolge eine un-
oder bestenfalls halbwahre Friedensstrategie zu sehen, die theologischer Überhöhung 
bedürfe, mithin also auf eigenen Beinen nicht stehen könne. Nur wenige Beispiele: Babel 
wird mit der Idee „einer aus eigener menschlicher Kraft errichteten weltumfassenden 
menschlichen Gesellschaftskonstruktion" identifiziert (24). Bezieht dies die UNO-Charta 
ein, ist die aus der Kraft ethischer Erfahrung schöpfende Charta Babel? Und in GF 44 
heißt es: „Alle Völker der Welt kennen nur ein System der Friedenssicherung, das die 
Gewalt durch Androhung von Gegengewalt bändigen muss und dann ständig in seine 
eigene Krise gerät". Schon faktisch stellt sich hier die Frage, ob z.B. die Friedenssiche-
rung in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg oder auch der Friede des „Europäischen 
Konzerts" im 19. Jahrhundert wirklich als ein „System des Kreislaufs der Gewalt" zu 
beschreiben sind, das durchbrochen werden muss. Und weiter mag es vom Standpunkt 
der pax civilis aus durchaus fraglich erscheinen, ob es ausreicht, dass „Christen ... die 
allen Menschen gegebenen Mechanismen und Institutionen der Gewalteindämmung 
akzeptieren" müssen (55), oder ob nicht gewalteindämmende Macht gelegentlich 
legitimerweise auch über Akzeptanz hinausgehende aktive Unterstützung und 
Mitwirkung am Aufbau solcher Mechanismen und Institutionen verlangen darf. Und 
schließlich muss die Rede vom „wahren Frieden" — noch dazu im Gegensatz zum 
„ächzend-stöhnenden gewaltbewehrten Frieden" (162) — sich doch die Frage gefallen 
lassen, welcher Wahrheit in Bezug auf den Frieden denn Folge zu leisten ist: der 
Wahrheit der den Geist der Gewaltfreiheit predigenden Kirche, der Wahrheit des 
Ächzens und Stöhnens der Opfer von Gewalt oder aber der Wahrheit des in seinen 
Entscheidungsnöten oft genug nicht weniger ächzenden und stöhnenden Politikers oder 
Soldaten, der es — und in dieser Situation ist diese Redeweise angemessen — als seine 
„verdammte Pflicht und Schuldigkeit" erfährt, der Gewalt von Srebrenica oder Ruanda 
mit allen zur Vertilgung stehenden Mitten der Gegengewalt zu begegnen? 
Von dem an der zuletzt zitierten Stelle zugrunde gelegten Wahrheitsbegriff27  ist jeden-
falls zu sagen, dass er all diejenigen argumentativ nicht erreicht, die den Frieden mit 
Waffengewalt — und das heißt immer auch: mit dem potenziellen Einsatz ihres eigenen 
Lebens und im Bewusstsein, möglicherweise Schuld auf sich zu laden — verteidigen. Dies 
26 Dazu die Beiträge von Beestermöller und Stobbe in diesem Band. 
27 Dazu in anderem Zusammenhang auch Axel Heinrich, Gerechter Friede und Versöhnung. 
Überlegungen zum theoretischen Status der Rede von Versöhnung in der (theologischen) So-
zialethik, in: Hartmut Käß (Hg.), Entwicklungsethische Konkretionen. Herausforderungen, 
Begründungen, Perspektiven, Münster (2002) 99-114, 110 mit dem Hinweis auf einen „on-
tologischen Wahrheitsbegriff`. 
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soll nicht als Argument gegen eine Theologie der Gewaltfreiheit missverstanden werden, 
wohl aber als Hinweis, dass „Gerechter Friede" die Vermittlung einer theologischen 
Friedenskonzeption mit den ethischen Grundlagen eines gewaltbewehrten Rechtsfriedens 
nicht gelungen ist — und dies in einer Situation, in welcher etwa nach dem 11. September 
2001 der amerikanische Präsident gezwungen war, präventiv den Befehl zum Abschuss 
von Zivilflugzeugen zu geben, die vom Kurs abweichen und einen neuerlichen 
terroristischen Anschlag vermuten lassen.28  
Schließlich sind Fragezeichen auch hinsichtlich des dritten Begründungskontextes, der 
Verankerung des Friedens in Gerechtigkeit, angebracht. Uneingeschränkt positiv zu wür-
digen ist zunächst, dass „Gerechter Friede" hinsichtlich der Verankerung des Friedens in 
Gerechtigkeit in einer sehr breiten, Eindimensionalität vermeidenden Gedankenführung 
die Leitideen politischer Gerechtigkeit der Moderne aufgreift: Menschenwürde und 
Menschenrechte (58ff., 72ff.), Rechtsstaat und Demokratie (71, 83ff.), Gerechtigkeit und 
Solidarität in den globalen Wirtschaftsbeziehungen, auch den Gedanken eines internatio-
nalen „Gemeinwohls". Hierbei wird oft auf Argumente und Denkfiguren völkerrechtli-
cher Dokumente zurückgegriffen; so entspricht etwa die Darlegung der doppelten Uni-
versalität der Menschenrechte (GF 73) dem Grundgedanken in Art. 1 Ziff. 3 der UNO-
Charta. Prüft man indessen die Darlegungen zum Geltungsgrund und zur „Autoritäts-
quelle" der Menschenrechte genauer, stellt sich erneut die Frage, ob die theologische 
Deutung der Menschenwürde (GF 58) im Sinne der von „Gerechter Friede" beanspruch-
ten Dialogoffenheit in zureichender Klarheit mit der verantwortlichen Weltbürgerschaft 
des Menschen vermittelt ist.29  Die Politik jedenfalls muss in Menschenrechten mehr 
sehen als lediglich „Minimalbedingungen" menschenwürdiger Existenz (GF 76), und 
zwar schon deshalb, weil sie auf einen Gerechtigkeitshorizont festgelegt ist, der eben 
gerade nicht „zu mehr zwingen kann als lediglich zur Wahrung des jeweils geltenden 
positiven Rechts" (ebd.). Ob es schließlich unter menschenrechtlichen Gesichtspunkten 
bei der Güterabwägung, die beim Einsatz von Rechtsgewalt vorzunehmen ist, immer das 
letzte Wort sein kann, „insbesondere den durch kein anderes irdisches Gut überbietbaren 
Wert des menschlichen Lebens zu wahren" (GF 67), sei unter Hinweis auf Freiheit und 
Menschenwürde, wie sie oben mit Manfred Hättich ins Spiel gebracht wurde, mit einem 
deutlichen Fragezeichen versehen. 
2.2 „Gerechter Friede" und Vereinte Nationen 
Im zweiten Teil hat „Gerechter Friede" friedensethische Erwägungen immer wieder an 
die Struktur und praktische Politik der Vereinten Nationen angeknüpft. Da dies sehr de-
tailliert und in großer Dichte — vom Gewaltverbot und den Menschenrechten über den 
Sicherheitsrat (GF 80), die Weltkonferenzen von Rio und Wien (GF 97, 73), die Agenda 
für den Frieden (66) bis hin zur Problematik von Kindersoldaten (78) und Kleinwaffen 
(130) — geschieht, kann man geradezu von einer Ethik der Vereinten Nationen in „Ge-
rechter Friede" sprechen. Hierbei wird insbesondere die Vielfalt notwendiger politischer 
28  Vgl. die den Stand der ethischen Herausforderungen des Rechtsfriedens bezeichnenden Über-
legungen von Klaus-Michael Kodalle, Hobbes, Kant und die „Schläfer", in: Mut Nr. 411 
(2001) 14-19. 
29  Vgl. dazu meine Ausführungen in ,.Die Frage nach dem Recht des Menschen" (Anm. 2). 
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Ansätze deutlich, welche die von der Charta festgelegten Aufgaben der Weltorganisation 
mit sich bringen. In dieser Konkretheit sucht eine ethische Würdigung der Vereinten 
Nationen in der Literatur ihresgleichen. 
Besonders hervorzuheben ist, dass angesichts der mit der Globalisierung entstehenden 
Fragen und Probleme das Denken in Kategorien einer Weltinnenpolitik eingefordert wird 
(GF 103), obgleich hier der völkerrechtliche Diskussionsstand inzwischen über das 
Konstatieren von Defiziten hinausgelangt ist.3° Auch die Kategorie des „Weltgemein-
wohls" (GF 62) scheint beim gegenwärtigen Diskussionsstand insbesondere in ihrer 
Rückbindung an die institutionelle, strukturelle und rechtsnormative Sicherung der „Ge-
samtheit jener gesellschaftlichen Bedingungen, die einer Person ein menschenwürdiges 
Leben ermöglichen" (ebd.) bei all ihrer Problematik in der Tat unverzichtbar. Hervorzu-
heben ist schließlich, dass die in der Politik der Weltorganisation in den neunziger Jahren 
immer mehr in den Vordergrund getretene Notwendigkeit des sog. „post-conflict peace-
building" in „Gerechter Friede" durch den — auch selbstkritischen — Gedanken der 
Versöhnung vertieft wird.31  
Da eine Auseinandersetzung mit den Überlegungen im Einzelnen hier nicht erfolgen 
kann, seien nur einige wenige kritische Punkte angesprochen. Systematisch ist der Prob-
lemkomplex der Globalisierung gewichtig genug, um als eigener Schwerpunkt behandelt 
zu werden, was „Gerechter Friede" nicht tut. Im Hinblick auf die völkerrechtlichen 
Grundlagen der Vereinten Nationen, die in einem Umfeld, in dem Relativierungen bis 
hin zu Leugnungen des Völkerrechts bedauerlicherweise zunehmen, gar nicht hoch genug 
gehalten werden können, sind in zwei Aspekten Korrekturen angebracht. Erstens wird die 
Aussage, „das Völkerrecht ächtet jeden Angriffskrieg und verpflichtet auf den Gewalt-
verzicht" dem System der kollektiven Sicherheit der Charta, das Gewalt zwischen Staa-
ten rechtlich verbietet, gleichwohl aber in Kapitel VII den Rechtszwang kennt, ebenso 
wenig gerecht wie die alleinige Zuordnung des Rechtszwangs zu Notwehr und Nothilfe 
(so GF 152). Hier wäre jenseits der Überlegungen zu humanitär begründeten Interventio-
nen eine Darlegung der auf Rechtsdurchsetzung zielenden Logik von Kapitel VII der 
Charta angebracht. Zweitens bedarf die Aussage zumindest der Kommentierung, der 
Sicherheitsrat habe sich mit seiner Kurdenresolution vom April 1991 „erstmalig über das 
auch in der UN-Charta verankerte Verbot hinweg[gesetzt], in die inneren Angele-
genheiten eines souveränen Staates einzugreifen" (GF 80). Einmal ist darauf hinzuwei-
sen, dass Maßnahmen nach Kapitel VII nach Art. 2 Ziff. 7 vom Interventionsverbot der 
Charta ausgenommen sind, und zum anderen — und deshalb sind die Ausführungen von 
„Gerechter Friede" insgesamt wichtig — machte der Rat mit dieser Resolution erstmals 
mit der Konstitutionalisierung des Friedens ernst.32  
30  Vgl. dazu Berichte der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht (Anm. 19); ferner Jost Del-
brück, Structural Changes in the International System and its Legal Order: International Law in 
the Era of Globalization, in: Swiss Review of International and European Law (1/2001) 1-36; 
Klaus Dicke, Die Aufgaben der Vereinten Nationen in der Staaten- und Gesellschaftswelt des 
21. Jahrhunderts, in: Matthias Lutz-Bachmann/James Bohmann (Hg.), Weltstaat oder 
Staatenwelt? Für und Wider die Idee einer Weltrepublik, Frankfurt a.M. (2002) 46-64. 
31 Dazu ausführlich Heinrich (Anm. 27). 
32  Hierzu mit weiteren Nachweisen Klaus Dicke, Globales Recht ohne Weltherrschaft. Der Si-
cherheitsrat der Vereinten Nationen als Welt-Gesetzgeber?, Jena (Forum Politicum Jenense 
II) 2002. 
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3. Abschließende Bemerkungen 
In einer vorläufigen Bilanz ist festzuhalten, dass „Gerechter Friede" durchgehend von 
dem Bemühen gekennzeichnet ist, entlang politischer Erfahrungen und Problemlagen der 
jüngeren Vergangenheit das „Leitbild" eines „gerechten Friedens" jenseits der Lehre 
vom gerechten Krieg zu entwickeln. Dabei wird dem modernen Friedensvölkerrecht und 
den Vereinten Nationen in erfreulicher Breite Aufmerksamkeit gewidmet. Die tragende 
Leitidee ist jedoch durchgehend eine theologisch begründete Option der Gewaltfreiheit. 
Die Vermittlung mit einem das moderne Völkerrecht tragenden weltbürgerlichen Frei-
heitsethos gelingt dem Bischofswort freilich nur sehr bedingt. Es bleibt zu hoffen, dass 
nach dem Aufbruch mit „Gerechtigkeit schafft Frieden" von 1983 über das eher mit 
„gewaltfreier Friede" zu überschreibende Papier von 2000 der Weg zu einem den politi-
schen Vernunftfrieden der Freiheit in seinem Recht vollständig anerkennenden Konzept 
des gerechten Friedens weiter gegangen wird. 
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Weltgemeinwohl oder internationale Gerechtigkeit 
Eine Analyse von „Gerechter Friede" im Spiegel zeitgenössischer 
Moraltheorien internationaler Beziehungen 
Am 27. September 2000 hatte die Deutsche Bischofskonferenz ihr neues Hirtenwort zur 
Friedensthematik vorgestellt. Angesichts der Veränderungen der weltpolitischen Land-
karte wie der friedenspolitischen Herausforderungen musste das alte bischöfliche Schrei-
ben „Gerechtigkeit schafft Frieden" mit der starken Fokussierung auf die Frage nach der 
Legitimität nuklearer Abschreckung im Ost-West-Konflikt fortentwickelt werden. Das 
von wissenschaftlicher wie politischer Seite hoch anerkannte Bischofswort versucht 
nunmehr eine christlich-ethisch begründete Neuorientierung der Friedenspolitik zu ge-
ben, die mit dem Titel „Gerechter Friede" programmatisch zum Ausdruck gebracht wird. 
Schon beim ersten Blick auf beide Überschriften der Hirtenworte fällt auf, dass „Pax" 
und „Justitia" ein nahezu symbiotisches Verhältnis eingehen. Sie wollen nachhaltig an 
die biblischen Quellen wie an die christliche Tradition erinnern, dass die Stiftung des 
Friedens notwendig an die Realisierung der Gerechtigkeit gebunden bleibt. „Gerechter 
Friede" skizziert aber nicht mehr wie „Gerechtigkeit schafft Frieden" allein den bibli-
schen Gedanken der Gerechtigkeit, sondern konturiert recht scharf die Konzeption einer 
internationalen Gerechtigkeit.' Bei der Lektüre des Textes entdeckt der Leser jedoch, 
dass zur Rechtfertigung globaler Verhältnisse nicht allein das Prinzip der Gerechtigkeit, 
sondern auch das Prinzip des Gemeinwohls herangezogen wird. Die beiden Begriffe 
gelten in der Moralphilosophie jedoch als zentrale Kategorien unterschiedlicher, mit-
einander kaum zu vereinbarender Traditionen. 
Daher möchte die Arbeit die Verwendung der beiden unterschiedlichen Prinzipien 
„Weltgemeinwohl"2  und „internationale Gerechtigkeit" im Spiegel zeitgenössischer Mo-
raltheorien internationaler Beziehungen analysieren, wobei die Charakterisierung der 
bischöflichen Konzeption im Wesentlichen durch Abgrenzung von anderen ethischen 
Positionen erfolgen soll. Im ersten Teil wird das „Weltgemeinwohl" zum einen von einer 
utilitaristischen Deutung, zum anderen von einer ontologischen Interpretation unter-
schieden, im zweiten Teil die „internationale Gerechtigkeit" sowohl gegen kosmopoli-
tisch skeptische als auch gegen ermäßigte universalistische Konzeptionen konturiert. 
Der Frage, ob der Begriff der „transnationalen Gerechtigkeit" nicht besser das Anliegen von 
„Gerechter Friede" charakterisiert hätte, weil der normative Bezugsrahmen von „interna-
tionaler Gerechtigkeit" sich eigentlich auf die Regulierung der Beziehungen zwischen Staaten 
beschränkt und die Verhältnisse zwischen allen Menschen auf der Welt keiner Rechtfertigung 
unterzieht, soll hier nicht nachgegangen werden. Vgl. hierzu die instruktive Auseinander-
setzung mit den Begriffen „internationaler", „globaler" und „transnationaler Gerechtigkeit" 
von: Rainer Forst, Zu einer kritischen Theorie transnationaler Gerechtigkeit, in: Reinhold 
Schmücker/Ulrich Steinvorth (Hg.), Gerechtigkeit und Politik. Philosophische Perspektiven, 
in: Deutsche Zeitschrift für Philosophie. Sonderband 3, Berlin (2002) 215-232. 
2 
 
Die Begrifflichkeit variiert zwischen „übernationalem Gemeinwohl" (GF 61), „Weltgemein- 
wohl" (GF 62 [Stichwort am Rand], 64) und „weltweit verstandenem Gemeinwohl" (GF 92). 
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Beide Ergebnisse werden sodann einer kritischen Sichtung unterzogen und auf ihre 
Kompatibilität überprüft. Zum Abschluss wird eine Konzentration der Gerechtigkeit in 
den internationalen Beziehungen auf den Gedanken der Distribution problematisiert. 
I. Weltgemeinwohl 
Der Begriff des „Gemeinwohls" spielt in der klassischen katholischen Sozialethik eine 
zentrale Rolle.3  Als Sozialprinzip wird er gegen partikulare Einzel- wie Gruppeninteres-
sen ins Feld geführt. Er dient nicht der moralischen Diskreditierung von menschlichen 
Interessen überhaupt. Zum menschlichen Lebensvollzug gehört es, Interessen zu haben, 
sich für etwas zu interessieren, wobei das Interessante von materiellen über soziale bis 
hin zu religiös-kulturellen Gütern reicht. Bei der Verfolgung von eigenen Absichten, zur 
Realisierung selbst gesetzter Ziele und ausgewählter Zwecke kommt es unter den Men-
schen aber nicht nur zur sinnvollen Kooperation wegen ähnlicher oder einander ergän-
zender Interessen. Oftmals konkurrieren die Interessen bei unterschiedlichen Lebensplä-
nen um knappe materielle Ressourcen sowie soziale Positionen und weiten sich zu Kon-
flikten aus. Schon bei Interessenidentität bedarf es politischer Koordination. Interessen-
konflikte aber verlangen nach politischer Regelung. Das Gemeinwohlprinzip bildet dann 
das normative Kriterium, um die Interessenkonflikte in einer gemeinsamen staatlichen 
Ordnung moralverträglich zu regulieren.4  Entsprechend mahnt das neue Hirtenwort „Ge-
rechter Friede": „Fehlt die Orientierung am Gemeinwohl, dann fehlt der Politik der mo-
ralische Maßstab, an dem sie sich kritisch zu überprüfen hat" (GF 61). 
Traditionell werden allein der Staat und die nationalen gesellschaftlichen Akteure auf das 
Gemeinwohl verpflichtet.5  Durch den „bislang von wirtschaftlichen und technischen 
Faktoren bestimmten Prozess der Globalisierung" (GF 177), der die politischen Rege-
lungskompetenzen von Einzelstaaten selbst hinsichtlich ihrer nationalen Gestaltungsauf-
gaben begrenzt, wird für „Gerechter Friede" die „Sorge um das Gemeinwohl zunehmend 
zu einer übernationalen, weltweiten Aufgabe" (GF 62). 
Nun zielt „Gerechter Friede" nicht in erster Linie auf die Regulierung divergierender 
gesellschaftlicher Interessenlagen, sondern vor allem auf die Pazifizierung internationaler 
Konflikte. Beim Wechsel von der inner- zur zwischenstaatlichen Ebene wird die 
normative Richtschnur des Gemeinwohls global zum „Weltgemeinwohl" ausgeweitet.6  
Dieses universal gültige Prinzip bildet den Maßstab einer Weltfriedensordnung, die na-
tionalstaatliche Interessen in moralischer Perspektive begrenzt. Im Rückgriff auf das 
Friedenswort der Kommission der Bischofskonferenzen der Europäischen Union (März 
3 Vgl. Oswald von Nell-Breuning, Gerechtigkeit und Freiheit, Wien (1980) 36. 
4 Das eigene partikulare Interesse, das die Interessen anderer gemäß einer gemeinsam an-
erkannten Ordnung berücksichtigt, wird im Allgemeinen wohlverstandenes Interesse genannt. 
Vgl. Bernhard Sutor, Das Gemeinwohl in der Krise? Politische Irritationen und Reformbedarf, 
in: Kirche und Gesellschaft. Nr. 247, Katholischen Sozialwissenschaftlichen Zentralstelle 
Mönchengladbach (Hg.), Köln (1998), 6f. 
5 Vgl.: Johannes Messner, Das Gemeinwohl. Idee, Wirklichkeit, Aufgaben, Osnabrück (21968) 
145ff. 
6 Am Ende erfolgt auch noch eine intergenerationelle Ausweitung des Gemeinwohlbegriffs. 
Denn aufgrund von „Langzeitwirkungen bestimmter Technologien (...) [muss] auch das Wohl 
künftiger Generationen berücksichtigt werden" (GF 62) 
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1 999, 21) ist „Gerechter Friede" der Auffassung, dass erst „die Perspektive eines über-
nationalen Gemeinwohls" erkennen lasse, „,wo nationalstaatliche Interessenverfolgung 
ihre Legitimität einbüßt, weil sie elementare Rechte und Interessen anderer verletzt —
(GF 61).7  
Wenn aber die normative Kategorie „Weltgemeinwohl" als analoge Übersetzung des 
sozialethischen Prinzips „Gemeinwohl" für die internationalen Beziehungen universale 
Gültigkeit beanspruchen will, dann muss sie auch global zustimmungsfähig bestimmt 
werden.8  Nun ist schon das Gemeinwohl keineswegs ein „Zentralbegriff jeder Sozial-
philosophie"9. Es ist aber auch nicht einfach nur das „Kennzeichen für den innerhalb 
moderner Diskurse marginalen Sonderdiskurs der katholischen Sozialethik"I°. Denn die 
wirkungsmächtigste Ethik des Gemeinwohls ist der Utilitarismus, der vor allem im eng-
lischsprachigen Raum eine bedeutende Rollelf spielt, aber auch in Deutschland vertreten 
ist.12  Doch gegenüber der Verwendung des Gemeinwohlprinzips innerhalb der katholi-
schen Sozialethik werden im moralphilosophischen Diskurs spezielle Vorbehalte formu-
liert. Zum einen wird immer wieder dessen inhaltliche Unklarheit, zumindest aber völlige 
Unterbestimmung geltend gemacht. Denn es lasse sich nicht a priori sagen, was unter 
diesen Begriff alles subsumiert werden muss. Zum anderen wird die pluralitäts-feindliche 
Ausrichtung des Begriffs kritisiert.I3  Denn der Begriff „Gemeinwohl" verdecke die 
Differenz von Gesellschaft und Gemeinschaft, die Tatsache, dass die Gesellschaft kein 
homogenes Gebilde ist. Die antik-mittelalterliche Herkunft des Begriffs verstärkt noch 
den Verdacht.I4  Denn sowohl die antike „Polis" als auch die mittelalterliche „Civitas" 
stellten eine alle Sozialbeziehungen durchdringende Lebensordnung dar, die das 
tugendhafte Leben ihrer Glieder ermöglichen sollte. „Polis" und „Civitas" waren weder 
7 Auch Papst Johannes Paul II. fordert in seiner Enzyklika „Sollicitudo rei socialis", dass der 
Maßstab des Gemeinwohls „analogerweise auf die internationalen Beziehungen angewandt" 
(SRS 39) werden müsse. Erstmalig aber hatte Papst Johannes XXIII. in seiner Enzyklika 
„Mater et Magistra" den nationalen Rahmen gesprengt und sich dem Gedanken eines „Welt-
gemeinwohls" genähert, wenn er die Wahrung des eigenen Gemeinwohls mit der Forderung 
des Wohls anderer Länder untrennbar verknüpft (vgl. MM 200-202). 
8  Der katholische Sozialethiker Reinhard Marx erhebt eine dem Inhalt nach ähnliche Forderung 
für die Ausformulierung des Prinzips „Weltgemeinwohl". Ders., Weltgemeinwohl als so-
zialethische Kategorie. Anmerkungen zum weltweiten Horizont der katholischen Soziallehre, 
in: Stimmen der Zeit 212 (1994) 37. 
9 So Walter Kerber, Art. Gemeinwohl, in: Lexikon für Theologie und Kirche. Band 4, Freiburg 
i.Br. (1995) 439. 
io So Walter Lesch, Gesellschaft — Gemeinschaft — Gemeinwohl. Sozialethische Anmerkungen 
zum Kommunitarismus. Frankfurter Arbeitspapiere zur gesellschaftsethischen und sozial-
wissenschaftlichen Forschung Bd. 4, Frankfurt a.M. (1993) 4. 
Neben den klassischen Utilitaristen Jeremy Bentham, John St. Mill und Henry Sidgwick gilt 
heute Richard M. Hare als einflussreichster Vertreter. In deutscher Sprache erschienen: Die 
Sprache der Moral, Frankfurt a.M. (1983); Moralisches Denken: seine Ebenen, seine Methode, 
sein Witz, Frankfurt a.M. (1992). 
12 Vgl. Norbert Hoerster, Utilitaristische Ethik und Verallgemeinerung, Freiburg/München 
(1971). 
13 So beklagt etwa Walter Lesch, die wegen des „in der kirchlichen Tradition tief verankerten 
Misstrauens vor jeder Art von ‚Selbstverwirklichung', individueller Entfaltung und kritischer 
Distanz gegenüber Autoritäten" repressive Instrumentalisierung des Begriffs in der katho-
lischen Soziallehre, die bis heute das Gemeinwohlpostulat belastet. Ders., a.a.O., 4. 
14 Der lateinische Terminus „bonum commune" wird erstmals von Seneca verwendet. Seneca, De 
otio 1 (28) 4. 
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Staat noch Gesellschaft im Verständnis der Neuzeit, sondern eine Gemeinschaft um des 
guten Lebens aller „Bürger" willen. In diesem Sinne war Gemeinwohl als Inbegriff einer 
gemeinsam geteilten Lebensordnung auch leichter bestimmbar.15  Unter den modernen 
Bedingungen pluraler Gesellschaften und demokratisch verfasster Staaten aber, so der 
Vorwurf, sei die Beanspruchung eines überzeitlich gültigen Ordnungsideals „nichts 
anderes als der Versuch, einen Entwurf des Guten allgemeinverbindlich festzulegen" und 
der Allgemeinheit „damit letztlich vorzuschreiben, worin sie ihr Wohl, ihre Erfüllung zu 
suchen habe"16. 
„Gerechter Friede" dokumentiert sein Wissen um diese Einwände, wenn es einleitend 
dem möglichen Vorwurf einer unkritischen Verwendung des Gemeinwohlprinzips vor-
zubeugen versucht: „Gegen den Begriff des ‚Gemeinwohls' wird immer wieder geltend 
gemacht, er tauge nicht für die praktische Politik. Denn niemand wisse genau, was er 
eigentlich meint und wer seinen Inhalt festlegt. Es handele sich daher um eine Leerfor-
mel, die zum ideologischen Missbrauch einlade" (GF 62). Dennoch will „Gerechter 
Friede" an der herkömmlichen Begrifflichkeit auch im Blick auf zwischenstaatliche Be-
ziehungen festhalten: „Demgegenüber halten wir den Begriff gerade für das Verständnis 
zukunftsfähiger internationaler Politik für unverzichtbar" (GF 62). Den Vorbehalten will 
es durch die Abwehr utilitaristischer Interpretationen und ontologischer Konnotationen 
begegnen. Damit würde sich „Gerechter Friede" aber nicht nur explizit von nutzentheo-
retischen Überlegungen distanzieren, sondern auch implizit von bestimmten Überzeu-
gungen des eigenen traditionellen Gehalts. 
1.1 Wider eine utilitaristische Deutung 
Zunächst weist „Gerechter Friede" eine utilitaristische Deutung des Gemeinwohlbegriffs 
scharf zurück: „Wir verstehen darunter nicht das größtmögliche Glück für die größtmög-
liche Zahl von Menschen" (GF 62). Die Kritik richtet sich an der Formel des englischen 
Philosophen Jeremy Bentham aus, kann aber auch als Distanzierung von allen utilitaristi-
schen Spielarten verstanden werden. Nun hätte die Begründung einer solchen Ablehnung 
ruhig eindeutiger ausfallen können. Denn es handelt sich hierbei nicht nur um die Diffe-
renz zwischen einem „quantitativen" und einem „qualitativen" Begriff (GF 62), sondern 
um eine ganz andere Rationalität, die das Prinzip des Nutzens (Glück oder Wohlergehen) 
zum Maßstab richtigen Handelns erhebt. Gegen eine „feindliche Übernahme" der prakti-
schen Vernunft durch die ökonomische Logik der Zweckrationalität muss jedoch Ein-
spruch erhoben werden.t 7  Denn eine Logik, die alles der Produktion von Nutzen unter-
wirft, erlaubt, unter rationalen Entscheidungsregeln wie der Effizienz, die Vorteile der 
einen mit den Nachteilen der anderen zu vergleichen, die Freude der einen mit dem Leid 
15 Vgl. Bernhard Sutor, a.a.O., 9. 
16 Bernhard Emunds, Das naturrechtliche Schneckenhaus. Kritik der Katholischen Soziallehre am 
Beispiel des Ansatzes von Lothar Roos, Düsseldorf (1993) 48. 
17 Zur Bestimmung des Geltungsbereiches auch von zweckrationalen Überlegungen innerhalb der 
praktischen Vernunft vgl. Jürgen Habermas, Erläuterungen zur Diskursethik, Frankfurt a.M. 
(1991) 101f. Vgl. hierzu auch meine Überlegungen in: Matthias Gillner, Praktische Vernunft 
und militärische Professionalität, Bremen (2002) 12f. 
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der anderen zu verrechnen. Sie duldet am Ende gar, das Leben der einen für den Nutzen 
der anderen zu gebrauchen.I8  
Zurückgewiesen wird jedoch nicht allein eine Strömung innerhalb der angelsächsischen 
Philosophie, sondern auch das — in modifizierter Form — in die katholische Sozialethik 
eingedrungene utilitaristische Gedankengut. So knüpft etwa Valentin Zsifkovits „korri-
gierend und ergänzend" an den Utilitarismus an, wenn er die „material inhaltliche Kom-
ponente des Gemeinwohls" bestimmt: „Das Gemeinwohl ist das größte Glück aller ein-
zelnen eines Sozialgebildes in Gegenwart und Zukunft mit vorrangiger Beachtung vitaler 
Lebensbedürfnisse für alle sowie mit besonderer Beachtung der Realisierungsbedingun-
gen beider Anliegen."I9  Zur Bestimmung eines weltweit gültigen normativen Prinzips 
wird diese Definition von ihm einfach global ausgeweitet: „Das Weltgemeinwohl ist 
demnach das größte Glück aller einzelnen der Weltgesellschaft in Gegenwart und Zu-
kunft mit vorrangiger Beachtung vitaler Lebensbedürfnisse für alle sowie mit besonderer 
Beachtung der Realisierungsbedingungen beider Anliegen."20 
 
Eine solche Konzeption des Weltgemeinwohls leidet aber sowohl an inhaltlichen Prob-
lemen als auch an methodologischen Defiziten. Nun ist es unter pragmatischem Ge-
sichtspunkt schon fast unmöglich, das nationale Gemeinwohl durch Vergleichs- und 
Abwägungsunternehmen berechnen zu können. Als völlig irreal erscheint dann ein 
Unterfangen, das durch Komparatistik das Weltgemeinwohl kalkulieren will. Zudem 
stellt sich die Frage, woher denn die universell gültigen Maßstäbe zur Berechnung kom-
men sollen. Glück und Wohlergehen entziehen sich jedem Vergleich, da deren inhaltli-
che Bestimmung nicht unabhängig von subjektiven Gewichtungen und objektiv gegebe-
nen soziokulturellen Kontexten erfolgen kann. 
Die Theorie von Zsifkovits bleibt auch unter methodologischer Hinsicht fragwürdig, 
denn sie beachtet nicht die für eine Ethik internationaler Beziehungen inzwischen übliche 
Zweistufigkeit des Verfahrens zur Ermittlung normativer Prinzipien.2 I Sie übergeht die 
normative Eigenständigkeit von Staaten — Staaten werden nicht als analoge moralische 
Subjekte gedacht — und entwirft direkt ohne zwischenstaatliche Ebene eine globale 
Ordnung. Eine Ethik internationaler Beziehungen kommt aber nicht umhin, moralisch 
begründete Prinzipien zwischenstaatlichen Verhaltens aufzustellen. 
1.2 Gegen eine ontologische Interpretation 
In einem zweiten Schritt will „Gerechter Friede" eine ontologische Konnotation des Ge-
meinwohls vermeiden, indem es den Begriff rein formal bestimmt als „die Gesamtheit 
jener gesellschaftlichen Bedingungen, die einer Person ein menschenwürdiges Leben 
ermöglichen" (GF 62).22  Mit dieser eindeutigen Formulierung beendet „Gerechter 
18 
 Bei einer solchen Logik gibt es eben keine genuine Anerkennung der Menschenrechte. Selbst 
die Institution der Sklaverei, so der Verdacht von Otfried Hoffe, wäre durchaus recht-
fertigungsfähig. Ders., Demokratie im Zeitalter der Globalisierung, München (2000) 43. 
19 Valentin Zsifkovits, Wege zur Verwirklichung des internationalen Gemeinwohls, in: Klose, 
Alfred u.a. (Hg.), Ordnung im sozialen Wandel. FS für Johannes Messner, Berlin (1976) 591f. 
20 Valentin Zsifkovits, a.a.O., 592. 
21 Vgl. etwa: Otfried Hoffe, Demokratie im Zeitalter der Globalisierung, München (1999); John 
Rawls, Das Recht der Völker, Berlin (2002). 
22 
„Gerechter Friede" macht die formale Deutung besonders deutlich, wenn es neben „allen 
gesellschaftlichen Akteuren, den Kräften der Zivilgesellschaft ebenso wie denen des Marktes" 
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Friede" einen Prozess der Entwicklung der Katholischen Sozialehre, sich von inhaltli-
chen Vorschreibungen dessen zu lösen, was unter den Zwecken und Zielen des Gemein-
wohls zu verstehen sei. Sie übernimmt wohl daher auch nicht die noch missverständliche 
Interpretation des II. Vatikanischen Konzils, das Gemeinwohl charakterisiert als „die 
Gesamtheit jener Bedingungen des gesellschaftlichen Lebens, die sowohl den Gruppen 
als auch deren einzelnen Gliedern ein volleres und leichteres Erreichen der eigenen 
Vollendung ermöglichen" (GS 26).23  Denn mit dem Begriff der „eigenen Vollendung" 
des Menschen werden noch metaphysische Annahmen mittransportiert, welche die For-
mulierung „menschenwürdiges Leben" vermeidet.24  
Aber bereits das II. Vatikanische Konzil hatte sich von dem aristotelisch-thomistischen 
Gemeinwohlverständnis25  der neuscholastisch geprägten katholischen Soziallehre verab-
schiedet, das eine ontologische Wirklichkeit des Gemeinwohls behauptet26  und diesem 
den Primat vor dem Eigenwohl eingeräumt hatte.27  In der neueren katholischen Sozial-
ethik wird daher auch begrifflich das „Gemeinwohl" vom „Gemeingut" getrennt, d.h. der 
„organisatorische Wert" vom „materialen Wertinhalt" des „bonum commune" abgeson- 
vor allem den Staat verpflichtet, „Rahmenbedingungen für ein menschenwürdiges Miteinander 
zu schaffen und für deren Einhaltung Sorge zu tragen" (GF 62). 
23 GS ist das Kürzel für die Pastorale Konstitution über die Kirche in der Welt von heute „Gau-
dium et spes" des II. Vatikanischen Konzils. Vgl. auch GS 74. 
24 Insofern erscheint die Interpretation der Aussagen des II. Vatikanischen Konzils zum Ge-
meinwohl von Walter Kerber als überaus wohlwollend: „Dieser Zustand wird definiert im 
Hinblick auf die Möglichkeiten, die er den Individuen und Untergruppen einer Gesellschaft 
verschafft, ihre personalen Ziele zu erreichen." Denn „personale Ziele" berücksichtigen viel 
stärker den subjektiven Charakter des Lebensentwurfes als der Begriff „eigene Vollendung". 
Ders., a.a.O., 857f. Vgl. auch Reinhard Marx, a.a.O., 37. 
25 Es handelt sich hier um eine metaphysische und theologische Überhöhung des aristotelischen 
Grundsatzes der Vorrangigkeit des Ganzen vor dem Teil: „So ist der Natur nach die Polis vor 
dem I laus und jedem von uns. Denn das Ganze ist seiner Natur nach vor dem Teil." (Pol 1253 
a 18-20). 
Thomas von Aquin: „Wenn schließlich Gott als das allgemeinste Ziel und damit als das bonum 
commune aller Geschöpfe aufgefasst wird (Summa contra gentiles 189), strebt alle Kreatur 
gemäß ihrer natürlichen Ausrichtung nach Gott als dem und ihrem bonum commune. Durch 
Partizipation nimmt sie an der göttlichen Vollkommenheit teil, das Einzelne empfängt und 
profitiert vom Vollkommenen und Ganzen. In der von Gott gewollten Vollkommenheit des 
Ganzen ist das Wohl des Einzelnen fundiert und auch seine moralische Verpflichtung; im 
Entscheidungsfall verpflichtet das universalere Gut (STh 11-11, 58, 6)." Red.: Art.: Ge-
meinwohl, in: Historisches Wörterbuch der Philosophie. Band 3, Joachim Ritter (Hg.) Basel 
(1974) 249. 
26 „Man beachte: wir stehen bei der Untersuchung der metaphysischen Natur und der onto-
logischen Wirklichkeit des Gemeinwohls, also bei der Untersuchung der Seinsordnung." Jo-
hannes Messner, Das Naturrecht, Innsbruck/Wien/München (51966) 195. 
27 „Das Einzelwohl des Menschen ist (...) seelisch, geistig, sittlich, religiös, wirtschaftlich, sozial 
ganz und gar durch seine gesellschaftliche Verbundenheit und durch das Teilhaben am Ge-
meinwohl bedingt: Das einzelmenschliche Wohl, nämlich das, was wir die vollmenschliche 
Existenz nannten, besteht demnach ontologisch und metaphysisch als Teil des Wohles des ge-
sellschaftlichen Ganzen als solchem. Das Gemeinwohl ist somit nicht eine Wirklichkeit, ge-
bildet durch die Summierung des von den Gesellschaftsgliedern aus eigenem erreichten 
Eigenwohls, sondern ermöglicht vielmehr erst das Eigenwohl der Gesellschaftsglieder. Es ist 
gemessen an dem, was die Einzelnen für sich erreichen könnten, eine neue Wirklichkeit. Wie 
die Gesellschaft selbst, so besitzt das Gemeinwohl ein überindividuelles und überdauerndes 
eigenes Sein." Johannes Messner, a.a.O., 193. 
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dert, und nur noch für das „Gemeinwohl" die gesellschaftliche Autorität behauptet.28  
Damit legt der Begriff keineswegs mehr inhaltlich die Werte des sozialen Lebens fest, 
sondern steht für den „Inbegriff alles dessen, was an Voraussetzungen, Vorbedingungen 
oder Veranstaltungen in einem Gemeinwesen verwirklicht sein muss"29, um die perso-
nale Entfaltung der Menschen in ihren gesellschaftlichen Beziehungen zu ermöglichen. 
Auch bei der Bestimmung des Weltgemeinwohls vermeidet „Gerechter Friede" bewusst 
traditionelle Formulierungen der katholischen Soziallehre, in der es als „friedvolle Ent-
wicklung der Völkerfamilie zur Fülle der menschlichen Werte" inhaltlich festgelegt wird. 
Vielmehr verwendet es den Begriff nur in formalen Zusammenhängen: Einmal wird es 
als moralischer Maßstab zur Begrenzung nationaler Interessenverfolgung gebraucht (GF 
61), ein anderes Mal mit der Forderung nach einer internationalen Rechtsordnung mit 
durchsetzungsfähigen Strukturen verknüpft (GF 64), wieder ein anderes Mal mit 
strukturellem und institutionellem Ausschluss von Völkern bei der allgemeinen Ent-
wicklung als nicht vereinbar erklärt (GF 92). 
Mit dieser formalen Bestimmung des Weltgemeinwohls als internationalem Ordnungs-
rahmen, der nicht nur der Person menschenwürdiges Leben, sondern auch den Völkern 
Entwicklung ermöglicht, dehnt „Gerechter Friede" das Gemeinwohlprinzip nicht einfach 
global aus, indem es nur die politische Gemeinschaft vergrößert,30  sondern erkennt die 
ordnungspolitische Zweistufigkeit an, die auf der internationalen Ebene das Recht der 
Staaten umfasst (GF 64, 92). 
1.3 Kritik 
Doch auch mit einer rein formalen und zudem zweistufigen Bestimmung des Gemein-
wohls, die im Blick auf das Faktum weltanschaulich pluraler Gesellschaften darauf ver-
zichtet, inhaltlich ein Ordnungsideal vorzulegen, das für alle das Wohl verbindlich fest-
legt,31  und nur die Möglichkeitsbedingungen für die Entfaltung von Personen und die 
Entwicklung von Völkern formuliert, können vorhandene Ungleichheiten im staatlichen 
wie im internationalen System nicht kritisch in den Blick genommen werden. Denn we-
der Wohlstandsunterschiede innerhalb der Gesellschaft noch Entwicklungsdifferenzen 
28 „Demgegenüber wird unter ‚Gemeinwohl` i.e.S. die richtige Verfasstheit eines Sozialgebildes 
im Hinblick auf die Verwirklichung des Gemeingutes verstanden. Gemeinwohl ist also im 
Gegensatz zum ‚Gemeingut' kein materialer Wertinhalt, der die Menschen als Personen un-
mittelbar bereichern würde, sondern die Möglichkeitsbedingung dafür, dass die einzelnen Per-
sonen zusammen am Gemeingut teilnehmen. Dieses Gemeinwohl als organisatorischen Wert 
sicherzustellen, ist die eigentliche Aufgabe der gesellschaftlichen Autorität, während das Ge-
meingut nicht unmittelbar durch administrative Maßnahmen verwirklicht werden kann." 
Walter Kerber, a.a.O., 858. Vgl. auch Oswald von Nell Breuning/Hermann Sacher (Hg.), 
Wörterbuch der Politik, Heft 1: Zur christlichen Gesellschaftslehre, Freiburg (21954) 51ff; Jo-
seph Höffner, Christliche Gesellschaftslehre, Kevelaer (1962) 44. 
29 Oswald von Nell Breuning/Hermann Sacher (Hg.), a.a.O., 55. 
30 Vgl. die scharfe Kritik von Wolfgang Kersting an dem staatlich entschränkten Kosmopolitis-
mus von Charles Beitz, in: Ders.: Weltfriedensordnung und globale Verteilungsgerechtigkeit, 
in: Reinhard Merkel/Roland Wittmann, „Zum ewigen Frieden". Grundlagen, Aktualität und 
Aussichten einer Idee von Immanuel Kant, Frankfurt a.M. (1996) 191-206. 
31 Vgl. noch die Kritik von Bernhard Emunds an der katholischen Sozialethik von Lothar Roos. 
Ders., a.a.O., 48. 
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zwischen den Völkern sind als solche schon gemeinwohlwidrig.32  Erst mit dem Begriff 
der „Gerechtigkeit" wird der normative Maßstab formuliert, anhand dessen Ungleich-
verteilungen auf beiden Ebenen beurteilt werden können. Des Weiteren ermöglicht diese 
Option, die dem Gemeinwohl fehlende Unterscheidung zwischen Gerechtigkeit und 
Barmherzigkeit wieder aufzunehmen.33  
Da „Gerechter Friede" an einigen Stellen die Auffassung vertritt, dass es ohne funda-
mentale Wertorientierungen schwer fallen wird, „die vielfältigen Einzelinteressen einzu-
ordnen und die ihnen zugrunde liegenden Ansprüche recht zu würdigen und notfalls zu 
begrenzen" (GF 69,34  schützt die Wahl dieses normativen Kriteriums zudem vor jenen 
Interpreten, die den zur Begrenzung von Einzelinteressen uneindeutigen Rückgriff auf 
gesellschaftlich konsensuale Wertorientierungen ganz im Sinne traditionaler Wertege-
meinschaften gedeutet haben möchten. Denn solche Formulierungen laufen stets Gefahr, 
von längst überwunden geglaubten „differenzfeindlichen Einheits- und Gemeinschafts-
vorstellungen"35  vereinnahmt zu werden. 
Insofern erscheint es sinnvoll, zwischen den beiden normativen Leitbegriffen „Gemein-
wohl" und „Gerechtigkeit" der Gerechtigkeit den Vorzug zu geben.36  Denn soziale und 
internationale Gerechtigkeit können — ohne Verlust der normativen Basisintentionen, die 
dem Gemeinwohlverständnis zu Grunde liegen — den normativen Herausforderungen 
nationaler wie internationaler Ungleichheiten besser begegnen und sie gegebenenfalls als 
nicht rechtfertigungsfähig zurückweisen. 
Eine bleibende Bedeutung kann dem Begriff „Gemeinwohl" vor allem in einer polemi-
schen Funktion beigemessen werden, wenn er kritisch gegen partikulares Wohl, d.h. 
gegen Individual-, Gruppen-, Verbands- oder Parteiinteressen in Stellung gebracht wird. 
Entsprechend verwendet auch „Gerechter Friede" diesen Begriff beim Appell für eine 
„gelingende Demokratie": „Gefragt sind nicht nur die Bindung an das Recht und der 
Respekt gegenüber Mehrheitsentscheidungen, sondern auch die Ausrichtung am Ge-
meinwohl und das ehrliche Interesse an einem friedlichen und gerechten Interessenaus-
gleich. Ist die Perspektive von Bevölkerung und Politik nationalistisch oder ethno-
zentristisch verengt, so dass sie nur den Nutzen bestimmter Gruppen im Auge haben, 
geht die Demokratie im Eigeninteresse unter" (GF 84). Ob der Begriff „Weltgemein- 
32 Vgl. auch die Einschätzung von Hans Zwiefelhofer, Der Beitrag der Soziallehren der Kirchen 
zum Aufbau einer neuen Weltwirtschaftsordnung, in: Handbuch der christlichen Ethik. Band 3: 
Wege ethischer Praxis, Anselm Hertz u.a. (Hg.), Freiburg i.Br. (1982) 355. 
33 Denn innerhalb der Sozialmoral beinhaltet Gerechtigkeit den Bereich, deren Anerkennung die 
Menschen einander schulden. Die Barmherzigkeit, die sich in der Nächstenliebe ausdrückt, 
bleibt zwar auch ein moralisches Gebot, setzt aber erst jenseits des Geschuldeten an. Dies ent-
spricht auch unseren fundamentalen moralischen Gefühlen, die mit Enttäuschung bei Ver-
stößen gegen Gebote der Nächstenliebe, aber mit Empörung bei der Missachtung von Geboten 
der Gerechtigkeit reagieren. 
34  Ähnliches gilt für den internationalen Bereich. Auch hier sollen fundamentale Wertorientie-
rungen dem entgegenwirken, dass „Nationalstaaten immer wieder dazu [neigen], sich mehr 
oder minder ausschließlich und kurzsichtig an den eigenen Interessen zu orientieren" (GF 61). 
35 Den Begriff entnehme ich dem Aufsatz von Klaus Ebeling, Wieviel Wertedissens verlangt die 
Innere Führung, in: Wilfried Gerhard (Hg.), Innere Führung — Dekonstruktion und Rekonstruk-
tion, Bremen (2002) 60. 
36 Insofern reicht es angesichts der neuen Herausforderungen, vor denen die Soziallehre der 
Kirche steht, nicht, lediglich „in ihren alten Begriffsrahmen neue Aspekte und neue Argu-
mentationsfiguren einzubauen." Reinhard Marx, a.a.O., 37. 
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wohl" eine ähnliche Bedeutung einmal gewinnen kann, um ungerechtfertigte national-
staatliche Interessen in politischen Auseinandersetzungen zurückzuweisen, darf ernsthaft 
bezweifelt werden. 
2. Internationale Gerechtigkeit 
Nun will das Hirtenwort - wie der programmatische Titel bereits verheißt - „das Leitbild 
des gerechten Friedens" (GF 57) in den gesellschaftlichen Diskurs einbringen. Denn die 
Tradition des Alten und Neuen Testamentes bezeuge nachdrücklich „den tiefen und un-
aufhebbaren Zusammenhang zwischen Gerechtigkeit und Frieden" (GF 63). Dieser bibli-
schen Einsicht folgend hatte bereits die pastorale Konstitution des II. Vatikanischen Kon-
zils „Gaudium et spes" zunächst eine rein formale Bestimmung des Friedens abgelehnt 
und die Politikkonzeptionen aus der realistischen Schule zurückgewiesen,37  um anschlie-
ßend unter Bezugnahme auf das Wort des Propheten Jesaja den Frieden inhaltlich als ein 
„Werk der Gerechtigkeit" (Jes 32,17) zu qualifizieren (GS 78). Entsprechend steckt auch 
für „Gerechter Friede" die Welt noch „dann voller Gewalt, wenn es keinen Krieg gibt. 
Verhältnisse fortdauernder schwerer Ungerechtigkeit sind in sich gewaltgeladen und 
gewaltträchtig" (GF 59). Eine solche Lesart des Friedens verlangt von einer gewaltprä-
ventiven Politik vorrangig die Bekämpfung von Ungerechtigkeiten. 
Friedensverhindernde ungerechte Verhältnisse beschränken sich für „Gerechter Friede" 
nicht nur auf den Kontext autonomer politischer Gemeinschaften und Gesellschaften, 
sondern erstrecken sich auch auf die Strukturen internationaler Beziehungen. So könne 
eine am Maßstab der Gerechtigkeit orientierte Reform der „Strukturen von Staat, Gesell-
schaft und Wirtschaft" wesentlich dazu beitragen, ,,,ethnische`, religiöse` oder ‚ideolo-
gische' Konflikte zu beseitigen" (GF 71). Aber ohne die Bekämpfung von massiven Un-
gerechtigkeiten im Verhältnis zwischen den Staaten, ohne die Überwindung der „drama-
tischen Teilung der Welt" (GF 91), bleibe eine „Friedenspolitik, die vom Gedanken der 
Gewaltprävention und der Austrocknung von Gewaltverhältnissen bestimmt ist" (GF 71), 
Makulatur. Für „Gerechter Friede" hat „die Gestaltung der Weltwirtschaftsordnung (...) 
auch eine Friedensrelevanz" (GF 91). 
Wenn aber der Frieden inhaltlich durch inner- und zwischenstaatliche Gerechtigkeit be-
stimmt wird, dann hätte auch auf die missverständliche Kategorie des Weltgemeinwohls 
verzichtet werden können. Denn sie fügt auch kriterial nichts hinzu, was nicht bereits 
durch den Bezug auf die Menschenwürde und den daraus resultierenden Rechten und 
Pflichten sowie den Maßstab der Gerechtigkeit für nationale und internationale Institu-
tionen abgedeckt wird. 
Die Gerechtigkeitsproblematik im Kontext der internationalen Beziehungen konzentriert 
sich in „Gerechter Friede" vor allem auf den beschleunigten ökonomischen Globalisie- 
rungsprozess38, der irreversibel die globalen wirtschaftlichen Verhältnisse in den 
37 „Der Friede besteht nicht darin, dass kein Krieg ist; er lässt sich auch nicht bloß durch das 
Gleichgewicht entgegengesetzter Kräfte sichern; er entspringt ferner nicht dem Machtgebot 
eines Starken" (GS 78). 
38 Daneben bedenkt „Gerechter Friede" auch den weltweiten ökologischen Kontext (GF 960, den 
globalen Kontext von Organisationen und Verträgen (GF 105-107) sowie den erdumspannen-
den Kontext kultureller Produktion, Konsumtion und Kommunikation (GF 90). 
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kommenden Jahrzehnten bestimmen wird.39  Insofern stellt auch für „Gerechter Friede" 
die Globalisierung die epochale Herausforderung dar. Chancen und Risiken sollten dabei 
in der gebotenen „Nüchternheit" beurteilt werden (vgl. GF 90). Entsprechend sollten bei 
der Analyse der bisherigen global zu betrachtenden Auswirkungen die positiven Seiten 
nicht ganz verschwiegen werden: die Verbesserung „materieller Lebensmöglichkeiten 
(...) vor allem in Teilen von Asien und Lateinamerika", die Verringerung der „Mütter-
und Kindersterblichkeit" in armen Ländern sowie das Zurückdrängen von lebensbedroh-
lichen Krankheiten (vgl. GF 88). Sodann streicht „Gerechter Friede" aber die „gravie-
renden negativen Befunde" (GF 89) heraus: Anstieg der Zahl der „absolut Armen" auf 
mehr als eine Milliarde Menschen, Zunahme der Diskrepanz zwischen armen und reichen 
Staaten sowie die Verfestigung des Teufelskreises der Unterentwicklung in vielen 
Ländern der „Dritten Welt". 
2.1 Wider einen kosmopolitischen Skeptizismus 
Angesichts der „wenig ermutigenden Verteilungswirkungen der Globalisierung" (GF 90), 
die vor allem „die klassischen Industriestaaten und einige sogenannte Schwellenländer" 
zu Gewinnern macht, den „besonders armen Ländern" aber den Anteil der positiven 
Wirkungen verweigert, sie vielmehr „noch weiter an den Rand der internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen" drängt, kritisiert „Gerechter Friede" recht scharf all jene Positionen, 
die sich den Reflexionen zur Ermittlung von Prinzipien internationaler Gerechtigkeit 
grundsätzlich verweigern. Denn die weltweiten ökonomischen Verflechtungen und Ab-
hängigkeiten sowie die durch technische und institutionelle Potentiale schlechthin un-
vermeidlichen Interventionen lassen den globalen Kontext als Kontext der distributiven 
Gerechtigkeit erscheinen. 
Zunächst wird im Rückgriff auf die Enzyklika „Centesimus Annus" die Ideologie des 
Neoliberalismus („radikale kapitalistische Ideologie" [CA 42]) verurteilt, die sich gene-
rell „der Pflicht (...), für Gerechtigkeit zu sorgen", entzieht, indem sie jedwede Regulie-
rung grenzüberschreitender Ökonomie ablehnt und eine mögliche Problemlösungskom-
petenz „,in einem blinden Glauben der freien Entfaltung der Marktkräfte überlässt` (CA 
42)" (GF 63). Angesichts der jetzt schon zu konstatierenden Folgen „weitreichender 
Entsolidarisierung" und „wachsender Ungerechtigkeit" hält es „Gerechter Friede" 
schlichtweg für „abwegig, auf reine Deregulierung als Allheilmittel zu setzen" (GF 63). 
Sodann aber werden auch jene Positionen zurückgewiesen, welche die Gerechtigkeits-
pflicht innerstaatlich einhegen möchten. Die Kritik gilt zunächst allen Spielarten realisti-
scher Politiktheorien, die normativen Konzeptionen einer Theorie internationaler Bezie-
hungen nicht nur ablehnend gegenüberstehen, sondern sie auch als „dezidiert unklug oder 
irrational zurückweisen"40, weil es im zwischenstaatlich prinzipiell unüberwindbaren 
39 Natürlich ist Globalisierung kein neues Phänomen. Die Internationalisierung der Ökonomie, 
die Öffnung nationaler Volkswirtschaften setzte schon im 18. Jahrhundert ein. Doch mit der 
technologischen Revolution der 80er Jahre vor allem im Bereich der Informationstechnologie 
ist der Globalisierungsprozess in ein qualitativ neues Stadium getreten, in der die nun offenen 
Volkswirtschaften selbst zu Mitspielern eines internationalen Wettbewerbs auf einem Welt-
binnenmarkt geworden sind. 
40 Sonja Laubach-Hintermeier, Kritik des Realismus, in: Christine Chwaszcza/Wolfgang Kersting 
(lig.): Politische Philosophie der internationalen Beziehungen, Frankfurt a.M. (1998) 77. 
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„Naturzustand" (Hobbes) nur um Machterhalt und Machterweiterung gehen könne. 
Darunter fallen auch die „kulturalistisch" bestimmten Varianten, die das realistische 
Paradigma den Veränderungen der „Post-Cold-War-Area" anzupassen versuchen, indem 
sie nunmehr jede Verständigung über basale Gerechtigkeitsgrundsätze zwischen unter-
schiedlichen Kulturen för unmöglich behaupten. Wertvorstellungen seien stets partikular, 
verdankten sich der jeweiligen kulturellen Identität, deren Kernbestand aufgrund der Ein-
zigartigkeit von Religion, Geschichte, Sprache, Gebräuchen, Institutionen invariabel sei 
und sich daher gegenüber missionarischen Anstrengungen anderer Kulturen als resistent 
erweise.4I 
Die Kritik bezieht aber auch solche Kommunitaristen mit ein, für die Gerechtigkeitsfra-
gen notwendig an die „politische Gemeinschaft" rückgebunden bleiben.42  Internationale 
Gerechtigkeit sei deshalb illusorisch, weil moralische Prinzipien derart in einer spezifi-
schen Gemeinschaft verankert seien, dass sie von anderen nicht geteilt würden, eine uni-
verselle Anwendbarkeit ausgeschlossen werden könne. Dies bedeutet für jene Kommuni-
taristen zwar nicht, dass ethische Anteilnahme prinzipiell Grenzen nicht überschreiten 
könne; sie erstrecke sich aber nicht auf das starke Gebot der Schuldigkeit, sondern bleibe 
auf das schwächere Hilfsgebot beschränkt. Im Kontext internationaler Beziehungen lie-
ßen sich keine Forderungen der Gerechtigkeit, lediglich Postulate der Menschenliebe 
formulieren. Zwischen den Staaten, wie zwischen den Bürgern von unterschiedlichen 
Staaten gehe es nicht um moralische Verbindlichkeit, sondern um freiwilliges Erbarmen. 
Insofern gebe es auch kein kollektives „Menschenrecht auf Entwicklung", schuldeten die 
reichen Staaten der OECD-Welt den armen Ländern der „3. Welt" im engeren Sinne 
nichts, müssten die Bürger wohlhabender Länder mit den Verelendeten anderer Staaten 
ihren Reichtum nicht teilen noch politische Institutionen der internationalen Umvertei-
lung akzeptieren. Entwicklungs- und Katastrophenhilfe hätten schlichtweg den Charakter 
von Freiwilligkeit.43  
41 Vgl. etwa die Theorie vom „Clash of Civilisations" von: Samuel Huntington, Kampf der Kul-
turen. Die Neugestaltung der Weltpolitik im 21. Jahrhundert, München/Wien (1996) oder die 
neue „Barbarenideologie" von: Jean-Christophe Rufin., Das Reich und die neuen Barbaren, 
Berlin (1993). 
Zur moralphilosophischen Kritik vgl. auch Sonja Laubach-Hintermeier, a.a.O., 73-95; aus 
politikwissenschaftlicher Sicht u.a.: Ulrich Menzel, Globalisierung versus Fragmentierung, 
Frankfurt a.M. (1998) 70-90. 
42 Alasdair Maclntyre argumentiert für die erforderliche Einbettung jeder ethischen Reflexion in 
eine gemeinschaftliche Tradition, so dass die Grenzen der Gemeinschaft auch die Grenzen der 
Gerechtigkeit bedeuten. Ders., Der Verlust der Tugend. Zur moralischen Krise der Gegenwart, 
Frankfurt a.M. (1995). 
Einen weniger apodiktischen Standpunkt vertritt Michael Walzer, der nicht mehr jede Art von 
Gerechtigkeit, aber immer noch die Distributionsprinzipien von „sozialen Sinngebungen" ab-
hängig sieht. Als „unvermeidbares Resultat eines historischen und kulturellen Partikularismus" 
seien sie pluralistisch, wobei die politische Gemeinschaft den „richtigen Rahmen für dieses 
Unternehmen" abgebe. Ders., Sphären der Gerechtigkeit. Ein Plädoyer für Pluralität und 
Gleichheit, Frankfurt a.M. (1992) I 1ff. 
Vgl. hierzu auch die Kritik von Onora O'Neill, Transnationale Gerechtigkeit, in: Stefan Gose-
path/Georg Lohmann (Hg.), Philosophie der Menschenrechte, Frankfurt a.M. (1998) 197; und 
Wolfgang Kersting, Philosophische Probleme der internationalen Beziehungen, in: Kurt Bay-
ertz (Hg.), Politik und Ethik, Stuttgart (1996) 127f. 
43 Besonders deutlich hat dies Karl Graf Ballestrem ausgedrückt: „Hans schuldet den verhun-
gernden Kindern in Afrika — nicht nur im positiv-rechtlichen Sinne (was evident ist), sondern 
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Doch für „Gerechter Friede" lassen sich Fragen der distributiven Gerechtigkeit heute 
nicht mehr auf den nationalen Kontext „autonomer politischer Gemeinschaften" be-
schränken. „Gerechtigkeit bedeutet (...) mehr als (innerstaatliche) Verteilungs- und 
Chancengerechtigkeit" (GF 64). Wie auch liberale und sozialistische Theorien schreibt 
„Gerechter Friede" der Gerechtigkeit eine universalistische Perspektive und a fortiori 
kosmopolitische Implikationen zu. 
2.2 Wider einen minimalistischen Universalismus 
„Gerechter Friede" verlangt von der internationalen Staatengemeinschaft die politische 
und rechtliche Regulierung der ökonomischen Globalisierung: „Wenn die politische 
Macht der Nationalstaaten im Zeitalter der Globalisierung abnimmt, ist es erforderlich, 
dass auf dem Wege rechtlich verbindlicher internationaler Vereinbarungen eine welt-
weite Rahmenordnung für wirtschaftliches und soziales Handeln geschaffen wird" (GF 
95). 
Mit dieser Forderung weist „Gerechter Friede" auch solche universalistische Konzeptio-
nen einer Ethik internationaler Beziehungen zurück, die sich mit einem minimalistischen 
Menschenrechtsschutz begnügen. Diese Theorien werden nicht nur von liberalistischen 
(libertarian) Autoren vertreten, die bereits die Gerechtigkeit im innerstaatlichen Kontext 
auf die Geltung negativer Freiheitsrechte beschränken und jede Erweiterung um soziale 
Anspruchsrechte ablehnen.« Sie werden auch von jenen liberalen Philosophen formu-
liert, die durchaus Wohlfahrtsrechte im nationalen Rahmen anerkennen, deren Übertra-
gung auf die zwischenstaatliche Ebene aber für unmöglich halten. So entsprechen die von 
John Rawls aufgestellten Prinzipien internationaler Gerechtigkeit nur dem für inner-
staatliche Verhältnisse geforderten ersten Prinzip der rechtlich-politischen Gerechtigkeit: 
Selbstbestimmung, Vertragstreue, rechtliche Gleichstellung, Nicht-Intervention, Selbst-
verteidigung, Menschenrechte, Beschränkung der Kriegsführung und die Hilfspflicht ge-
genüber Völkern, denen die Mittel zur Herstellung einer eigenen Wohlordnung fehlen.45  
auch im moralischen Sinne — streng genommen gar nichts; und ebenso wenig schuldet die 
Bundesrepublik einem beliebigen Land der dritten Welt Entwicklungs- oder Katastrophen-
hilfe." Ders., Globalisierung und internationale Gerechtigkeit, in: Bernhard Mensen (Hg.), 
Globalisierung, St. Augustin (1998) 1 11. 
4  Wolfgang Kersting sieht die Basis dieser Theorie in der Variation von Kantischen Argumen-
ten. „Sie stützen sich auf Kants Konzeption des Menschenrechts, um den Staat auf die institu-
tionelle Sicherung individueller Unterlassungsansprüche einzuschränken und seine Ver-
pflichtung zur Erfüllung individueller Leistungsansprüche als illegitim zu erklären. Sie stützen 
sich auf Kants formales Verständnis von Freiheit und Gleichheit, um die staatliche Sorge um 
gerechte Lebensverhältnisse auf die Etablierung und Erhaltung einer rechtsstaatlichen Ko-
existenzordnung zu konzentrieren und die Gewährleistung positiver Freiheit und materialer 
Gleichheit aus dem Katalog der Staatsaufgaben fernzuhalten. Und sie stützen sich auf Kants 
Unterscheidung von erzwingbaren Rechtspflichten und nicht-erzwingbaren Tugendpflichten, 
um die sozialstaatliche Etablierung eines staatlichen Zwangssystems materialer Versorgungs-
leistungen rechtlich zu diskreditieren." Wolfgang Kersting: Suffizienzorientierung versus 
Gleichheitsorientierung, in: Karl Graf Ballestrem (Hg.), Internationale Gerechtigkeit, Opladen 
(2001) 300. 
45 Vgl. John Rawls, a.a.O., 40-48; vorher schon: Ders., Das Völkerrecht, in: Stephen Shute/ 
Susan Hurley (Hg.), Die Idee der Menschenrechte, Frankfurt a.M. (1993) 67. 
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Für das innerstaatlich formulierte zweite sozioökonomische Gerechtigkeitsprinzip gibt es 
kein Analogon, d.h. kein Prinzip von Chancengleichheit oder distributiver Gerechtigkeit 
zwischen den Nationen. 
Das „Prinzip der Freiheit und Unabhängigkeit der Völker" hat aber dennoch auch ge-
rechtigkeitsrelevante Auswirkungen auf die ökonomischen Verhältnisse zwischen den 
Staaten, impliziert es doch das Recht auf freien Finanz- und Warenverkehr. Für die Libe-
ralisten unter den Ethikern der internationalen Beziehungen stellt jede „protektionistische 
Handelspolitik eine Freiheitsverletzung"46  dar. Diesen Grundsatz greift „Gerechter 
Friede" auf, wenn es für eine „Integration aller Länder in die internationale Arbeitstei-
lung und für Abkommen (plädiert), die auch den armen Staaten tatsächlich einen Markt-
zugang ermöglichen" (GF 93). Ein freier Zugang zum Markt aber verlange vor allem von 
den Industrieländern eine Umsteuerung der protektionistischen Handelspolitik. Denn 
diese, so der recht scharfe Vorwurf von „Gerechter Friede", waren bislang „erfolgreich 
bemüht, auf den für sie interessanten Märkten Liberalisierung zu verlangen, andererseits 
aber - und im Widerspruch dazu - auf den für die Entwicklungsländer wichtigen Märk-
ten (z.B. in den Bereichen Agrar, Stahl, Textil und Bekleidung) Praktiken anzuwenden, 
die diese behindern und benachteiligen" (GF 93). 
Aber auch bei einer vollständigen Liberalisierung des Welthandels und selbst „bei nied-
rigsten Lohnkosten" dürfte es nach Einschätzung von „Gerechter Friede" den wenig ent-
wickelten Ländern - „aufgrund ihres technologischen Rückstandes, der Defizite etwa in 
der Infrastrukturausstattung und der fehlenden Weltmarktkenntnisse" - sehr schwer fal-
len, „Zutritt zum internationalen Markt zu gewinnen". Doch alle Anstrengungen zur 
„Weltmarkintegration armer Länder", so die Kritik am Liberalismus, seien längst „kein 
Allheilmittel für die Überwindung der aktuellen Entwicklungs- und Armutsprobleme" 
(GF 94). 
Auf die Bedürftigkeit anderer Länder antworten die Liberalisten außer mit der Liberali-
sierung des Weltmarktes allein mit dem Hinweis auf die Möglichkeit zur Mildtätigkeit 
des Bürgers.'" Denn eine Pflicht der reichen Länder zur Entwicklungshilfe gegenüber 
den anderen Staaten bedeutet für sie immer zugleich einen ungerechtfertigten Eingriff in 
das Eigentum der Steuerzahler. Die barmherzigen Gaben einzelner Bürger sind jedoch 
ein vollkommen inadäquates Mittel, wenn es um die Lösung der weltweiten Armuts-
probleme geht." 
Wenn „Gerechter Friede" in den internationalen Beziehungen Gerechtigkeit einfordert, 
dann wird darunter vornehmlich distributive Gerechtigkeit verstanden. Diese lässt sich 
aber durchaus auf zwei unterschiedliche Weisen interpretieren. Denn Verteilungsgerech-
tigkeit kann sich sowohl an der Gleichheit als auch an der Suffizienz ausrichten. Bei 
Die bereits in einem längeren Aufsatz erstellte Liste von Völkerrechtsprinzipien wird jetzt im 
Buch um die Hilfspflicht ergänzt. Sie wird allerdings nur auf bestimmte, sogenannte „burdened 
societies" beschränkt und zudem nicht eindeutig als „Gerechtigkeitspflicht" aufgefasst. Vgl. 
hierzu die Kritik von Rainer Forst, Konstruktionen transnationaler Gerechtigkeit, in: Stefan 
Gosepath/Jean-Christophe Merle (Hg.), Weltrepublik, Globalisierung und Demokratie, 
München (2002) 186f. 
46 Onora O'Neill, a.a.O., 210. 
47 Diese Praxis ist dann noch verkehrt, wenn sie die Abhängigkeit fördert. Vgl. John O'Connor, 
Philanthropy and selfishness, in J. Paul u.a. (lig.), Beneficence, Philanthropy and the Public 
Good, 113-127. 
48 Vgl. auch Onora O'Neill, a.a.O., 209. 
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einer Gleichheitsorientierung werden all jene Verhältnisse als ungerecht beurteilt, in 
denen eine Gleichverteilung hinsichtlich des zugrunde gelegten Maßstabs (noch) nicht 
erreicht ist, während bei einer Suffizienzorientierung nur jene Verhältnisse für ungerecht 
gehalten werden, in denen das Verteilungsmuster nicht bei allen eine hinreichende mate-
rielle Güterausstattung sicher gestellt hat, d.h. wenn die Ungleichheit als Unterversor-
gung auftritt.49  
Die suffizienzorientierte Verteilungsgerechtigkeit buchstabiert die menschliche Natur 
anders als die liberalistische Theorie. Sie folgt der Einsicht, dass der Mensch nicht nur 
ein verletzliches, sondern auch ein bedürftiges Wesen ist, dass er insofern nicht nur ein 
Erhaltungs-, sondern auch ein Entwicklungsinteresse verfolgt. Nicht nur Bedrohungs-
handlungen, sondern auch dramatische Unterversorgung können demnach diese im Kern 
unteilbaren Interessen verletzen. Daher sollten sich die Menschenrechte nicht nur an der 
körperlichen Unversehrtheit, sondern auch an der geistigen Selbstbestimmung orientie-
ren." Damit aber überhaupt Lebensprojekte entworfen und realisiert werden können, 
muss die materielle Grundversorgung gewährt sein. Denn ohne eine gesicherte Sub-
sistenz scheitert im Grunde jede Art der Interessenverfolgung. Und so „schwindet selbst 
der Ansatzpunkt Ni. 
 Handlungsfreiheit und damit auch für die Rechtsfreiheit dahin."51  
Wird dieses Verständnis auf die Ebene der internationalen Beziehungen transferiert, so 
gibt es für die Staaten nicht nur das Recht auf Selbsterhaltung, sondern auch auf Ent-
wicklung, wie es bereits die Generalversammlung der UN im Jahr 1986 in einer Dekla-
ration verabschiedete. Auch „Gerechter Friede" macht dieses Recht geltend, betont aber 
zugleich den abgeleiteten Charakter dieses Rechts, indem es an die universal gültigen 
und unteilbaren individuellen Menschenrechte rückgebunden wird (vgl. GF 79).52  Dar-
über hinaus wird aber auch die konkrete Verletzung des Rechts der ärmsten Länder auf 
Entwicklung aufgedeckt: in einer Schuldenfalle verharren zu müssen, weil die Geberlän-
der auf weitgehende Rückzahlungen nicht verzichten wollen. Insofern fordert „Gerechter 
Friede", dass die „Entschuldung der armen Staaten (...) konsequent und verstärkt voran-
getrieben werden (muss). Nach wie vor treibt die Auslandsverschuldung nicht wenige 
Länder in den Ruin und macht alle Bemühungen um Entwicklung zunichte" (GF 94). 
„Gerechter Friede" teilt aber nicht die Konzeption einer suffizienztheoretisch ermäßigten 
Verteilungsgerechtigkeit, sondern möchte die Gleichheitsorientierung analog zum sozial- 
49 
 Zur Unterscheidung zwischen gleichheits- und suffizienzorientierter Verteilungsgerechtigkeit 
vgl. v.a. Wolfgang Kersting, a.a.O., 278. 
50 „Es ist inkonsistent, das fundamentale Selbsterhaltungsinteresse nur dort mit Menschen-
rechtsschutz auszustatten, wo es durch aktive Bedrohungen von Leib, Leben und Freiheit ge-
fährdet ist, es hingegen ohne rechtliche Unterstützung zu lassen, wem es in Situationen gerät, 
wo es zum Überleben auf Fremdversorgung angewiesen ist. Es ist inkonsistent, mit der men-
schenrechtlichen Verpflichtung zur Gewaltlosigkeit dem natürlichen selbsterhaltungsriskanten 
Gewaltgefälle entgegenzutreten, auf ein ebenfalls selbsterhaltungsriskantes Versorgungsgefälle 
jedoch nicht mit einer Verpflichtung zur Herbeiführung eines hinreichenden Versor-
gungsausgleichs zu antworten." Wolfgang Kersting, a.a.O., 307. 
51 Onora O'Neill, a.a.O., 217. 
Einen ähnlichen gerechtigkeitstheoretischen Ansatz verfolgen auch Henry Shue, Basic Rights. 
Subsistence Affluence and U.S. Foreign Policy, Princeton (1980); und Alan Gewirth, Starva-
tion and human rig,hts, in: Human Rights: Essays an Justification and Applications, Chicago 
(1982). 
52 
 „Die Menschenrechte sind nicht nur universal, sondern auch unteilbar. Nicht nur stehen sie 
jedem Menschen zu, sondern jeder hat Anspruch auf alle Menschenrechte" (GF 73). 
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staatlichen Modell" auch in eine weltweite Friedensordnung integrieren. So solle nicht 
nur allen Staaten ein Recht auf Entwicklung — wie bei der suffizienzorientierten Vertei-
lungsgerechtigkeit — eingeräumt, sondern speziell den ärmeren Staaten auch das Recht 
zugestanden werden, zugunsten einer Angleichung der ökonomischen Verhältnisse von 
den Resultaten wirtschaftlicher Kooperation mit den wohlhabenderen Staaten stärker zu 
profitieren: „Wie weit der Austausch zwischen reichen und armen Ländern der Forde-
rung der Gerechtigkeit entspricht, ist daran abzulesen, ob und in welchem Maße die Er-
gebnisse solcher wirtschaftlichen Zusammenarbeit vor allem den am stärksten Benach-
teiligten zugute kommen" (GF 92). 
Bei dieser Forderung wird keineswegs das zweistufige Verfahren einer Ethik internatio-
naler Beziehungen vernachlässigt, wie dies bei einer Forderung nach einem fairen Anteil 
eines jeden Weltbürgers an den weltwirtschaftlich erarbeiteten Gütern in Überspringung 
nationaler Verteilungsagenturen, d.h. in einem Weltsozialstaat der Fall wäre." Es geht 
nämlich um Umverteilung von armen nach reichen Staaten und nicht um die globale Aus-
weitung des Redistributionsprinzips zwischen bedürftigen und wohlhabenden Menschen. 
Und diese Forderung ist für „Gerechter Friede" „keineswegs utopisch". Die entsprechen-
de Verteilungsagentur werde durch eine „internationale Wirtschafts-, Finanz- und Sozial-
ordnung" gebildet, deren ersten Pfeiler bereits heute das „Institutionengeflecht" zwischen 
der „Welthandelsorganisation (WTO), der Weltarbeitsorganisation (ILO), der Weltbank 
und des Internationalen Währungsfonds (IWF)" darstellt.55  Allerdings sieht „Gerechter 
Friede" sehr genau, dass in „der Vergangenheit (...) die Situation durch Maßnahmen die-
ser Institutionen bedauerlicherweise häufig eher noch verschärft worden" ist, weil diese 
„ohne Augenmaß auf Liberalisierung, Deregulierung und Anpassung an westliche Wirt-
schaftsformen ausgerichtet" waren. Es gelte aber vielmehr, „den Wettbewerb durch 
Sozial- und Umweltregeln zu gestalten, wo nötig auch zu begrenzen", wobei — und darauf 
legt „Gerechter Friede" besonderen Wert — die Auswirkungen der Regeln „auf die Situa-
tion der Ärmsten und Schwächsten bedacht werden" müssen. (GF 95) Wie die Regelun-
gen in concreto aussehen, wird von „Gerechter Friede" nicht mehr im Einzelnen be-
stimmt. 
2.3 Kritik 
Mit den eigenständigen, aus biblischen Quellen und christlicher Tradition gespeisten 
Überlegungen zur internationalen Gerechtigkeit hat „Gerechter Friede" die gegenwärtige 
53 Diese Dimension wird von John Rawls durch das sogenannte Differenzprinzip formuliert, dem 
zweiten Gerechtigkeitsprinzip für nationale Gesellschaften. Das erste Prinzip stimmt mit der 
liberalistischen Sichtweise überein, der zufolge alle gleiche und maximale Freiheiten haben 
sollten; das zweite, das sogenannte Differenzprinzip, fordert, dass Ungleichheiten nur dann 
eingeffihrt werden dürfen, wenn sie für die am schlechtesten gestellten Personen von Vorteil 
sind. Vgl. ders., Theorie der Gerechtigkeit, Frankfurt a.M. (1979) 81-86. 
54 Vgl. die entsprechende Kritik von Wolfgang Kersting an der Gerechtigkeitstheorie von Tho-
mas Pogge, in: Ders., Globale Rechtsordnung oder weltweite Verteilungsgerechtigkeit?, in: 
Politisches Denken. Jahrbuch (1995/96) 238ff. 
55 Ulrich Menzel weist daraufhin, dass diese etablierten internationalen Regime nur noch „einen 
schwindenden Teil der Weltökonomie abdecken", dass wegen der „unsichtbaren Transaktionen 
wie der Handel mit Finanzdienstleistungen und insbesondere der rein virtuellen Engagements 
im Derivatehandel" vielmehr ein „ganz neuer Regimebedarf' entstanden ist. Ders., a.a.O., 99. 
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Diskussion innerhalb der differenten Moraltheorien internationaler Beziehungen kritisch 
aufgenommen und sich selbst positioniert. Ausgehend von der Würde des Menschen, die 
nicht nur schöpfungstheologisch mit „Gottes Ebenbild" (GF 58), sondern auch soteriolo-
gisch mit der „Berufung aller Menschen zur Teilnahme am Reich Gottes" begründet 
wird, die aber nicht nur durch Freiheitsberaubung, sondern vor allem auch durch Ver-
armung tief verletzt wird, hört „Gerechter Friede" das „Signal für herrschende Unge-
rechtigkeit" durch den „Schrei der Armen" (GF 76). Wie sich die christliche Sozialethik 
vorrangig den Armen, Schwachen und Benachteiligten der eigenen Gesellschaft zuwen-
det, so orientiert sich die christliche Friedensethik vorrangig an der Option für die notlei-
denden und unterdrückten Völker des Südens und Ostens. 
Dennoch lässt sich, unbestritten des für eine christliche Ethik geltenden Prinzips der 
Option für die Armen, anfragen, ob die Heranziehung des Differenzprinzips für eine 
christliche Theorie internationaler Gerechtigkeit hilfreich ist. Denn dieses Prinzip ver-
langt die Bewertung und den Vergleich aller institutionellen Strukturen, welche die 
globale ökonomische Kooperation beeinflussen. Damit werden die gleichen epistemolo-
gischen Probleme aufgeworfen, die schon von der utilitaristischen Theorie mit ihrem 
konsequentialistischen Prinzip nicht gelöst worden sind. Im Gegensatz zu der relativ 
homogenen Situation eines westeuropäischen Wohlfahrtsstaates, dürfte es beim Ver-
gleich und der Bewertung von unterschiedlichen ökonomischen Verhältnissen in diffe-
renten kulturellen, sozialen und politischen Kontexten zu erheblichen Messproblemen 
kommen, — zu Überprüfungsschwierigkeiten, welche institutionellen Veränderungen bei 
der ökonomischen Kooperation tatsächlich „den am stärksten Benachteiligten zugute 
kommen" (GF 92). 
Vom Grundanliegen aus betrachtet genießt eine gleichheitsorientierte, dem Differenz-
prinzip zugewendete Verteilungsgerechtigkeit auch gar keine Priorität. Denn wenn es für 
„Gerechter Friede" bei einer Friedenspolitik in erster Linie darum geht, „durch (...) Ge-
waltvorbeugung Gewaltverhältnisse auszutrocknen" (GF 60), wenn vor allem aber „Ver-
hältnisse fortdauernder schwerer Ungerechtigkeit (...) in sich gewaltgeladen und ge-
waltträchtig" (GF 59) sind, dann zeigt sich doch, dass Not- und Katastrophensituationen 
sowie Armut und Verelendung die Gerechtigkeitsfrage in den internationalen Beziehun-
gen aufwerfen, nicht aber ein wie auch immer zu bemessendes Verteilungsgeflille. Inso-
fern sollte sich eine gewaltpräventive Politik auf ein suffizienztheoretisch ermäßigtes 
Distributionsprinzip als moralischen Maßstab konzentrieren. Eine gleichheitsorientierte 
Verteilungsgerechtigkeit wäre zwar das Maximum — und kirchliche Dokumente dürfen 
an das Ideal der Egalität durchaus erinnern —, als normative Richtschnur derzeit aber 
nicht unbedingt das Optimum. 
3. Schluss 
Welcher Interpretation des Verteilungsprinzips am Ende auch der Vorzug gegeben wer-
den mag, eine Konzentration des Gerechtigkeitsdiskurses in den internationalen Bezie-
hungen auf die Distribution ist nicht nur unzureichend, sondern läuft Gefahr, die Macht-
strukturen im globalen System aus dem Blickfeld zu verlieren. Politische Gerechtigkeit 
als Freiheit von ungerechtfertigter Herrschaft erscheint angesichts eines komplexen Ge-
bildes interner wie externer ökonomischer Ausbeutung und politischer Unterdrückung als 
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ebenso dringliche Aufgabe.56  Denn die Elendsverhältnisse in zahlreichen Regionen der 
Welt, unter denen Milliarden von Menschen leiden, indem sie selbst der zum Überleben 
notwendigen Güter entbehren, wird nicht allein durch gerechte Verteilung überwunden. 
Hierzu bedarf es einer grundlegenden Veränderung der Strukturen mehrfacher Beherr-
schung. 
Zahlreiche Moraltheorien der internationalen Beziehungen leiden darunter, die komple-
xen weltweiten Machtstrukturen keinem „Gerechtigkeitstest" zu unterziehen.57  Diesem 
Vorwurf darf „Gerechter Friede" — was die politischen Herrschaftsstrukturen im globalen 
System betrifft — nicht so einfach ausgesetzt werden. Unter dem Maßstab einer „koope-
rativen Friedenspolitik" wird hier erwartet, dass „die stärkeren Staaten (vor allem die 
USA) ... die Möglichkeiten eigener Machtentfaltung hintanstellen" (GF 106). Auch in 
Bezug auf die weltweiten ökonomischen Machtverhältnisse fordert „Gerechter Friede" 
durchaus auch die „Interessen der armen Länder" innerhalb der internationalen Organi-
sationen, wie der WTO, der ILO, der Weltbank oder des IWF, „angemessen zur Geltung 
zu bringen". Aber eine starke Betonung der Verteilungsproblematik bei der Erörterung 
dieser Gerechtigkeitsfrage ist unverkennbar. Zudem dienen nicht wenige Formulierun-
gen, wie „internationaler wirtschaftlicher Austausch" (GF 88), „sozial-ökonomische 
Verflochtenheit" (GF 91) oder „gegenseitige Abhängigkeit" (GF 91), eher der Verschlei-
erung eines politischen und ökonomischen Weltsystems von erzwungener Kooperation 
und einseitiger Dependenz. Das von „Gerechter Friede" formulierte Grundanliegen einer 
gewaltpräventiven Politik hätte eine pointiertere Herausstellung ungerechtfertigter wirt-
schaftlicher Machtverhältnisse verlangt. Denn wenn die Ursachen von Gewalt in massi-
ven Ungerechtigkeiten wurzeln, dann muss eine christliche Friedensethik — auch ange-
sichts der neuen Herausforderungen asymmetrischer Kriege und terroristischer Aktio-
nen" — die gewaltigen ökonomischen Herrschaftsstrukturen als zentrales internationales 
Gerechtigkeitsproblem thematisieren. 
56 
 Neben der politischen Gerechtigkeit in den internationalen Beziehungen müsste auch noch die 
historische (Forst), kompensatorische (O'Neill) oder korrektive Gerechtigkeit (Höffe) the-
matisiert werden. Bei der Ausübung massiven Unrechts, Genozid, systematischer Vergewal-
tigung und Vertreibung, Sklaverei und Kolonialismus verlangt sie Entschädigungsleistungen. 
Vgl. hierzu etwa Otfried Höffe, a.a.O., 412. 
Das rechtsmoralische Prinzip der Wiedergutmachung verliert auch nicht deshalb schon seine 
Geltung, weil die Zuordnung von Anspruchsberechtigten und —verpflichteten sowie die kom-
pensatorischen Berechnungen sich als schwierig erweisen. So die Kritik von Onora O'Neill, 
a.a.O., 211-215. 
In „Gerechter Friede" wird die Wiedergutmachung auch nur im Zusammenhang mit krie-
gerischer Gewalt, nicht aber mit dem Kolonialismus erwähnt (vgl. GF 69). 
57 
 So lastet etwa John Rawls die Elendsverhältnisse in zahlreichen Regionen allein den jeweiligen 
politischen Kulturen vor Ort an. Ders., Das Völkerrecht, 131-140. 
Zur Kritik vgl. Rainer Forst, Zu einer kritischen Theorie transnationaler Gerechtigkeit, a.a.O., 
220ff. 
58 
 Vgl. Herfried Münkler, Die neuen Kriege, Hamburg (2002). 
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Weltgemeinwohl und Weltneuordnung: 
Die Außenpolitik der rot-grünen Regierung in der 
Irak-Frage zwischen internationalem Recht und 
Loyalität mit den USA 
I. Einleitung 
In „Gerechter Friede" wird im Abschnitt über Elemente innerstaatlicher und internationaler 
Friedensfähigkeit über die Leitprinzipien gesprochen, die der Suche nach einem gerechten 
Frieden zugrunde liegen: Gerechtigkeit und Solidarität. Die Idee der staatenübergreifenden 
Selbstbindung wird in einen Kontext mit dem Gedanken des Weltgemeinwohls gestellt, 
woraus sich die Forderung nach einer internationalen Rechtsordnung mit Strukturen ergibt, 
die es ermöglichen, das Recht durchzusetzen. Dabei geht es praktisch um die „schrittweise 
Einrichtung und Förderung internationaler Institutionen im Bereich der Rechtssprechung 
und Schlichtung bei internationalen Streitfragen" (GF 64). 
Diese Problematik wird durch die neueste Entwicklung seit den Terroranschlägen in New 
York und Washington am 11. September 2001 in besonderer Weise herausgefordert. Der 
Terrorismus greift mit seinen Versuchen, durch brutale Anschläge Schrecken, Angst und 
Chaos zu verbreiten, um seine politischen Ziele zu erreichen, simultan die bestehenden 
Mechanismen friedlicher Konfliktlösung an. Die Reaktionen auf derartige Verbrechen 
scheinen indes vielfach auf eine zusätzliche Delegitimierung von Verfahren und Institu-
tionen hinauszulaufen, die aus der Gewalt- und Eskalationserfahrung der Vergangenheit für 
eine friedliche und rationale Konfliktschlichtung geschaffen wurden. Unter Umgehung der 
Vereinten Nationen führten die USA im Oktober 2001 einen militärisch erzwungenen Re-
gimewechsel in Afghanistan herbei. Im März/April 2003 führten die USA mit einigen we-
nigen Verbündeten Krieg gegen Irak, mit dem gleichen Ergebnis. Die Mittel und Instru-
mente, die bereitgestellt wurden, erwiesen sich als wenig geeignet, die im Bereich der in-
ternationalen Beziehungen ohnehin brüchigen und dünnen Rechtsstrukturen zu festigen. 
Gleichzeitig wurden Prinzipien außenpolitischen Verhaltens und der internationalen Politik 
revidiert, die bis dato für das Verhalten von Akteuren im internationalen Raum für konsti-
tutiv erachtet worden sind. Die Administration in Washington unter George W. Bush nahm 
ab Sommer 2002 (fixiert in einer neuen National Security Strategy) für sich ein „Recht" auf 
Präventivkrieg — wenn für erforderlich gehalten, auch mit nuklearen Waffen — in Anspruch. 
Internationale Institutionen werden in diesem Denken vorwiegend instrumentell der Errei-
chung eigener Ziele beigeordnet. 
Dass dieser Sachverhalt in Konflikt gerät mit der Einstellung und der Politik politischer 
Eliten vieler anderer Staaten, ist z.T. strukturell bedingt. Kleinere Länder verfügen vielfach 
nicht über das militärische Potenzial, um ihre Forderungen und Ansichten mit Gewalt 
durchzusetzen, selbst wenn sie es wollten. Sie sind eher gezwungen, andere Wege der Inte-
ressenwahrnehmung zu finden und auf Verhandlungen und Kompromiss zu setzen. Multi-
lateralismus ist nicht nur eine Frage der Einstellung, sondern auch der Möglichkeiten. Er ist 
aber auch eine Frage der Einstellung, der politischen Doktrin und der politischen Kultur. 
Die globalen institutionalistischen, auf Rechtsprämissen basierenden Strukturen in den 
internationalen Beziehungen sind nach dem Ersten Weltkrieg mit dem Völkerbund und 
nach dem Zweiten Weltkrieg mit den Vereinten Nationen vor allem von den USA unter den 
Präsidenten Wilson bzw. Roosevelt geschaffen worden. Insofern ist die seit den Terror- 
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anschlägen von New York und Washington wieder in Mode kommende Konstruktion eines 
prinzipiellen Gegensatzes zwischen den USA und Europa' empirisch nicht haltbar. 
Der Multilateralismus, der den Bestimmungen implizit ist, die im Grundgesetz das außen-
politische Verhalten der Bundesrepublik Deutschland vorgeben, ist ebenfalls keineswegs 
nur den Restriktionen geschuldet, denen Deutschland im Jahre 1949 unterlegen hat. Sie 
sind Konsequenz der Erkenntnis, dass national-egoistisches Verhalten und die Verachtung 
internationaler Organisationen und Regime in Verbindung mit einer Priorisierung militäri-
scher Stärke und militärischer Konfliktlösung Teil jener Politik war, die in die Katastrophe 
führte. Die Bestimmungen im Grundgesetz, die einen kooperativen Internationalismus nahe 
legen, sind durch Niederlage, Leid und Reflexion gewonnene Erfahrung, dass die Festigung 
und der Ausbau von Rechtsstrukturen in den internationalen Beziehungen, die Festigung 
und der Ausbau von Institutionen, die eine Basis für kooperatives Agieren und Verhandeln 
bieten, und die multilaterale Suche nach friedlicher Konfliktlösung ebenso wie die kollek-
tive Verteidigung und kollektive Sicherheitssysteme gegen Brecher internationalen Rechts 
eine vorrangige Aufgabe und eine Leitlinie außenpolitischen Handelns sein müssen? Hier-
auf basierte in einem wesentlichen Maße die Außenpolitik der Bundsrepublik Deutschland 
seit 1949. 
Insofern stimmen die Ausführungen über die Grundsätze außenpolitischen Handelns in 
„Gerechter Friede" in einem hohen Maße nicht nur mit den entsprechenden im Grundgesetz 
formulierten Prinzipien, sondern auch mit großen Teilen der außenpolitischen Praxis der 
Bundesrepublik Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten überein. Diese Politik wird in 
letzter Zeit zunehmend durch den transnational agierenden Terrorismus, durch die Reaktio-
nen der US-Administration unter George W. Bush sowie durch die von der Bundesrepublik 
geforderte Loyalität mit der westlichen Vormacht in Spannung versetzt. 
Sie schlägt sich in drastischer Weise nieder in dem Konflikt, der zwischen der rot-grünen 
Regierung und der Administration in Washington in der Irak-Frage im Verlauf des Jahres 
2002 entstanden ist. Nachdem die deutsche Regierung monatelang versucht hatte, die Bri-
sanz des Themas herunterzuspielen, stellte sie sich Anfang September 2002 in einer Weise 
lautstark gegen die Politik der USA, dass ihr dies von Seiten der Opposition die heftigsten 
Vorwürfe einbrachte. Kanzler Gerhard Schröder und Außenminister Joschka Fischer wür-
den mit antiamerikanischen Parolen Wahlkampf machen, die deutsch-amerikanische 
Freundschaft und damit das Verhältnis zum wichtigsten Verbündeten nachhaltig beschädi-
gen sowie sich von den Partnern in Europa isolieren. Auch nach der Bestätigung der rot-
grünen Koalition am 22. September 2002 wurde die Auseinandersetzung fortgesetzt. Die 
Regierung hielt zwar weiterhin daran fest, sich in keinem Fall „aktiv" an einem Krieg gegen 
Irak zu beteiligen. Aber sie modifizierte ihre Position dahingehend, dass sie „internationale 
Verpflichtungen" einhalten und „bestehenden Verträgen" nachkommen werde. Was dies im 
Kriegsfall und unter den divergierenden Voraussetzungen — eines unilateralen Vorgehens 
der USA oder aufgrund eines Beschlusses des Sicherheitsrates (SR) der Vereinten Nationen 
(UN) — bedeuten würde, ließ sie weitgehend offen. 
Nachfolgend wird versucht, vor dem Hintergrund der dargelegten Prämissen die Positio-
nierung der deutschen Politik in der Irak-Frage empirisch nachzuvollziehen. 
Von besonderem Interesse und von besonderer Virulenz ist in diesem Kontext die Stellung 
der rot-grünen Regierung zur Rolle der Vereinten Nationen. Zum ersten Mal in der Ge-
schichte der Weltorganisation wurden die anderen Mitglieder des Sicherheitsrates von den 
USA vor die Alternative gestellt, entweder eine Resolution zu verabschieden, die den USA 
Siehe dazu z.B. die Auseinandersetzung über den Aufsatz von Robert Kagan „Power and 
Weakness" (Robert Kagan, Macht und Schwäche. Was die Vereinigten Staaten und Europa 
auseinandertreibt, in: Blätter für deutsche und internationale Politik [10/ 2002] 1194-1207) in 
den Ausgaben 11 und 12/2002 sowie 1 und 2/2003 in den Blättern für deutsche und internatio-
nale Politik. 
2 Vgl. Manfred Knapp, Die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland, in: M. Knapp / G. 
Krell, Einführung in die internationale Politik. 3. Aufl. München (1996) 147-203. 
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eine völkerrechtswidrige Legitimität für einen Präventivkrieg erteilt;, oder durch einen von 
den USA angedrohten unilateralen Präventivkrieg den Kern des modernen Völkerrechts 
und die UN beschädigt zu sehen. Die am 8. November 2002 verabschiedete Resolution 
1441 stellte diesbezüglich einen Kompromiss zwischen der Absicht Washingtons und den 
Bestrebungen der meisten anderen Sicherheitsratsmitglieder dar, den von ihnen für falsch 
gehaltenen Krieg gegen Irak zu verhindern. 
Die Untersuchung konzentriert sich auf die Darlegung der eskalierenden Auseinanderset-
zung zwischen der Irak-Politik der Regierung Bush jun. nach den Terroranschlägen vom I 1 . 
September 2001 einerseits und andererseits der deutschen Haltung unter besonderer Be-
rücksichtigung der wichtigsten europäischen Bündnispartner und deren Politik. Dazu wird 
in einem ersten Schritt die deutsche Außenpolitik nach dem 11. September in Bezug auf 
den von Washington proklamierten „Krieg gegen den Terror" analysiert, der in US-Sicht 
unter Akteursaspekten vorrangig von einer Verknüpfung zwischen Al Qaida, Taliban und 
Saddam Hussein auszugehen habe. Im zweiten Abschnitt wird die deutsche Positionierung 
im Kontext der sich entwickelnden militärischen Neuordnungspläne der Bush-Administra-
tion ab Ende Januar 2002 und einer beabsichtigten „Umgestaltung" des gesamten Nahen 
und Mittleren Ostens sowie den zum allergrößten Teil ablehnenden internationalen Reak-
tionen betrachtet. Vor diesem Hintergrund wird die Frage nach dem Verhältnis zwischen 
Wahlkampftaktik und Prinzipientreue sowie dem im Frühherbst 2002 eskalierenden Streit 
zwischen Washington und Berlin erörtert. Schließlich ist die Einstellung der Bundesregie-
rung in der Auseinandersetzung im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu beleuchten. 
2. Nach dem 11. September 2001: Deutsche Außenpolitik zwischen „uneingeschränkter 
Solidarität" mit den USA und besorgtem Lächeln über die „Achse des Bösen" 
Entscheidungsträger in der Bush-Administration hatten schon unmittelbar nach den Ter-
roranschlägen von New York und Washington neben Afghanistan auch Irak auf die Liste 
der prioritären Ziele des nun ausgerufenen „Krieges gegen den Terror" gesetzt. Die deut-
sche Regierung verhielt sich zu dieser Ausrichtung der US-Politik zurückhaltend. Kritik 
und Einwände kamen zu diesem Zeitpunkt vor allem aus den arabischen Ländern, Russ-
land, China sowie den westeuropäischen Verbündeten Frankreich und England. Der briti-
sche Geheimdienst stellte zeitgleich mit der von Bush u.a. vorgestellten Definition Iraks als 
potenzielles Kriegsziel fest, dass nach eigenen Erkenntnissen Saddam Hussein nichts mit 
den Terroranschlägen zu tun habe und Verbindungen zu Al Qaida nicht nachzuweisen 
seien.4  
Danach konzentrierte sich sowohl die US-Regierung als auch die deutsche Regierung vor 
allem auf den Afghanistan-Feldzug, der am 7. Oktober 2001 mit Luftschlägen der USA und 
Großbritanniens begann. Die NATO hatte ftinf Tage zuvor den Bündnisfall ausgerufens, 
und Kanzler Schröder hatte den US-Präsidenten der „uneingeschränkten Solidarität" 
Deutschlands versichert. Doch schon die Zustimmung der eigenen Fraktionen im Bundestag 
für eine Beteiligung der Bundeswehr an „Enduring Freedom" zu erhalten, erwies sich für 
die rot-grüne Regierung als massives Problem. Eine ganze Reihe grüner, aber auch sozial-
demokratischer Abgeordneter sahen in dem Krieg gegen Afghanistan — noch dazu ohne 
Mandat des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen — eine unzulässig über den Kampf 
gegen die Hintermänner der Anschläge vom 11. September und den Kampf gegen den in- 
3 Siehe Stellungnahme der DGVN: „Irak-Krieg ist politisch wie rechtlich nicht zu rechtfertigen. 
Erklärung der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen", http://www.dgvn.de/ 
publikationen/pm-030320.htm 
4 Dass sich die britische Regierung — insbesondere Premier Tony Blair — wenig später auch in 
der Irak-Frage an die Seite der USA stellte, ist hier nicht zu analysieren. 
5 Alle Mitglieder der Allianz hatten allerdings schon am 12.9.2001 bestätigt, dass sie bereit 
seien, den Bündnisfall zu erklären. 
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ternationalen Terrorismus hinausgehende militärische Maßnahme. Freilich war man nicht 
nur in Deutschland geteilter Auffassung über die völkerrechtliche Legitimität und die poli-
tische Sinnhaftigkeit eines Regimewechsels sowie die damit verbundenen strategischen 
Implikationen und Risiken, z.B. mit Blick auf Pakistan. 
Der Afghanistan-Krieg war nicht der erste Fall innenpolitischer Kalamitäten, die die rot-
grüne Regierung im Spannungsfeld zwischen „realistischer" Loyalität zur auf den Einsatz 
militärischer Mittel setzenden, notfalls unilateralen Machtpolitik der USA und institutio-
nalistischen, auf Rechtsgrundsätzen der Charta der Vereinten Nationen basierenden Prin-
zipien zu gewärtigen hatte. Die Koalition war diesbezüglich seit ihrer ersten Wahl im Sep-
tember 1998 in Schwierigkeiten gewesen, beginnend mit der Entscheidung des Bundestages 
am 16. Oktober 1998 über eine mögliche Beteiligung an (von den UN nicht mandatierten) 
militärischen Einsätzen der NATO gegen Belgrad — noch bevor die Schröder-Fischer-Re-
gierung vereidigt war. Es gab kein einziges innenpolitisches Thema, das der rot-grünen 
Koalition derartige Probleme gebracht hätte wie Fragen von Auslandseinsätzen der Bun-
deswehr. Der Afghanistan-Krieg führte fast wieder zum Bruch der Koalition. Nur indem 
der Kanzler am 16. November 2001 die Vertrauensfrage stellte, konnte im Parlament eine 
Mehrheit der Regierungsparteien für eine Beteiligung der Bundeswehr am Krieg erzwun-
gen werden.6  
Erst vor diesem Hintergrund ist verständlich, dass „der angekündigte Krieg" (Der Spiegel) 
Bushs gegen Irak gleichsam von der rot-grünen Regierung tabuisiert wurde. Ein halbes Jahr 
vor der Bundestagswahl konnte sich eine solche Debatte nur negativ auf das sowieso nicht 
kohärente Erscheinungsbild der Koalition auswirken. Einerseits wollten Schröder und Fi-
scher den Schulterschluss mit den USA nach den Terroranschlägen aufrecht erhalten, zumal 
Afghanistan auch nach Beendigung des Krieges im Dezember 2001 keineswegs befriedet 
war und die Kampagne „Enduring Freedom", an der neben dem Heer auch die deutsche 
Luftwaffe und die Marine beteiligt waren, weiterlief. Andererseits artikulierte sich in der 
rot-grünen Basis ein Unbehagen an Bushs Verständnis von Antiterrorpolitik. Außerdem 
zeigten Umfragen, wie schon angemerkt, ein kritisches Verhältnis der Bevölkerung zur 
Frage eines möglichen weiteren Krieges. 
So war Berlin erleichtert, dass der US-Präsident nach dem Sieg in Afghanistan Anfang 
Januar 2002 erklärte, dass man zunächst Al Qaida „ausrotten" wolle, und das Thema Irak 
vertagte.? Dabei spielte neben den Einwänden vieler Länder, u.a. des Verbündeten Türkei, 
gegen einen von außen mit militärischen Mitteln vorzunehmenden Regimewechsel eine 
Rolle, dass eben wegen der Irak-Frage die weltweite Koalition gegen den Terror zu brö-
ckeln anfing. Im Kontrast dazu begann die Isolation Iraks einer zunehmenden Solidarisie-
rung vor allem durch die arabischen Nachbarn zu weichen. Sogar der engste Verbündete 
der USA im arabischen Raum, Saudi-Arabien, brachte seine Ablehnung der US-Strategie 
zum Ausdruck. In dem Maße, wie antiirakische Rhetorik aus Washington zu vernehmen 
war, vermehrten sich die proirakischen Stellungnahmen aus der arabischen Welt.8  
Ende Januar gab es jedoch einen Schwenk in der US-Politik. Die Suche nach Osama Bin 
Ladin war ergebnislos verlaufen. Führende Mitglieder von Al Qaida wie auch des Taliban-
Regimes waren offenkundig aus Afghanistan entkommen. Der bis dato erzielte Erfolg der 
Aktion „Enduring Freedom" wurde eher nüchtern eingeschätzt. 
Ende Januar definierte US-Präsident Bush die „Achse des Bösen": Irak, Iran und Nord- 
korea, und damit Irak als nächstes Kriegsziel? Die Begründungen, die dafür gegeben wur- 
den, variierten in ihrer Akzentuierung je nach Rechtfertigungsbedarf und aktuell vorge- 
6 Die „Kanzlermehrheit" betrug bloß zwei Stimmen. 
7 Siehe Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 7.1.2002. 
8  Zum ersten Mal nach zwei Jahren besuchte im Januar 2002 der syrische Ministerpräsident 
Bagdad. Ägypten, Jordanien, sogar Kuwait und Iran kritisierten verstärkt die Sanktionen, de-
nen Irak unterlag. 
9 FAZ, 31.1.2002. Siehe auch: http://www.whitehouse.govinewskeleases/2002/01/20020129- 
11.html. 
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brachten Einwänden. Die irakische Führung habe Verbindungen zu Al Qaida; sie unter-
stütze den internationalen Terrorismus; sie unterhalte Ausbildungslager für Terroristen; sie 
sei mit islamistischen Terrororganisationen wie „Heiliger Dschihad" oder der Hisbollah in 
Verbindung; sie habe die Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen nicht 
eingehalten, die UN-Inspektoren aus dem Land geworfen und das Arsenal an biologischen 
und chemischen Massenvernichtungsmitteln weiter ausgebaut; sie versuche, ein nukleares 
Aufrüstungsprogramm in Gang zu setzen und sei in der Lage, in kurzer Zeit Atombomben 
zu bauen; sie bedrohe die Nachbarn mit Krieg und Massenvernichtungswaffen; sie stelle 
eine unmittelbare und „tödliche" Bedrohung für die USA und ihre Verbündeten dar; sie sei 
ein menschenverachtendes Regime; sie habe Giftgas gegen andere Völker (Iran) und gegen 
das eigene Volk (Kurden) eingesetzt; sie habe noch keine Entschädigungen Rh-  materielle 
Verluste bezahlt, die US-Soldaten durch den Golfkrieg 1991 entstanden seien; und schließ-
lich: Saddam Hussein sei „böse" und „teuflisch"; diesem Mann sei alles zuzutrauen.10  
Die Kriegsplanungen liefen bereits im Februar an. An die Bundesregierung gerichtete Fra-
gen, wie sie sich zu verhalten gedenke und wie sie sich bei einem Krieg, der ja von Kuwait 
aus geführt würde, die Position der dort im Rahmen von „Enduring Freedom" stationierten 
ABC-Kräfte der Bundeswehr vorstelle, wurden negativ beschieden. Der Bundeskanzler, der 
Außenminister und der Verteidigungsminister versuchten einen diplomatischen Balanceakt. 
Sie versicherten unisono, es lägen keine Angriffspläne der USA vor. Die in Kuwait statio-
nierten deutschen Spürpanzer seien im Rahmen einer Übung dort. Die Metapher von der 
„Achse des Bösen" wurde der martialischen Rhetorik zugeschrieben, die für die Vereinig-
ten Staaten im Allgemeinen und Präsident Bush im Besonderen typisch sei. Gleichzeitig 
jedoch warnten Schröder und Fischer immer nachdrücklicher vor einem „Alleingang"." 
Der Außenminister gebrauchte bereits zu diesem Zeitpunkt zuweilen auch schon deutli-
chere Worte: Deutschland sei „kein Satellit" Amerikas.
12 
 
Anfang Juli 2002 veröffentlichte die New York Times einen Bericht, in dem Planungen des 
Pentagon für einen Krieg gegen Irak aufgeführt wurden. Zehntausende von US-Marines 
und andere Bodentruppen sollten sich ihren Weg ins Innere des Irak freikämpfen. Unter-
stützt von Luft- und Seestreitkräften sollte der Angriff mit bis zu 250 000 Mann von drei 
Seiten geführt werden, vom Norden, vom Süden und vom Westen. US-Spezialeinheiten 
oder CIA-geführte Operationen würden im Hinterland Iraks Depots und Waffenlager an-
greifen. Ein wesentlicher Teil der US-Bodentruppen sollte von Kuwait aus operieren — wo 
das deutsche ABC-Kontingent lag. Auch über den Zeitpunkt des Angriffs wurde spekuliert: 
er sei alternativ für Oktober vor den Kongresswahlen oder für Februar 2003 geplant.I3  
Unmittelbar nach der Publikation dieser Pläne ging Präsident Bush in die Öffentlichkeit, 
um seine „Essentials" zur Irak-Frage zu erläutern. Danach sei ein Regierungswechsel „fes-
tes Ziel" seiner Regierung, und „wir werden alle Mittel nutzen, die uns zur Verfügung ste-
hen, um dies zu erreichen". Wenige Tage später kursierte ein Memorandum von Verteidi-
gungsminister Rumsfeld, wonach Bedienstete des Pentagon mit Gefängnisstrafen zu rech-
nen hätten, wenn sie geheime Informationen insbesondere über die Kriegsplanung gegen 
Irak an die Öffentlichkeit weitergäben. Bekannt wurde außerdem, dass das britische Vertei-
digungsministerium für September die Einberufung von Reservisten plane. Und Ende Juli 
gab das US-Außenministerium bekannt, dass für Mitte August Vertreter der wichtigsten 
irakischen Oppositionsbewegungen zu Gesprächen eingeladen würden. 
Bundeskanzler Schröder versicherte auf Pressekonferenzen unermüdlich, Präsident Bush 
habe Konsultationen mit den Verbündeten zugesagt, bevor eine Entscheidung getroffen 
10  David Broder resümierte im Herbst 2002, die Erklärungen, die Bush für den Krieg vortrage, 
seien so flexibel, wie „seine ständig wechselnden Rechtfertigungen für Steuersenkungen". 
Rapid City Journal, 02.10.2002. 
11  Siehe FAZ, 19.2.2002; FAZ, 23.2.2002. 
12  Vgl. Die Zeit, 21.2.2002. 
13 Schmitt, Eric, U.S. Plan for Iraq Is Said to Include Attack an 3 Sides. New York Times, 
5.7.2002. 
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werde. Bis jetzt habe es keine Konsultationen gegeben, also gebe es auch keine Kriegs-
vorbereitungen. Über ein mögliches militärisches Vorgehen gegen Irak äußerte er sich den-
noch bei allen möglichen Gelegenheiten besorgt und skeptisch. Ähnlich verhielt sich der 
Außenminister. 
Beim französisch-deutschen Gipfeltreffen am 30. Juli 2002 erklärten Präsident Chirac und 
Bundeskanzler Schröder übereinstimmend, jedes militärische Vorgehen gegen Irak bedürfe 
einer Legitimierung durch die UN. Dies bedeutete eine Korrektur bisheriger Verlautbarun-
gen von deutscher Seite, die US-Kriegsplanungen bislang öffentlich negiert hatte. Mittler-
weile hatten die Vorbereitungen der USA und Großbritanniens für einen Angriff gegen Irak 
jedoch offenkundig eine Qualität erreicht, die auch befreundete Regierungen der USA ver-
anlasste, Stellung zu beziehen. 
Der deutsche Kanzler betonte immer pointierter, US-Präsident Bush habe zugesichert, vor 
Militäraktionen die NATO-Verbündeten zu konsultieren. Regierungssprecher Uwe-Karsten 
Heye versicherte, die Bundesrepublik beteilige sich nicht an Vorbereitungen für einen 
möglichen US-Angriff. Und Außenminister Fischer argumentierte nun unmissverständlich: 
Er sei dagegen, „einen Regierungswechsel mit bewaffneter Intervention in Bagdad herbei-
führen" zu wollen. Erstens habe bisher niemand einen Beweis für eine Verbindung Hus-
seins zur Terrororganisation Al Qaida vorgelegt. Und zweitens sei die militärische Bedro-
hung durch Irak nicht so groß wie von den USA dargestellt. Er sehe nicht, „dass sich die 
Bedrohung durch den Irak so verändert hätte, dass sie jetzt ein militärisches Eingreifen 
notwendig machen würde."I4  
3. Internationale Ablehnung US-amerikanischer militärischer Neuordnungspläne 
in Nahost und Eskalation des Streits zwischen Washington und Berlin 
Die Bundesregierung sah sich in ihrer Haltung auch durch die inneramerikanische Debatte 
bestätigt. Bei den Senatsanhörungen ab Anfang August 2002 wurden erhebliche Bedenken 
gegen die Politik der Bush-Administration vorgetragen. Bush stand mit seinen Irak-Plänen 
„alleine da".I5  Der frühere UN-Waffeninspekteur Richard Butler äußerte, er gehe zwar 
davon aus, dass die irakische Führung über biologische und chemische Waffen verfüge und 
außerdem versuche, sich Nuklearwaffen zu beschaffen. Aber er halte es kaum für vorstell-
bar, dass Saddam Hussein seine biologischen und chemischen Waffen mit anderen teile. Es 
gebe keine Beweise, dass die irakische Führung nicht-irakischen Terrorgruppen Massen-
vernichtungswaffen zur Verfügung stellt. Skeptisch äußerten sich auch Außenminister Co-
lin Powell und CIA-Direktor George Tenet. Führende Militärs zeigten sich überzeugt, dass 
die bisherige Politik der Eindämmung mit Sanktionen und der Überwachung der Flugver-
botszonen ausreichend, weil erfolgreich sei. Brent Scowcroft, Nationaler Sicherheitsberater 
während des Golfkriegs 1991, erklärte, ein „Angriff auf Irak zu dieser Zeit würde die glo-
bale Kampagne gegen den Terrorismus, die wir begonnen haben, ernsthaft gefährden, wenn 
nicht sogar zerstören."I6  Der republikanische Senator Chuck Hagel fasste die Lage der 
USA folgendermaßen zusammen: „Wir haben keinen einzigen Verbündeten, um im Irak 
einzumarschieren. Wir müssen sehr vorsichtig sein."" 
Kritische und besorgte Stimmen kamen nicht nur aus Frankreich und Deutschland, sondern 
auch von anderen Verbündeten der USA. Jordaniens König Abdallah II. äußerte sich da-
hingehend, dass es ein schrecklicher Fehler wäre, wenn die USA die Warnungen ihrer Ver-
bündeten missachten würden. Die Regierung in Ankara betonte, sie wolle nichts unversucht 
lassen, um einen US-Angriff auf Irak zu verhindern. Saudi-Arabien bekundete — gemeinsam 
mit Iran — ebenfalls seine Ablehnung eines US-Angriffs auf Irak. Die Außenminister beider 
14  Vgl. FAZ, 1.8.2002. 
15  FAZ, 7.8.2002. 
16  Los Angeles Times, 16.8.2002; vgl. auch FAZ, 7.8.2002. 
17  FAZ, 7.8.2002. 
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Länder, Prinz Saud el Faisal und Kamal Charasi, forderten nach einem Treffen in Teheran 
eine „politische und friedliche Lösung der Krise". Wenige Tage später ging der saudische 
Außenminister noch weiter. Sein Land habe nichts dagegen, wenn die US-Streitkräfte die 
Überwachung des Flugverbots im Norden und Süden Iraks von den Basen in Saudi-Arabien 
aus durchführten. Aber im Falle eines militärischen Angriffs auf Irak dürften die US-Streit-
kräfte ihre saudi-arabischen Stützpunkte nicht nutzen.18  
Auch UN-Generalsekretär Kofi Annan wurde aktiv, nachdem die irakische Regierung am 2. 
August überraschend angeboten hatte, die Inspektoren „ohne Bedingungen" zurückkehren 
zu lassen. Man müsse "alles tun, um die Inspekteure zurück zu bekommen".10  
Dass sich der Streit zwischen „realistischen" und „institutionalistischen" Positionen, wie 
teilweise in deutschen Medien dargestellt, keineswegs zwischen der rot-grünen Regierung 
und „Amerika" abspielte, zeigte nicht nur die Debatte in den USA selbst. Auch die deutsche 
Opposition war sich keineswegs einig. Dies war einer der Gründe, warum sich bis zu die-
sem Zeitpunkt CDU und CSU mit Stellungnahmen weitgehend zurückgehalten hatten. Nun 
meldeten sich völlig divergierende Stimmen zu Wort. Der CDU-Außenpolitiker Karl La-
mers vertrat in Interviews die Auffassung, die Europäische Union müsse einen Militär-
schlag der USA gegen Irak verhindern. Diesbezüglich müsse Europa mit einer Stimme 
sprechen. Dagegen befürwortete Wolfgang Schäuble, der als Außenpolitikexperte im 
„Kompetenzteam" des Kanzlerkandidaten der Union, Edmund Stoiber, benannt war, eine 
„angemessene" deutsche Beteiligung an einem eventuellen Krieg gegen Irak. Aber auch er 
vertrat die Auffassung, dies werde nur „auf Grund einer klaren Beschlusslage der Vereinten 
Nationen erfolgen"20. Dem gegenüber bezeichnete Mitte August CSU-Landesgruppenchef 
Michael Glos einen US-Militärschlag gegen Irak als erster deutscher Politiker als „Aben-
teuer". Im Fernsehen sagte er wörtlich, dass „bei uns keinerlei Absicht (besteht), das kann 
ich auch für den Kanzlerkandidaten sagen, sich an einem militärischen Abenteuer irgendwo 
in der Welt zu beteiligen — schon gar nicht in Irak."21  
Die Auseinandersetzung der deutschen Regierung mit der Irak-Politik der Regierung Bush 
eskalierte, als der US-Botschafter in Berlin, Dan Coats, Mitte August im Bundeskanzleramt 
vorstellig wurde, um das Missfallen des US-Präsidenten über die kritische Haltung Schrö-
ders und Fischers zum Ausdruck zu bringen. Der Kanzler wies die Kritik Washingtons 
öffentlich zurück. Bei einer bundesweiten SPD-Funktionärskonferenz in Berlin sagte er, 
Freundschaft mit den USA bedeute nicht, „in allem Ja und Amen zu sagen". Er rate davon 
ab, durch eine Militärintervention einen „neuen Krisenherd" zu schaffen.22  
Von auswärtiger Kritik scheinbar unbeeindruckt bekundete US-Präsident Bush am 21. 
August nach einem Treffen mit seinen wichtigsten Sicherheitsberatern in Texas, er werde 
„alle Optionen und alle verfügbaren Technologien" prüfen, um Saddam Hussein zu stürzen. 
Dem gegenüber warnte der frühere Außenminister James Baker die Regierung vor einem 
Angriff auf Irak ohne Verbündete. Neben den politischen und wirtschaftlichen Auswirkun-
gen seien auch militärische Probleme zu erwarten. Die USA sollten vielmehr eine neue 
Resolution des UN-Sicherheitsrates anstreben. Darin müsse die Forderung nach Waffen-
kontrollen im Irak bekräftigt und bei einer Weigerung „alle notwendigen Maßnahmen" 
angedroht werden. Damit nahm Baker vorweg, worauf die Administration Ende Oktober 
schließlich doch einschwenken sollte. Bush erwiderte auf seine Weise: Die Rechtsberater 
des Präsidenten verträten die Auffassung, dass es für einen Angriff gegen Irak nicht einmal 
einer besonderen Vollmacht durch den US-Kongress bedürfe. Die Kongress-Beschlüsse 
von Anfang 1991 — also von vor dem Golfkrieg — und nach dem 11. September 2001 seien 
völlig ausreichend. 
Die nächste Stufe der Eskalation in der deutsch-amerikanischen Auseinandersetzung kam 
18  Vgl. FAZ, 27.7.2002. Iranischer Rundfunk, 3.8.2002. 
18  FAZ, 3.8.2002. 
20  Bild am Sonntag, 4.8.2002. 
21  ARD, 16.8.2002. 
22 Vgl. FAZ, 19.8.2002; FAZ, 20.8.2002; FAZ, 21.8.2002. 
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mit der Rede von Vizepräsident Cheney in Nashville am 26. August 2002. Er betonte, die 
USA würden Irak auch dann angreifen, wenn UN-Waffeninspekteure wieder ins Land 
dürften. Die USA hätten das Recht zu einem Präventivkrieg. „Präventives Handeln" sei 
unbedingt erforderlich angesichts der „tödlichen Bedrohung" durch irakische Massenver-
nichtungswaffen. Und Verteidigungsminister Rumsfeld bestätigte zwei Tage später diese 
Auffassung: Es sei wichtiger, „notfalls alleine das Richtige" zu tun, als Übereinstimmung 
zu erzielen.23  
Die negative Reaktion aus Deutschland kam umgehend, und zwar quer durch die Parteien 
der gesamten politischen Elite. Unions-Kanzlerkandidat Edmund Stoiber äußerte unmiss-
verständliche Kritik an der US-Politik Militärische Alleingänge seien mit dem Handlungs-
monopol der Vereinten Nationen nicht vereinbar. Ganz in diesem Sinne sprach sich auch 
der FDP-Fraktionsvorsitzende Wolfgang Gerhardt aus. Der neue deutsche Verteidigungs-
minister Struck kündigte an, für den Fall eines US-Angriffs auf Irak würde er die deutschen 
Spürpanzer aus Kuwait abziehen. Ein weiteres Verbleiben wäre durch den Bundestags-
Beschluss nicht mehr gedeckt, „wenn die Gefahr besteht, dass unsere Soldaten in eine krie-
gerische Auseinandersetzung gegen Irak verwickelt würden".24  Auch er gebrauchte das 
Wort von der „abenteuerlichen" US-Politik gegenüber Irak. Diese Charakterisierung löste 
in der Folgezeit eine erhebliche Verstimmung zwischen Berlin und Washington und den 
innenpolitischen Streit in der Bundesrepublik Deutschland über den „richtigen Ton" gegen-
über dem Alliierten aus. 
Struck sagte wörtlich: „Erstens: Es ist im Gegensatz zur Situation in Afghanistan nicht klar, 
welche staatlichen Autoritäten den Irak regieren werden, wenn Saddam nicht mehr im Amt 
ist. Zweitens: Es ist damit zu rechnen, dass die Internationale Allianz gegen den Terroris-
mus auseinanderbrechen wird, denn die arabischen Staaten werden ein solches Vorgehen 
nicht billigen. Drittens: Es ist mit massiven politischen, vielleicht auch militärischen Aus-
wirkungen auf den Nahen Osten, also Israel und Palästina, zu rechnen. Und viertens: Es ist 
auch mit massiven negativen Auswirkungen auf die Weltwirtschaft zu rechnen. Das nenne 
ich ein Abenteuer." Und auf die Frage nach der Bedrohung durch irakische Massenver-
nichtungswaffen sagte Struck: Jeder weiß, dass Saddam kein Waisenknabe ist, sondern ein 
brutaler Diktator. Auch, dass er versucht, an gefährliche Waffen zu kommen. Aber nach 
gegenwärtigem Erkenntnisstand gibt es keine konkrete Bedrohung für uns hier in Europa 
durch Saddam Hussein."25  
4. Vereinte Nationen, Europäische Union und Arabische Liga gegen die USA 
Kofi Annan betonte in Reaktion auf Cheney und Rumsfeld, ein Angriff auf Irak stehe nicht 
im Einklang mit der Haltung der Vereinten Nationen. Daraufhin brachte auch der britische 
Außenminister Jack Straw die Idee in Umlauf, Saddam Hussein mit einem Ultimatum der 
Vereinten Nationen zu einer Rückkehr der Waffeninspektoren zu zwingen. Die US-Admi-
nistration reagierte distanziert. Die Rückkehr der Inspektoren reiche nicht, ließ Washington 
verlauten. US-Außenamtssprecher Richard Boucher wandte sich am 30. August noch ein-
mal gegen den Vorschlag eines UN-Ultimatums an Irak. Der einzige Weg, „das Problem 
grundsätzlich zu lösen", sei ein Regierungswechsel. Waffeninspekteure seien nur hilfreich, 
wenn es eine Regierung in Bagdad gäbe, die nicht zu betrügen und zu verstecken ver-
suchte.26  
23 
 Vgl. FAZ, 29.8.2002. 
24 
 Vgl. FAZ, 30.8.2002. 
25 
 Berliner Zeitung, 30.8.2002. Schon vor der Rede Cheneys hatte Struck dem „Westfälischen 
Anzeige?' gesagt: „Wir sind nicht Mündel der Vereinigten Staaten". Er werde nicht die Hand 
heben, „auch nur einen deutschen Soldaten in so ein Abenteuer zu stürzen — da mag in Wa-
shington hier und da jemand mit den Zähnen knirschen". Westfälischer Anzeiger, 22.8.2002. 
26 Frankfurter Rundschau, 2.9.2002. 
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Nach Cheneys Äußerungen spitzte sich Anfang September nicht nur die Auseinanderset-
zung zwischen Berlin und Washington, sondern zwischen den USA und fast allen Verbün-
deten zu. Die EU-Außenminister distanzierten sich von der US-Position. Bei einem infor-
mellen Treffen in Helsingör in Dänemark resümierte der deutsche Außenminister Fischer: 
„Niemand hier ist für ein unilaterales Vorgehen oder eine Invasion als Mittel für einen Re-
gimewechsel." Trotz unterschiedlicher Auffassungen im Detail herrschte Übereinstimmung 
darüber, dass eine Militäraktion ein neues Mandat des UN-Sicherheitsrats erfordere. Der 
dänische Ratspräsident Per Stig Möller forderte „breite Konsultationen" mit den USA. 
Über eine europäische Kriegsbeteiligung wollte er nicht spekulieren. Wörtlich: „Niemand 
hat einen Krieg vorgeschlagen, deshalb müssen wir uns mit dieser hypothetischen Frage 
nicht beschäftigen."27 
 
Nach den Ankündigungen führender Politiker der US-Administration über den beabsich-
tigten Präventivschlag gegen Irak auch dann, wenn Bagdad die Inspektoren zurückkehren 
lasse, verstärkte sich noch einmal die Ablehnung der US-Position durch die arabischen 
Verbündeten der USA. Für einen Angriff gegen Irak stehe der saudi-arabische Boden nicht 
zu Verfügung, ließ der saudische Außenminister verlauten. Der ägyptische Präsident Husni 
Mubarak meinte, kein arabisches Land sei bereit, die US-Pläne zum Sturz Saddam Husseins 
zu unterstützen. Der pakistanische Machthaber Musharraf sagte, sein Land stehe an der 
Seite der USA im Kampf gegen den Terror, aber einen Angriff auf Bagdad halte er für 
falsch. Ein solcher würde anti-amerikanische Gefühle unter den Moslems verstärken und 
den Terroristen neuen Zulauf bescheren. Er schloss eine Beteiligung an einer solchen Ak-
tion aus. Bei einem Staatsbesuch in Iran bekräftigte auch der syrische Präsident Baschar al-
Assad, sein Land lehne den Kriegskurs der USA gegenüber Irak ab. Ebenso warnte Nelson 
Mandela den US-Präsidenten vor einem Angriff auf Irak. Die Arabische Liga betonte in 
einer Erklärung, die US-Pläne zum Sturz Saddams seien der Anfang eines Angriffs auf die 
Sicherheit und Unabhängigkeit der gesamten arabischen Welt. 
Sogar Qatar ging auf Distanz. Ein führender Beamter des Emirats verlautete, dass sich die 
Regierung nicht gegen eine dauerhafte US-Präsenz aus Abschreckungs- und Verteidigungs-
zwecken stelle, „doch wir wollen nicht, dass unser Territorium für einen Einsatz gegen 
unsere Brüder im Irak oder einem anderen arabischen Land benutzt wird."28 
 Kuwait wolle 
die Nutzung von US-Einrichtungen nur gestatten, wenn für den Angriff auf Irak ein UN-
Mandat vorliege, sagte Verteidigungsminister Dschaber Mubarak el Sabah in einem Zei-
tungsinterview. Jemen und Bahrain forderten alle arabischen Staaten auf, ihre Territorien 
nicht für einen US-Angriff zur Verfügung zu stellen. Der malaysische Ministerpräsident 
Mahathir Mohamad meinte, selbst die mögliche Herstellung von Atomwaffen rechtfertige 
keinen Angriff auf den Irak. 
Aber auch in der US-Regierung selbst wurden Meinungsunterschiede deutlich. US-Außen-
minister Colin Powell forderte als „ersten Schritt" die Rückkehr der UN-Waffeninspekteure 
in den Irak. Außerdem räumte er die Notwendigkeit ein, vor einem Angriff auf Irak müssten 
Beweise vorgelegt werden, dass Irak tatsächlich über Massenvernichtungsmittel verfüge.29 
 
Zunehmend meldeten sich auch Mitglieder von Bushs republikanischer Partei mit kritischen 
Äußerungen über einen Krieg gegen Irak zu Wort. Der Außenminister im Kabinett des frü-
heren Präsidenten Bush sen., Lawrence Eagleberger, sagte dezidiert, ein Angriff sei nur 
legitim, wenn das Weiße Haus nachweise, dass Saddam Hussein „den Finger am Abzug" 
habe und unmittelbar vor dem Einsatz biologischer oder chemischer Waffen stehe. Ebenso 
wandten sich republikanische Senatoren und Abgeordnete wie Chuck Hagel und Dick Ar-
mey gegen einen Irak-Krieg mit der Begründung, dass sich fast keiner der maßgeblichen 







 Reuters, 12.9.2002. 
29 
 In einem Interview mit der BBC, 1.9.2002. 
30 FAZ, 22.8.2002. 
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Unter den Europäern unterstützte nur Tony Blair offensiv den US-Präsidenten. Er kündigte 
an, den USA bei einem Irak-Krieg auch zur Seite zu stehen, wenn es kein UN-Mandat dafür 
gäbe. Den Kritikern an seiner Irak-Politik im eigenen Land und außerhalb warf Blair „ge-
fährlichen Antiamerikanismus" vor. Nur einen Tag später, am 4. September, ging Bundes-
kanzler Schröder auf deutliche Distanz zum britischen Premier. Er wies dessen Wort zu-
rück, wonach die Kritiker des US-Irak-Kurses einen „gefährlichen Antiamerikanismus" 
pflegten. Deutschland habe das Recht, eine eigene Meinung zu haben, sagte Schröder. Un-
beantwortet ließ Schröder die Frage, ob die USA das Recht hätten, im Fall eines Angriffs 
auf Irak den deutschen Luftraum zu benutzen. Die Frage werde erst diskutiert, „wenn sie 
ansteht". Am gleichen Tag wurde der US-Botschafter zu einem Gespräch ins Auswärtige 
Amt gebeten. Dabei wurde ihm die „offizielle deutsche Haltung" zur Irak-Frage erläutert. 
In der Nacht zum 5. September empfing Bush führende amerikanische Politiker, um mit 
ihnen die Lage zu besprechen. Anschließend ließen die Gesprächsteilnehmer keinen Zwei-
fel daran, dass der Präsident zu einem Krieg entschlossen sei. „Militärische Aktionen sind 
unvermeidlich", sagte etwa der Fraktionschef der Republikaner im Repräsentantenhaus, 
Tom DeLay. Wenige Stunden später kündigte Bush an, er wolle sich in den nächsten Tagen 
mit mehreren Staatschefs treffen oder mit ihnen telefonieren, um für seine Irak-Politik zu 
werben. Russland, China und Frankreich sollten kontaktiert werden; mit Tony Blair wollte 
sich Bush am 7. September treffen. Damit war der Kreis der ständigen UN-Sicherheitsrats-
mitglieder einbezogen. 
Allerdings verliefen die Gespräche außer mit Blair nicht wie erhofft. Putin sprach sich ein-
deutig gegen einen Angriff auf Irak aus. UN-Generalsekretär Annan nannte einen Angriff 
„leichtsinnig und unvorsichtig". "Jetzt anzugreifen würde nur die internationalen Spannun-
gen verschärfen", sagte er in Paris nach einem Treffen mit dem französischen Premier Chi-
rac. Der EU-Beauftragte für Außen- und Sicherheitspolitik, Javier Solana, wiederholte die 
europäische Ablehnung eines Präventivkriegs der USA. Ein solcher Alleingang wäre mit 
dem Völkerrecht „nicht vereinbar". Alle nötigen Schritte gegen Irak müssten im Rahmen 
der Vereinten Nationen entschieden werden. 
Am 7. September trafen sich Bush und Blair in Camp David, um über die Kriegsvorberei-
tungen gegen Irak zu beraten. Die Welt schulde künftigen Generationen den Angriff auf 
Irak, zitierte der britische Rundfunk den amerikanischen Präsidenten.31  Am gleichen Tag 
fanden in Hannover deutsch-französische Konsultationen statt. Frankreichs Präsident Chi-
rac und Bundeskanzler Schröder zeigten sich einig in ihrer Ablehnung einer isolierten Ak-
tion der USA gegenüber Irak. Chirac sagte, es gebe eine „mehr oder weniger kohärente 
Position Europas" zu der Irak-Frage. Frankreich stimme mit Deutschland weitgehend über-
ein. Nur der UN-Sicherheitsrat könne eine Entscheidung treffen, wie gegenüber Irak vorge-
gangen werden solle, wenn dieser die UN-Waffeninspektoren nicht ins Land lasse. Frank-
reich werde seine abschließende Position nach der Debatte im Sicherheitsrat formulieren. 
Einigkeit gab es nach Schröder auch darüber, dass die UN-Inspektoren ohne Vorbedin-
gungen nach Irak zurückkehren und dass die Vereinten Nationen bei der Lösung der 
Krise eine bedeutende Rolle spielen müssten. Es könne aber nicht darum gehen, die Ziele 
gegenüber Irak zu verändern. Das Ziel sei nie gewesen, mit militärischen Mitteln zu er-
reichen, dass die Inspektoren zurück dürften. 
Eine wesentliche Rolle in der Auseinandersetzung spielte naturgemäß die Frage nach der 
tatsächlich Gefährlichkeit Iraks und der Bedrohung, die vom Bagdader Regime für die 
Umwelt ausging. Diesbezüglich standen sich völlig konträre Auffassungen gegenüber. 
Nach den Worten des ehemaligen Geheimdienstoffiziers der US-Marine und UN-Waffen-
inspekteurs Scott Ritter32  sei Irak keineswegs in der Lage, Massenvernichtungswaffen 
herzustellen: „Die Wahrheit ist, dass Irak keine Bedrohung für seine Nachbarn darstellt und 
nicht auf eine Art und Weise handelt, die irgendjemand außerhalb seiner Grenzen gefähr-
det", sagte Ritter. „Eine Militäraktion gegen Irak kann nicht gerechtfertigt werden." Der 
31 
 BBC, 8.9.2002. 
32 
 Ritter hatte bis 1998 mehrere Jahre lang dem UN-Waffeninspektionsteam in Irak angehört. 
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Regierung in Bagdad empfahl er, die Waffeninspekteure wieder ins Land zu lassen und eng 
mit ihnen zusammenzuarbeiten. Damit würden die USA „mit ihren Kriegsdrohungen gegen 
Irak allein stehen. Dies wäre der beste Weg, einen Krieg zu verhindern".33  
Zeitgleich legte das Londoner Internationale Institut für Strategische Studien (IISS) einen 
Bericht vor, wonach Saddam Hussein „binnen Monaten" über Atomwaffen verfügen könne, 
wenn es ihm gelänge, aus dem Ausland angereichertes Uran oder Plutonium zu verschaffen. 
Bagdad habe selbst nicht die Fähigkeit, „spaltbares Material in ausreichenden Mengen für 
Atomwaffen zu produzieren", hieß es in dem Bericht. Um Produktionsstätten für spaltbares 
Material zu errichten, würde Bagdad „mindestens einige Jahre sowie weitreichende auslän-
dische Hilfe benötigen". Es bestehe aber die theoretische Möglichkeit, spaltbares Material 
zu importieren. Die „Wahrscheinlichkeit" sei zwar „gering", doch wenn es dazu käme, 
würde der Irak zusammen mit den vorhandenen Beständen an biologischen und chemischen 
Waffen eine Gefahr für die Außenwelt darstellen. Kritiker Blairs wandten ein, diese hypo-
thetischen Annahmen würden wohl auf ein Dutzend Staaten zutreffen. 
Der deutsche Bundesnachrichtendienst (BND) wies den Verdacht von US-Vizepräsidenten 
Cheney zurück, es habe enge Verbindung zwischen Saddam Hussein und der Terrororgani-
sation Al Qaida gegeben. Im Gegenteil habe Hussein Islamisten und damit Al Qaida immer 
zu den innenpolitischen Gegnern gezählt. Es sei zu bezweifeln, dass daraus nun eine „wun-
derbare Freundschaft" geworden sei. Unwahrscheinlich sei auch, dass Irak sein Programm 
für Massenvernichtungswaffen erfolgreich beendet habe. 
In der inneramerikanischen Debatte wurde gegen die Behauptung der „tödlichen Bedro-
hung" der USA durch irakische Massenvernichtungswaffen eingewendet, schon im Kuwait-
Krieg 1991, als er noch über riesige Mengen biologischer und chemischer Waffen verfügte, 
habe Hussein nicht gewagt, diese gegen die USA und ihre Verbündeten einzusetzen, wis-
send, dass dies sein Ende wäre. Heute gebe es nicht einmal Beweise, dass er nach der De-
mobilisierung 1991 bis 1998 noch über größere Mengen an Massenvernichtungsmitteln 
verfügt. Und wenn er sie hätte, „weshalb sollte er", fragt der ehemalige demokratische Prä-
sidentschaftskandidat McGovern, „die USA angreifen und so dumm sein, nationalen und 
persönlichen Selbstmord zu begehen?"34  
Die divergierenden Meinungen unter den Mitgliedern der Allianz führten auch dazu, dass 
das Thema Irak auf NATO-Tagungen tabuisiert wurde. Eine mögliche Intervention gegen 
Irak sei nur ein Thema am Rande, hieß es vor der Tagung des Militärausschusses der 
Allianz, die am 9. September eine viertägige Sitzung begann. Dabei ging es neben der Er-
weiterungsfrage um das Konzept einer effizienten Terrorismusbekämpfung. Die NATO 
machte genau das, was bis kurz zuvor noch die Bundesregierung und der Bundestag prakti-
ziert hatten: Negierung des Sachverhalts. Es gebe keinen Grund, wurde mitgeteilt, dass sich 
ein NATO-Gremium jetzt offiziell mit einem Militärschlag gegen Irak befasse. Kein Parla-
ment eines NATO-Staates — auch nicht der USA — habe eine Entscheidung getroffen. Des-
halb könne sich die Allianz damit auch nicht näher beschäftigen.35  
Dafür beschäftigten sich die NATO-Staaten individuell sowie bilateral umso intensiver mit 
der Angelegenheit. Frankreichs Präsident Jacques Chirac schlug vor, was nach mehr als 
zweimonatiger heftiger Auseinandersetzung mit den USA schließlich am 8. November in 
der Resolution 1441 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen fixiert werden sollte: Irak 
mit einem Ultimatum der Vereinten Nationen zu neuen Waffenkontrollen zu zwingen. 
Sollte Bagdad sich weigern, könnten die UN eine Militäraktion gegen Irak billigen. Chirac 
schlug ein zweistufiges Verfahren vor: In einer ersten Resolution solle der UN-Sicherheits- 
33 Online-Ausgabe von „Der Spiegel", 8.9.2002. 
34 Washington Post, 3.10.2002. 
35 Die NATO hatte sich dann aber zweieinhalb Monate später auf dem Gipfel in Prag doch mit 
der Irak-Frage zu beschäftigen, weil Washington gegenüber der Allianz in die Offensive ging 
und Unterstützung für die US-Streitkräfte im Falle einer Invasion forderte. Damit wurde ge-
genüber dem Bündnis eine ähnliche Strategie verfolgt wie gegenüber den UN: Es sollte durch 
Druckausübung zu einer Positionierung auf Seiten Washingtons gezwungen werden. 
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rat Irak drei Wochen Zeit geben, um die 1998 ausgereisten Waffeninspekteure „ohne Be-
hinderungen oder Bedingungen" im Land arbeiten zu lassen. In einer zweiten Resolution 
könne der Sicherheitsrat dann über das weitere Vorgehen entscheiden.36 
 Die Frage, ob sich 
Frankreich gegebenenfalls an einem Krieg beteiligen würde, ließ Chirac offen.37 
 
5. Rot-grüner Wahlkampf oder außenpolitische Prinzipientreue? 
Damit kam auch die französische Führung der Position von Präsident Bush entgegen — we-
niger, wie sich den reservierten Äußerungen Chiracs entnehmen ließ, weil man Irak für so 
gefährlich hielt, sondern vielmehr, weil man darin die einzige Möglichkeit sah, einen uni-
lateralen Militärschlag der USA verhindern zu können. Damit relativierte sich die Überein-
stimmung, die zwischen Frankreich und Deutschland noch unmittelbar zuvor zelebriert 
worden war. Einig waren sich beide in der Ablehnung eines US-Alleingangs. Die Bundes-
regierung machte dem gegenüber aber deutlich, dass sie darüber hinaus jede Art von Mili-
täraktion gegen Irak ablehne, selbst wenn die UN sie legitimieren sollten. 
Es ist kaum von der Hand zu weisen, dass diese dezidierten Äußerungen von deutscher 
Seite zum Teil wahlkampfbedingt waren. Die Umfragewerte für Bundestagswahlen am 22. 
September waren tät-  die rot-grüne Koalition katastrophal. Daran hatte auch die seit der 
zweiten Augusthälfte über Deutschland hereinbrechende Flutkatastrophe und das durch die 
Maßnahmen der Bundesregierung verbesserte Image des Bundeskanzlers nur bedingt etwas 
geändert. Angesichts der breiten Ablehnung eines Militärschlages der USA in der deut-
schen Bevölkerung versprach ein „klares Wort" der Regierung die Mobilisierung eines 
Wählerpotenzials, auf das es bei der Entscheidung am 22. September ankommen sollte. 
Diese Haltung der Bundesregierung sollte sich gleichzeitig als herausragendes Mobilisie-
rungsinstrument für die beiden angesichts der Umfragen fast schon verzweifelten Regie-
rungsparteien erweisen. Der SPD und insbesondere den Grünen trauten breitere Bevölke-
rungsschichten jedenfalls eher als den beiden konservativen Parteien und den beiden 
Kanzlerkandidaten Edmund Stoiber und Guido Westerwelle zu, dem Druck der USA nicht 
nachzugeben. 
Die Position der Bundesregierung in der Irak-Frage nur wahlkampftaktisch zu verstehen, 
griffe indes zu kurz. Seit der Rede Cheneys über eine Präventivschlagsstrategie der USA 
gegen Irak und den immer intensiver laufenden militärischen Vorbereitungen für eine Inter-
vention hatten sich Vermutungen, Bush werde noch vor den Kongresswahlen Anfang No-
vember zuschlagen, gesteigert. Damit stellte sich auch immer akuter die Frage, die spora-
disch von der FDP schon im Februar gestellt worden war, nämlich was im Falle eines Krie-
ges mit den ABC-„Fuchs"-Sptirpanzenr und ihrem Personal werden sollte, die in Kuwait 
stationiert worden waren, sowie mit den Marine- und den Kräften der Luftwaffe, die am 
Horn von Afrika patrouillierten.38  
Konnte man sie abziehen, wenn die USA den Krieg gegen Irak begönnen? Rechtlich be-
trachtet, legte dies das Mandat des Bundestages nahe, das den Einsatz dieser Kräfte für die 
Aktion „Enduring Freedom", nicht aber für einen Krieg gegen Irak determinierte. Politisch 
allerdings käme ein solcher Abzug im Fall des Falles in Bezug auf das deutsch-US-ameri-
kanische Verhältnis einem beispiellosen Affront gleich. Damit war auch wieder der Wahl-
kampf berührt: Sollten Kriegshandlungen noch vor dem 22. September ausbrechen und 
dann der Bundestag über die Angelegenheit beraten und entscheiden müssen, wäre das rot-
grüne Desaster perfekt, sollten sich SPD und Grüne in der Frage gespalten zeigen. Die Po-
sitionierung der Regierung Schröder/Fischer stellte auch eine Warnung an Washington dar, 
von wo immer wieder bezüglich europäischer Einwände herablassende Stimmen zu ver- 
36 
 Dieser Punkt blieb in der Resolution 1441 indes unbestimmt. 
37 
 New York Times, 9.9.2002. 
38 
 Vgl. FAZ, 23.2.2002. 
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nehmen waren, dass die Regierungen der NATO-Partnerländer am Tag des Angriffs auf 
Bagdad klein beigeben und den Mund halten würden. 
Die Stellungnahme der deutschen Regierung, man werde auch bei einem Beschluss des 
Sicherheitsrates nicht an einem Krieg gegen Irak teilnehmen, ging auch aus anderen Grün-
den über Wahltaktik hinaus. Teils reflektierte diese Position einen Sachverhalt, der keines-
wegs nur in Deutschland auf Vorbehalte stieß: Eine UN-Resolution würde — das Ziel des 
Regimewechsels, das die USA verfolgten, zugrunde gelegt — nichts anderes bedeuten, als 
dass die Vereinten Nationen eine solche Politik legitimierten und sich daran beteiligten. 
Wenn sich Saddam Hussein nicht freiwillig verabschiedete, was nicht zu erwarten war, 
würde unter diesen Voraussetzungen eine Resolution des Sicherheitsrates quasi eine Recht-
fertigung der US-Haltung bedeuten. 
Insofern konnte man in Bezug auf das Verhalten Washingtons gegenüber den UN berech-
tigterweise vom Versuch einer Erpressung sprechen. Die zunehmenden Kriegsvorbereitun-
gen bauten nicht nur vor Irak, sondern auch vor den Vereinten Nationen eine „Drohkulisse" 
auf. Das Verhalten der deutschen Regierung war insofern konsequent: Solange die USA auf 
ihrer Position beharrten, der Sicherheitsrat habe eine Resolution zu verabschieden, die Wa-
shington freie Hand für einen Krieg geben müsse, würde sich der außenpolitische Spiel-
raum Deutschlands und der EU im Falle einer Sicherheitsratsresolution noch verschlech-
tern. Sie würden nicht nur in den von den USA gewollten Krieg hineingezogen und bezüg-
lich der Kosten in Haftung genommen werden, sondern sich auch an vorderer Stelle mate-
riell und personell am Wiederaufbau danach beteiligen müssen. 
Eine einheitliche europäische Haltung gab es nicht, und sie wurde auch von vornherein 
verunmöglicht. Tony Blair scherte von Anfang an aus einer möglichen gemeinsamen Posi-
tion aus, indem er sich Bush anschloss. Wie angemerkt, lief aus der Sicht der Bundesregie-
rung aber auch Chiracs Vorschlag einer Sicherheitsratsresolution darauf hinaus, die euro-
päischen Partner in eine Falle zu locken. Er würde bei tatsächlichen oder perzipierten Brü-
chen Iraks in Fragen der Inspektoren und der Abrüstung militärische Aktionen ermöglichen, 
die bisher nicht zur Erzwingung politischen Wohlverhaltens eingesetzt werden sollten und 
die kaum jemand außer den USA für notwendig und sinnvoll hielt. Aus französischer Sicht 
war die Resolution das kleinere Übel: Sie bot wenigstens die Chance, einen unilateralen 
Schlag der USA zu verzögern, wenn nicht zu verhindern. Die Polarisierung Europas war 
unter diesen Gegebenheiten nicht mehr zu aufzuhalten. Spaniens Regierung ging ebenfalls 
auf Distanz zu Bundeskanzler Gerhard Schröder. Sie teile nicht die Haltung der Bundesre-
gierung, einen Militäreinsatz gegen Irak grundsätzlich abzulehnen, sagte Außenministerin 
Ana Palacio am 9. September.39  
Der Streit über das richtige Verhalten in der Frage wurde nun auch innerhalb der SPD im-
mer intensiver. Sogar Bundespräsident Johannes Rau bezog gegen einen Irak-Krieg Stel-
lung. Er sehe gegenwärtig keinen Anlass, einen Krieg gegen Irak zu planen. Bundestagsprä-
sident Wolfgang Thierse erklärte, eine Teilnahme Deutschlands an einem Krieg gegen Irak 
verstoße gegen das Grundgesetz nach Art. 26, in dem das Verbot eines Angriffskriegs fi-
xiert sei. Dagegen kritisierte der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des Bundesta-
ges, Hans-Ulrich Klose (SPD), die Irak-Politik der Bundesregierung: Wenn man eine politi-
sche Lösung wolle, müsse man eine Drohkulisse entwickeln. 
Der US-Regierung unterlief eine ganze Reihe von Fehlern in der Behandlung von Freun-
den, Verbündeten und internationalen Organisationen, die den Widerstand und das Miss-
trauen gegenüber Washington noch vergrößerten. Während in den USA mitgeteilt wurde, 
dass Truppenteile nach Qatar verlegt würden, ließen qatarische Beamte wissen, die Ver-
einigten Staaten hätten bei ihrer Regierung noch nicht nachgesucht, Einrichtungen im Land 
für einen Angriff auf Irak zu nutzen. Zu diesem Zeitpunkt waren die USA indes bereits 
dabei, ihren Stützpunkt al-Udeid von rund 3000 US-Soldaten und 50 Flugzeugen auf 10 000 
Soldaten und 120 Flugzeuge aufzustocken. Die Internationale Atomenergiebehörde (IAEA) 
wiederum sah sich veranlasst, einen von Blair und Bush zitierten „neuen" Bericht der Be- 
39  Siehe Financial Times Deutschland, 10.9.2002. 
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hörde zu dementieren, wonach auf Satellitenphotos „ungeklärte Bauarbeiten" an nuklearen 
Einrichtungen im Irak festgestellt worden seien. Seit Dezember 1998 besitze man keine 
neuen Informationen über das Nuklearwaffenprogramm, ließ die IAEA wissen.'" 
Auch die Aussage von Bush nach seiner Rede vor der UN-Generalversammlung, wonach er 
konzedierte, dass die Vereinten Nationen „eine Chance" verdienten, ihre Bedeutung unter 
Beweis zu stellen und Rückgrat zu zeigen41, wurde von vielen als kompromittierend emp-
funden, zumal er drohend hinzufügte: „Täuschen Sie sich nicht, wenn wir uns des Problems 
annehmen müssen, dann werden wir das tun." Daraufhin warf der frühere UN-Waffenin-
spektor Scott Ritter den USA vor, in der Irak-Frage „extremen Druck" auf die internationale 
Gemeinschaft auszuüben. „Ich denke, wir sind einem Krieg näher als je zuvor", sagte er.42  
Angesichts dieser Entwicklung und des Widerstandes vieler Abgeordneter des britischen 
Parlaments, die erzwangen, dass das Unterhaus vorzeitig aus den Ferien zurückgeholt wur-
de, um die umstrittene Irak-Politik von Premier Blair zu debattieren, ging schließlich auch 
Downing Street auf vorsichtige Distanz zum US-Präsidenten. Der britische Außenminister 
Jack Straw pries zwar die „machtvolle" und „effiziente" Rede, die Bush am 12. September 
vor der UN-Generalversammlung gehalten habe. Er betonte allerdings, das Ziel sei die Ent-
waffnung Iraks, nicht der Sturz Saddam Husseins. Und er ließ verlauten, das Bemühen um 
eine Resolution könne einige Zeit dauern. In seiner Rede hatte der US-Präsident verlangt, 
Irak in einer neuen Resolution ultimativ zum sofortigen Versicht auf alle Massenvernich-
tungswaffen aufzufordern: „Wir sprechen hier von Tagen und Wochen, nicht Monaten und 
Jahren." 
Tags darauf drohten die USA und Großbritannien Iraks Staatspräsident Saddam Hussein 
allerdings erneut mit der Entmachtung, falls er im Rüstungskonflikt nicht rasch einlenke. 
Jack Straw sagte, entweder gebe Saddam seine Massenvernichtungswaffen auf, oder es 
müsse „sein Regime beendet werden". Die Wahl liege bei Saddam Hussein, sagte Straw, 
„und er hat nicht viel Zeit, um sich zu entscheiden". Der irakische Staatspräsident habe 
„lang genug mit dem Weltfrieden gespielt". Dagegen äußerte die britische Entwicklungs-
hilfeministerin Clare Short Kritik an der Irak-Politik Tony Blairs. Sie werde höchstens ein-
zelne Militäraktionen, nicht aber einen Krieg gegen Irak unterstützen. „Wir dürfen keinen 
neuen Golfkrieg bekommen", sagte sie. 
Für „undenkbar" hielt auch der Fraktionsvorsitzende von Labour, Robin Cook, einen Krieg 
ohne UN-Mandat.43  Und auch nachdem Tony Blair dem Parlament das seit längerem ange-
kündigte Dossier vorgelegt hatte, in dem nachgewiesen werden sollte, dass die Bedrohung 
von Seiten Iraks so groß sei, dass gehandelt werden müsse", äußerten sich mehr als 160 
von 659 britischen Parlamentariern gegen einen Militärschlag, insbesondere, wenn er ohne 
UN-Mandat ausgeführt würde." 
Den deutschen Standpunkt in der Irak-Frage erläuterte Bundesaußenminister Fischer vor 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen am 14. September." Er plädierte für eine 
diplomatische Lösung der Krise. Es dürfe keinen Automatismus hin zur Anwendung von 
40  FAZ, 12.9.2002. 
41 Vgl. FAZ, 13.9.2002. 
42 BBC, 16.9.2002. 
43  Cook trat kurz vor Kriegsbeginn im März 2003 aus Protest gegen den Kriegskurs von Blair 
von seinem Amt zurück. 
44 Die Aufstellung beruhte auf britischen Geheimdienstberichten. In ihr wurde behauptet, Irak 
besitze beträchtliche Mengen von chemischen und biologischen Waffen einschließlich der 
Trägerraketen und das Regime könne in ein bis zwei Jahren Atomwaffen herstellen. Iraq's 
Weapons of Mass Destruction, The Assessment of the British Goverrunent. http://www.pm. 
gov.uk/files/pdf/iraqdossier.pdf [Stand: 20.1.2003]. 
45 International Herald Tribune, 25.9.2002. 
46  „Für ein System globaler kooperativer Sicherheit" — Rede von Bundesaußenminister Fischer 
vor der 57. Generalversammlung der Vereinten Nationen am 14. September 2002 in New 
York. http://www.auswaertiges-amt.de/www/de/infoservice/presse/index_html7bereich_id=  
I 1&type_id=3&archiv_id=3532&detail= I [Stand: 20.1.2003]. 
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militärischer Gewalt geben, sagte er. Wenige Tage später sprach sich CDU/CSU-Kanz-
lerkandidat Stoiber ebenfalls eindeutig gegen ein unilaterales Vorgehen der USA aus. Er 
ging so weit zu sagen, dass die USA bei einem Alleingang auch die deutschen Stützpunkte 
nicht nutzen dürften. Diese Äußerung wurde indes kurz darauf von einem Sprecher Stoibers 
relativiert. 
Nach den verlorenen Wahlen am 22. September justierte die CDU/CSU ihre Position neu: 
Sie nahm zur Irak-Politik der Bundesregierung eine äußerst kritische Haltung ein und erhob 
den Vorwurf, die rot-grüne Regierung würde Deutschland von den USA und von Europa 
isolieren. Zuvor hatte man sich gehütet, an der Schröderschen Haltung zu laut Kritik zu 
üben; insbesondere Wolfgang Schäuble war offenkundig gedrängt worden, sich zu mäßi-
gen. Die völlig divergierenden Positionen in der Irak-Frage innerhalb der CDU/CSU in 
Rechnung gestellt, konnte man auch den deutschen Konservativen kaum mehr Geradlinig-
keit und weniger Wahlkampftaktik bescheinigen als der Haltung, die CDU/CSU danach 
Rot-Grün vorwarfen. 
6. Irak und die USA: Bemühen um Legitimität 
Wenige Tage zuvor, am 17. September, hatte der irakische Außenminister Nadschi Sabri 
ein überraschendes Angebot unterbreitet: In einem Schreiben an UN-Generalsekretär An-
nan hatte er erklärt, Bagdad sei bereit, die UN-Waffeninspekteure ohne Bedingungen ins 
Land zu lassen, um ‚jegliche Zweifel daran auszuräumen, dass Irak nicht mehr über Mas-
senvernichtungswaffen verfügt"41. Die Reaktionen waren überwiegend positiv. Frankreich, 
Rußland und China begrüßten die Offerte. Saddam Hussein müsse jetzt beim Wort genom-
men werden, hieß es etwa aus Paris. Annan dankte dem Generalsekretär der Arabischen 
Liga, Amr Mussa, für dessen Bemühungen, Irak zu einem solchen Schritt bewegt zu haben. 
Die USA sprachen hingegen von einem „taktischen Schritt" Bagdads." Verteidigungs-
minister Donald Rumsfeld verlautete, dass „mehr Beweise nicht erforderlich" seien. Irak 
müsse angegriffen werden. 
Realiter brachte der Schachzug Bagdads die US-amerikanische Strategie weiter außer Takt. 
Denn zur Vorbereitung neuer Inspektionen vereinbarten Vertreter Iraks und der Leiter der 
UN-Kontrollkommission für den Irak (UNMOVIC49), Hans Blix, Gespräche, die bereits 
Ende September in Wien stattfinden sollten. Man warte nur noch auf grünes Licht vom UN-
Sicherheitsrat. Auch die Internationale Atomenergiebehörde (IAEA) kündigte ihre Bereit-
schaft an, sofort Waffeninspektoren nach Irak zu schicken. Gleichzeitig warnten drei ehe-
malige ranghohe Generale vor einem Alleingang der Vereinigten Staaten. Der frühere 
NATO-Kommandeur Wesley Clark, der ehemalige Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs, 
John Shalikashvili, und der einstige Chef des Zentralkommandos, Joseph Hoar, sagten bei 
einer Anhörung des Kongresses, ein Vorgehen ohne Rückendeckung der Vereinten Natio-
nen berge erhebliche Risiken." 
Um stärkeren innenpolitischen Rückhalt für seine Irak-Politik zu gewinnen und um den 
Sicherheitsrat weiter unter Druck zu setzen, übersandte Präsident Bush dem US-Kongress 
nun doch einen Entwurf für eine Entschließung, die ihm freie Hand für einen eventuellen 
Angriff auf Irak geben sollte. Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice machte noch einmal 
deutlich, es gehe den USA nicht nur um die Rückkehr der UN-Inspekteure. Die USA sähen 
sich auch verpflichtet, am Aufbau eines demokratischen Irak mitzuwirken. Die USA er- 
47 Brief an UN-Generalsekretär Kofi Annan. Vgl. "Letter from lraqi Foreign Affairs Minister Naji 
Sabri to U.N. Secretary-General Kofi Annan September 17, 2002. http://www.cnn.com/2002/  
WORLD/meast/09/17/iraq.lettedindex.html; vgl. http://vAvw.uruklink.net/mofa/epage.htrn.  
48 US-Finanzminister Paul O'Neill meinte wörtlich: „Saddam Hussein muss gehen. Es muss 
einen Regimewechsel geben." 
49 
 UNMOVIC: United Nations Monitoring, Verification and lnspection Commission. 
50 FAZ, 25.9.2002. 
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warteten effektive Schritte der Vereinten Nationen. Andernfalls würden sich die Vereinig-
ten Staaten von Amerika des Problems annehmen. Und Präsident Bush drängte, der Kon-
gress möge rasch zustimmen, um dem Sicherheitsrat eine „klare Botschaft" zu übermitteln: 




In den Augen der Bundesregierung ließen all diese Äußerungen die eigene Haltung nur 
umso gerechtfertigter erscheinen. Die Botschaft Bushs wurde so interpretiert: Entweder der 
Sicherheitsrat legitimiert einen Krieg gegen Irak, oder die USA würden den Krieg ohne 
Sicherheitsratsresolution führen. Die Regierung Bush verfolgte immer noch dezidiert die 
Zielsetzung, nicht nur die Rückkehr der Waffeninspektoren und die Einhaltung der UN-
Resolutionen in Irak zu erzwingen, sondern das irakische Regime zu stürzen und einen 
„demokratischen Irak" aufzubauen. Dies legte nahe anzunehmen, die UN-Politik Washing-
tons sei nur ein Manöver, um der in den USA von innenpolitischen Gegnern Bushs vorge-
tragenen Kritik den Wind aus den Segeln zu nehmen. 
Bestärkt sah sich Rot-Grün durch die nun offizielle Bekanntgabe der neuen Verteidigungs-
doktrin der USA im September52. Was Vizepräsident Cheney und Verteidigungsminister 
Rumsfeld bereits seit Frühsommer bei den unterschiedlichsten Gelegenheiten hatten an-
klingen lassen, wurde nun als „Bush-Doktrin" festgeschrieben: den Anspruch der USA auf 
ein Recht zu Präventivkriegen — wenn notwendig, mit atomaren Mitteln —, wo immer und 
wann immer dies US-Sicherheitsinteressen erforderlich machten. Die Doktrin bedeutete 
nichts anderes als die offiziell von der größten Militärmacht der Welt deklarierte Negation 
des Kerns modernen Völkerrechts, die Ablehnung jeglicher Bindung eines US-Vorgehens 
an Beschlüsse des Sicherheitsrates der UN und den Anspruch auf eine rechtliche Sonder-
stellung der USA in der Welt. 
Mittlerweile hatte die deutsche Position die US-Regierung offenkundig nachhaltig ver-
ärgert. Verteidigungsminister Rumsfeld wollte während des NATO-Treffens in Warschau 
am 24. September, zwei Tage nach der für Rot-Grün erfolgreichen Bundestagswahl, mit 
seinem deutschen Amtskollegen Struck nicht einmal sprechen. Außenminister Fischer be-
gann allerdings unmittelbar nach der Wahl mit den „Reparaturarbeiten" an den, wie sich 
Condoleezza Rice und Donald Rumsfeld ausdrückten, „vergifteten" deutsch-US-amerikani-
schen Beziehungen. In einem Interview mit der New York Times ließ er verlauten, eine 
Teilnahme Deutschlands und der Bundeswehr an einem Nachfolgeeinsatz in Irak sei nicht 
ausgeschlossen.53  
Unterdessen trieben die USA mit zunehmender Intensität die Vorbereitungen für einen 
Angriff durch die Verlegung von Truppen und Material in die Region voran und nahmen 
offenkundig die systematische Ausschaltung von Luftverteidigungsanlagen Iraks durch 
gezielte Bombardements in Angriff. Außerdem kursierten Berichte über bereits in Irak ope-
rierende CIA-Trupps.54  
Anfang Oktober gab Washington eine Finanzhilfe ftir irakische Oppositionelle in Millio- 
nenhöhe frei. Damit hob Washington seinen Beschluss von Beginn des Jahres auf, dem 1NC 
wegen Missmanagement und Verschleuderung von Geldern die Unterstützung zu eilt- 
51 Financial Times, 23.9.2002. Der befreundete NATO-Partner in unmittelbarer Nachbarschaft, 
Kanada, reagierte allerdings diplomatisch höchst ungewöhnlich. Außenminister Bill Graham 
gab öffentlich bekannt, die USA planten den Angriff auf Irak im Februar 2003. Der „amerika-
nische Spielplan" sehe eine Invasion nach dem islamischen Fastenmonat vor. Kanada wolle 
dem gegenüber die USA zu einer Kooperation mit den Vereinten Nationen drängen. Der UN-
Sicherheitsrat solle die nächsten Schritte gegenüber Irak festlegen. vgl. Globe and Mail, 
23.09.2002 
52  The White House, The National Security Strategy of the United States of America, Washing-
ton D.C. 2002. 
53 International Herald Tribune, 5./6.10.2002; Frankfurter Allgemeine Zeitung, 25.9.2002. 
54  International Herald Tribune, 24.9.2002. 
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ziehen.55  Die irakische Opposition sollte nun eine Zeitung, einen TV-Sender und mehrerer 
Regionalbüros finanzieren.56  
Ende September berichtete die Washington Post von weiteren Maßnahmen. Danach sollten 
1.000 oppositionelle Iraker als Hilfskräfte für die US-Truppen trainiert und als Übersetzer, 
Kundschafter und Berater ausgebildet werden.57 
 Gleichzeitig wurden neue heftige Vor-
würfe gegen Bagdad vorgebracht. Condoleezza Rice sagte, das irakische Regime habe Al 
Qaida beim Bau von Chemiewaffen geholfen. Ein Beamter des US-Verteidigungsministe-
riums enthüllte, ein führendes Mitglied des Terrornetzwerks Al Qaida sei zwei Monaten 
zuvor in Bagdad gewesen. Der Jordanier Abu Musab Sarkawi, nach US-Informationen 
einer der 24 engsten Vertrauten von Terroristenführer Osama bin Laden, habe das Land 
vermutlich aber schon wieder verlassen. US-Regierungsbeamte räumten allerdings auch 
ein, dass Al Qaida in Ländern wie Pakistan und Jemen viel präsenter sei und es darüber 
hinaus keine Beweise für eine tatsächliche Zusammenarbeit zwischen Irak und islamisti-
schen Terroristen gebe.58  
7. Europäische Harmonisierung und Bushs Kampf an der „Heimatfront" 
Die Länder der Europäischen Union näherten sich in der gesamten Debatte mehr und mehr 
der französischen Position an. Die Parlamentarische Versammlung des Europarates verab-
schiedete am 26. September 2002 eine Resolution, in der die Absicht der USA kritisiert 
wurde, Irak auch ohne UN-Mandat anzugreifen. „Eine solche Haltung steht nicht im Ein-
klang mit den Prinzipien des Völkerrechts", hieß es darin. Die Außenminister der EU dis-
tanzierten sich unerwartet einmütig von US-Plänen für einen Präventivkrieg zum Sturz 
Saddam Husseins.59  Zuvor hatte der britische Premier Blair bei einem Blitzbesuch des deut- 
55 Siehe FAZ, 8.1.2002. 
56 Die reziproke Unterstützung filr die Irak-Politik Bushs erfolgte prompt. Irakische Oppositions-
kräfte berichteten über ein Ausmaß an Verbindungen zwischen Saddam Hussein und dem in-
ternationalen Terrorismus, das westlichen Geheimdiensten bisher anscheinend entgangen war. 
Safaa Machmud, Europa-Repräsentant des irakischen Oppositionsbündnisses „Oberster Rat 
der Islamischen Revolution" (Sciri), sprach von einer „umfassenden Kooperation" zwischen 
dem irakischen Regime und dem Terror-Netzwerk Al Qaida von Osama bin Laden. „Schon 
1998 haben sich der irakische Botschafter in der Türkei, Faruk Hijazi, und bin Ladens rechte 
Hand, Ayman Al-Zawahiri, in Ankara getroffen, um eine Zusammenarbeit zu vereinbaren", of-
fenbarte Machmud. Die Kooperation habe auch finanzielle Unterstützung durch Saddam Hus-
sein eingeschlossen. Außerdem organisierte der irakische Diktator laut Machmud den Aufbau 
zweier Trainingscamps für Al Qaida. Es gebe viele Hinweise, dass Al-Qaida-Chef Osama bin 
Laden selbst Asyl bei Saddam Hussein gefunden haben könnte. www.netzeitung.de, 19.9.2002. 
Es war nur konsequent, dass Machmud die USA auch direkt zum Krieg aufforderte. Abermali-
ge Waffeninspektionen würden nichts bringen. Allerdings wehre man sich auch gegen ein von 
den USA möglicherweise favorisiertes Militärregime unter Führung des Chefs des US-Zentral-
kommandos, General Tommy Franks: „Wir wollen für ein Jahr eine Übergangsregierung unter 
gleichberechtigter Beteiligung aller politischen und ethnischen Gruppierungen aufstellen, da-
nach soll es Parlamentswahlen geben", sagte Machmud. Vgl. ebd. 
57 
 Washington Post, 26.9.2002. 
58 
 Nicht einmal einen Monat später berichtete die Washington Post, US-Präsident Bush habe 
einem Plan zugestimmt, wonach ab November bis zu 5.000 irakische Oppositionelle von den 
USA zu Kämpfern ausgebildet würden. Das Programm mit einem Volumen von 92 Mio. Dol-
lar sei am 3. Oktober durch eine Präsidentendirektive gebilligt worden. Dem Bericht zufolge 
sollten die Iraker sowohl eine militärische Grundausbildung als auch ein Spezialtraining als 
Berater, Dolmetscher und Pfadfinder in Kampfeinsätzen erhalten. Einige sollten auch als Spä-
her für den Einsatz lasergesteuerter Bomben und als Militärpolizisten ausgebildet werden. Wa-
shington Post, 19.10.2002. Anfang Dezember 2002 wurde bekannt, dass ein Großteil dieser 
Kräfte auf einem Stützpunkt in Ungarn von US-Militärs geschult wurde. 
59 
 FAZ, 2.9.2002. 
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schen Bundeskanzlers in London erklärt, das Ziel der Irak-Politik sei die Entwaffnung, 
nicht ein Regimewechsel 60  
Allerdings gingen die britische Haltung und die Haltung der meisten europäischen Staaten 
über das Procedere mit Hilfe einer UN-Resolution nach wie vor weit auseinander. London 
verständigte sich am 27. September mit Washington auf eine gemeinsame Irak-Resolution 
für den Sicherheitsrat. Danach war im Falle einer Behinderung der UN-Waffeninspekteure 
die sofortige Anwendung militärischer Gewalt gegen Bagdad vorgesehen. Laut Vorlage 
sollte dem irakischen Staatschef Saddam Hussein eine Frist von sieben Tagen gesetzt wer-
den, um der Rückkehr der Waffeninspektoren und der vollständigen Offenlegung von Do-
kumenten zuzustimmen. Bagdad wies den Entwurf zurück. Auch die anderen Mitglieder 
des Sicherheitsrates wollten eine solche Vorgehensweise nicht akzeptieren. 
Am 29. September deutete der britische Premierminister Tony Blair die Möglichkeit von 
zwei getrennten UN-Resolutionen zum Irak an. Wichtigstes Ziel sei zunächst, dass der Si-
cherheitsrat eine „grundlegende Resolution" zur Entwaffnung Iraks verabschiede. Damit 
setzte sich Blair erstmals von der Linie George W. Bushs ab, der eine einzige UN-Resolu-
tion einschließlich der Androhung einer Militäraktion bevorzugte. Simultan näherte sich 
London der Pariser Auffassung eines stufenweisen Vorgehens an: In einer ersten UN-Ent-
schließung sollte der Irak zunächst zur Abrüstung aufgefordert werden. Erst wenn dies 
scheitern sollte, wäre über eine weitere Resolution mit militärischen Optionen zu beraten. 
Die Veränderung des Standpunktes Blairs war die Voraussetzung dafür, dass nach einer 
lebhaften Debatte die Delegierten des Labour-Parteitages im Seebad Blackpool der Irak-
Politik ihres Premiers am 30. September ihre Zustimmung gaben. Die Delegierten stimmten 
einem Antrag zu, in dem die Anwendung militärischer Gewalt gegen Irak für zulässig er-
klärt wurde, wenn diese „innerhalb des Rahmens des Völkerrechts und mit der Autorität der 
Vereinten Nationen" erfolge und alle anderen Mittel zuvor fehlgeschlagen seien. Der Alter-
nativantrag von Kriegsgegnern, die sich gegen einen militärischen Einsatz aussprachen, 
erhielt immerhin 40 Prozent der Delegiertenstirrunen.61  
Frankreich bekräftigte indessen seinen Widerstand gegen die von Bush gewünschte harte 
Irak-Resolution. „Wir werden für einen militärischen Einsatz keinen Blankoscheck aus-
stellen", ließ Außenminister Dominique de Villepin verlauten. Frankreich werde keine Re-
solution akzeptieren, die die Anwendung von Gewalt ohne erneute Beratungen im Sicher-
heitsrat erlaube. Paris lehne das „Risiko einer Intervention ab, die nicht vollständig die Er-
fordernisse der kollektiven Sicherheit berücksichtigt` .62 
Die deutsche Regierung hatte sich mit dem innenpolitisch von der Opposition vorgebrach-
ten Vorwurf auseinanderzusetzen, sie habe sich mir ihrer „Fundamentalhaltung" nicht nur 
von den USA, sondern auch von den anderen Europäern isoliert. Dies und die Absicht, zu 
einer kohärenten europäischen Haltung zu gelangen, sowie die Anstrengungen um eine 
Verbesserung des Verhältnisses zu den USA initiierten neue Diskussionen in den Regie-
rungsparteien. Der außenpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Gert Weiskirchen, sagte in 
einem Rundfunkinterview am 30. September, man müsse in Berlin bereit sein, über die 
Androhung einer Militäraktion „noch mal zu debattieren". Hans-Ulrich Klose meinte, neue 
Beweise für eine Zusammenarbeit zwischen Irak und Al Qaida könnten die deutsche Posi-
tion zu einem Krieg gegen Irak verändern. Demgegenüber schloss Außenminister Fischer in 
einem Interview mit der Zeitschrift „Stern" entgegen einigen Tagen zuvor gemachten 
Äußerungen auch noch die Beteiligung Deutschlands an einer Friedenstruppe der Vereinten 
Nationen nach einem möglichen Krieg in Irak kategorisch aus.63  
Zum gleichen Zeitpunkt begannen in Wien die Verhandlungen zwischen den Vereinten 
Nationen und Irak über die Einzelheiten der Waffeninspektionen. Neben den UN und Irak 
war auch die Internationale Atomenergieorganisation (IAEA) beteiligt. Die Delegation der 
6° FAZ, 25.9.2002. 
61 Vgl. International Herald Tribune, 24.9.2002. 
62  Le Monde, 30.9.2002. 
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Weltgemeinwohl und Weltneuordnung 1 89 
Vereinten Nationen leitete der UNMOVIC-Chef Hans Blix. Irak war durch den Präsiden-
tenberater Amir al-Saadi vertreten, für die IAEA deren Direktor Mohammed el Baradei 
anwesend. Schon am I. Oktober erzielten die Verhandlungsdelegationen in Wien grund-
sätzliche Einigung über die Wiederaufnahme von Waffeninspektionen in Irak. Hans Blix 
zufolge stimmte die irakische Abordnung den Inspektionen in vollem Umfang auf der 
Grundlage bestehender UN-Resolutionen zu. Alle Orte in Irak seien für die Inspekteure 
„ohne Beschränkung und jederzeit" zugänglich, sagte Blix. Die Frage nach Kontrolle der 
zahlreichen Paläste des irakischen Präsidenten Saddam Hussein wurde zu diesem Zeitpunkt 
allerdings noch ausgeklammert. Dieses Problem müsse, so Baradei, durch den UN-Sicher-
heitsrat geklärt werden. 
Die Bush-Administration geriet innenpolitisch immer mehr unter Druck, obwohl sich die 
Demokraten wegen der bevorstehenden Kongresswahlen zurückhielten und dem Präsiden-
ten keinen Vorwand liefern wollten, sie als „mangelhaft sicherheitsbewusst" und „antiame-
rikanisch" abzustempeln. Nicht nur Ex-Präsident Clinton warnte seinen Amtsnachfolger vor 
den Konsequenzen eines Präventivschlages gegen Irak. Es sei nicht auszuschließen, dass 
der irakische Diktator von seinen Massenvernichtungswaffen Gebrauch machen würde, 
wenn er sich in die Enge getrieben fühle, sagte Clinton als Gast auf dem Labour-Parteitag 
in Blackpool. Bemerkenswerterweise warf auch die frühere Außenministerin Madeleine 
Albright der Bush-Regierung vor, sie „überdramatisiere die Irak-Gefahr, um Unterstützung 
für einen Krieg zu mobilisieren." 
Bei den Senatsanhörungen Anfang Oktober sprachen sich demokratische Senatoren deut-
lich gegen einen Präventivschlag der USA aus. Robert Bird meinte, dies würde die USA zu 
einem „Schurkenstaat" machen. Der CIA stellte fest, generell wachse zwar die Gefahr, dass 
Irak mit einem zunehmenden Arsenal an Massenvernichtungswaffen diese auch einsetzen 
würde. Glaubhaft seien auch Berichte über Kontakte zwischen Irak und Al Qaida. Gegen-
wärtig jedoch, schrieb CIA-Chef George Tenet an den Vorsitzenden des Verteidigungsaus-
schusses des US-Senats, plane die irakische Führung nach Kenntnissen seiner Organisation 
keine Terroranschläge gegen die USA. Bei einem US-Krieg gegen Irak — damit wiederholte 
Tenet die von Clinton kurz zuvor geäußerte Auffassung — könne sich aber Saddam versucht 
fühlen, Massenvernichtungswaffen einzusetzen.65  
Zur gleichen Zeit wurde bekannt, dass Donald Rumsfeld im Jahre 1983 als Sonderbeauf-
tragter Präsident Reagans in Bagdad mit Saddam Hussein zusammengetroffen war — die 
USA hatten den Diktator zu dieser Zeit gegen den damaligen US-„Hauptfeind" Iran massiv 
unterstützt. Bald darauf lieferten US-Labors legal mit dem expliziten Einverständnis des 
Handelsministeriums jenes biologische und chemische Basismaterial an irakische Einrich-
tungen, mit dem Saddam Hussein dann binnen weniger Jahre sein umfangreiches Arsenal 
von Massenvernichtungsmitteln aufbaute. Bei den Anhörungen wurde Verteidigungs-
minister Rumsfeld von Senatoren mit der Frage konfrontiert, ob „wir jetzt ernten, was wir 
damals gesät haben".66  
Diese und weitere Vorhaltungen brachten die Regierung in erhebliche Bedrängnis. Dass 
Bush sich angesichts der Einwände veranlasst sah, zu dem Vergleich zu greifen, Saddam sei 
so genauso schlimm wie Hitler, machte die Administration in den Augen der Kritiker nicht 
glaubwürdiger. Sie argwöhnte, dass beim Vorgehen gegen Saddam Hussein vor allem Mo-
tive der Vergeltung, der Machtdemonstration, des Zugriffs auf Ölreserven sowie strategi-
sche Überlegungen einer Neuordnung des Nahen Ostens im Spiel seien. Vorgeworfen 
wurde Bush außerdem, er versuche mit einem Feldzug gegen Irak sein Versagen in der 
nationalen und internationalen Sicherheitspolitik zu kompensieren: Die ersten acht Monate 
seiner Amtszeit bis zum 11. September habe er mit der Reaktivierung des Star-Wars-Pro- 
64  Siehe auch FAZ, 2.10.2002. 
65  Vgl. FAZ, 10.10.2002. 
66  Washington Post, 1.10.2002. 
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gramms Ronald Reagans und der Aufkündigung des ABM-Vertrags verschwendet, wäh-
rend Hinweise auf bevorstehende Terroranschläge missachtet worden seien.67  
Bezüglich der von Bush gewünschten gemeinsamen Resolution von Repräsentantenhaus 
und Senat zur Unterstützung der Irak-Politik des Präsidenten musste der Präsident einige 
Abstriche machen. Bush hatte dem Kongress den erwähnten Entwurf am 19. September 
vorgelegt.68  Demnach sollte der Präsident militärische Mittel einsetzen können, wenn 
diplomatischer Druck nicht ausreiche. 
Mit Blick auf die angestrebte Resolution der beiden Häuser des Kongresses modifizierte 
der US-Präsident nun seine Position. Er legte in seinen Reden mehr Gewicht auf die Frage 
der Entwaffnung und sagte, er hoffe ohne Militäreinsatz auszukommen. Die US-Medien 
werteten dies teilweise als einen "Kurswechsel" der Administration.69  Zudem musste Bush 
dem Kongress versichern, dass vor einem Krieg alle diplomatischen Mittel ausgeschöpft 
würden. Die Resolution besagte schließlich, dass Bush die Armee nach Irak schicken 
könne, um die „nationalen Sicherheitsinteressen der USA" zu wahren und um die Resolu-
tionen des UN-Sicherheitsrates durchzusetzen, und machte damit implizit deutlich, dass es 
nicht darum gehen könne, die Entmachtung Saddam Husseins zu betreiben. Dass diese In-
terpretation im Fall eines Krieges keine Rolle spielen würde, war allerdings auch klar. 
So verabschiedete das US-Repräsentantenhaus am 10. Oktober 2002 die doch im Wesentli-
chen auf den Vorstellungen Bushs beruhende Resolution70, nachdem sich der Präsident 
unmittelbar davor mit einem patriotischen Appell an die Abgeordneten gewandt hatte: 
„Don't tie my hands!"7I Die Entscheidung fiel mit 296 zu 133 Stimmen deutlich aus. Einen 
Tag später schloss sich auch der Senat mit 77 zu 23 Stimmen der Resolution an. 
B. Der Streit um die UN-Resolution 
Zu diesem Zeitpunkt gingen die Kriegsvorbereitungen nicht nur unvermindert, sondern 
verstärkt weiter. Aus der Türkei meldeten verschiedene Zeitungen, dass hochrangige US-
Militärs ins Land kommen wollten, um Flughäfen im Osten und Südosten der Türkei auf 
ihre Tauglichkeit für einen möglichen Militärschlag gegen Irak zu untersuchen. In Frage 
kämen z.B. die Militärflughäfen in Diyarbakir und Erhac. Mitte Oktober ordnete das US-
Verteidigungsministerium an, weitere knapp 1000 Soldaten nach Kuwait zu verlegen. Da-
bei handelte es sich um das Hauptquartier des in Heidelberg stationierten 5. Korps der US-
Army in Europa und das Hauptquartier des in Kalifornien stationierten 1. Marine-Infante-
riekorps. Dies diene, so hieß es, der Vorbereitung der Entsendung größerer Bodentruppen-
kontingente im Falle eines Krieges. Die US-Luftwaffe verlegte vier Tarnkappenbomber auf 
den Luftwaffenstützpunkt Spangdahlem in der Eifel, was nach offiziellen Angaben aller-
dings nicht mit einem Angriff auf Irak zu tun hatte. Ein hoher britischer Militär kündigte in 
einem Unterhaus-Ausschuss an, Großbritannien werde mehr als 200 Panzer vom Typ 
Challenger 2 für den Wüstenkrieg umrüsten. 
Vor dem Hintergrund der vom Kongress dem Präsidenten gegebenen Vollmachten setzte 
nun von Seiten der US- und der britischen Administration wieder eine diplomatische Of-
fensive ein, die andere Sicherheitsratsmitglieder auf eine harte Linie drängen sollte. Tony 
Blair warb am 11. Oktober in Moskau für eine neue scharfe Irak-Resolution, stieß aber auf 
Widerstand. Der russische Präsident Wladimir Putin stellte nach dem Treffen mit Blair sein 
67 Chicago Tribune, 8.10.2002. 
68 Siehe FAZ, 20.9.2002. 
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Interesse an einer schnellen Rückkehr der Waffeninspekteure in den Vordergrund. Er 
schließe dabei gemeinsame Lösungen wie eine UN-Resolution nicht aus, halte aber eine 
wie von den USA und Großbritannien gewünschte Irak-Resolution nicht für sinnvoll72 
 
Zur von den beiden Häusern des US-Kongresses verabschiedeten Entschließung verhielt 
sich Berlin distanziert. Man nehme die Entscheidungen in den USA zur Kenntnis und res-
pektiere das Ergebnis. Aber der deutsche Außenminister bekräftigte, dass seine Regierung 
auch nach der Entschließung des US-Kongresses bei der Ablehnung eines Angriffs auf Irak 
bleibe: „Unsere Position ist klar und eindeutig, der Bundeskanzler und ich haben uns vor 
den Wahlen festgelegt, und das gilt auch jetzt." Kurz darauf gab das Auswärtige Amt be-
kannt, dass Außenminister Fischer nach Washington fahren werde, wo er unter anderem 
mit seinem Amtskollegen Colin Powell und mit UN-Generalsekretär Kofi Annan zusam-
mentreffen wolle. 
Zur gleichen Zeit bemühte sich Kofi Annan, die Irak-Frage nicht den Vereinten Nationen 
entgleiten zu lassen und die USA zu einer Verständigung mit den anderen Sicherheitsrats-
mitgliedern zu bewegen. Das setzte freilich einen Kompromiss mit den USA voraus. Zum 
Auftakt einer öffentlichen Sondersitzung im Weltsicherheitsrat am 16. Oktober forderte 
Annan eine „letzte Chance" für Irak. Sollte Bagdad sich weiter gegen „effiziente, glaub-
würdige und vernünftige" Rüstungskontrollen sträuben, müssten die Vereinten Nationen 
„ihrer Verantwortung gerecht werden". Annan mahnte den in der Irak-Frage zerstrittenen 
Sicherheitsrat zur Einigkeit. Unter dem Streit über eine Resolution leide die "Autorität und 
Glaubwürdigkeit" des Gremiums, betonte Annan in einer Erklärung. 
Tatsächlich ventilierten die USA einen Tag später einen neuen Resolutionsentwurf, in 
dem eine ausdrückliche Androhung militärischer Gewalt nicht mehr enthalten war. Und 
wieder einen Tag später, am 18. Oktober, gab es Hinweise aus dem US-Außenministe-
rium, dass man den von Frankreich vorgeschlagenen Zwei-Stufen-Plan akzeptieren wolle. 
Sollte sich Bagdad allerdings „wiederholt und andauernd" gegen eine Kooperation mit 
den UN stellen, müsse sich der Sicherheitsrat sofort erneut mit dem „Problem" beschäf-
tigen. Und sollte sich der Sicherheitsrat nicht auf eine neue Resolution einigen können, 
behalte sich Washington einen militärischen Alleingang vor, so Außenamtssprecher 
Boucher. Unabhängig von einem Beschluss des Rats habe Bush ohnehin das Recht, wei-
terhin die „Interessen der USA zu schützen". 
Doch Frankreich und Russland waren auch mit dem neuen Entwurf nicht einverstanden. 
Der französische UN-Botschafter Jean-David Levitte zeigte sich enttäuscht. Der russische 
Außenminister Iwanow bemerkte, von den USA werde zwar auf eine Blankovollmacht zum 
Krieg verzichtet, die neue Formulierung, wonach der Irak bei Behinderungen der Waffen-
inspektoren mit „ernsten Folgen" rechnen müsse, sei aber auch nicht viel besser. Auch die-
ser Resolutionsentwurf sei für Russland „nicht akzeptabel". Der Sprecher des Weißen Hau-
ses, Ani Fleischer, betonte dem gegenüber noch einmal: „Wir werden null Toleranz für 
jegliche Verletzung einer UN-Resolution aufbringen". Eine solche Verletzung könne, so 
das russische Argument, in vergleichsweise unerheblichen bzw. für einen Beschluss über 
den Einsatz militärischer Gewalt unverhältnismäßigen Vorkommnissen liegen, z.B. darin, 
dass die Inspekteure Waffenteile finden, die zuvor nicht auf der Liste aufgeführt wären, die 
Irak an die Vereinten Nationen abliefern müsse. US-Diplomaten erklärten, die vorgelegte 
Resolution sei der „endgültige Kompromiss". Daraufhin drohte Russland, im Sicherheitsrat 
sein Veto gegen eine solche von den USA eingebrachte Resolution einzulegen. Moskau 
werde einem „Automatismus hin zur Gewaltanwendung" nicht zustimmen, sagte der russi-
sche UN-Botschafter Sergej Lawrow. China und Frankreich äußerten sich etwas moderater. 
Sie sagten, sie erwarteten von den USA noch mehr Zugeständnisse. 
Am 24. Oktober stellten die USA erstmals einen nur marginal überarbeiteten Entwurf für 
eine Irak-Resolution allen 15 Mitgliedern des Sicherheitsrates vor. Russland wies ihn um-
gehend zurück. Der Resolutionsentwurf der USA enthalte nach wie vor eine inakzeptable 
Androhung von Gewalt und sehe ein nicht umsetzbares Mandat für die Waffeninspektoren 
72  FAZ, 17.10.2002. 
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vor, sagte der russische UN-Botschafter Sergej Lawrow. Auch Frankreich äußerte Vorbe-
halte.73  
Einen Tag später legten Russland und Frankreich überraschend eigene Resolutionsentwürfe 
zur Irak-Frage vor74. Danach sollten bei Zuwiderhandlung Iraks gegen die Waffenkontrol-
len militärische Maßnahmen erst nach einer zweiten UN-Resolution ermöglicht werden. 
Und wiederum zwei Tage später schlug Paris den anderen Außenministern des Sicherheits-
rates ein Treffen vor, um strittige Punkte bezüglich einer Irak-Resolution zu klären. Frank-
reichs Außenminister Dominique de Villepin erklärte, es sei „essentiell", eine einstimmige 
Entschließung zu verabschieden. Er warnte vor einer „unilateralen Entscheidung eines Lan-
des". Demgegenüber wurde aus Washington berichtet, Präsident Bush wolle dem Sicher-
heitsrat eine Frist bis zur darauf folgenden Woche setzen. Bis dahin solle er sich auf eine 
harte Resolution einigen.75  
Unterdessen gingen einerseits die Kriegsvorbereitungen, andererseits die Demonstrationen 
gegen den in Aussicht gestellten Krieg weiter.76  US-Präsident Bush wiederholte bei einem 
Treffen mit Mexikos Präsident Vicente Fox während des Apec-Gipfels im mexikanischen 
Los Cabos die Drohung, die USA würden notfalls auch ohne eine UN-Resolution gegen 
den Irak vorgehen. „Wenn die UN nicht handeln und wenn Saddam Hussein nicht abrüstet, 
werden wir eine Koalition anführen, die ihn entwaffnet". US-Medien berichteten, die USA 
wollten für den Angriff auf Irak genauso viele Reservisten einberufen wie seinerzeit im 
zweiten Golfkrieg 1991." 
Britische und US-amerikanische Flugzeuge warfen zum zweiten Mal innerhalb weniger 
Wochen mehr als 300 000 Flugblätter über Irak ab. Darin wurden irakische Soldaten ge-
warnt, auf Maschinen der „Alliierten" zu schießen, die das Flugverbot im Norden und Sü-
den des Landes überwachten. Ein aus sechs Kriegsschiffen und einem U-Boot bestehender 
US-Flottenverband lief von San Diego an der Westküste der USA in Richtung Persischer 
Golf aus. An Bord der Schiffe waren etwa 8000 Soldaten, 5500 davon auf der USS 
Constellation, die über 75 Kampfflugzeuge verfügt. Der Flugzeugträger USS Abraham war 
bereits in der Region, ein weiterer Flugzeugträger befand sich im Mittelmeer. 
73  http://www.ftd.de/pw/in/1035389216016.html?nv=7dm.  
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Immerhin versprach Außenminister Colin Powell anlässlich des Besuchs seines deutschen 
Amtskollegen Fischer in Washington am 31. Oktober, in der darauf folgenden Woche eine 
„verbesserte Version" eines Resolutionsentwurfs vorzulegen. Nach seinen Gesprächen in 
Washington sagte Fischer, die Beziehungen zwischen den USA und Deutschland seien auf 
dem Weg zur Besserung. Beide Regierungen seien dabei, die bestehenden „Irritationen, 
auch Verwerfungen" auszuräumen. Allerdings wurde Fischer außer von seinem Amtskolle-
gen von keinem Mitglied der US-Regierung empfangen? Bezüglich der von den USA 
angekündigten Resolution teilte der russische Außenminister Igor lwanow mit, die Positio-
nen der fünf ständigen Sicherheitsratsmitglieder näherten sich in der Irak-Frage deutlich an. 
Seine Regierung bestehe indes weiter darauf, dass eine Resolution keine Androhung militä-
rischer Gewalt enthalte. Falls Bagdad die Arbeit der Inspekteure behindere, müsse das 
Gremium erneut beraten.79  Auch der französische Präsident Jacques Chirac beharrte weiter-
hin auf Veränderungen an der geplanten Irak-Resolution. Die verbleibenden „Zweideutig-
keiten" bei der Frage des Einsatzes von Gewalt müssten beseitigt werden. 
Am 8. November war es schließlich soweit. Nach wochenlangen Verhandlungen verab-
schiedete der UN-Sicherheitsrat die Resolution 1441, in der Irak eine „letzte Chance" 
eingeräumt wird, mit der Waffeninspektionsbehörde UNMOVIC und der Internationalen 
Atomenergiebehörde IAEO zusammenzuarbeiten und die respektiven vorangegangenen 
Resolutionen der Vereinten Nationen zu erfüllen S0  
Der Sicherheitsrat bestimmte in der Resolution 1441, dass die irakische Regierung der 
UNMOVIC, der IAEA und dem Rat bis zum 15. November zu erklären habe, dass sie mit 
allen Bedingungen und Fristen der Resolution einverstanden sei. Zwei Tage vor Ablauf der 
Frist am 15. November akzeptierte Saddam Hussein die Resolution. Bis zum 8. Dezember 
musste Bagdad laut Resolution eine vollständige und abschließende Liste aller vorhandenen 
und sich im Stadium der Entwicklung befindenden chemischen, biologischen und nuklearen 
Waffen sowie von allen vorhandenen oder in Arbeit befindlichen ballistischen Raketen und 
anderen Trägersystemen vorlegen. Zudem musste detailliert aufgeführt werden, wo sich die 
Kampfstoffe und Waffen sowie die fertigen oder in Bau befindlichen Trägersysteme befin-
den. Fristgerecht lieferte Bagdad ein 12 000-Seiten-Konvolut. 
Die Waffenkontrolleure sollten ihre Arbeit spätestens am 23. Dezember in Irak aufnehmen; 
sie taten dies noch im November. Spätestens am 21. Februar 2003 sollten die Inspekteure 
der UNMOVIC und der IAEA laut Resolution 1441 dem Sicherheitsrat ihren Bericht über 
die neuen Inspektionen vorlegen. Irak hatte den Inspektoren „sofortigen, unbehinderten und 
uneingeschränkten Zugang" zu allen Geländen, Anlagen, Aufzeichnungen und Transport-
mitteln zu gewähren. Außerdem wurde festgelegt, dass der Rat sofort zusammenkommt, 
wenn er einen Bericht der beiden beauftragten Organe über Verstöße Iraks erhält, „um die 
Lage zu beurteilen sowie die Notwendigkeit zur vollen Erfüllung aller relevanten Rats-
resolutionen, um den internationalen Frieden und die Sicherheit wiederherzustellen". 
Genau diese Passage konnte nicht nur unterschiedlich interpretiert werden; sie wurde es 
noch vor der Verabschiedung der Resolution. U.a. Frankreich, Russland und China sahen 
darin eine Vorkehrung, dass die USA ohne eine Mandatierung durch den aufgrund eines 
festgestellten Verstoßes zusammengetretenen Sicherheitsrat nicht unilateral vorgehen dürf-
ten. Für die USA wiederum bedeutete die Aussage, dass der festgestellte Verstoß ein Ein-
greifen auf Grundlage der verabschiedeten Resolution 1441 legitimiere und der neuerlich 
zusammengerufene Sicherheitsrat kein Mandat für eine militärische Aktion erteilen 
müsse.8 I 
78  Vgl. International Herald Tribune, 1.11.2002. 
79  Ebd. 
80 Resolution 1441 (2002) Adopted by the Security Council at its 4644th meeting, an 8 No-
vember  2002. http://ods-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/NO2/682/26/PDF/N0268226. 
pdf7OpenElement. 
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Das war selbstverständlich beiden Seiten bewusst. Die divergente Interpretationsmöglich-
keit war die Voraussetzung, dass eine gemeinsame Resolution verabschiedet werden 
konnte. Für Bush bedeutete die Resolution die Überwindung internationaler Isolation und 
eine bessere Legitimation seiner Politik. Für die andere Seite war die Resolution ein In-
strument, um gegenüber Washingtons Kriegsplänen „containment" zu betreiben. Das insti-
tutionelle „framework" Vereinte Nationen wurde paradoxerweise zum wichtigsten Media-
tor zwischen den USA und Großbritannien auf der einen und dem Rest der Welt auf der 
anderen Seite. 
9. Rot-grüne Position im Kriegsfall: Völkerrecht versus Freundschaft? 
Der Deutsche Bundestag beschloss am 15. November die Verlängerung des Bundeswehr-
einsatzes im Rahmen der Aktion „Enduring Freedom" um ein weiteres Jahr. 573 von 589 
Abgeordneten stimmten mit Ja, elf mit Nein. Fünf enthielten sich der Stimme. Die Ableh-
nungen kamen aus allen Parteien. Für die Irak-Krise war die Mandatsverlängerung insofern 
von Belang, als damit die deutschen Marineverbände und die Spürpanzer „Fuchs" weiter in 
der Krisenregion verblieben und eine Involvierung in den drohenden Irak-Krieg nicht aus-
zuschließen war. Damit war für eine Fortsetzung der Debatte in Deutschland gesorgt. 
Noch brisanter jedoch war die Gratwanderung, die die Bundesregierung in der Frage zu 
leisten hatte, inwieweit sie die USA direkt oder indirekt bei einem möglichen Angriff auf 
Irak unterstützen würde. In einem solchen Fall war evident, dass das Pentagon auch seine in 
Deutschland stationierten Kampftruppen einsetzen würde. Sollte dies aber wegen einer 
Behinderung durch die Bundesregierung nicht möglich sein, drohte Washington mit einer 
umgehenden Truppenverlegung. Deshalb wurde von den USA die Erwartung geäußert, 
beim NATO-Gipfel in Prag am 21. und 22. November werde Bundeskanzler Gerhard 
Schröder dem US-Präsidenten zusagen, dass Washington wie beim Golfkrieg 1991 unein-
geschränkte Überflugsrechte erhalten und seine Stützpunkte in der Bundesrepublik nutzen 
dürfe. Außerdem verlangte Washington laut Presseberichten die Zusicherung, dass die 1. 
Infanteriedivision und die 1. Panzerdivision der U.S. Army im Kriegsfall unbehelligt aus 
ihren Garnisonen in Bayern, Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz ausrücken 
und ihre Ausrüstung ungestört über Bremerhaven verschiffen könne.82  
Während des Gipfels wurde aus amerikanischen Regierungskreisen bekannt, dass Präsident 
Bush rund 50 Staaten, darunter Deutschland, mit der Bitte um Benennung von Truppen und 
Material für den Fall eines Waffenganges gegen Irak kontaktiert habe. Bundesaußenminis-
ter Joschka Fischer bekräftigte in Prag: „Unsere Haltung ist eindeutig: Wir werden uns 
nicht beteiligen." Die US-Anfrage, deren Inhalt vertraulich sei, würde aber geprüft. Die 
Gewährung von Überflugrechten sei ohne jeden Zweifel ein „Aspekt". Bundeskanzler Ger-
hard Schröder erklärte zur gleichen Zeit, es sei selbstverständlich, dass Bewegungsfreiheit 
und Überflugrechte der Alliierten nicht eingeschränkt werden könnten. Dabei gehe es aber 
nicht um eine militärische Beteiligung Deutschlands.83  Zuvor hatte Regierungssprecher 
Bela Anda in Berlin bestätigt, dass der Bundesregierung erstmals seit Beginn der Diskus-
sionen über einen möglichen Angriff auf Irak eine konkrete Anfrage der USA zu einer deut-
schen Unterstützung der Aktion vorliege. In der Erklärung Andas wurde einerseits die deut-
sche Position bekräftigt, an einem Irak-Krieg nicht teilzunehmen, andererseits wurden mit 
dem Hinweis auf „Bündnisverpflichtungen" und „rechtliche Bindungen" Konzessionen 
angedeutet. Die Anfrage würde sorgfältig geprüft „auf der klaren Grundlage einer deut-
schen Nichtbeteiligung an einer möglichen militärischen Aktion in Irak, unserer Bündnis-
verpflichtungen, rechtlicher Möglichkeiten und Bindungen". 
Darüber hinaus verneinte Schröder, dass die in Kuwait stationierten deutschen Spürpanzer 
in einem möglichen Irak-Krieg zum Einsatz kommen würden. Am Rande des NATO-Gip- 
82  Der Spiegel, 17.11.2002. 
83 ZDF-Nachrichtensendung „Heute", 21.11.2002. 
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fels sagte er, die Bundeswehr-Panzer seien im Rahmen des Anti-Terror-Einsatzes „Endu-
ring-Freedom" in Kuwait, und „genau dabei bleibt es". Schröder wörtlich: „Wir denken gar 
nicht daran, uns in irgendeiner Form von dem Beschluss des deutschen Parlaments zu ent-
fernen." Demgegenüber hatte sich zuvor wieder der SPD-Außenpolitiker Hans-Ulrich 
Klose Rür eine militärische Nothilfe bei einem möglichen Irak-Krieg ausgesprochen. Die 
deutschen Spürpanzer seien zwar zum Kampf gegen den internationalen Terrorismus und 
nicht für einen Kriegseinsatz in Kuwait stationiert worden. Im Falle einer Notlage der USA 
in einem möglichen Irak-Krieg würden diese jedoch nicht ungenutzt bleiben. Das Gleiche 
gelte für die am Horn von Afrika stationierten deutschen Marine-Schiffe, die auch einzuset-
zen wären, wenn ein US-Kriegsschiff von Terroristen angegriffen würde." 
Nachdem bekannt geworden war, dass in Berlin ein israelisches Ersuchen nach Lieferung 
deutscher „Patriot"-Raketensysteme vorlag, signalisierten am 26. November sowohl Re-
gierung als auch Opposition Bereitschaft, dieser Bitte nachkommen zu wollen. Der Grünen-
Abgeordnete Winfried Hermann plädierte hingegen dafür, „die Finger davon zu lassen", 
weil er die „schleichende Gefahr" sehe, Deutschland könnte in den möglichen Irak-Krieg 
hineingezogen werden." 
Am 28. November baten die Vereinten Nationen die Bundesregierung, die Arbeit von 
UNMOVIC mit einem unbemannten Aufklärungsflugzeug zu unterstützen.86  Einen Tag 
später gab der stellvertretende Regierungssprecher Thomas Steg bekannt, dass die Bun-
desregierung die Anfrage positiv beantwortet habe. Zudem stellte Deutschland Laborkapa-
zitäten zur Verfügung. 
In einem Brief, der am gleichen Tag der US-Botschaft in Berlin übergeben wurde, bekräf-
tigte die Bundesregierung ihre Zusicherung von Überflug- und Transitrechten im Falle 
eines Irak-Krieges. Steg wich allerdings der Frage aus, ob die Zusagen der Regierung auch 
für den Fall Geltung hätten, dass die USA Irak ohne ein entsprechendes Mandat des Welt-
sicherheitsrates angreifen. Die Bundesregierung gehe davon aus, dass es möglich sein 
werde, die Resolution 1441 über die ungehinderte Tätigkeit der Waffeninspekteure durch-
zusetzen und einen Militäreinsatz zu vermeiden, sagte der Sprecher des Auswärtigen Am-
tes, Walter Lindner. Die Zusicherung von Überflug- und Transitrechten an die USA sei auf 
Basis dieser Resolution erfolgt. „Auf dieser Grundlage agieren wir". Die Frage eines mög-
lichen Alleingangs der USA stelle sich „derzeit" nicht. 
Die Frage stellte sich aber schon zwei Wochen später, als Washington nach deutscher Un-
terstützung im Kriegsfall in Bezug auf die AWACS-Überwachungsflugzeuge nachsuchte. 
In den AWACS-Maschinen arbeiten multinationale Mannschaften. Auch diesbezüglich 
entschied sich die Bundesregierung für einen Verbleib der Deutschen in den Flugzeugen —
allerdings beschränkt auf Verteidigungsaufgaben im Falle der Verletzung der Integrität 
türkischen Territoriums. Die 17 AWACS-Flugzeuge der NATO, deren Besatzungen zu 
einem Viertel aus deutschen Soldaten bestanden, sollten nur zur Luftraumüberwachung der 
Türkei und zur Bekämpfung feindlicher Flugzeuge, wenn solche den Luftraum der Türkei 
verletzen, eingesetzt werden dürfen. Ihre zweite Fähigkeit, bündniseigene Kampfflugzeuge 
im Einsatz über feindlichem Gebiet — in diesem Fall Irak — zu führen, sollte ihnen hingegen 
nicht erlaubt sein.87  
Die Position der Kriegsgegner im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen festigte sich wei-
ter, nachdem auch nach einigen Wochen ungehinderter Kontrolle keine Anzeichen von 
Massenvernichtungswaffen entdeckt worden waren und Präsident Bush Anfang Dezember 
überraschend verlauten ließ, die Inspekteure hätten weder die Aufgabe noch seien sie in der 
84  Deutschlandfunk, 22.11.2002. 
85 Frankfurter Rundschau, 27.11.2002. 
86  Die „Drohne" des Typs „Luna X-2000" (Luftgestützte unbemannte Nahaufklärungsausstat-
tung) verfügt über eine Farbvideokamera zur Tageslichtbeobachtung und ein digitales Wärme-
bildgerät für Nachtaufnahmen. Die Bilder werden in Echtzeit an eine Bodenstation übermittelt. 
87 FAZ, 13.12.2002, S. 3 
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Lage, „schreckliche Waffen zu entdecken, die in einem großen Land versteckt sind"88. Das 
irakische Regime hatte bis zu diesem Zeitpunkt „mustergültig" mit der UN-Mission zu-
sammen gearbeitet, und UN-Generalsekretär Kofi Annan zeigte sich mit der Kooperations-
bereitschaft Bagdads zufrieden." 
Die zwiespältige Position der Bundesregierung, einerseits den geplanten völkerrechtswidri-
gen Krieg abzulehnen, andererseits aber die Zusicherung zu machen, „alle Bündnisver-
pflichtungen" einhalten zu wollen, d.h. unter anderem auch die Nutzung des deutschen 
Luftraums für die USA im Falle eines Angriffskrieges zur Verfügung zu stellen, löste in 
den Regierungsparteien heftige Diskussionen aus. Die neugewählte Grünen-Vorsitzende 
Angelika Beer stellte sich uneingeschränkt hinter einen Beschluss ihrer Partei, den USA zu 
untersagen, ihre Militäreinrichtungen in Deutschland zu nutzen und deutschen Boden zu 
überfliegen, sollte Washington ohne Mandat der Vereinten Nationen gegen Bagdad vorge-
hen. Beer brachte zum Ausdruck, das Grundgesetz der Bundesrepublik verbiete eine Betei-
ligung an einem solchen Krieg. 
Der immer wieder gestellten Frage, wie sich die Bundesregierung verhalten werde, wenn 
die USA AWACS-Flugzeuge für den Fall eines Irak-Krieges anfordern sollten, versuchte 
die Regierung auszuweichen. Der Bundeskanzler selbst gab die „dringende Empfehlung" 
ab, bei diesem Thema mit öffentlichen Erklärungen zurückhaltend zu sein 90  Die Debatte 
hatte allerdings zu diesem Zeitpunkt bereits insofern etwas Absurdes, als Washington schon 
seit Wochen seine Stützpunkte in Deutschland und den deutschen Luftraum nutzte, um 
seinen Streitkräfteaufbau in der Golf-Region voranzutreiben. Gegenüber der Position der 
Grünen-Vorsitzenden ließen dagegen diverse SPD-Politiker verlauten, den Vereinigten 
Staaten würden auch bei einem Irak-Angriff ohne UN-Mandat Überflugrechte gewährt. 
Und Außenminister Fischer stellte sogar die Frage, ob für ein militärisches Vorgehen über-
haupt eine zweite Resolution des Sicherheitsrats nötig, weil Resolution 1441 in diesem 
Punkt „unentschieden" sei.9I 
Die Opposition gegenüber der Interventionspolitik Washingtons wurde jedoch nicht nur 
durch die Ankündigung militärischer Maßnahmen gegen Irak ohne Berücksichtigung der 
Ergebnisse der Waffeninspektionen befördert. Mitte Dezember wurde ein von Georg W. 
Bush unterzeichnetes neues Strategiepapier bekannt, das die in der neuen Nationalen 
Sicherheitsstrategie vom September proklamierte „vorbeugende Gewalt" gegen Staaten und 
terroristische Organisationen bekräftigte und konkretisierte. Bei „drohenden" Angriffen mit 
Massenvernichtungswaffen gegen US-Truppen im Ausland sowie gegen Verbündete würde 
man bis hin zum Einsatz mit Atomwaffen reagieren. Dies gelte auch gegen Gefahren, „ehe 
diese sich zu akuten Bedrohungen auswachsen können". Die Tageszeitung „Washington 
Post" und andere Medien berichteten, dass im geheimen Teil des Papiers Iran, Libyen, 
Nord-Korea und Syrien als mögliche Ziele vorbeugender Militärschläge genannt würden.92  
Mitte Dezember bestätigte der deutsche Verteidigungsminister Struck Meldungen, dass es 
US-Anfragen gebe, Kriegsschiffe zum Schutz von Schiffen und Seewegen in das westliche 
Mittelmeer zu verlegen. Anlass zu dieser Bitte seien Vermutungen, es könnten terroristi-
sche Anschläge auf Schiffe der USA und ihrer Alliierten erfolgen. Gleichzeitig beschleu-
nigten die USA ihre Vorbereitungen für den Krieg. In amerikanischen Medien hieß es Mitte 
Dezember, das Verteidigungsministerium habe der Entsendung von 50.000 zusätzlichen 
Soldaten in die Golf-Region zugestinunt.93  Kurz darauf sagte die Bundesregierung zu, im 
Falle eines Krieges in Irak würden Bundeswehrsoldaten amerikanische Einrichtungen in 
88  FAZ, 04.12.2002, S. 1, 2. 
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Deutschland schützen, wobei die Zahl von 2000 deutschen Sicherheitskräften genannt 
wurde 94  
Immer größerer Unmut regte sich, weil sich die USA und Großbritannien einer engeren 
Zusammenarbeit mit den Waffeninspekteuren und einer Weitergabe angeblicher eigener 
Erkenntnisse über das irakische Waffenprogramm an die eingesetzte UN-Kommission ver-
weigerten. Chefinspekteur Blix beklagte sich ungeschminkt über die mangelnde Unterstüt-
zung: Wenn Großbritannien und die USA Beweise dafür hätten, dass der Irak verbotene 
Waffen besitze, „dann sollte man erwarten, dass sie in der Lage wären, uns zu sagen, wo 
das Zeug liegt".95  
Unmittelbar vor Weihnachten 2002 begannen die Vereinigten Staaten ihr größtes Manöver 
in der Golf-Region seit dem Irak-Krieg 1991. Tausende Soldaten und Hunderte Panzerfahr-
zeuge probten in der Wüste von Kuwait einen Militäreinsatz. Für nach Weihnachten war 
mit Israel ein Manöver geplant, bei dem unter anderem Raketenabwehrsysteme getestet 
werden sollten. Die „New York Times" berichtete, dass im Norden Iraks mit den Vorbe-
reitungen für einen möglichen Krieg begonnen wurde. Agenten des US-Geheimdienstes 
CIA kooperierten schon seit zwei Monaten mit den bedeutendsten kurdischen Gruppen.% 
Der diplomatische Druck auf Washington verstärkte sich, als kurz vor Jahresende die Bag-
dader Führung offiziell Mitarbeiter des CIA einlud, sie sollten den UN-Inspekteuren die 
angeblichen Massenvernichtungswaffen zeigen, von denen in Washington und London die 
Rede war. Die US-Regierung wies die Einladung zurück, und zwar mit der Begründung, die 
Beweislast, dass Bagdad keine Massenvernichtungswaffen herstelle, liege bei Präsident 
Saddam Hussein." 
Anfang 2003 spitzte sich der Konflikt zwischen den USA und der Türkei über die von Wa-
shington geforderten Stützpunkte und Aufmarschgebiete auf türkischem Gebiet zur Eröff-
nung einer Nordfront in einem Irak-Krieg zu. Die Türkei hatte dieses Ansinnen trotz enor-
men Drucks von Seiten der Vereinigten Staaten seit Sommer 2002 abgelehnt, und der Na-
tionale Sicherheitsrat in Ankara hatte Ende Dezember die Unterstützung für einen amerika-
nischen Angriff von einer Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen abhängig 
gemacht. Diese Position stand auch völkerrechtlich diametral der Auffassung Washingtons 
gegenüber, das eine neue Resolution für ein militärisches Vorgehen nicht für notwendig 
erachtete.98  
Ab Dezember 2002 versuchte die Bundesregierung, ihren Spielraum mit Blick auf die ab I. 
Januar 2003 bestehende Mitgliedschaft Deutschlands im Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen zu erweitern. Schröder und Fische ließen wissen, dass man sich bei einer eventuellen 
Abstimmung über eine erneute Resolution im Sicherheitsrat auf ein deutsches Votum nicht 
festlegen könne. Niemand wisse, ob es zu einer Abstimmung kommen, oder worüber abge-
stimmt werde. Allerdings bekräftigten beide Politiker, Deutschland würde sich in keinem 
Fall an einer militärischen Aktion beteiligen." 
Anfang Januar 2003 verlegte das Pentagon einen für Angriffs- und andere Planungen 
zuständigen Stab mit etwa 1000 Mitarbeitern nach Qatar. Gleichzeitig wurden Planungen 
bekannt, das Pentagon werde in den darauf folgenden Wochen weitere Einheiten mit 
mehreren 10 000 Mann an den Golf verlegen. Zudem sollten zusätzliche Kampfflugzeuge 
in die Region gebracht werden.199  Tatsächlich setzte das US-Verteidigungsministerium 
94  FAZ, 21.12.2002, S. I. 
95 FAZ, 21.12.2002, S. 1. Blix forderte mit Blick auf die Regierungen in Washington und Lon-
don: „Je mehr sie behaupten, davon überzeugt zu sein, dass die Iraker ihre Programme voran-
treiben, um so wünschenswerter ist es, dass sie Beweise auf den Tisch legen". FAZ, 
23.12.2002, S. 2. 
% FAZ, 23.12.2002, S. 2. 
97 FAZ, 24.12.2002, S. 5, FAZ, 27.12.2002, S. 4. 
98 FAZ, 03.01.2003, S. 4. 
99  FAZ, 06.01.2003, S. 2. 
199  FAZ, 09.01.2003, S. 1. 
198 August Pradetto 
weitere Zehntausende Soldaten in Richtung Golf in Marsch, wobei es sich überwiegend 
um Einheiten des Heeres und der Luftwaffe samt Panzern, schwerem Geräten und Flug-
zeugen handelte. Damit sollten nach Meldungen bis Mitte oder Ende Februar gut 150 000 
Soldaten samt Waffen und Ausrüstung in der Region stationiert sein.101  
Die Frontstellung zwischen den Vereinigten Staaten und Deutschland sowie einigen an-
deren europäischen Ländern verschärfte sich vor dem Hintergrund einer Offensive des ame-
rikanischen Verteidigungsministers Rumsfeld gegen europäische Opponenten der US-Irak-
politik in der zweiten Januarhälfte. Rumsfeld äußerte, Deutschland und Frankreich reprä-
sentierten das „alte Europa". Die Position der beiden Staaten zur Irak-Frage erklärte er zu 
einem „Problem". In der Bundesrepublik gab es parteienübergreifend kritische und ableh-
nende Stellungnahmen zu Rumsfelds Äußerungen.102  Gleichzeitig erhöhte Washington den 
Druck auf den UN-Sicherheitsrat, um ihn zu einer Stellungnahme zu bewegen, dass Irak die 
Auflagen der Resolution 1441 vom 8. November nicht in vollem Umfang erfüllt habe. 
In Deutschland führte die polarisierende Politik des US-Verteidigungsministers zumindest 
kurzfristig zu einer Gemeinsamkeit der Ablehnung einer solchen Politik Der Vorsitzende 
des Auswärtigen Ausschusses des Bundestages, Volker Rühe (CDU), äußerte sich ebenso 
kritisch wie sein Stellvertreter Klose (SPD), der die Politik von Bundeskanzler Schröder 
und seiner eigenen Partei in der Irak-Frage heftig kritisiert hatte, jetzt aber Rumsfelds 
Worte als „ungehörig" charakterisierte und warnte, die USA sollten nicht versuchen, die 
Europäer zu spalten. Auch die CDU-Vorsitzende Merket prophezeite, der Versuch sei 
sinnlos, einzelne Staaten oder Lager in Europa gegeneinander zu stellen. Als „neokolonia-
listisch" bezeichnete der Europaabgeordnete Posselt (CSU) die Worte Rumsfelds. Die USA 
müssten lernen, dass die Europäische Union „nicht ihr Protektorat" sei. Empörte Äußerun-
gen gab es vor allem auch aus Frankreich.1°3  
Die konfrontative Politik Washingtons, die unabhängig vom Fortgang der Waffeninspek-
tionen massiven Kriegsvorbereitungen, die die verbreitete Ansicht bestärkten, in Washing-
ton sei die Entscheidung über einen Angriff gegen Irak längst gefallen, und die Arroganz, 
die in Äußerungen US-amerikanischer Politiker zum Ausdruck kam, dass die Auffassungen 
anderer Länder oder auch der Fortgang der Waffeninspektionen eigentlich irrelevant seien, 
brachte eine immer stärkere „Koalition der Unwilligen" zusammen. In der zweiten Januar-
hälfte stellten sich auch Russland und China auf die Seite Deutschlands und Frankreichs, 
was mit Blick auf den Abstimmungsprozess im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen und 
einen möglichen Konsens die Position der USA noch weiter verschlechterte. Bestärkt sahen 
sich die Kriegsgegner in dem Sachverhalt, dass die Waffeninspektionen auch bis zu diesem 
Zeitpunkt keine vermuteten Massenvernichtungswaffen zu Tage gefördert hatten und so-
wohl Chef-Inspekteur Blix als auch der Vorsitzende der Internationalen Atomenergiebe-
hörde (IAEA), el Baradei, mehr Zeit für die Durchführung der Inspektionen verlangten. Die 
Auffassung der Kriegsgegner, dass ein Irak-Krieg unter völkerrechtswidrigen Bedingungen 
die Stabilität in der Region untergraben würde, fand auch zunehmend Nahrung in den im-
mer intensiveren Bemühungen praktisch aller Golfstaaten und des Nahen Ostens, die USA 
von ihrem Kurs abzubringen, sowie der fortgesetzten Weigerung der türkischen Führung, 
aus eben diesem Grund den USA Aufmarschgebiete zur Vertilgung zu stellen. 
Bestärkt sahen sich die Kriegsgegner auch nach dem Bericht der Inspekteure Blix und el 
Baradei am 27. Januar 2003 vor dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, der diverse 
Verstöße und Unklarheiten in Bezug auf die Offenlegung des Waffenprogramms der iraki-
schen Regierung deutlich machte. Wesentlich war aber die Feststellung, dass noch keine 
Beweise für die Existenz von Waffenvemichtungswaffen gefunden worden seien, die bishe-
rigen Informationen durch die US-Geheimdienste sich als nicht verwertbar erwiesen hätten 
und eine Verlängerung der Frist für die Waffeninspektionen notwendig sei. Eine Legitima-
tion zum Abbruch der Inspektionen und zur Führung eines Krieges zwecks Entwaffnung 
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Iraks lagen also nicht vor. Die Planung ging dahin, dass am 14. Februar 2003 Blix und el 
Baradei den Sicherheitsrat abermals über den Fortgang der Inspektionen informieren und 
am 27. März den zweiten 60-Tage-Bericht vorlegen würden. 
Ende Januar kündigte die amerikanische Regierung zum wiederholten Male an, dass sie nun 
ihre Geheimdienstinformationen über verbotene Waffen Iraks vorlegen und den UN-In-
spekteuren zur Verfügung stellen werde. Allerdings stufte das Außenministerium die an-
geblichen Geheimdienstinformationen, die es dem Sicherheitsrat unterbreiten wollte, schon 
im Vorfeld herunter. Außenminister Colin Powell werde keine Beweise nach Art eines 
„rauchenden Colts" vorlegen, sondern „Indizien, die ein Verhaltensmuster des irakischen 
Regimes erkennen" ließen.'" Und anscheinend unberührt von den Konsequenzen, die Blix 
und el Baradei aus ihrem Bericht vor dem Sicherheitsrat gezogen hatten, stimmte Präsident 
Bush in seiner Rede zur Lage der Nation zwei Tage später in einer gemeinsamen Sitzung 
beide Kammern des Kongresses auf ein militärisches Vorgehen gegen Irak ein. Da keine 
neuen Erkenntnisse über die Existenz von Massenvernichtungswaffen in Irak vorlagen und 
die bisherigen US-Geheimdienstinformationen nichts erbracht hatten, kehrte Bush nach nun 
schon bekanntem Muster die Beweislast für die Existenz von Massenvernichtungswaffen 
um: Der „Job" der Inspekteure sei es nicht, nach verborgenen Materialien zu suchen, son-
dern zu überprüfen, dass das irakische Regime abrüste. Es sei Sache Iraks, „genau zu zei-
gen, wo es seine verbotenen Waffen versteckt." Dies aber tue Saddam nicht. Amerika je-
doch werde „eine gefährliche und wachsende Bedrohung unseres Landes, unserer Freunde 
und unserer Alliierten nicht dulden."10  
Am I. Februar 2003 übernahm die Bundesrepublik Deutschland für einen Monat den Vor-
sitz im UN-Sicherheitsrat. Bei der ersten, von Bundesaußenminister Fischer geleiteten Sit-
zung legte US-Außenminister Colin Powell die lange erwarteten Dokumente vor, die die 
Existenz von Massenvernichtungswaffen in Irak und die Versuche der irakischen Führung, 
dies zu vertuschen, und damit die Verletzung der Resolution 1441 belegen sollten. Die 
skeptischen Mitglieder im Sicherheitsrat zeigten sich jedoch nicht überzeugt, im Gegenteil. 
Die Kooperation zwischen Berlin, Paris und Moskau wurde stärker im Bemühen, den In-
spektoren mehr Zeit für ihre Tätigkeit zu geben und der Kriegsplanung Washingtons entge-
gen zu wirken. Darüber hinaus lehnten Frankreich, Belgien und Deutschland die Aufnahme 
von Planungen der NATO zum militärischen Schutz der Türkei im Falle eines Irak-Krieges 
ab. Die Bundesregierung war der Auffassung, dass die Befassung des NATO-Rats mit vor-
sorglichen militärischen Planungen für den Fall eines bewaffneten Konflikts zu diesem 
Zeitpunkt, da die Inspektoren keinen relevanten Fund von Massenvernichtungsmitteln in 
Irak feststellten und eine Verlängerung der Inspektionszeit forderten, ein „falsches Signal" 
setzen würde. Dennoch versuchte die Bundesregierung einen Spagat zwischen dem Wider-
stand gegen die Anforderung der USA, die NATO in ihre Planungen zu involvieren, und 
dem Bemühen gegenüber der Türkei, Freundschaft und Bündnissolidarität zu demonstrie-
ren. Am 13. Februar lieferte die Bundeswehr 46 Patriot-Abwehrraketen an die Niederlande, 
die von dort zum Schutz vor einem möglichen Angriff aus Irak in die Türkei gebracht wur-
den. 
Nach einem weiteren Bericht von Waffeninspekteur Blix vor dem UN-Sicherheitsrat am 14. 
Februar 2003 sprach sich die deutsche Regierung wieder für eine Verlängerung der UN-
Waffeninspektionen in Irak aus. Es gebe keine Argumente, den Inspektionsprozess abzu-
brechen und zu einer militärischen Aktion überzugehen, sagte Außenminister Fischer. Drei 
Tage später beschloss auf Drängen der USA der Verteidigungsausschuss der NATO am 17. 
Februar dann doch Planungen zur Unterstützung der Türkei im Falle eines Irak-Krieges, die 
von der Bundesregierung mitgetragen wurden. Nun argumentierte die Regierung, von den 
rein defensiven Maßnahmen zum Schutz der Türkei könne kein negatives Signal für die 
friedliche Lösung des Irak-Konflikts ausgehen. Zugleich verabschiedeten die Staats- und 
Regierungschefs der Europäischen Union in Brüssel auf einem Sondergipfel zum Irak-Kon- 
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flikt eine gemeinsame Erklärung, die das Ziel einer vollständigen Entwaffnung Iraks mit 
friedlichen Mitteln erklärte und zugleich die Aussage traf, Gewalt sollte nur als letztes 
Mittel eingesetzt werden. Das Tauziehen ging weiter, denn als die NATO auf Druck der 
USA am 26. Februar an alle Mitglieder eine Anfrage nach militärischer Unterstützung zum 
Schutz der Türkei stellte, antwortete Verteidigungsminister Struck eine Woche später, vor 
dem Hintergrund bereits zugesagter Unterstützung mit Patriot-Raketen und AWACS-Flug-
zeugbesatzungen sehe die Bundesregierung ihre Bündnisverpflichtungen bereits als erfüllt 
an. 
In der zweiten Februarhälfte legten Frankreich, Russland und Deutschland dem UN-Si-
cherheitsrat ein gemeinsames Memorandum vor, dem sich China anschloss. Das Memo-
randum stellte fest, dass die Bedingungen für den Einsatz von Gewalt gegen Irak nicht er-
füllt seien. Es gebe keine Beweise dafür, dass Irak noch immer über Massenvernichtungs-
waffen verfüge. Das Memorandum machte Vorschläge zur Intensivierung der Inspektionen 
und stellte einen Zeitplan für deren Durchführung auf. Wenn die Inspektionen auch nicht 
unbegrenzt fortgesetzt werden könnten, sollten die Inspekteure doch die notwendige Zeit 
und die notwendigen Ressourcen bekommen, um eine friedliche Lösung zu ermöglichen.'" 
Nach einem Gespräch in Paris am 5. März 2003 verabschiedeten die Außenminister Frank-
reichs, Deutschlands und Russlands eine gemeinsame Erklärung, in der nochmals klarge-
stellt wurde, dass man einer UN-Resolution, die Gewaltanwendung gegen Irak legitimiere, 
nicht zustimmen werde. Wieder wurde eine Beschleunigung und eine Intensivierung der 
Waffeninspektionen gefordert. Außenminister Fischer deklarierte, er könne keine Gründe 
dafür erkennen, den jetzt stattfindenden Prozess der friedlichen Abrüstung Iraks abzubre-
chen und zum Mittel des Krieges zu ergreifen. Am 8. März bekräftigten die genannten 
Staaten nach einem weiteren Zwischenbericht der UN-Inspekteure Blix und el Baradei vor 
dem UN-Sicherheitsrat nochmals diese Haltung. 
Unterdessen erteilte Verteidigungsminister Rumsfeld weiteren 60 000 amerikanischen Sol-
daten den Marschbefehl in Richtung Golf. Außerdem lief ein weiterer Flugzeugträger in die 
Region aus, wo sich bereits fünf amerikanische und ein britischer Flugzeugträger befanden. 
Zugleich wurde deutlich, dass Washington einen weiteren Bericht der Waffeninspekteure 
nicht mehr abwarten wollte. Die Administration drängte auf eine neue Abstimmung im UN-
Sicherheitsrat, in den die USA eine zweite Irak-Resolution einbringen wollten. Außenmi-
nister Powell gab sich zuversichtlich, dass die erforderlichen neun Stimmen zur Annahme 
der Resolution sicher seien. Allerdings hatten schon im Vorfeld Frankreich und Russland 
angekündigt, möglicherweise ein Veto gegen eine solche gewaltlegitimierende Resolution 
einzulegen. °7  
Daraufhin machte US-Präsident Bush deutlich, dass seine Entscheidung über einen mög-
lichen Krieg gegen Irak von einer Ablehnung der Resolution nicht beeinflusst werde. Bush 
forderte vom Sicherheitsrat eine klare Entscheidung darüber, ob Saddam Hussein der For-
derung nach vollständiger Abrüstung und vorbehaltloser Zusammenarbeit mit der UN ent-
sprochen habe oder nicht. Es sei „Zeit zu zeigen, wo man steht". In einer Pressekonferenz 
brachte Bush zum Ausdruck, dass wenn „wir in Fragen unserer Sicherheit handeln, (...) wir 
dafür wirklich nicht die Zustimmung der Vereinten Nationen brauchen."'" Nur einen Tag 
später stellte der Chefinspekteur für das irakische Atomprogramm, el Baradei, in Kontrast 
zu bis dato geäußerten Vermutungen fest, die Inspektionen hätten definitiv ergeben, dass 
Irak über kein Atomprogramm mehr verfüge. Er erhob in diesem Kontext schwere Vor-
würfe gegen westliche Geheimdienste, die die Inspekteure mit offensichtlich gefälschten 
106  Die einzigen unerlaubten Waffen, die die Inspekteure bis zu diesem Zeitpunkt gefunden hatten, 
waren Al-Samoud-2-Raketen, die die von UN-Resolutionen vorgeschriebene Beschränkung 
der Reichweite auf 150 km geringfügig überschritten. Die Inspekteure begannen Anfang März, 
diese zu zerstören. 
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Unterlagen versorgt hätten.109 
 Auch UN-Chefwaffeninspekteur Hans Blix erklärte, die In-
spekteure hätten US-Vorwürfe über versteckte Waffen in Irak nicht verifizieren können. Er 
bat die USA erneut, Informationen darüber vorzulegen. Gleichzeitig ging aus dem dem UN-
Sicherheitsrat vorgelegten Dossier über die bisherigen Inspektionen hervor, dass noch eine 
Reihe ungeklärter Fragen in Bezug auf biologische und chemische Waffen bestanden.110 
 
Die Verdächtigungen und Hinweise, die in den Geheimdienstberichten vom Herbst vorge-
bracht worden waren, waren jedoch laut Blix nicht aufrechtzuerhalten. 
De facto begannen die USA den Krieg bereits in der ersten Märzhälfte. Vor allem in der 
südlichen Flugverbotszone, die bis auf 50 km an Bagdad heranreichte, griffen amerikani-
sche und britische Kampfflugzeuge fast täglich Radaranlagen, Raketensysteme und Ope-
rationszentralen der irakischen Luftverteidigung an. Schon im Sommer 2002 hatte Ver-
teidigungsminister Rumsfeld angeordnet, nicht nur einzelne Radaranlagen oder Raketen-
abschussrampen zu zerstören, sondern gezielt gegen die Infrastruktur des irakischen Luft-
verteidigungssystems vorzugehen. In der ersten Märzwoche 2003 wurden präzisionsgesteu-
erte Bomben auf mehr als 10 Kommando- und Kommunikationseinrichtungen abgeworfen. 
Aber die Angriffe beschränkten sich nicht mehr auf die Flugverbotszonen. An zwei Tagen 
wurden Einsätze gegen mobile Luftabwehrraketen und Radaranlagen in der Wüste 400 km 
westlich von Bagdad geflogen." Auch die besonders im Süden intensiv betriebene Propa-
gandakampagne zeigte, dass es um mehr als um die Durchsetzung eines Flugverbots ging. 
Mehr als zwei Millionen Flugblätter wurden Anfang März in dieser Region abgeworfen. 
Auf den Flugblättern wurden irakische Soldaten zum Desertieren ermuntert, davor gewarnt, 
sich am Einsatz von Massenvernichtungswaffen zu beteiligen, und angeregt, amerikanische 
Rundfunksender zu hören. 
Infolge der Zuspitzung der Lage verschärfte sich auch die Diskussion in der CDU über den 
Unilateral ismus der USA. Nach ihrer Rückkehr aus den Vereinigten Staaten, wo die Vorsit-
zende der Partei, Angela Merkel, die Bundesregierung und deren Politik offen kritisiert 
hatte, wurde in einer CDU-Präsidiumssitzung die Sorge zum Ausdruck gebracht, die USA 
könnten sich entschließen, ohne eine weitere Resolution gegen Irak militärisch vorzugehen. 
Dagegen wiesen Merkel und der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Schäuble mehrfach 
darauf hin, dass „eine Verengung der Beurteilung auf die völkerrechtlichen Aspekte unan-
gemessen wäre" und es „um eine politische Bewertung" gehe.' l2 
Dass die Entscheidung in Washington längst gefallen war, machte nicht nur die Drohung 
Präsident Bushs deutlich, bei Ablehnung der von den USA eingebrachten Resolution werde 
er „den Befehl zur Invasion des Iraks binnen weniger Tagen geben".113  Dies zeigten auch 
die konkretisierten Planungen der Administration für den „Wiederaufbau des Irak". Sie 
hatte bereits ein Programm im Wert von 900 Millionen Dollar flir die Zeit nach dem Krieg 
vorgelegt, und die zuständige Behörde USAID hatte detaillierte Anfragen an diverse ameri-
kanische Bauunternehmen gerichtet. Alle Konzerne hatten schon, berichteten US-Medien, 
ein Angebot eingereicht oder arbeiteten an dessen Fertigstellung.114  
Am 17. März stellte Präsident Bush Saddam Hussein ein letztes Ultimatum zur Aufgabe 
binnen weniger Tage. UN-Generalsekretär Kofi Annan wies an, dass die Waffeninspek-
teure und die Mitarbeiter aller UN-Organisationen Irak verlassen sollten. Das Außenminis-
terium in Washington ordnete den Abzug aller entbehrlichen Diplomaten aus Israel, Syrien 
109 
 Dies bezog sich u.a. auf die Darstellung der USA, irakische Agenten hätten versucht, zwei 
Jahre zuvor in Niger Uran zu kaufen. El Baradei bemerkte, es handelt sich bei den Papieren 
um „krude Fälschungen". Auch dem Vorwurf, Bagdad habe massive Aluminiumrohre kaufen 
wollen, die ihr eine Zentrifuge zur Anreicherung von Uran benötigt würden, widersprach er 
und stellte fest: „Es gibt keinen Hinweis für wieder aufgenommene atomare Aktivitäten." 
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und Kuwait an. Alle amerikanischen Bürger wurden zum Verlassen Iraks aufgefordert. An 
die meisten Botschaften in Bagdad erging ebenfalls die Weisung, die Diplomaten und deren 
Familien sollten ausreisen. Nachdem die irakische Führung das Ultimatum zurückgewiesen 
hatte, begann am 20. März 2003 der Krieg. 
10. Fazit 
In der ersten Phase der Kriegsvorbereitungen gegen Irak — nach der Platzierung des Landes 
durch US-Präsident Bush auf der „Achse des Bösen" Anfang 2002 — war bei der deutschen 
Regierung ebensoviel Unbehagen wie Zurückhaltung zu konstatieren. Man hielt sich an die 
Devise, keine Aussagen zu treffen, nicht zu kommentieren, 1ow profile zu bewahren, solan-
ge keine Entscheidungen aus Washington vorlägen. Deshalb einigte man sich auf die 
Sprachregelung, dass der Bundesregierung eine Planung militärischer Maßnahmen nicht 
bekannt und von niemandem eine Anforderung gekommen sei, sich an einem Krieg gegen 
Irak zu beteiligen. Es gebe keine Kriegsvorbereitungen, sagten Kanzler Schröder, Außen-
minister Fischer und Verteidigungsminister Scharping im Gleichklang. 
Die Verhaltensänderung von Rot-Grün erfolgte sukzessive schon im Frühjahr und Sommer, 
schien aber Ende August/Anfang September in unmittelbarem Kontext des Wahlkampfes 
zu stehen. Die Umfragewerte mit Blick auf die Bundestagswahlen am 22. September waren 
insbesondere für die SPD besorgniserregend. Schröder und Fischer verständigten sich auf 
eine scharfe Abgrenzung von der Irak-Politik der USA. Einer Beteiligung an einem Krieg, 
und zwar auch, wenn die Vereinten Nationen einen dementsprechenden Beschluss fassen 
sollten, erteilten sie eine unmissverständliche Absage. In der Tat war diese Wahlaussage 
ein wesentlicher Faktor, der den Sozialdemokraten und den Grünen zum Sieg bei den Par-
lamentswahlen verhalf. 
Rot-Grün allerdings sah diese Veränderung vorrangig determiniert durch die Politik der 
Administration in Washington. Die Koalition beklagte nicht nur, dass die von Bush ver-
sprochenen Konsultationen mit den Verbündeten in der Irak-Frage nicht stattfanden. Wa-
shington setze sich ohne Rücksicht über die Partner und deren Einwände hinweg. Der Prä-
sident, sein Vize Cheney und Verteidigungsminister Rumsfeld bis hin zur Sicherheitsbera-
terin Condolezza Rice würden nicht nur die Vereinten Nationen, sondern auch die NATO 
und die engsten Verbündeten vorführen, als seien sie nachrangige Chargen, die entweder 
der in der Selbstperzeption ebenso entschlossenen wie klugen Führung Washingtons zu 
folgen und sich zu subordinieren oder — in der Terminologie Washingtons — ihre „Chance" 
verspielt hätten. Tatsächlich machte sich bei den politischen Eliten vieler Länder der Ein-
druck selbstherrlicher Arroganz der Bush-Administration breit, die Zweifler als vom 
Münchner-Abkommen-Syndrom Befallene oder des „Antiamerikanismus" zieh. Auf Ein-
wände reagierte Washington mit der Abkanzelung, dass man Hilfe nicht nötig habe und 
eben allein vorgehen werde. 
Im Hintergrund dieser Auseinandersetzung stand eine völlig divergente Lagebeurteilung. 
Zwar hielten auch alle deutschen Politiker Saddam Hussein für einen verabscheuungswür-
digen Potentaten. Alle forderten die Rückkehr der Inspektoren und die Umsetzung der ein-
schlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen. Aber seine (mögli-
cherweise vorhandenen) Massenvernichtungswaffen wurden nicht für so bedrohlich erach-
tet, dass ihre (eventuelle) Existenz einen Präventivkrieg mit einer Reihe nachteiliger Folgen 
rechtfertigen würde. Für falsch erachtete man auch das von Bush erklärte (und immer wie-
der als Begründung für die „Notwendigkeit" eines Krieges angegebene) Ziel, in Irak einen 
Regimewechsel mit militärischen Mitteln zu bewerkstelligen. Vor diesem Hintergrund 
wollte die Bundesregierung auch vermeiden, personell und finanziell während eines Krie-
ges und erst recht danach für diese Politik in die Verantwortung genommen zu werden. 
Außerdem befürchtete man von einer solchen Vorgehensweise nicht eine Verminderung, 
sondern eine Erhöhung der Terrorismusgefahr auch für Deutschland. 
Die Stellungnahmen führender Politiker der rot-grünen Koalition ließen auch eine spezielle 
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Befindlichkeit als Ursache für die zunehmend harsche Distanzierung von den Kriegsvorbe-
reitungen der USA erkennen. Berlin hatte nicht nur sehr lange engste Loyalität mit dem 
Weißen Haus geübt. Schröder hatte nach dem 11. September 2001 unter Einsatz seiner 
Autorität und mit der Drohung der Regierungsauflösung die deutsche Beteiligung am völ-
kerrechtlich wie politisch von unterschiedlichsten politischen Kräften als problematisch 
erachteten Krieg gegen Afghanistan durchgesetzt, um der versprochenen „unbeschränkten 
Solidarität" mit den USA nach den Terroranschlägen nachzukommen. Die in Deutschland 
anschwellende Kritik am „Antiterrorkrieg", der von Washington zunehmend mit militärisch 
durchzusetzenden Neuordnungsplänen in diversen Regionen verknüpft wurde, versuchten 
die Koalitionsfraktionen, vor allem Schröder und Fischer, lange zu dämpfen. Einerseits 
wurde die „Besonnenheit" und die „Bereitschaft zur Multilateralität" des Weißen Hauses 
gelobt, andererseits die Kriegsplanung gegen Irak heruntergespielt. 
Nicht nur für die im Wahlkampf stehende rot-grüne Koalition, sondern auch für eine Reihe 
anderer westlicher Regierungen war die Toleranzgrenze überschritten, als Ende August 
maßgebliche Mitglieder der Bush-Administration die Irak-Frage mit einer neuen Doktrin 
US-amerikanischer Verteidigungspolitik verbanden, die für die USA den völkerrechtswid-
rigen Anspruch auf Präventivkriegführung, wenn nötig auch mit Atomwaffen, postulierte. 
Diese (u.a. mit dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland unvereinbare) Neuorien-
tierung forderte unabhängig vom Wahlkampf in Deutschland die Reaktion der Regierung 
heraus. Schließlich war sie im Rahmen der von den USA geführten Kampagne „Enduring 
Freedom" in die laufenden militärischen Aktivitäten von Afghanistan bis zum Horn von 
Afrika integriert. Die (für die Bush-Administration selbstverständliche) Verknüpfung von 
„Enduring Freedom" mit dem Ziel eines Regimewechsels in Bagdad unter Zugrundelegung 
einer expliziten Doktrin des Präventivkrieges drohte ganz praktisch die „Geschäftsgrund-
lage" des gemeinsamen „Kampfes gegen den Terror" zu verändern und die Bundeswehr in 
ein weder politisch gewolltes noch rechtlich gedecktes Engagement zu involvieren. 
Neben den innerpolitischen Widerständen in den USA und dem bedeutsamen militärischen 
Tatbestand, dass ohne Resolution der Vereinten Nationen nur unzureichend Aufmarschge-
biete für US-Truppen bei den nahöstlichen Nachbarn Iraks zur Verfügung standen, war die 
Haltung der Bundesregierung Teil jenes Potenzials, das es der Bush-Administration ange-
raten erscheinen ließ, doch den Weg über die Vereinten Nationen zu wählen. Dass das in-
strumentelle Verhältnis der Führung in Washington gegenüber der UNO sich damit nicht 
veränderte und die UN in Gefahr geriet, zu einem Instrument der USA zu werden, war den-
noch evident. Tatsache ist aber auch, dass sich in der Auseinandersetzung zwischen denje-
nigen, die einer Politik militärischer Gewalt den Vorzug gaben, und denjenigen, die auf die 
Beachtung bestehender Rechtsstrukturen und multilateralen Vorgehens setzten, letztere mit 
der Resolution 1441 zumindest einen Etappensieg verzeichnen konnten. 
Einen Etappensieg konnten somit auch die in der Einleitung genannten Prinzipien erringen, 
die dem außenpolitischen Handeln der Bundesrepublik Deutschland zugrunde liegen. Dies 
gilt auch vor dem Hintergrund, dass die internationale Entwicklung in der Irak-Frage anders 
verlief als von der deutschen Politik gewünscht. Die Bewahrung bzw. die längerfristige 
Durchsetzung internationaler Rechtsstrukturen dürfte so eher erreicht werden als durch 
kurzfristig-taktische Anpassungen an eine Politik, die diese Strukturen unterminiert. 
Dabei handelt es sich in keiner Weise um einen deutsch- (oder europäisch-) US-amerika-
nischen Gegensatz. Gerade die USA haben an historischen Wendepunkten in globalem 
Maßstab institutionalistisch-multilaterale Ziele verfolgt und diese mit Nachdruck zum 
Weltgemeinschaftswohl durchgesetzt. Die Vereinten Nationen und ihre Charta als wesent-
liches Element des Völkerrechts sind dafür ein herausragendes Beispiel. Es würde den USA 
in keiner Weise gerecht, die Politik der Bush-Administration mit den außenpolitischen 
Grundüberzeugungen und den historischen Leistungen der USA als globaler Akteur iden-
tisch zu setzen. Nicht zuletzt sie waren es, die Europa nach dem Zweiten Weltkrieg auf den 
Weg des Multilateralismus, der Integration und der Abtretung von Souveränität im Interes-
se aller an internationale Regime und Organisationen wie die Vereinten Nationen gebracht 
haben. 
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Krieg als ultima ratio gegen Akteure, die in den internationalen Beziehungen das Recht 
brechen, muss sich an den Prinzipien des Völkerrechts und am Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit messen lassen können. Dies kommt nicht nur längerfristig dem Ziel der sukzessi-
ven Etablierung von Rechts- statt Gewaltverhältnissen in der internationalen Politik zugute, 
sondern liegt auch im wohlverstandenen unmittelbaren Eigeninteresse aller demokratischen 
Regierungen. 
Wie der Verlauf des Entscheidungsprozesses bis zum Angriff der USA und Großbritan-
niens auf Irak zeigt, wollten die USA nicht nur in keiner Phase die Vereinten Nationen als 
gemäß internationalem Recht zuständiges Organ akzeptieren. Vielmehr wurde deutlich, 
dass für Washington die Frage der Waffeninspekteure und die Zustimmung zur Resolution 
1441 nur ein taktisches Manöver darstellte. Washington handelte schließlich, als es oppor-
tun erschien, auch gegen die mit seinem Votum verabschiedete Resolution, indem sie die 
Waffeninspekteure mit der Einleitung von Kriegshandlungen zum Abzug zwangen. Es ging 
eben, wie von den "Falken" in der US-Administration selbst immer wieder herausgestellt, 
gar nicht um das Auffinden von Massenvernichtungswaffen, sondern um einen Regime-
wechsel. Die UN-Resolution 1441 sollte Bedingungen an Bagdad stellen, deren (in Wa-
shington von vornherein angenommene) Nichterfüllung nur eine zusätzliche Legitimation 
für den längst geplanten Waffengang schaffen sollte. Der Regimewechsel mit militärischen 
Mitteln im Zusammenhang mit Neuordnungsplänen für den gesamten Nahen Osten war das 
eigentliche Ziel. Die Terroranschläge vom 11. September 2001 lieferten dafür den Anlass 
und den Vorwand. Simultan setzte sich die bereits kurz nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion konzipierte, aber unter der Präsidentschaft von Bill Clinton nicht zum Zuge 
gelangte radikale Hegemonialstrategie der Neokonservativen um den jetzigen Vize-Vertei-
digungsminister Wolfowitz durch. Fixiert wurde diese auf globalen Dominanz- und Prä-
ventivkriegsprämissen basierende Ausrichtung in der neuen Sicherheitsdoktrin der USA, 
der National Security Strategy vom September 2002. 
Es war ein Fehler der deutschen Regierung. festzulegen, dass man sich bei welchen Be-
schlüssen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen auch immer nicht an militärischen 
Aktivitäten gegen Irak beteiligen werde, weil damit — nach der fundamentalen Missachtung 
und Zurücksetzung der Vereinten Nationen durch Washington — auch noch Berlin die 
Kompetenz des Sicherheitsrats in Frage stellte. Inhaltlich hatte die Bundesregierung eine 
völlig richtige Position bezogen, nämlich sich nicht an einem völkerrechtlich nicht zu recht-
fertigenden Krieg zu beteiligen. Der Vorwurf der deutschen Oppositionsparteien, man hätte 
sich nicht konfrontativ gegenüber den USA verhalten dürfen, weil dies die Möglichkeit der 
Einflussnahme auf die Entscheidungen in Washington eliminiert und die Bundesrepublik 
Deutschland isoliert habe, ist vor dem Hintergrund der Erfahrungen Londons nicht nur 
wenig plausibel, sondern auch opportunistisch. Diese Vorgehensweise hätte bedeutet, sich 
an Vorbereitungen für einen illegalen Angriffskrieg zu beteiligen, um mit dessen Initiator 
gut Freund zu bleiben und ihn eventuell von falschen Zielsetzungen abzubringen. Diese 
Haltung verkannte jedoch nicht nur den radikalen Unilateralismus der Bush-Administration, 
die eine Kooperation nur unter der Voraussetzung der Subordination akzeptierte. Vor allem 
zeugte der Vorschlag von einem unterentwickelten oder deformierten Rechtsbewusstsein, 
das Zweifel am Verständnis geltenden Völkerrechts und des Grundgesetzes der Bundesre-
publik Deutschland aufkommen lässt, sowie von einem politischen Opportunismus, der die 
Loyalität zu einem Verbündeten höher stellt als fundamentale ethische und Rechtsgrund-
sätze außenpolitischen Verhaltens. 
Die rot-grüne Regierung konnte immerhin das Verdienst in Anspruch nehmen, zusammen 
mit einer Reihe anderer europäischer Regierungen und internationalen Organisationen dem 
von den USA provozierten Eindruck eines Kreuzzugs des Westens gegen die islamische 
und arabische Welt und damit eines clash of civilizations entgegengewirkt zu haben, der 
durch die Vorgehensweise der USA wenigstens in einem gewissen Ausmaß zu einer seif 
fetalfing prophecy zu werden drohte. Nicht zuletzt Berlin war es zu verdanken, dass nicht 
der Eindruck einer dichotom-antagonistischen Auseinandersetzung zwischen dem Westen 
und der arabisch-islamischen Welt entstand. Damit leistete die Bundesregierung auch einen 
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Beitrag, um der Mobilisierung und der Rekrutierung extremistisch-islamistischer Organisa-
tionen entgegenzuwirken. Die Strategie der Opposition wäre — gerade zusammen mit der 
Politik Tony Blairs — letztlich vielmehr auf eine Bestärkung als auf eine Beschwichtigung 
der Politik der Bush-Administration, eine zusätzliche Legitimation des Krieges, eine Erhö-
hung der terroristischen Gefahr und eine Mitverantwortung bei Kriegsverbrechen hinaus-
gelaufen, zumal wenn Kräfte der Bundeswehr an der Seite der USA eingesetzt worden 
wären. All dies hätte den nationalen Interessen der Bundesrepublik Deutschland widerspro-
chen. 
Dass es sich bei der Auseinandersetzung über den Irak-Krieg keineswegs um eine Kon-
frontation zwischen den USA und Europa handelte, zeigten nicht nur die divergierenden 
und gegensätzlichen Positionen in der Irak-Frage sowohl in den USA als auch in Europa. 
Die Entwicklung der Haltung der CDU in der Irak-Frage verdeutlichte, dass auch von deut-
scher Seite eine andere Politik denkbar war und der weitgehende, jahrzehntelang gültige 
außenpolitische Konsens in der Bundesrepublik Deutschland zu erodieren begann. Die 
gemeinsame „strategische Kultur", die — auch grundlegend für das transatlantische Verhält-
nis — auf grundlegenden Prinzipien des Völkerrechts basierte, begann Risse aufzuweisen. 
Erster Ausdruck dieser Differenzierung waren die nach dem Irak-Krieg verabschiedeten 
neuen außenpolitischen Leitlinien der CDUI 15, in denen Grundprinzipien und der Kern des 
modernen Völkerrechts — das Verbot von Angriffskriegen — und damit das bisherige System 
der Vereinten Nationen, deren Fundament dieses Völkerrecht darstellt, in Frage gestellt 
wurden. 
Unter dem Eindruck US-amerikanischer Machtentfaltung mit bis zum Jahre 2003 kaum für 
denkbar gehaltenen Mitteln und der Pression, die die Bush-Administration auch auf die 
europäischen Verbündeten ausübte, sich entweder für die Politik Washingtons zu entschei-
den oder für „irrelevant" oder sogar zu einem „Problem" erklärt zu werden, haben sich auch 
die außenpolitischen Vorstellungen und Strategien in Deutschland neu zu ordnen begonnen. 
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Konfliktprävention — Konfliktnachsorge 
Der nachstehende Beitrag stellt zunächst die wesentlichen Aussagen des Textes zur Kon-
fliktprävention und Konfliktnachsorge heraus, gleicht diese dann mit dem Stand der in-
ternationalen Forschung zu diesen beiden Problem- und Handlungsfeldern ab, um 
schließlich auf einige womöglich in „Gerechter Friede" unterbelichtete Aspekte der The-
matik aufmerksam zu machen. 
I. Die Thematisierung von Konfliktprävention und Konfliktnachsorge im Text 
„Gerechter Friede" 
In der Einleitung des Textes werden unter der Überschrift „Euphorie und Ernüchterung —
Erfahrungen nach 1989" sehr eindringlich und plausibel zentrale neue Herausforderun-
gen, Probleme und Entwicklungstendenzen skizziert, die insgesamt erhebliche Zweifel 
daran wecken, „ob Konzepte der Sicherheits- und Friedenspolitik, die auf herkömmliche 
zwischenstaatliche Konflikte konzentriert bleiben, zukunftsfähig sind" (GF 6): u.a. neue 
Kriegsbilder entstaatlichter und irregulärer Gewaltkonflikte, das anhaltende Wohlstands-
gefälle zwischen Nord und Süd sowie sich verschärfende Verteilungskonflikte um 
knappe ökologische Ressourcen (GF 1-7). Auf diesem Hintergrund werden dann „tra-
gende Elemente einer künftigen Friedensordnung und Schwerpunkte einer Friedenspoli-
tik" erläutert (GF 9), u.a. der „Vorrang der gewaltfreien Konfliktprävention" sowie die 
Bedeutung, welche „Vertrauensbildung und der Umgang mit leiderfüllter und schuldbe-
hafteter Vergangenheit in der Konfliktvor- und — nachsorge haben". In diesem zweiten 
Teil des Textes ( „Elemente innerstaatlicher und internationaler Friedensfähigkeit" ) wird 
der Grundgedanke der Vorbeugung zunächst in die sozialethische Zielperspektive eines 
gerechten Friedens eingefügt: „Wer eine friedlichere Welt will, muss die tiefliegenden 
Ursachen des Krieges bekämpfen. Aus der Perspektive des gerechten Friedens bedeutet 
das, durch eine Politik der Gewaltvorbeugung Gewaltverhältnisse auszutrocknen, die 
stets neue Gewalt provozieren und produzieren. ... Heute könnte das Stichwort „Vor-
beugung" ... die politische Phantasie beflügeln und zu Konzepten führen, die den Krieg 
nicht mit seinen eigenen Mitteln bekämpfen, sondern die Logik von Gewalt und Gegen-
gewalt unterlaufen. Die Zielperspektive des gerechten Friedens ermöglicht eine voraus-
schauende Politik" (GF 60). Gefordert wird eine „Friedenspolitik, die im Sinne der Kon-
fliktvorbeugung und -vermeidung konsequent das Ziel verfolgt, die Ursachen von Krieg 
und Gewalt zu bekämpfen und friedensfähige Strukturen aufzubauen ..."(GF 61). 
Im Abschnitt 11.2 (GF 66-69) erfolgt dann ein Plädoyer für den Vorrang gewaltpräventi-
ver Konfliktbearbeitung: „Vorbeugende Politik ist besser als nachträgliche Schadensbe-
grenzung". Allerdings wird deutlich gemacht, dass auch der grundsätzliche Vorrang der 
Gewaltprävention operationalisiert werden, „also Konsequenzen auf politischer, rechtli-
cher und institutioneller Ebene nach sich ziehen" muss (GF 66): „Hier öffnet sich ein 
weitgefächertes Aufgabenspektrum. Es reicht von der Frühwarnung über Verfahren der 
Streitschlichtung bis zum militärisch gestützten Krisenmanagement". Zutreffend wird in 
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diesem Zusammenhang auf das wichtige und einflussreiche konzeptionelle Referenz-
dokument der Vereinten Nationen von 1992 verwiesen, die „Agenda für den Frieden" des 
früheren UN-Generalsekretärs Boutros-Ghali. Ferner wird zu Recht deutlich unter-
strichen, dass es „Geld, Personal, Organisation und Technik, aber auch Tatkraft, Mut und 
Phantasie, Entschlossenheit und Geduld und viele andere Tugenden" erfordert, um eine 
Politik der Gewaltvorbeugung in die Tat umzusetzen (GF 69). Im Abschnitt 11.4 über 
„Internationale Zusammenarbeit" wird allerdings auf einige Defizite bei der tatsächlichen 
Umsetzung des Gedankens der Vorbeugung hingewiesen: der Mangel an geeigneten 
Strukturen und Institutionen auf internationaler Ebene sowie die Einzelinteressen von 
Nationalstaaten hätten beispielsweise dazu geführt, „dass Einrichtungen wie die Verein-
ten Nationen oder die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) ihre Möglichkeiten der Krisenvorbeugung und -bewältigung nur unzureichend 
wahrnehmen können"; zudem hätten „nationalstaatliche Rivalitäten und ein langandau-
erndes Hin und Her in der Staatengemeinschaft ... sowohl im ehemaligen Jugoslawien 
als auch in Ruanda ein entschlossenes frühzeitiges Eingreifen verhindert" (GF 102, 103). 
Im Abschnitt 11.6 über die „Friedensarbeit in der Zivilgesellschaft" wird in GF 127 auf 
die bedeutende Rolle der Kommunikationsmedien im Kontext von Krieg und Frieden 
hingewiesen. Dies gelte vor allem auch für eine Politik der Konfliktprävention: „Beson-
dere Aufmerksamkeit sollten die Medien dabei den frühzeitigen Hinweisen auf eskalie-
rende Krisen und Konflikte widmen. Wo ihnen nachgegangen wird und sie ins Licht 
öffentlicher Aufmerksamkeit gerückt werden, begünstigt dies ein ebenfalls frühzeitiges 
Engagement von Staaten und der Staatengemeinschaft. Dies erhöht die Chance, gewalt-
tätige Auseinandersetzungen vermeiden oder wenigstens ihre Eskalation bremsen zu 
können." 
Bei aller Betonung des Vorrangs der gewaltpräventiven Konfliktbearbeitung stellt der 
Text jedoch nüchtern fest: „Keine Friedenspolitik hat freilich und wird je Krieg und 
Gewalt ganz verhindern können. In vielen Ländern sehen sich die Menschen vor die 
Notwendigkeit gestellt, nicht nur die Trümmer der zerstörten Städte und Dörfer wegzu-
räumen und neue Wohnstätten aufzubauen, sondern auch mit den seelischen Verwüstun-
gen fertig zu werden, die Diktatur, Krieg oder Bürgerkrieg hinterlassen haben" (GF 68). 
Darum, so der Text weiter, „hat die Auseinandersetzung mit der Geschichte, das Bemü-
hen um Wahrheit und Gerechtigkeit, um Vergebung und Versöhnung einen zentralen 
Rang in einer Politik der Vorbeugung einzunehmen". Mit diesen Passagen leitet der Text 
schon über zum Abschnitt 11.5 über „Konfliktnachsorge als Konfliktvorbeugung". Hier 
wird zunächst zu Recht darauf hingewiesen, dass die Zeit nach dem Krieg — zumindest 
potentiell — immer auch schon wieder die Zeit vor dem (nächsten) Krieg ist (GF 108). In 
diesem Sinne kann die Konfliktnachsorge bzw. die Konsolidierung des erreichten Frie-
dens daher als ein integraler Bestandteil der Gewaltvorbeugung gelten, da die überra-
gende Zielsetzung ihrer Bemühungen neben der Bewältigung von Kriegsfolgen und dem 
Wiederaufbau kriegsgeschädigter Gesellschaften ja vor allem in der Verhütung eines 
neuerlichen Gewaltkonflikts besteht. In den folgenden Passagen wird der „Friede in den 
Köpfen und Herzen" der Menschen in Nachkriegsgesellschaften thematisiert, auf die 
„Macht unversöhnter Erinnerungen" aufmerksam gemacht und auf „Vertrauen als Le-
benselement von Gemeinschaft" hingewiesen: „Nach einem Krieg, wenn die Waffen 
schweigen und trotzdem noch kein Friede herrscht, bedarf es einer bewussten Anstren-
gung mit dem Ziel, Vertrauen aufzubauen. Denn ohne ein Mindestmaß an wechselseiti- 
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gem Vertrauen in die Ehrlichkeit und Verlässlichkeit des früheren Feindes müssen alle 
politischen Programme und Proklamationen für den Frieden scheitern" (GF 112). 
Schließlich folgen unter Abschnitt 11.5.3 „Schuldbekenntnis, Vergebung und Versöh-
nung: Geburtswehen des Friedens" Ausführungen zu dem Umgang von Nachkriegsge-
sellschaften mit den überaus schwierigen Problemen der individuellen und kollektiven 
Traumatisierung, der Schuld und Unschuld, der Versöhnung, der Vergebung und Wie-
dergutmachung, der Straffreiheit, der strafrechtlichen Aufarbeitung von Verbrechen und 
der Einrichtung sogenannter Wahrheitskommissionen. 
Weitere wichtige, über diese psychosozialen und strafrechtlichen Aspekte hinausrei-
chenden Aussagen zur Konfliktnachsorge finden sich im Text — allerdings eher implizit —
im Kontext der Erörterung von „Bedeutung und Grenzen militärischer Mittel" (Abschnitt 
11.7) unter dem Abschnitt 11.7.3 zur „Problematik bewaffneter Interventionen". Sachlo-
gisch und gliederungssystematisch hätte dieser Teil — zumindest in seinem substanziellen 
Kern — vielleicht besser als einleitende Passage zu dem Abschnitt 11.5 zur „Konfliktnach-
sorge als Konfliktvorbeugung" gehört, da er in sehr allgemeiner Weise treffend die kom-
plexen, mehrdimensionalen Aufgaben der Konfliktnachsorge umschreibt: diese „umfas-
sen ein weites Spektrum; sie machen deutlich, wie wichtig der Aufbau von politischen 
und rechtlichen Strukturen eines gerechten, dauerhaften Friedens ist. ... Dringlich sind 
die Entwaffnung der Konfliktparteien ebenso wie die Beseitigung von Kriegsschäden 
und die Hilfe beim Wiederaufbau, die Errichtung von Institutionen für einen wirksamen 
Schutz von Menschen- und Minderheitenrechten, die Organisation von Wahlen nicht 
weniger als die Rückführung und Wiedereingliederung von Flüchtlingen. Notwendig ist 
schließlich der Aufbau einer politischen Kultur mit unabhängigen Medien, eine Verbes-
serung der Transparenz der öffentlichen Verwaltung und vieles andere mehr" (GF 160). 
Im Kontext der Überlegungen zur Problematik bewaffneter Interventionen wird darauf 
hingewiesen, dass militärische Vorkehrungen solche Aktivitäten im zivilen Bereich zwar 
absichern, diese aber nicht ersetzen können (ebd.). 
2. Zum Stand der Forschung zur Konfliktprävention und Konfliktnachsorge 
Mit seinem Plädoyer für den „Vorrang gewaltpräventiver Konfliktbearbeitung" steht der 
Text im Einklang mit der sich nach dem Kalten Krieg entfaltenden internationalen De-
batte über neue, angemessenere Formen des konstruktiven Umgangs mit Gewaltkonflik-
ten. Spätestens seit der bereits im Text erwähnten „Agenda für den Frieden" von 1992 
hat der Gedanke der Vorbeugung und der Absicherung von post-konfliktiven Friedens-
prozessen politisch-rhetorische Hochkonjunktur, bei internationalen Organisationen 
ebenso wie bei nationalen Regierungen und Nichtregierungsorganisationen. Auch die 
Entwicklungs- und Friedensforschung widmete diesen Konzepten seither vermehrte 
Aufmerksamkeit. Begünstigt wurde dieses aufkommende Interesse an Konfliktprävention 
und Konfliktnachsorge vor allem durch zwei Faktoren: ein neues, kooperatives „Klima" 
in der Weltpolitik, das die Entschärfung und Beilegung ehemaliger Stellvertreterkriege 
ermöglichte; und die Wiederaufwertung der Vereinten Nationen, die für eine 
multilaterale Konfliktbearbeitung eintraten und die Konzepte der „Prävention" und der 
„Friedenskonsolidierung" propagierten. Doch erst die Schockwirkungen der kriegeri-
schen Staatszerfallsprozesse in Jugoslawien und Somalia und des nicht verhüteten Völ- 
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kermords in Ruanda sowie das mit diesen Geschehnissen verbundene Versagen des her-
kömmlichen reaktiven Krisenmanagements trugen seit Mitte der 90er Jahre zur Intensi-
vierung der Bemühungen um eine wissenschaftlich-konzeptionelle Klärung und eine 
politisch-operative Umsetzung des Gedankens der Vorbeugung bei. Seit 1997 wurden die 
Stimmen, die einen grundlegenden Paradigmenwechsel weg von der vorherrschenden 
reaktiven Konfliktbearbeitung hin zu einer „Kultur der Prävention" anmahnten, immer 
lauter. Erstmals tauchte diese Formel im Abschlussbericht der Carnegie Commission an 
Preventing Deadly Conflicts auf, wurde dann nachfolgend von VN-Generalsekretär Kofi 
Annan ebenso aufgegriffen und propagiert wie auch vom Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen verwendet. 
In den folgenden Jahren bildete sich in der internationalen Debatte ein sehr weit gefass-
tes, dynamisches Verständnis von Prävention heraus, das vorbeugende Maßnahmen so-
wohl vor dem Ausbruch von Gewalt als auch während der gewaltsamen Konfliktaustra-
gung und sogar noch nach dem Ende der Auseinandersetzungen vorsieht. Prävention 
wird hier also auf einem Kontinuum von Eskalations- und Deeskalationsprozessen ange-
setzt und schließt die Phase der Nachkriegszeit und das Projekt der Nachsorge oder post-
konfliktiven Friedenskonsolidierung mit ein, die dann sinnvollerweise als Tertiärpräven-
tion oder als nachholende Prävention zu bezeichnen wäre, deren wesentliches Ziel ist, 
das Wiederaufleben von Gewalthandlungen zu verhüten. Ganz im Einklang mit diesem 
international gebräuchlichen, weit gefassten Begriff von Prävention versteht auch der 
Text die „Konfliktnachsorge als Konfliktvorbeugung". Der hohen internationalen Wert-
schätzung der Prävention entspricht leider bis heute nicht die Klarheit der hiermit ver-
bundenen Begrifflichkeit. Da ist die oft wechselnde, aber synonym gemeinte Rede von 
Konfliktprävention, Gewaltprävention und Krisenprävention. Während im angelsächsi-
schen Bereich der Begriff „conflict prevention" vorherrscht, scheint sich im deutschen 
Sprachgebrauch der Begriff „Krisenprävention" durchzusetzen. Eine Standardisierung 
der Terminologie erscheint jedoch auf Sicht kaum möglich. Auch der Text „Gerechter 
Friede" verwendet abwechselnd, aber im sachlichen Kern gleichbedeutend die Termini 
Konfliktprävention und Gewaltprävention (bzw. Konfliktvorbeugung und Gewaltvor-
beugung), aber auch den Begriff der Krisenvorbeugung (GF 103). Allenfalls in Teilen 
implizit, nicht jedoch explizit, orientiert sich der Text an der international üblichen Un-
terscheidung zwischen zwei grundlegenden Strategien präventiven Handelns: der soge-
nannten operativen oder prozessorientierten Prävention, der es um die friedenspolitische 
Beeinflussung des Verhaltens gewaltbereiter Akteure und die Blockierung bzw. Umkeh-
rung gewaltträchtiger Eskalationsprozesse in einem bereits zugespitzten Konflikt geht; 
und der sogenannten strukturorientierten Prävention, die an den tieferliegenden Ursa-
chen, Nährböden und Strukturen gewaltträchtiger gesellschaftlicher Verhältnisse und 
Entwicklungen ansetzen will. Die erstere versucht in räumlich und zeitlich klar identifi-
zierbaren, konkreten und spezifischen Krisenlagen der absehbaren Eskalation von Gewalt 
vorzubeugen, notfalls im letzten Moment, und gewaltbereite Akteure zu einem 
friedfertigen Verhalten zu bewegen, etwa durch präventive Diplomatie, Mediation, posi-
tive Anreize, notfalls jedoch auch durch negative Sanktionsandrohungen. Die letztere 
hingegen zielt weltweit auf eine stetige Verbesserung allgemeiner friedensförderlicher 
Rahmenbedingungen und ist Gegenstand einer breit gefächerten globalen Struktur-, Ent-
wicklungs- und Friedenspolitik. Hierbei geht es letztlich um den langfristigen Aufbau 
friedensfähiger Strukturen in und zwischen einzelnen Gesellschaften und im Weltmaß- 
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stab (daher wird für diese Präventionsstrategie vielfach auch der Begriff des peace buil-
ding verwendet). Der Text „Gerechter Friede" thematisiert implizit etliche Handlungsbe-
reiche der strukturorientierten Prävention recht ausführlich: Unter der Überschrift „Men-
schenrechte und nachhaltige Entwicklung" (Abschnitt 11.3) werden die Menschenrechte, 
die Demokratisierung und Rechtsstaatlichkeit, die soziale und wirtschaftliche Entwick-
lung sowie die Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen abgehandelt. Einleitend 
werden dringlich zur Eliminierung wesentlicher Konfliktursachen Strukturreformen an-
gemahnt: Strukturen von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft müssen reformiert werden, 
damit ein Mehr an Gerechtigkeit möglich wird. Besondere Bedeutung soll dabei jenen 
Institutionen zukommen, die zu einer Zivilisierung der Konfliktlösung beitragen können 
(GF 71). Zur Lösung der Probleme von Minderheiten und Sezessionsbestrebungen wird 
vorgeschlagen: „Vorbeugende Friedenspolitik muss ... darauf ausgerichtet sein, durch 
föderative Strukturen, großzügige Autonomieregelungen und finanziellen Ausgleich dem 
Streben nach Sezession entgegenzuwirken" (GF 87). Der operativen oder prozessorien-
tierten Präventionsstrategie hingegen wird implizit weniger Raum gewidmet. Einige 
relevante Ausführungen hierzu finden sich in dem Abschnitt 11.4 zur internationalen Zu-
sammenarbeit, in dem erhebliche Defizite kooperativen Handelns der internationalen 
Gemeinschaft (u.a. OSZE, UNO) beklagt, aber positiv auch die Langzeitmissionen der 
OSZE als hilfreiches Instrument der Konfliktbearbeitung genannt werden. Weitere Aus-
sagen finden sich implizit in dem Abschnitt zur „Problematik bewaffneter Interventio-
nen" (11.7.3), in dem die Rolle sowie die Möglichkeiten und Grenzen des militärischen 
(Gewalt-)Instruments im Rahmen konstruktiver Konfliktbearbeitung erörtert werden. 
Dort wird als zentrale Herausforderung benannt, „Politische Instrumente zum Umgang 
mit Konflikten zu schaffen, die die Frage nach bewaffneten Interventionen als letztem 
Ausweg so weit wie nur irgend möglich überflüssig machen"(GF 161). 
Die konzeptionelle Debatte über Konfliktnachsorge oder Friedenskonsolidierung („post 
conflict peace-building") war zunächst wesentlich eine Reflexion der Praxis von UN-
Organisationen. Nachsorge wurde im Kern als ein technokratisches Projekt des mate-
riellen Wideraufbaus und der Versorgung der unter den Folgen des Krieges leidenden 
Bevölkerung begriffen, bei dem es darum ging, die Kapazitäten, Mittel und Methoden 
externer Akteure und internationaler Organisationen möglichst effizient an die operativen 
Bedürfnisse vor Ort anzupassen. Wissenschaftliche Studien wiesen demgegenüber 
nachdrücklich auf die Notwendigkeit hin, den Prozess der Friedenskonsolidierung als ein 
eminent politisches und soziales Projekt zu begreifen, und ihn vor allem von den Bedürf-
nissen und Interessen der betroffenen Nachkriegsgesellschaften her zu betrachten. In 
diesen Studien wird die Konsolidierung des Friedens als ein komplexer, mehrdimensio-
naler Prozess der Transformation vom Krieg zum Frieden angesehen, der Elemente der 
Rehabilitation, der Rekonstruktion und der Erneuerung beinhaltet. Als wichtigste Di-
mensionen dieses Prozesses gelten die sicherheitspolitischen, die politischen, die öko-
nomischen sowie die sozialen und psychosozialen Problemfelder. Die sicherheitspoliti-
sche Herausforderung besteht in der Demilitarisierung des Konflikts durch die Einzie-
hung und Kontrolle von Waffen, die Demobilisierung und Reintegration von Kombat-
tanten, sowie durch die Neuformierung und Reformierung von Sicherheitskräften und die 
Neubestimmung der zivil-militärischen Beziehungen. Die Aufgabe der (Wieder-) Her-
stellung eines legitimierten staatlichen Gewaltmonopols leitet zur politischen Problem-
dimension über, die sich auf die Schaffung einer neuen Nachkriegsordnung bezieht, in 
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der die politischen Gewichte und Interessen der Konfliktparteien und das Verhältnis von 
Staat und Zivilgesellschaft so austariert werden, dass ein verlässlicher friedlicher Streit-
austrag möglich wird. Dazu gehört auch der (Wieder-) Aufbau staatlich-administrativer 
Institutionen, des Rechtswesens und der sozialen Dienste. Ein besonders sensibles Prob-
lem, das auch mit der sozialen und psychosozialen Problemdimension von Friedenskon-
solidierung im engen Zusammenhang steht, ist der Umgang von Nachkriegsgesellschaf-
ten mit den Gräueln und Verbrechen des Krieges, sei es in Form von Tribunalen, natio-
naler und/oder internationaler Strafgerichtsbarkeit, Amnestien oder Wahrheitskommis-
sionen. Hierbei müssen Fragen von Recht und Gerechtigkeit, Vertrauen, Sühne und Aus-
söhnung thematisiert werden. Zur sozialen und psychosozialen Dimension gehören die 
Rehabilitation und Reintegration von Kriegsopfern, Flüchtlingen, Vertriebenen und 
kriegstraumatisierten Menschen, ferner die Wiederherstellung sozialer Netzwerke und 
nachbarschaftlichen Vertrauens. Schließlich muss auch die ökonomische Dimension des 
materiellen Wiederaufbaus angepackt werden, also die Wiederherstellung der Infra-
struktur und vor allem die Umwandlung der Raub- und Plünderungswirtschaft des Krie-
ges in eine wohlfahrtsorientierte Friedensökonomie. Zur Einleitung eines sich selbst 
tragenden und erfolgsträchtigen Prozesses der Friedenskonsolidierung bedarf es aller 
Erfahrung nach der kombinierten und kumulativen Wirkung von Fortschritten in allen 
genannten Dimensionen. Ungeklärt ist dabei allerdings die Abfolge der Schritte und die 
Setzung von Prioritäten. Der strategische Fokus aller Bemühungen sollte aber darauf 
gerichtet sein, einen politischen Gesamtrahmen zu schaffen, in dem sich die Friedens-
konsolidierung als ein genuin politischer Prozess über Dialoge, Partizipation und die 
Schaffung öffentlicher Sicherheit entfalten kann, der zunehmend an gesamtgesellschaft-
licher Autorität und Legitimität gewinnt, den anderen Dimensionen die Richtung vorgibt, 
und der sich schließlich mit vereinbarten Regeln, Normen und Mechanismen zum fried-
lichen Konfliktaustrag institutionalisiert. 
Auf all diese eben skizzierten komplexen Problemdimensionen und politischen Heraus-
forderungen der Nachsorge oder Friedenskonsolidierung geht der Text „Gerechter 
Friede" entweder nur sehr kursorisch (GF 160) oder nur sehr selektiv (Abschnitt 11.5 zu 
Elementen und Aspekten vor allem der psychosozialen und sozialen Problemdimension) 
ein. 
3. Unterbelichtete Aspekte von Konfliktprävention und Konfliktnachsorge im Text 
„Gerechter Friede" 
Die Basiskonzepte der Konfliktprävention und Friedenskonsolidierung werden entspre-
chend ihrem hohen Rang in der internationalen wissenschaftlichen (und auch politischen) 
Debatte in dem Text als neue Elemente innerstaatlicher und internationaler Friedens-
fähigkeit grundsätzlich angemessen eingeführt und gewürdigt. Allerdings bleiben sie 
hinsichtlich ihrer systematischen Ausarbeitung und ihres differenzierten Sachgehalts in 
weiten Teilen allzu verkürzt. Dies gilt mehr flir die Friedenskonsolidierung als für die 
Prävention im Allgemeinen. Stark unterbelichtet erscheinen aber vor allem die vielfälti-
gen und schwierigen Hemmnisse und Probleme der politisch-operativen Umsetzung bei-
der Konzepte und Strategien. Immerhin jedoch wird in dem Text — wie oben bereits er-
wähnt — mit wenigen, allgemeinen Sätzen auf diese Problematik hingewiesen, ohne sie 
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jedoch ausführlicher, differenzierter und systematischer zu erörtern, obwohl es hierbei ja 
letztlich um die eigentlich erwünschte politisch-praktische Relevanz der Forderungen des 
Textes geht: da wird zu Recht auf notwendige „Konsequenzen auf politischer, rechtlicher 
und institutioneller Ebene" hingewiesen, auf ein Aufgabenspektrum, das „von der Früh-
warnung über Verfahren der Streitschlichtung bis zum militärisch gestützten Krisenma-
nagement" reicht, werden „Geld, Personal, Organisation und Technik, aber auch Tat-
kraft, Mut und Phantasie, Entschlossenheit und Geduld und viele andere Tugenden" ein-
gefordert, und „nationalstaatliche Rivalitäten" als für eine konstruktive Konfliktbearbei-
tung konterproduktive Verhaltensweisen moniert. 
Sowohl die Konfliktvorsorge als auch die Konfliktnachsorge bedürfen des politischen 
Willens und der instrumentellen wie materiellen Fähigkeit externer Akteure zum Han-
deln. Das oftmals widersprüchliche und halbherzige Verhalten vieler nationaler Regie-
rungen sowie der Mangel an Entschlossenheit und Folgerichtigkeit, der im Text für den 
Bereich der internationalen Umweltpolitik konstatiert wird (GF 97), findet sich leider 
auch in den Politikbereichen der Konfliktprävention und der Friedenskonsolidierung. 
Zudem kommt es nicht nur auf den Willen und die Fähigkeit externer Akteure an, son-
dern vor allem auch auf günstige Kontextbedingungen in den Krisenregionen und Kri-
sengesellschaften selbst, insbesondere auf die Bereitschaft der Akteure vor Ort zur 
Kooperation mit der internationalen Gemeinschaft. 
Häufig wird die eminent politische Natur von Prozessen der Friedenskonsolidierung 
unterschätzt oder verdrängt. Diese Prozesse stellen im gewissen Sinne eine „Fortsetzung 
des Krieges mit anderen Mitteln" dar, sind verbunden mit der Interessen- und Macht-
politik sozialer Gruppen und politischer Akteure, produzieren Gewinner und Verlierer. 
Im Rahmen kriegswirtschaftlicher Strukturen ist es nur wahrscheinlich, dass alle diejeni-
gen Personen und Gruppen, die vom Krieg (durch persönliche Bereicherung, sozialen 
Aufstieg, machtpolitischen Einfluss etc.) profitiert haben, oftmals eher Interessen an 
einer Fortsetzung des Krieges haben und notfalls auch durch Abspaltung von ihrem ur-
sprünglichen Kampfverband die Gewalt auf eigene Rechnung fortführen und den Frie-
densprozess zu sabotieren versuchen. Solche für den Frieden kontraproduktiven Kräfte 
müssen neutralisiert, unter Kontrolle gebracht, entmachtet, aber nach Möglichkeit auch 
wieder in den Friedensprozess eingebunden werden. Gezielte Anreize und Belohnungen 
sollten daher insbesondere jenen gesellschaftlichen Kräften zuteil werden, die ein genui-
nes Interesse an der Durchbrechung der Logik von Gewalt und Krieg und am Frieden 
haben. Große Probleme bei der Konfliktnachsorge ergeben sich oft aus Widersprüchen 
und Zielkonflikten zwischen eher kurzfristiger, prozessorientierter Prävention und eher 
langfristiger, strukturorientierter Vorbeugung. So kann es Spannungen geben zwischen 
politisch-militärischen Sicherheitserwägungen einerseits und Forderungen nach Rechts-
staatlichkeit und Ahndung von Kriegsverbrechen andererseits; zwischen Demokratisie-
rungsdruck einerseits und dem Erhalt politischer Stabilität andererseits; zwischen 
wirtschaftlichen Reformen einerseits und dem Wunsch nach sozialer Gerechtigkeit ande-
rerseits. Wird die politische Natur der Konfliktnachsorge verkannt und die Bevölkerung 
vor Ort im Sinne eines „Friedensprozesses von unten" zugunsten eines staats- und herr-
schaftszentrierten „Friedensprozesses von oben" nur unzureichend eigenverantwortlich 
in die Konsolidierung des Friedens einbezogen, so ist trotz oft „guter Absichten" und 
umfangreicher Hilfe von Seiten der Gebergemeinschaft keine Garantie für Erfolg gege-
ben. Letztendlich stellt Friedenskonsolidierung zudem ein äußerst ambitioniertes Projekt 
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der post-konfliktiven Konstruktion von friedlicher Gesellschaft dar, das in vielen Fällen 
gar einer historisch nachholenden Staaten- und Nationenbildung gleichkommt. Dies ist 
aber angesichts der weit verbreiteten Brüchigkeit von Staatlichkeit, der Krisenhaftigkeit 
von Ökonomien und der Fragmentierung von Sozialstrukturen kein leichtes Unterfangen. 
Aus der Sicht von Kritikern stellt sich Friedenskonsolidierung als ein radikales Projekt 
der Transformation von Nachkriegsgesellschaften in Richtung auf das Zielmodell westli-
cher, liberal-demokratischer und marktwirtschaftlich strukturierter und staatlich verfass-
ter moderner Gesellschaften dar, das den Verhältnissen in vielen Krisenregionen un-
angepasst, mithin unrealistisch und letztlich vielfach zum Scheitern verurteilt sei. Doch 
bei aller berechtigten Kritik an einer oftmals zu wenig reflektierten Orientierung an dem 
zugrundegelegten gesellschaftlichen Zielmodell, an politischen Fehleinschätzungen der 
Verhältnisse vor Ort sowie an operativen Fehlern stellt sich aber auch die Frage nach 
einer plausiblen Alternative zu dem Projekt der Friedenskonsolidierung. 
Als zentrale Hemmnisse für eine konsequente und effektive Präventionspolitik gelten 
unter anderem: die Vielzahl gleichzeitig schwelender Krisen auf der Welt, unsichere 
Prognosen über den weiteren Verlauf erkannter Krisenpotentiale, Defizite der Frühwar-
nung, fehlender öffentlicher Antriebsdruck im Vorfeld präventiven Handelns, in dem ja 
noch nichts Spektakuläres geschehen ist, defizitäre Infrastrukturen und Handlungsoptio-
nen, eingefahrene bürokratische Geleise, die mangelnde Kohärenz präventionspolitischer 
Akteure sowie der oft genug fehlende politische Wille zum präventiven Handeln. Beson-
ders restriktiv wirken offenbar das „alte" Denken und Verhalten einer weiterhin domi-
nant reaktiv-kurativ orientierten politischen „Krisen-Industrie" (Michael Lund) sowie der 
eklatante Mangel an strategischen, vitalen Interessen namentlich staatlicher Akteure an 
der Konfliktprävention, der dann wesentlich zur Nicht-Konstituierung eines politischen 
Willens zum präventiven Handeln führt. Die plakativ sogenannte „Lücke" zwischen er-
folgender Frühwarnung und ausbleibendem vorbeugenden Handeln (z.B. in den 90er 
Jahren in den Krisenfällen Ruanda, Kosovo und Ost-Timor) gilt vielfach als das Haupt-
problem staatlicher Präventionspolitik. Die Lücke tritt offensichtlich immer dann auf, 
wenn es keine eindeutige Definition von vitalen Interessen gibt, wenn uneinheitliche, 
widersprüchliche Lagebeurteilungen vorliegen, keine klare Kosten-Nutzen-Relation er-
kennbar ist und andere, prioritäre Krisenfälle die politische Agenda bestimmen. Offen-
sichtlich müssen die Anliegen der Vorbeugung daher schlüssiger als bisher zumindest 
teilweise in den realpolitischen Kontext gängiger Macht- und Interessenpolitik von 
Staaten gestellt werden, um überhaupt erst realistische Ansatzpunkte für eine konse-
quente Prävention ausmachen zu können. Dabei geht es in konstruktiver Perspektive vor 
allem darum, möglichst deutliche und konkrete Bezüge des Präventionsanliegens zu den 
aufgeklärten und legitimen Eigeninteressen der jeweiligen Staaten und Staatengnippen 
aufzuzeigen, um so die Rationalität präventiven Handelns zu begründen, und um eine 
möglichst weitgehende Übereinstimmung zwischen dem individuell-eigennützigen und 
dem kollektiv-gemeinnützigen Interesse an Prävention herzustellen. 
Weit mehr und schärfer als bisher müssen staatliche Akteure dann allerdings auch (wett-) 
öffentlich angeprangert und kritisiert werden, wenn sie aus verschiedenen Erwägungen 
heraus direkt oder indirekt, intendiert oder unabsichtlich in krisenverschärfender Weise 
agieren, weil sie eher Macht-, Bündnis- oder Wirtschaftsinteressen den Vorrang vor 
ernsten Bemühungen um Konfliktprävention geben. Zusätzlich zu einer kritischeren Be-
trachtung der ambivalenten Rolle staatlicher (aber auch privater ökonomischer) Akteure 
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im Kontext von Konfliktprävention müssen im Interesse einer realistischeren Einschät-
zung von Präventionschancen vor allem auch die relativ eigendynamischen Faktoren 
destruktiver Krisenentwicklung vor Ort schärfer als bisher in den Blick genommen wer-
den. Dies gilt vor allem im Hinblick auf die Thematisierung von Staatszerfallsprozessen, 
Gewaltmärkten und Kriegsökonomien sowie von spezifischen Interessen an der Dynamik 
von Gewalt, die allesamt zur Verstetigung und Reproduktion von Gewaltkonflikten bei-
tragen, einschließlich ihrer Verknüpfungen mit globalen (Weltmarkt-) Strukturen und 
Mechanismen. 
Im Text „Gerechter Friede" wird ja zu Recht auf die große Bedeutung der Medien für 
eine Politik der Konfliktprävention hingewiesen. Doch scheint es selbst für einen gut-
willigen „Friedensjournalismus" überaus schwierig zu sein, das Anliegen der Vorbeu-
gung medial zu vermitteln. Denn zum einen soll ja gerade zu einer Zeit berichtet werden, 
in der „noch nichts passiert ist", also der CNN-Effekt noch nicht greift; zum anderen 
lässt sich kaum über „Erfolge" berichten, da bei erfolgreicher Prävention ja gerade 
„nichts passiert", also ein „Nicht-Ereignis" (= kein Krieg, kein Völkermord, keine hu-
manitäre Katastrophe) kolportiert werden muss. Da aber auf dem Nachrichtenmarkt eher 
die „schlechten Nachrichten die guten Nachrichten sind", gilt die Präventionsthematik als 
wenig spektakulär und attraktiv. Die kontinuierliche Anstrengung um Krisenentschärfung 
ist medial weit weniger attraktiv als die Berichterstattung über die dramatische Zu-
spitzung einer Krisensituation oder über den massiven Ausbruch von Gewalt. Insbeson-
dere die enorme Faszination von Gewalt scheint schwer überwindbar zu sein, wie Me-
dienleute selbst immer wieder bestätigen (siehe hierzu den aufschlussreichen Bericht von 
Martin Zint über die Tagung „Media and Peace Institute der Friedensuniversität der Ver-
einten Nationen: die Medien als Friedensförderer", in: AFB-INFO 2/2001, 6-9). 
Nach einer Dekade der Debatte über Konfliktprävention hat das neue Paradigma des 
vorbeugenden, pro-aktiven Handelns das alte Paradigma des reaktiv-kurativen Umgangs 
mit Gewaltkonflikten immer noch nicht abgelöst. Andererseits ist durchaus zu konstatie-
ren, dass es doch auch gewisse Fortschritte gibt: etwa bei der nationalen und internatio-
nalen Normensetzung und Normenausbreitung im Bereich der Prävention, bei konzep-
tionellen Anpassungen und Veränderungen, beim Aufbau von Infrastrukturen und Insti-
tutionen der Konfliktprävention, sowie bei der Ausbildung von Personal und der Bereit-
stellung von Geldern. In Teilen der politischen Eliten hat zudem ein Sensibilisierungs-
und Lernprozess eingesetzt. Auf der operativen Ebene hat sich ferner in den letzten Jah-
ren eine professionelle Subkultur der Konfliktprävention herausgebildet. Fairerweise 
muss auch die historische Dimension bei der Beurteilung effektiver Konfliktprävention 
berücksichtigt werden. Denn erst in den wenigen Jahren nach dem Ende des langjährigen 
Kalten Krieges konnte sich diese „historisch neuartige" Herangehensweise an Gewalt-
konflikte (im Sinne eines normativ orientierten kollektiv-gemeinnützigen Ansatzes der 
internationalen Gemeinschaft) überhaupt konzeptionell entfalten. Die Erwartung, dann 
auch schon innerhalb weniger Jahre einen großen operativen Schub zu erleben und 
durchschlagende Erfolge zu erzielen, dürfte etwas überzogen sein. Dennoch muss leider 
konstatiert werden, dass eine wohlwollende Rhetorik der Politik („Kultur der Präven-
tion") deren tatsächlichen präventivem Handeln immer noch weit vorausgeht. Glaubwür-
dig wären die politischen Bekenntnisse zur präventiven Konfliktbearbeitung letztlich erst 
dann, wenn ein konsequentes Engagement und entsprechende Investitionen an politi-
schen Energien und materiellen Ressourcen in die Vorbeugung erkennbar wären, wenn 
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deren Institutionalisierung erfolgte, wenn der Vorbeugungsgedanke fest im politisch-
bürokratischen Routinehandeln verankert wäre, und wenn die verschiedenen Politikbe-
reiche und Akteure ein größeres Maß an Kohärenz ihres Handelns aufweisen würden. 
Zentrale Aufgabe für alle Protagonisten der Konfliktprävention bleibt daher eine stärkere 
Politisierung des Präventionsanliegens sowie dessen kontinuierliche und beharrliche 
Inkorporierung in alle relevanten Politikbereiche und Handlungsfelder ( das sogenannte 
„Mainstreaming" von Prävention). Bislang jedenfalls ist es nicht gelungen, effektive 
Konfliktprävention gleichsam als „reguläre Politik" zu betreiben. Wie der US-amerikani-
sche Präventionsforscher Michael Lund treffend formulierte, ist die Prävention zwar 
mittlerweile ihren Kinderschuhen entwachsen, hat aber ihr eigentlich wünschenswertes 
Reifestadium leider noch nicht erreichen können. 
Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 und dem dritten Golfkrieg besteht 
zudem die Gefahr einer Abwertung, Diskreditierung und Verdrängung des Präventions-
konzeptes zugunsten einer scheinbar angemesseneren, direkteren und effektiveren sicher-
heitspolitischen und militärischen Bekämpfung des internationalen Terrorismus und 
unliebsamer Regime. Dies würde einen fundamentalen Bedeutungswandel des Grund-
gedankens der Vorbeugung mit sich bringen, wieder fort von seinem kollektiv-gemein-
nützigen Gehalt (= Verhinderung von gewalttätigem Konfliktaustrag im Interesse von 
Sicherheit und Frieden überall auf der Welt) hin zu einem eingeschränkteren individuell-
eigennützigen Verständnis (= Vermeidung von Unbill, Abwehr von Schaden, Verhin-
derung von Gewalt im unmittelbaren Interesse der eigenen Gesellschaft). In diesem Sinne 
wäre dann „Prävention" kaum mehr als der unmittelbare Rückbezug des Gedankens der 
Vorbeugung auf akut empfundene, vitale Sicherheitsbedürfnisse der sich bedroht wäh-
nenden Gesellschaften und Staaten. Verstünde man jedoch die erfolgten Anschläge auch 
als eine Langzeitfolge ausgebliebener oder nicht konsequent genug betriebener Präven-
tionsbemühungen (im kollektiv-gemeinnützigen Sinne des Konzeptes), so ergäben sich 
durchaus auch potentiell positive Bezugspunkte für eine Aufwertung von Konfliktprä-
vention. Von einer solchen Sichtweise her sollte es eigentlich nahe liegen, nun erst recht 
eine pro-aktive, zukunftsorientierte und konsequente Präventionspolitik mit langem Atem 
zu betreiben, auch und gerade im berechtigten, allerdings aufgeklärten Eigeninteresse der 
sich bedroht fühlenden westlichen Gesellschaften. 
Konfliktprävention und Konfliktnachsorge müssen in einem langfristigen, komplexen 
und schwierigen Prozess des Peacebuilding miteinander verbunden werden. Das Fernziel 
dieser Bemühungen ist die verlässliche Stärkung friedensursächlicher Aktivposten und 
der Aufbau strukturell friedensfähiger Gesellschaften. Dies ist angesichts der Gewalt-
trächtigkeit zahlreicher gesellschaftlicher Transformations- und sich ausbreitender 
Staatszerfallsprozesse in weiten Teilen der Welt ein extrem anspruchsvolles Projekt, das 
womöglich nur mit vielen Rückschlägen und Widersprüchen im Sinne eines anstrengen-
den und schmerzhaften historischen Lernprozesses anzustreben ist. Dennoch gibt es 
keine vernünftige Alternative zu diesem Projekt. Der Text „Gerechter Friede" hat hierzu 
einen respektablen und weiterzuführenden konzeptionellen und publizistischen Beitrag 
im Kontext einer Fortentwicklung und Neuakzentuierung kirchlicher Friedensethik ge-
leistet. 
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Kosovo, Kabul, Bagdad und dann? 
Kritische ethische Anfragen an die gegenwärtige 
sicherheitspolitische Agenda 
I. Manhattan und die Bedrohung des Weltfriedens 
Trotz aller Interessengegensätze in der Politik, trotz aller Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den einzelnen Politikern — in einem Punkte kommen sie in seltener Einmütig-
keit zum gleichen Ergebnis: Seit dem 11. September, so versichern sie einstimmig, sei 
die Welt nicht mehr dieselbe wie zuvor. Es könnte allerdings sein, dass sich hinter dem 
Pathos globalen Entsetzens die Angst verbirgt, von einer lang gehegten Selbsttäuschung 
Abschied nehmen und der Wahrheit ins Gesicht sehen zu müssen. Inzwischen wissen wir 
nämlich oder sollten zumindest wissen, dass die Welt nur nicht so ist, wie wir bisher 
glaubten, dass sie sei) 
Die terroristischen Anschläge auf das World Trade Center und das Pentagon haben nicht 
nur den Unbezwingbarkeitsglauben der Amerikaner erschüttert. Ein für alle Mal hat sich 
die allgemeine Erwartungshaltung der westlichen Welt, ein auf den Kult der Stärke bau-
ender Fortschritt könne zu grenzenloser Unabhängigkeit und Sicherheit führen, als Illu-
sion erwiesen. Auch die höchsten Machtmittel machen nicht unangreifbar und nicht un-
verwundbar. Die Vereinigten Staaten wollen über einen gigantischen Raketenschutz-
schild verfügen, der es ihnen erlaubt, alle anderen atomar zu bedrohen, ohne eigene 
Verletzung befürchten zu müssen. Mit dieser Strategie verstoßen sie allerdings gegen den 
ABM-Vertrag. Die Terroristen, von denen die Doppeltürme zum Einsturz gebracht wur-
den, besaßen nur ihre Messer und jene todesmutige Entschlossenheit — gepaart mit abso-
luter Geringschätzung der mehr als 3000 zu Tode gekommenen Menschen —, wie sie sich 
wohl nur bei politischen und religiösen Fanatikern findet. 
Die notwendige Bestrafung der Täter ist das eine. Etwas anderes ist es, wenn die Ereig-
nisse vom 11. September 2001 zur Entwicklung einer fragwürdigen Rhetorik benutzt 
werden. Wenn plötzlich alle möglichen Formen von polizeilicher und militärischer Ge-
walt gefordert werden, gegen deren Einsatz bislang weltweite Bedenken bestanden, dann 
ist tatsächlich nichts mehr so, wie es vorher war. Wenn Werte wie Demokratie, Freiheit, 
Anerkennung der Menschenwürde und Respekt vor der Souveränität eines Staates über 
Bord geworfen werden, begibt sich die ganze westliche Welt in Gefahr, die bisher tra-
genden Grundlagen und Überzeugungen des Gemeinwesens aufzugeben. Die Prinzipien 
des freiheitlichen Rechtsstaates müssen nach wie vor erhalten bleiben, sonst hätten näm-
lich am Ende die Terroristen doch noch gesiegt. Das heißt aber auch, dass alle staatlichen 
Sicherheitsmaßnahmen als Reaktion auf den Terrorismus und die Verfolgung der Straf-
täter am Prinzip der Angemessenheit ausgerichtet sein müssen. Denn wenn als Ergebnis 
eines unverhältnismäßigen Bombenkrieges, wie ihn die USA im Anschluss an die Ter- 
I  Horst-Eberhard Richter, Das Ende der Egomanie. Die Krise des westlichen Bewusstseins, 
Köln (2002), 15. 
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roranschläge gegen Afghanistan geführt haben, hunderttausende Menschen aus der Zi-
vilbevölkerung auf der Flucht sind und ohne zureichende Versorgung bleiben, dann ist 
dieses Kriegselend allenfalls geeignet, in den Zentren des Islamismus neuen Hass und 
neuen Terrorismus zu schüren. Anstatt die Gewalt zu besiegen, wird durch unangemes-
sene Gegenschläge eine Gewaltspirale von verheerendem Ausmaß in Gang gesetzt. 
Das Prinzip der Angemessenheit gilt genauso für die Reaktion der USA auf die Irak-Po-
litik. Zum einen wird der Irak verdächtigt, den Anhängern des El-Kaida-Führers Osama 
Bin Laden Unterschlupf zu gewähren, zum anderen hegten die USA die Befürchtung, der 
Irak behindere die Arbeit der UN-Waffeninspektoren deswegen, weil er im Geheimen an 
der Entwicklung atomarer Waffen arbeite. Für beide Verdachtsmomente ist die Beweis-
lage derzeit recht dürftig. Selbst wenn es sich bewahrheiten sollte, dass der Irak El-
Kaida-Terroristen und Gesinnungsgenossen der Attentäter vom 11. September „Asyl" ge-
währt hat, kann ein Militärschlag der USA immer nur völkerrechtswidrig sein. Eine mili-
tärische Maßnahme setzt schließlich immer voraus, dass in den Konflikt ein anderer Staat 
oder ein sonstiges Völkerrechtssubjekt verwickelt ist. Das Völkerrecht, das im Falle einer 
militärischen Aktion greift, ist im Wesentlichen Staatenrecht. Die USA können sich also 
zur Legitimierung militärischer Aktionen gegen den Irak nicht auf völkerrechtliche Be-
stimmungen stützen. Denn trotz des monströsen Ausmaßes der terroristischen Anschläge 
haben wir es aus rechtlicher Sicht hierbei immer noch mit einem kriminellen Akt zu tun, 
der mit den Mitteln der Kriminalistik und der US-Amerikanischen Strafjustiz zu 
bewältigen ist. Sollte es zutreffen, dass der Irak in irgendeiner Form involviert ist — und 
sei es auch „nur" durch die Aufnahme der Straftäter, dann sind irakische Polizeibehörden 
und Strafrechtsordnungen gefordert. Die Fragen, die sich dann stellen, betreffen die 
Rechtshilfe und möglicherweise die Auslieferung von Straftätern auf der Basis 
bestehender Abkommen oder geltender zwischenstaatlicher Praxis? 
Allein durch die Konzentration terrorismusbekämpfender Maßnahmen auf diese Ebene 
wird die Gefahr gebannt, dass der Handlungsspielraum der US-Regierung zu Spontan-
aktionen mit nicht kalkulierbaren Ausmaßen auf die internationale Sicherheit führt. 
Ein Verteidigungsfall, ein „act of war", ist durch die Attentate vom 11. September jeden-
falls nicht gegeben. Ein Krieg im Sinne des Völkerrechtes würde, wie schon erwähnt, 
zumindest zwei Völkerrechtssubjekte, das heißt zwei Staaten voraussetzen. Es müsste 
also eine Konstellation vorliegen, in der es einen Verteidigerstaat und einen Aggressor-
staat gibt. Der letztgenannte ist aber nicht in Sicht. Damit läuft allerdings die gesamte 
Argumentation ins Leere, die aus den Anschlägen in Manhattan und Washington einen 
Verteidigungsfall im Sinne von Art. V des NATO-Vertrages ableiten möchte. Zu einer 
anderen Beurteilung der Situation berechtigt auch nicht die Tatsache, dass die Attentate 
von Manhattan und Washington durch Aggressoren verübt wurden, die „von außen" ge-
kommen sind. Etwas anderes wäre es, wenn die Bekämpfung des Terrorismus neuerdings 
zu den NATO-Obliegenheiten gehören würde. Der Art. 51 der UN-Satzung, auf den sich 
der gesamte NATO-Vertrag unter dem Anspruch des Rechtes auf Selbstverteidigung 
beruft, setzt jedoch unzweifelhaft einen Aggressorstaat voraus. Erst dann sind die 
2 Vgl. M. Rotter, Manhattan und das Völkerrecht. Stellen die Terroranschläge gegen New York 
und Washington tatsächlich einen „act of war" und folglich einen „Verteidigungsfall" im Sinne 
des NATO-Vertrages dar, wie dies der Beistandsbeschluss der Bündnispartner nahe legt?, in: 
Der Standard (14. September 2001), 39. 
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NATO-Verbündeten auch gehalten, jene Hilfe zu gewähren, die sich zur Ahndung sol-
cher barbarischer Akte als nötig erweisen mag. 
Eine andere Frage ist die, ob Art. 51 der UN-Satzung, der das Recht auf Selbstverteidi-
gung beinhaltet, angewendet werden konnte, um die befürchtete atomare Bedrohung 
durch den irakischen Diktator Saddam Hussein abzuwenden. Das Problem liegt in diesem 
Fall aber darin, dass zum einen der atomare Schlag von Seiten des Irak nicht erfolgt ist 
und man zum anderen bezweifeln muss, ob Saddam Husseins Truppen zu einem solchen 
Schritt überhaupt in der Lage waren. 
Diesen Bedenken hat der US-Präsident George W. Bush entgegengehalten, dass die USA 
von solchen Überlegungen unvermeidlich in die Rolle des toten Opfers gedrängt würden. 
Anders gesagt: Sollten die Befürchtungen sich bewahrheiten, hätten die USA und mit 
ihnen die gesamte westliche Welt, die sich unter ihrem Schutzmantel schart, nur noch 
eine tödliche Gewissheit. Sie würden, in der Diktion von George W. Bush, in die Mün-
dung eines rauchenden Colts schauen, der bereits auf sie abgefeuert worden sei. Doch 
aus dem Lauf des Colts werde statt des bisher üblichen Mündungsfeuers ein Atompilz 
hervorbrechen. 
Dieser Argumentation kann man sich nicht leicht verschließen. Sie beschwört ein Szena-
rio der Angst, das es schwer macht, einen kühlen Kopf zu behalten. Liegt hier tatsächlich 
ein Fall von Selbstverteidigung vor, bei dem die Bündnismächte ihrerseits zur Nothilfe 
verpflichtet wären und sich an einer militärischen Intervention der USA gegen den Irak 
beteiligen müssten? 
2. Förderung und Sicherung des Friedens in der neuesten kirchlichen Lehre 
Der wertvolle Beitrag, den die kirchlich-lehramtlichen Äußerungen aus der neueren und 
neuesten Zeit gerade zu solch heiklen Themen wie der Frage militärischer Intervention 
leisten, liegt auch darin begründet, dass sie keinen kurzschlüssigen Aktionismus predi-
gen. Die kirchliche Lehre setzt hier deutlich differenzierter und auch prinzipieller an, 
weil sie auf die langfristige Perspektive der Friedensförderung statt auf den kurzfristig 
effektvollen militärischen Schlag ausgerichtet ist. Darin steckt auch eine deutliche Kritik 
an einer Friedensagenda, die sich mit der Formulierung von geeigneten Maßnahmen zur 
Friedenssicherung zufrieden gibt. 
Allerdings ist die kirchliche Friedensethik auch nicht so naiv zu meinen, als sei mit dem 
Ziel der Friedensförderung alles gesagt, was konkret zu tun sei. Denn dieses Ziel kann 
unter den jeweils konkreten Umständen lange Zeit ein Fernziel bleiben. Kurz- und mit-
telfristige Maßnahmen zur aktuellen Friedenssicherung bleiben nach wie vor unerläss-
lich. Unter dieser Voraussetzung behält die traditionelle kirchliche Lehre von der sittlich 
gerechtfertigten Verteidigung ihre ungebrochene Aktualität. 
Es wäre deshalb ein Missverständnis, wollte man die neuere Entwicklung der Friedens-
ethik seit Johannes XXIII. und die traditionelle Lehre von der gerechten Verteidigung 
gegeneinander ausspielen. Beide Perspektiven verhalten sich vielmehr komplementär zu-
einander, denn auch innerhalb einer umfassenden Friedensethik behält die Lehre von der 
gerechten Verteidigung ihren Platz. So bemerkt das Wort der Deutschen Bischofskon-
ferenz „Gerechtigkeit schafft Frieden" vom 18. April 1983 zu diesem im Letzten nicht 
gelösten Konflikt: „Der ,gerechte Grund' für einen Krieg wird konzentriert auf den Fall 
der Verteidigung von grundlegenden Rechtsgütern, sobald sie unmittelbar gewaltsam be- 
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droht werden. Die bisherige Lehre wird also erheblich eingeschränkt und abgewandelt. 
Angesichts der neuzeitlichen Wirkungsgeschichte der säkularen Ideen des ‚gerechten 
Krieges' mit ihren vielen problematischen Ausformungen empfiehlt es sich, folgerichtig 
eher von ,gerechter Verteidigung' zu sprechen."3 
 
Doch auch das Verteidigungsrecht gilt nicht unbegrenzt; es unterliegt vielmehr erhebli-
chen, sittlich verpflichtenden Einschränkungen. Der Krieg ist und bleibt ein Übel und ein 
Elend für die Menschen. Dieses grundsätzliche Wesensmerkmal lässt sich nicht aus-
klammern. Wenn man sich dennoch entschließt, Bedingungen zu akzeptieren, die eine 
Zuflucht zu militärischen Maßnahmen trotz starker Vorbehalte ihr gegenüber erlauben, 
dann einzig und allein deshalb, weil man im Sinne des Kompromisses im konkreten Fall 
den Krieg als Notlösung ansieht und zugleich der These vom totalen Krieg, in dem nicht 
mehr zwischen kämpfender Truppe und Zivilbevölkerung, zwischen militärischen und 
zivilen Objekten unterschieden wird, eine klare Absage erteilt. Die katholische Bischofs-
konferenz der USA hat in ihrem Pastoralbrief über Krieg und Frieden „Die Herausforde-
rung des Friedens — Gottes Verheißung auf unsere Antwort" zwei Kategorien solcher 
rechtlich-moralischen Zulässigkeitsgründe unterschieden. Es handelt sich zum einen um 
das sogenannte „ius ad bellum", das der Frage nachgeht, warum und wann ein Krieg 
erlaubt sein kann, und zum anderen um die Kategorie des „ius in bello", durch dessen 
Anwendung die Kriegsführung, d.h. Strategie, Taktik und jede einzelne Handlung einer 
ständigen Prüfling unterworfen werden kann. Hier handelt es sich um den klassischen 
Fall eines Kompromisses: Man entschließt sich, das unvermeidbare, doch im Verhältnis 
kleinere Übel zuzulassen, um auf diese Weise das größere Übel, den totalen Krieg, zu 
verhindern. 
Unter der Kategorie des „ius ad bellum" führt das Hirtenwort der amerikanischen Bi-
schöfe insgesamt sieben Gründe an. Sie sollen uns hier im Einzelnen nicht näher interes-
sieren, da sie im Wesentlichen an die übliche Argumentation zu dieser Frage anknüpfen. 
Es gibt jedoch zwei Punkte, an denen die amerikanischen Bischöfe die traditionellen 
Überlegungen korrigieren bzw. erweitern: In der Frage nach dem gerechten Grund ver-
weisen sie auf die Erklärungen von Pius XII. und Johannes XXIII., die übereinstimmend 
betont hatten, dass die Risiken des modernen Krieges heute den Anspruch, durch einen 
Krieg könne die Wiedergutmachung geschehenen Unrechts erzielt werden, in erhebli-
chem Maße fraglich werden lassen. Neu ist im Kanon der genannten sieben Rechtferti-
gungsgründe das Kriterium der komparativen Gerechtigkeit, das in besonderer Weise 
versucht, die Vorbehaltlosigkeit zu hinterfragen, mit der in der Vergangenheit manches 
Mal die Lehre vom gerechten Krieg vorgetragen wurde: „In einer Welt souveräner Staa-
ten", so schreiben die amerikanischen Bischöfe im Jahre 1983, „die weder eine gemein-
same moralische noch eine zentrale politische Autorität anerkennen, betont der Grund-
satz der komparativen Gerechtigkeit, dass kein Staat davon ausgehen darf, dass er die 
,absolute Gerechtigkeit' auf seiner Seite hat. In einem Konflikt sollte jede Seite die 
Grenzen des eigenen ,gerechten Grundes' anerkennen und die sich daraus ergebende 
Forderung, nur begrenzte Mittel zur Verfolgung ihrer Ziele einzusetzen. Weit davon 
entfernt, eine Kreuzzugsmentalität zu legitimieren, soll komparative Gerechtigkeit ab-
solute Ansprüche relativieren und die Anwendung von Gewalt selbst in einer ‚gerechten' 
3 
 Die deutschen Bischöfe (48), Gerechtigkeit schafft Frieden/Erklärungen zum Golfkonflikt, in: 
Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.), Bonn 1991, 39f. 
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Auseinandersetzung eindämmen."4  Trotz ihrer starken Einschränkungen gestehen die 
amerikanischen Bischöfe zu, dass es Fälle gibt, die eindeutig sind. Eklatante Aggression 
von außen oder die systematisch durchgeführte Vernichtung ganzer Teile der Bevölke-
rung in Bürgerkriegen zählen dazu. 
Daneben gibt es aber auch das bereits angesprochene „ius in bello". Es basiert auf der 
Einsicht, dass die angewandten Mittel und Methoden in Proportion zu den Zielen des 
Krieges stehen müssen, auch wenn diese nach dem erstgenannten Prinzip gerechtfertigt 
erscheinen mögen, der Immunität von Zivilisten Rechnung tragen und die vom natürli-
chen und internationalen Recht geforderte Humanität achten. Alle Mittel und Handlun-
gen, die der vom natürlichen und internationalen Recht geforderten Humanität wider-
sprechen, gelten als unmoralisch, ebenso jene Handlungen, die in bewusstem Wider-
spruch zu den allgemeinen Prinzipien des natürlichen Völkerrechts stehen. 
Der ethisch-normative Kerngedanke der Lehre von einer Angemessenheit der ange-
wandten Methoden militärischer Gewalt hat allerdings nur eingeschränktes Existenzrecht 
im Gesamtkontext einer Friedensethik, die den entschiedenen Willen und die größte An-
strengung fordert, dass alles getan wird, damit eine solche Situation gar nicht erst eintritt. 
Es handelt sich also im äußersten Fall um eine Notstandsethik auf dem Weg vom Krieg 
weg und hin zum Frieden; denn der Krieg ist und bleibt ein Übel und ein Elend für die 
Menschheit5. 
Gefragt ist also eine Politik der Friedensförderung, die darauf ausgeht, dass das friedliche 
Zusammenleben der Menschheit immer weniger auf Waffen und Bedrohungsmecha-
nismen und immer mehr auf die Achtung vor den Rechten aller und die Anerkennung des 
menschlichen Gemeinwohls in Freiheit und Gerechtigkeit gegründet wird. Friede wird in 
dieser Linie konsequent als Frucht der Gerechtigkeit gedeutet, so dass Förderung und 
Sicherung des Friedens nicht nur in die Zuständigkeit der Staaten gestellt, sondern dezi-
diert zu einem Kernanliegen der sehr viel breiteren sozialethischen Verantwortung der 
Kirche erklärt werden. 
Friedensförderung verlangt demnach erstens: die Achtung der allgemeinen Menschen-
rechte als Grundrechte. Konkret bedeutet dies, das Recht auf Leben unbedingt zu schüt-
zen sowie die Personwürde und den unverrechenbaren Wert jedes einzelnen Menschen 
zur Grundlage jeder Rechtsordnung zu machen. Da der naturrechtlich begründete Rekurs 
auf die Menschenrechte von der grundsätzlichen Gleichwertigkeit aller Menschen aus-
geht, gilt diese Forderung nach Gleichbehandlung universal und unterliegt keinerlei na-
tionalstaatlichen oder sonstigen partikularen Einschränkungen. 
Friedensförderung verlangt zweitens: die Herbeiführung internationaler Gerechtigkeit. 
Auf der Grundlage eines universalen Menschenrechtsethos legt sich die Konsequenz 
nahe, dass eine auf kurzfristige nationale Interessen ausgerichtete Politik die weltweiten 
Probleme wie Hunger, Arbeitslosigkeit, Elend, politische Instabilitäten und Krieg nur 
verschärfen würde statt zu ihrer Lösung beizutragen. Eine friedensfördernde bzw. 
-sichernde Politik muss deshalb bei den Ursachen ansetzen und diese beseitigen: die in 
vielen Entwicklungsländern bestehenden sozialen Ungerechtigkeiten, den Hunger und 
4 „Die Herausforderung des Friedens — Gottes Verheißung auf unsere Antwort." Pastoralbrief 
der Katholischen Bischofskonferenz der USA über Krieg und Frieden, in: Sekretariat der 
Deutschen Bischofskonferenz (Hg.), Bischöfe zum Frieden (Stimmen der Weltkirche 19) Bonn 
(1983), 46. 
5  Vgl. Gerechtigkeit schafft Frieden, 43. 
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die Not einer ständig wachsenden Zahl von Menschen, das Vorenthalten von Menschen-
rechten und politischen Rechten, die ungerechte Behandlung von Minderheiten, das An-
wachsen religiöser und ideologischer Konfrontation, die Ungerechtigkeit innerhalb der 
heutigen Weltwirtschaftsordnung und die Hochrüstung6. 
An dieser Stelle ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass der für die kirchliche Friedens-
ethik so bedeutsame Rekurs auf die Menschenrechte bzw. die Berufung auf ein univer-
sales Menschenrechtsethos weiter entwickelte Forderungen des Naturrechts sind. 
Diese Form einer Rechtsgeltungstheorie, die für die Katholische Moraltheologie und die 
ethische Argumentation in der lehramtlichen Verkündigung signifikant ist, geht von der 
Auffassung aus, dass es ein Ensemble präpositiver, d.h. jeder konkreten Rechtsordnung 
schon vorausliegender Normen gibt, die verschiedene rechtsethische Prinzipien wie Ge-
rechtigkeit, Rechtssicherheit und Menschenwürde in sich vereinigen. Das Verhältnis vom 
Naturrecht, das sich seinerseits an der regulativen Idee der Menschenwürde orientiert, zu 
konkreten rechtlichen Normen ist demgemäß ein Begründungsverhältnis. Das Naturrecht 
beruht auf unaufgebbaren moralischen Prinzipien. Von daher ist es eine Instanz für das 
geltende Recht — nicht umgekehrt. Aus der Sicht der Theologie stellt sich die Situation so 
dar, dass die rechtlich-moralischen Normen des internationalen Rechts und des Völker-
rechts die Forderungen des Naturrechts, insbesondere die Idee der Menschenwürde, 
lediglich konkretisieren.? Dieses Verhalten von Menschenrecht zu Völkerrecht wird 
jedoch keineswegs von allen so gesehen. 
Dass es sich bei gegenteiligen Auffassungen zu dieser Thematik keineswegs um einen 
rein akademischen Disput zwischen den Vertretern verschiedener rechtsphilosophischer 
Schulen handelt, wird in der Frage nach einer möglichen Rechtfertigung militärischer 
Intervention in höchst aktueller Weise deutlich. 
3. Zur Problematik bewaffneter Intervention 
Mit der praktischen Relevanz des Konfliktes zwischen Naturrecht und Völkerrecht 
musste sich die im Jahr 2000 erschienene Verlautbarung der Deutschen Bischöfe mit 
dem Titel „Gerechter Friede" auseinandersetzen. Diese Schrift dient erklärtermaßen dem 
Ziel, fast zwei Jahrzehnte nach dem Hirtenwort „Gerechtigkeit schafft Frieden" aus dem 
Jahr 1983 die Thematik erneut aufzugreifen und die damaligen Überlegungen vor dem 
6 Vgl. Gerechtigkeit schafft Frieden, 57. Die offiziellen kirchlichen und lehramtlichen Verlaut-
barungen im Anschluss an das Hirtenwort der Deutschen Bischöfe „Gerechtigkeit schafft 
Frieden" aus dem Jahr 1983 argumentieren schwerpunktmäßig auf der darin eingeschlagenen 
Linie und vor dem Hintergrund der richtungsweisenden Überlegungen, die von der Enzyklika 
„Pacem in terris" und der Pastoralkonstitution des Zweiten Vatikanischen Konzils „Gaudium 
et spes" ausgingen. Sie greifen die zentralen Gedanken auf, erläutern und vertiefen sie auch im 
Blick auf ihre spirituellen Voraussetzungen; darüber hinaus zeigen sie Möglichkeiten zur 
Konkretion friedensfördernder Maßnahmen auf und würdigen bereits erfolgreiche Initiativen 
und Personengruppen. Vgl. hierzu insbesondere: „Biete Verzeihung an — erhalte den Frieden" 
(1997); „Aus der Gerechtigkeit jedes einzelnen erwächst der Friede flr alle" (1998); „In der 
Respektierung der Menschenrechte liegt das Geheimnis des wahren Friedens" (1999); ver-
öffentlicht in: Sekretariat der Deutschen Bischöfe (Hg.), Arbeitshilfen 130, 138 u. 145. 
7 So vertritt H.-G. Justenhoven die Auffassung, dass der spanische Dominikaner F. de Vitoria, 
der am Beginn des modernen Völkerrechts steht, dieses auf der Wurde und den Rechten des 
Individuums gründet. D.h. „(...) er begründet das Völkerrecht naturrechtlich." Heinz-Gerhard 
Justenhoven, Francisco de Vitoria zu Krieg und Frieden, Köln (1991), 30. 
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Hintergrund der dramatischen Veränderungen der politischen Lage in Europa und welt-
weit kritisch zu reflektieren. Der Ost-West-Konflikt sowie das Problem der nuklearen 
Abschreckung schienen durch den Zusammenbruch der kommunistischen Regime im 
Ostblock und dem Fall der Berliner Mauer auf friedlichem Wege beigelegt. Die drohende 
Gefahr einer militärischen Konfrontation der Blöcke mit unabsehbaren Folgen für 
Deutschland, Europa und die Welt hielt man für gebannt. Diese Einschätzung war soweit 
auch richtig, doch bedeutete das Ende dieses Problems nicht das Ende aller Probleme und 
Fragen für die kirchliche Friedensethik. Denn während der klassische Typus des Krieges, 
bei dem reguläre Armeen feindlicher Staaten gegeneinander kämpfen, in den neunziger 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts erheblich an Bedeutung verloren hat, zeigt sich 
gleichzeitig ein neues Kriegsbild, das von gewaltsamen Konflikten innerhalb von Staaten 
bestimmt wird, die an Zahl, Dauer und Intensität stark zugenommen haben. Neben regu-
lären Gruppen sind gleichermaßen Partisanen- und Guerillaeinheiten wie auch banden-
ähnliche Gruppen an den Kriegen beteiligt. Diese Entwicklung lässt sich nicht nur in den 
Staaten Ex-Jugoslawiens beobachten, sondern ebenso in Tschetschenien und zahlreichen 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion; sie zeichnet sich ab im Nahen Osten, in Afghanistan, 
von Indien und Pakistan bis nach Afrika, das inzwischen zu beträchtlichen Teilen in ein 
unüberwindbar scheinendes Kriegssystem verstrickt ist. 
Nicht selten stehen hinter diesen aktuellen Kämpfen ethnische Konflikte, deren Wurzeln 
weit in die Geschichte zurückgreifen. 
Mit den Möglichkeiten moderner Waffentechnologien wollen skrupellose Politiker ihre 
hegemonialen Bestrebungen nun endgültig durchsetzen, indem sie die Angehörigen der 
als Rivalen empfundenen Bevölkerungsgruppen durch einen systematisch geplanten 
Genozid auszulöschen versuchen. Dieses Phänomen, das in verschiedenen Modifikatio-
nen für die oben genannten Länder zutrifft, konfrontiert die kirchliche Friedenslehre mit 
einer Frage, die in früheren Verlautbarungen höchstens marginal angesprochen wurde, 
nun aber zu einem Kernpunkt der ethischen Diskussion wird, nämlich mit der Frage nach 
der sittlichen Legitimität militärischer Intervention. 
Wie verhält es sich also, wenn ein Volk, wenn eine Nation zu schwach und nicht in der 
Lage ist, sein Recht auf Verteidigung selbst wahrzunehmen und wirksam durchzusetzen? 
Dürfen in diesem Fall andere, die selbst nicht unmittelbar betroffen sind, in den Konflikt 
eintreten und stellvertretend die Rechte derer verteidigen, die selber dazu keine Mög-
lichkeit haben? Eine Verweigerung der Stellungnahme ist in einem solchen Fall nicht 
mehr möglich, weder für die Kirche noch für die Mitgliedsstaaten des UN-Sicherheits-
rates. Es ist kaum zu vermitteln, dass in einer solchen Situation Neutralität noch geboten 
sein soll. Vielmehr mehren sich die Stimmen derer, die eine Einmischung hier als Be-
währungsfall für Humanität, sogar als ein Gebot der Nächstenliebe ansehen. 
Allerdings hängt die Beantwortung dieser Frage, militärische Intervention Ja oder Nein, 
davon ab, wie das Verhältnis von Völkerrecht zu Menschenrecht definiert wird. Wer die 
Auffassung vertritt, eine militärische Intervention, wie sie etwa die NATO im Kosovo-
krieg ohne ein UN-Mandat wahrnahm, sei ein Rückfall gegenüber dem modernen und 
selbst schon dem klassischen Völkerrecht, der dokumentiert damit, dass nach seiner 
Meinung der humanitäre Auftrag anderer Staaten an den Landesgrenzen endet. Demnach 
kann keine Menschenrechtsverletzung ein Brechen des Völkerrechtes begründen. 
Wir haben es hier mit dem klassischen Konfliktfall zu tun, der nur noch die Wahl zwi-
schen zwei Übeln offen lässt. Das erste Übel wird durch den bewussten Bruch des Völ- 
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kerrechts verursacht. Dass hierbei nicht nur eine pragmatisch-politische Konvention be-
rührt wird, sondern auch ein moralisch grundgelegtes Recht, steht außer Frage; denn 
nach heutigem Verständnis beruht das Völkerrecht auf dem friedensstiftenden Prinzip 
der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten eines anderen Staates. Als unver-
meidbare Folge eines solchen Völkerrechtsbruchs kann nun der Fall eintreten, dass die-
ses Recht zur Disposition gestellt wird und damit im äußersten Falle der Beliebigkeit 
anheim fällt. Das zweite Übel, das als einzige Alternative offen steht, besteht dann darin, 
die schwere Verletzung grundlegender Menschenrechte tatenlos hinzunehmen und damit 
stillschweigend zu tolerieren. 
Man darf jedoch nicht übersehen, dass die Auffassung über den Status des Völkerrechts 
eine Veränderung erlebt hat. Anlass dafür war die Erschütterung angesichts der Vernich-
tung der Juden, die es zwingend nahe legte, das Verhalten eines Staates gegenüber den 
auf seinem Territorium lebenden Menschen nicht mehr allein seiner souveränen Belie-
bigkeit zu überlassen, sondern es auch zu einer Angelegenheit des internationalen 
Interesses zu erklären. Die Weiterentwicklung des Völkerrechts wurde also deshalb not-
wendig, weil bisher nur Staaten als Subjekte des Völkerrechts vorkamen, der Mensch als 
Individuum hingegen nicht. Doch 1975 wurde mit der Schlussakte von Helsinki das erste 
internationale Dokument unterzeichnet, das Menschenrechte als nicht mehr alleinige 
innere Angelegenheit eines einzelnen Staates bewertete. Dieser Auffassung folgte der 
Weltsicherheitsrat der Vereinten Nationen im Jahr 1992 und das Europäische Parlament 
im Jahr 1994. Daher gebietet das Recht, zu verhindern, dass „ethnische Säuberungen" 
und Massenvertreibungen unter dem fragwürdigen völkerrechtlichen Schutz staatlicher 
Souveränität betrieben werden. Sonst setzt sich nämlich fort, was ja bereits geschehen 
ist: dass Völkermord quasi unter dem Schutz der Charta stattfindet, weil sich das haupt-
verantwortliche UN-Organ, der Weltsicherheitsrat, durch ein angedrohtes oder faktisches 
Veto eines seiner ständigen Mitglieder selbst blockiert. 
Die Frage, ob angesichts solch schrecklicher Verbrechen das wertneutrale klassische 
Völkerrecht legitimerweise durch das Menschenrecht außer Kraft gesetzt werden könne, 
so dass im äußersten Falle ein militärisches Eingreifen von außen gerechtfertigt sei, ist 
gleichbedeutend mit der Frage, ob die internationale Gemeinschaft Verstößen gegen die 
elementaren Normen des menschlichen Zusammenlebens tatenlos zuschauen dürfe oder 
sie sich nicht vielmehr für die Rechte derer einsetzen müsse, die das mit ihren eigenen 
Möglichkeiten nicht mehr leisten können. In seinem Buch „Wir dürfen nicht wegsehen. 
Der Kosovo-Krieg und Europa"8  hat der damalige Bundesverteidigungsminister Rudolf 
Scharping bereits im Titel die Antwort auf unser Problem gegeben. Wer zu lange 
wegschaut, wenn das Entsetzliche vorhersehbar ist und sogar angekündigt wird, der 
kommt am Ende zu spät. Zu spät, wie der französische Philosoph Andre Glucksmann 
bemerkte, um Gesetz und Gerechtigkeit noch glaubhaft machen zu können. Er kommt 
dann nämlich erst zu den Bestattungsfeierlichkeiten der wehrlosen Opfer.9  
An der harten Realität können die Ideale von Frieden und Gerechtigkeit zerbrechen. Da-
mit es nicht dazu kommt, muss die Völkergemeinschaft gemeinsam alle Anstrengungen 
unternehmen, um den weltweiten Gefährdungen des Friedens zu begegnen. 
8 
 Rudolf Scharping, Wir dürfen nicht wegsehen. Der Kosovo-Krieg und Europa, Berlin (1999). 
9 
 Vgl. Andre Glucksmann, Viel Geld, wenig Hirn. Die UNO ist auf dem Rückzug, in: Die Zeit, 
Nr. 47 (1999), 15. 
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Das Zentralkomitee der Deutschen Katholiken will durch den Text „Humanitäre Inter-
vention? Rechtsethische Überlegungen"10  dazu einen Beitrag leisten. Es sieht eine zent-
rale Aufgabe darin, das Völkerrecht fortzubilden, um damit so präzise wie möglich zu 
bestimmen, wann ein solch massives Unrecht vorliegt, dass eine Intervention aus huma-
nitären Gründen notwendig ist. Damit soll zugleich ein Signal an Diktatoren gegeben 
werden, dass der Schutz der Menschenrechte vor der nationalen Souveränität nicht Halt 
machen wird. Die Anwendung von Waffengewalt muss aber die ultima ratio bleiben. 
Der Ausgangspunkt der Überlegungen liegt in der Feststellung, dass derjenige, der einem 
anderen beisteht, der sich in Not befindet, kein Unrecht begeht. Ein Unrecht begehen würde 
viel eher derjenige, der die Hilfe in Not verweigert. Die Nothilfe ist nichts anderes als die 
soziale Fortsetzung der Notwehr und entspricht damit einer rechtsmoralisch unstrittigen 
Praxis. Es ist also durchaus ein Dienst am Frieden, den Opfern ungerechter Gewalt zu Hilfe 
zu kommen. Allerdings müssen dabei strenge Bedingungen erfüllt sein. Auch hier gilt, dass 
der beste Zweck kein schlechtes Mittel heiligt. Eine Lizenz zum Unrecht kann es un-
abhängig von allen Umständen niemals geben. Nach wie vor gilt auch hier das generelle 
Prinzip der Verhältnismäßigkeit der Mittel. Zur Beantwortung der Frage, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen die humanitäre Intervention rechtsethisch vertretbar sein kann, hat 
das Zentralkomitee in seinem Thesenpapier vier Kriterien entwickelt. 
Das erste Kriterium fordert die Prüfling der Frage, ob ein berechtigter Anlass zur huma-
nitären Intervention besteht. Dieser ist insbesondere dann gegeben, wenn es zu schwers-
ten Menschenrechtsverletzungen wie einem planvollen Genozid gekommen ist. 
Das zweite Kriterium gebietet, die Opfer des Unrechts in ihr Recht zu setzen, d.h. etwa 
im konkreten Fall des Kosovo-Konflikts, den Kosovo-Albanern wie auch den übrigen im 
Kosovo lebenden Völkergruppen eine friedliche Existenz in ihren Dörfern zu sichern. 
Darüber hinaus müssen aber auch alle Anstrengungen unternommen werden, um die 
schuldigen Täter vor einem internationalen Gericht zur Rechenschaft zu ziehen. 
Zu diesen Maßnahmen steht die Souveränität, die den einzelnen Staaten zukommt, kei-
neswegs im Widerspruch. Die Menschenrechte sind nämlich nicht nur zu einer interkul-
turellen Begründung, sondern auch zur interkulturellen Anerkennung fähig. Alle Staaten, 
die die Charta der Vereinten Nationen ratifiziert haben, teilen diese Auffassung. 
Es ist jedoch nötig, die Bedingungen einer humanitären Intervention genau zu definieren, 
damit einerseits der Spielraum der Auslegung weit genug gefasst ist, andererseits aber 
auch der Willkür von vorneherein wirksam Einhalt geboten wird. Die notwendige Fort-
bildung und Erweiterung des Völkerrechts schließt deshalb ein, präzise Bestimmungen 
für jenes massive Unrecht zu definieren, das eine humanitäre Intervention nicht nur er-
laubt, sondern sogar gebietet. 
Das dritte Kriterium definiert den Träger der Intervention. Hier zeigt sich ein deutliches 
Manko der bisherigen Rechtslage darin, dass für die zwischen- und überstaatliche Ebene 
autorisierte Rechtsinstanzen und Gewalten fehlen. Die Vereinten Nationen konnten —
zumindest in ihrer bisherigen Form — dieser Aufgabe nicht gerecht werden. Solange sie 
es hinnehmen müssen, dass der Schutz der universalistischen Menschenrechte durch den 
Sicherheitsrat konterkariert wird, bleibt ihre Rolle unklar und ihre politische Handlungs-
fähigkeit zweifelhaft. 
1° ZdK Dokumentation vom 24. Februar 2000, hrsg. v. Ständigen Arbeitskreis im Sachbereich 2 
„Politische Grundfragen" des Zentralkomitees der Deutschen Katholiken. 
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Das vierte Kriterium enthält die Bedingung, dass die Nothilfe nicht mehr Schaden an-
richten darf, als sie verhütet. Allein aus diesem Grunde kann es deshalb auch gerechtfer-
tigt sein, gegen die militärische Gewalt in Tschetschenien zwar massiv zu protestieren, 
aber auf ein militärisches Eingreifen zu verzichten. 
Auf die Frage nun, ob sich aus den Grausamkeiten des Krieges im Kosovo für die Zu-
kunft Lehren ziehen lassen, stellt das ZdK fünf Gedanken vor. So ist es erstens notwen-
dig, eine bessere „Vorfeld-Politik" zu verfolgen, bevor die Möglichkeit einer humanitä-
ren Intervention in Erwägung gezogen wird, zweitens ist die Errichtung einer internatio-
nalen Rechts- und Friedensordnung unbedingt nötig, wobei durchaus noch einmal eine 
Abstufung zwischen einer europäischen, afrikanischen, amerikanischen, asiatischen und 
pazifischen Ordnung und darüber hinaus einer überregionalen, globalen Ordnung sinn-
voll sein könnte. Es müssen dann drittens im Rahmen einer zukünftigen internationalen 
Rechtsordnung verbindliche Grundsätze Rür eine humanitäre Intervention verabredet 
werden, die sowohl potentielle Usurpatoren abschrecken wie auch Handlungssicherheit 
für die humanitär Intervenierenden herstellen, und es müssen zukünftig viertens die vor-
militärischen Sanktionen konsequenter durchgeführt werden, damit der Einsatz von Waf-
fengewalt letztlich überflüssig wird. Die fünfte Lehre aus dem Kosovokrieg besagt 
schließlich, dass jeder, der sich unter diesen Voraussetzungen zu einer militärischen In-
tervention aus humanitären Gründen entschlossen hat, seine Aufgabe noch nicht erfüllt 
hat, wenn die letzte Bombe gezündet und abgeworfen wurde, sondern schon im vorhinein 
verpflichtet ist, sich auf die Zeit danach vorzubereiten und beim Aufbau einer demo-
kratischen Gesellschaft mit verfassungsrechtlichen Garantien mitzuwirken. 
Auf der Linie dieser Argumentation steht auch die bereits erwähnte Verlautbarung der 
Deutschen Bischöfe „Gerechter Friede". Die Problematik bewaffneter Intervention ist 
das Ergebnis einer typischen Pflichtenkollision. Die erste Pflicht besteht darin, Gewalt-
anwendung aus der internationalen Politik zu verbannen, die zweite aber darin, Men-
schen vor fremder Willkür und Gewalt wirksam zu schützen. Doch nicht nur in den her-
kömmlichen zwischenstaatlichen Konflikten, sondern in jüngster Zeit verstärkt auch bei 
systematischer Gewaltanwendung gegen verfolgte Minderheiten innerhalb bestehender 
Staaten oder in Fällen terroristischer Geiselnahme und Erpressung können diese Pflich-
ten miteinander kollidieren. 
Es ist zu begrüßen, dass die Bischöfe die verschiedenen Probleme, die sich in diesem 
Zusammenhang stellen können, sehr genau differenzieren und nicht jener kurzschlüssi-
gen Verwechslung zum Opfer fallen, die im Schrifttum und auch in Äußerungen und 
Verlautbarungen internationaler Organisationen häufig vorkommt. Denn dort wird der 
Begriff der humanitären Intervention oft pauschal verwendet und zur Bezeichnung jedes 
militärischen Eingriffs von außen in die Souveränitätssphäre eines Staates verstanden, 
die dem Schutz von Menschen auf dessen Territorium dient. Diese generelle Betrach-
tungsweise verkennt aber die faktisch höchst unterschiedlichen Voraussetzungen eines 
militärischen Eingriffs; darüber hinaus verstellt sie den Blick für die schwierige Diskus-
sion der völkerrechtlichen Grundlagen, die in den unterschiedlichen Möglichkeiten mi-
litärischer Intervention auch eine jeweils andere Anwendung finden müssen. 
Schon zu Beginn der neunziger Jahre machte deshalb Horst Fischer mit Recht darauf 
aufmerksam, dass in den Fällen militärischer Intervention grundsätzlich zu unterscheiden 
ist zwischen den Notlagen, in die Menschen auf dem Territorium eines Staates geraten 
können, den Hilfsmaßnahmen von Staaten für diese Personen, den Akteuren, die tätig 
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werden und den Rechtsgrundlagen, die dieses Tätigwerden gestalten". Grundsätzlich 
unterscheidet Fischer zwischen drei verschiedenen Formen des Eingreifens, denen er 
definitorisch klar eine jeweils eigene Begrifflichkeit zuordnet: „Greift ein Staat militä-
risch in einen anderen Staat ein, um eigene Staatsangehörige zu retten, die sich auf die-
sem Territorium aufhalten, so handelt es sich hier um eine Intervention zum Schutz eige-
ner Staatsangehöriger. Die Verwendung des Begriffs „humanitäre Intervention" ist nur 
dann begründet, wenn Waffengewalt zum Schutz der Bevölkerung eines fremden Staates 
vor Menschenrechtsverletzungen angewendet wird. Werden die Vereinten Nationen auf 
Grund eines Beschlusses des Sicherheitsrates nach Kapitel VII der UN-Charta durch 
Zwangsmaßnahmen aktiv, so kann dies nicht als humanitäre Intervention bezeichnet 
werden. Artikel 2 der UN-Charta schließt alle Interventionen der Vereinten Nationen in 
die inneren Angelegenheiten eines Staates generell aus. Hat der Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen eine Menschenrechtsverletzung in einem Staat als Friedensbedrohung 
bezeichnet, ist diese ehemals originär innere Angelegenheit zu einer internationalen An-
gelegenheit geworden, für die die UN-Charta ausdrücklich Maßnahmen nach Kapitel VII 
vorsieht. Vor diesem Hintergrund bedarf es bei der Diskussion des Schutzes von Men-
schen in bewaffneten Konflikten durch Drittparteien einer begrifflichen Klarstellung. Der 
Begriff der humanitären Intervention sollte beschränkt sein auf die Anwendung von 
Waffengewalt durch einen Einzelstaat zum Schutz der Staatsangehörigen eines fremden 
Staates vor groben Menschenrechtsverletzungen. Sollen eigene Staatsangehörige in 
einem fremden Staat geschützt werden, kann dies durch den Begriff der humanitären 
Rettung deutlich gemacht werden. Werden schließlich die Vereinten Nationen militärisch 
aktiv, um Menschen vor Menschenrechtsverletzungen durch ihren Heimatstaat zu schüt-
zen, sollte der Begriff der kollektiven Sicherung benutzt werden."I 2  
Es bestehen in der Rechtsliteratur erhebliche Differenzen hinsichtlich der Frage, welche 
von den drei aufgezeigten Kategorien militärischer Intervention vom geltenden Völker-
recht gedeckt ist. 
Ein prägnantes Beispiel für die humanitäre Rettung ist der Versuch der Vereinigten Staaten 
im Jahre 1980 gewesen, die in der US-Botschaft in Teheran festgehaltenen Personen durch 
eine Militäraktion zu retten. Vordergründig betrachtet scheint dieser Fall relativ unproble-
matisch zu sein, doch bei genauerer Betrachtung der tatsächlichen Durchführung können 
sich rasch Zweifel einstellen. Denn sowohl im Fall der humanitären Rettung als auch im 
Fall der humanitären Intervention könnte der Schutz der eigenen bzw. der fremden Staats-
angehörigen auch dadurch erreicht werden, dass man das regierende Regime durch den 
Einsatz militärischer Gewalt zu stürzen versucht. Das wird freilich in der Regel nur möglich 
sein, wenn bereits ein Teil der Streitkräfte und der Gesellschaft im Land einem solchen 
Umsturz positiv gegenübersteht". In beiden Fällen stellt sich aber die Frage, wodurch eine 
solche massive Parteinahme des intervenierenden Staates begründet ist. Welche Instanz 
vermag letztlich zu beurteilen, auf wessen Seite die größeren Menschenrechtsverletzungen 
vorliegen und ob die eindeutige Parteinahme nicht zur Durchsetzung anderer Ziele, etwa 




Horst Fischer, Der Schutz von Menschen im Krieg. Humanitäres Völkerrecht und humanitäre 
Intervention, in: Volker Matthies (Hg.), Frieden durch Einmischung? Der Schrecken des 
Krieges und die (Ohn)Macht der internationalen Gemeinschaft, Bonn (1993), 87-103, 97. 
H. Fischer, Der Schutz von Menschen im Krieg, 97f. 
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Anders als bei der humanitären Rettung und der humanitären Intervention, deren Legiti-
mität umstritten ist, scheint die generelle Zulässigkeit der kollektiven Sicherungsmaß-
nahmen gemäß der Charta der Vereinten Nationen außer Frage zu stehen. Nach Artikel 
51 der Charta darf bewaffnete Gewalt gegen einen anderen Staat im Falle der Selbstver-
teidigung gegen einen bewaffneten Angriff angewendet werden. Diese Erlaubnis hält an, 
bis der Sicherheitsrat seinerseits Maßnahmen ergreift. Diese einzige Ausnahme vom 
Verbot der Gewaltanwendung zwischen Staaten wird durch ein weiteres Recht des Si-
cherheitsrates ergänzt. Er ist befugt, nach Kapitel VII Zwangsmaßnahmen gegen einen 
Staat zu verhängen, wenn eine Friedensbedrohung, ein Friedensbruch oder eine Aggres-
sion vorliegt. Diese Zwangsmaßnahmen schließen auch den Einsatz von Waffengewalt 
ein. Kurz: es geht darum, Alleingänge eines Einzelstaates auszuschließen, wie er im Fall 
der humanitären Intervention vorliegt. Nach der Charta der Vereinten Nationen würde 
demnach allein die generelle Zulässigkeit kollektiver Sicherungsmaßnahmen außer Frage 
stehen. Tatsächlich aber werfen die Durchführungsmodalitäten der kollektiven Sicherung 
erhebliche Probleme auf, sie nicht nur begrifflich, sondern auch faktisch gegen eine hu-
manitäre Intervention abzugrenzen. Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt verfügen die Ver-
einten Nationen über keine Truppen, die für solche Rettungsaktionen zur Verfügung 
stehen. So sind sie praktisch gezwungen, auf die militärischen Kontingente von Mit-
gliedsstaaten zurückzugreifen. 
Zudem ist bisher noch nicht endgültig geklärt, wann eine Maßnahme der kollektiven 
Sicherung definitiv eine UN-Aktion ist — ob es bereits genügt, wenn die Ermächtigung 
für den Einsatz militärischer Mittel durch Einzelstaaten erfolgt oder ob nicht noch zu-
sätzliche Elemente hinzukommen müssen. 
Die angesprochenen Bedenken verweisen übereinstimmend auf das keineswegs gering zu 
veranschlagende Problem der Missbrauchsgefahr, insbesondere durch die militärisch 
mächtigeren Mitglieder des UN-Sicherheitsrates. Diese Gefahr wird nicht zuletzt durch 
eine interpretationsoffene Lücke im bestehenden Völkerrecht verursacht. Demjenigen, 
der weder Völkerrechtler noch Politikwissenschaftler ist, drängt sich beim Vergleich der 
kontroversen, wenngleich begründeten und durchdachten Positionen Pro und Contra der 
Eindruck auf, die Widersprüche rühren in der Hauptsache daher, dass das Völkerrecht 
zur Frage der bewaffneten Intervention aus humanitären Gründen selbst eine im letzten 
nicht geklärte Position einnimmt. Es scheint deshalb wohl so zu sein, dass das Völker-
recht gegenwärtig humanitäre Interventionen von Staaten oder internationalen Organisa-
tionen außer bei Völkermord oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit zwar nicht aus-
drücklich erlaubt, sie aber auch nicht eindeutig untersagt.14  
Falls eine humanitäre Intervention dem Zweck dient, Völkermord oder Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit zu verhindern oder zu beenden, besteht nicht nur das Recht zur 
Intervention, sondern auch die Pflicht. Hier sind einzelne Staaten wie internationale Or-
ganisationen gleichermaßen betroffen. Im konkreten Fall kann sich allerdings die Umset-
zung recht schwierig gestalten; denn immer wieder kommt es vor, dass Staaten zögern, 
sich für humanitäre Ziele einzusetzen, wenn diese sich nicht mit ihren eigenen strategi- 
14  Vgl. Richard A. Falk, Die humanitäre Intervention und das Gewaltverbot in den internationa-
len Beziehungen, in: Gerd Hankel/Gerhard Stuby (Hg.), Strafgerichte gegen Menschheits-
verbrechen. Zum Völkerstrafrecht 50 Jahre nach den Nürnberger Prozessen, Hamburg (1995), 
500-511,503. 
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schen Interessen decken. Wenn aber zwischen beiden ein Zusammenhang besteht, kann 
das zur Folge haben, dass die humanitäre Dimension beim Einsatz militärischer Mittel 
nur eine untergeordnete Rolle spielt oder sogar ganz außer Acht gelassen wird. 
Für den Fall einer humanitären Intervention ohne UN-Mandat müssen deshalb die fol-
genden drei Mindestbedingungen erfüllt sein, um die Verquickung mit hegemonialen 
Machtinteressen möglichst auszuschließen: Die erste besteht in dem zweifelsfreien 
Nachweis grober, weitreichender und andauernder Menschenrechtsverletzungen, die 
vielen Menschen das Leben kosten. Die zweite in der Erschöpfung aller erdenklichen 
nicht-militärischen Lösungen und der Tatsache, dass der Sicherheitsrat nicht in der Lage 
ist, die Katastrophe zu stoppen. Die dritte Bedingung, die erfüllt sein muss, bestünde 
darin, dass der Zwang in keinem Fall von einer einzelnen Staatsmacht, sondern nur von 
einer Gruppe von Staaten ausgeführt werden darf und ausschließlich auf den Stop der 
Grausamkeiten und die Wiederherstellung der Achtung der Menschenrechte begrenzt 
bleiben muss.15  
Aber auch die Erfüllung dieser präzise umschriebenen Bedingungen kann die Gefahr des 
Missbrauches, der Manipulation und des Interpretationsstreites nicht ausschließen. Das 
hat sich im Kosovo-Krieg deutlich gezeigt, insofern es bezüglich der Einschätzung des 
Anlasses der Bombardierung, der Ausschöpfung friedlicher Mittel sowie der Durchfüh-
rung und Auswirkungen des Luftkrieges sehr unterschiedliche Meinungen gab. Die 
Bombardierung ziviler und zugleich gefährlicher Objekte wie Brücken, chemische Fab-
riken, Raffinerien und Elektrokraftwerke erfolgte keineswegs zufällig, obwohl sie ein-
deutig gegen die Schutzvorschriften des I. Zusatzprotokolls von 1977 zu den Genfer 
Konventionen verstieß. Nicht wenige Autoren äußern deshalb den Verdacht, der tiefere 
Grund für die Forderung nach der humanitären Intervention liege in der Umgehung des 
Vetos im Sicherheitsrat16. Manche Autoren gehen in der Ursachenkette des Missbrauchs 
noch einen Schritt weiter zurück und halten bereits die Verlagerung fast aller Menschen-
rechtskompetenzen aus der UN-Vollversammlung in die Zuständigkeit des Sicherheits-
rates für die Wurzel allen Übels. Angesichts dieser Entwicklung trifft Hauke Brunkhorst 
die düstere Prognose, dass der mit Blankovollmacht und Interpretationshoheit ausgestat-
tete, öffentlich unkontrollierte, von der Vollversammlung abgetrennte, aus allen Schran-
ken der Gewaltenteilung entlassene Sicherheitsrat einen willkürlichen Menschenrechts-
interventionismus (oder - je nach Gusto und Interesse - auch Noninterventionismus) 
betreibe, der allenfalls durch moralische oder vorgeschobene moralische Zwecke legiti-
miert werde. Am Ende degeneriere die UNO zur Partei in einem Weltbürgerkriegsszena-
rio, in dem jede der Parteien nur noch einem „Gerechten Krieg" dient, in dem das Recht 
auf der Strecke bleibt. 
Die inzwischen sehr weite Deutung des Kapitels VII der UN-Charta, welches militärische 
Interventionen an Gefährdungen des Weltfriedens bindet, führt aber dazu, dass nicht nur 
massive Menschenrechtsverletzungen, sondern auch der Verfall staatlicher Autorität 
mittlerweile als Interventionsgrund legalisiert sind. Das ist nicht unproblematisch, weil 
die Aufweichung des Gesetzes der Willkür Tür und Tor öffnet und unweigerlich in die 
15  Vgl. Normarm Paech, „Humanitäre Intervention" und Völkerrecht, in: Ulrich Albrecht/Paul 
Schäfer (Hg.), Der Kosovo-Krieg. Fakten - Hintergründe - Alternativen, Köln (1999), 82-
103, 100f. 
16  Ebd., 101. 
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Anarchie führt. Am Ende könnte jeder innerstaatliche Verfassungsstreit zur Gefahr für 
den Weltfrieden erklärt werden und als Interventionsgrund herhalten". 
Der Völkerrechtler Stefan Oeter fügt diesem eher pessimistischen Gesamtbild noch eine 
weitere Facette hinzu. Seiner Einschätzung nach ist die Rolle der Vereinten Nationen in 
den letzten Jahren zwar juristisch deutlich gestärkt worden, doch rein faktisch sind sie 
kaum in der Lage, wenn schon nicht als Weltregierung, so doch als eine Art Gewalt ein-
dämmender Weltpolizist im Auftrag einer Förderation freier Staaten zu wirken. Das liegt 
nicht nur an der Konstruktion der Organe und Entscheidungsprozesse, an den politischen 
Interessen der dominanten Mächte, sondern auch an der Ausstattung der Organisation mit 
faktischen Machtmitteln, sprich militärischen Apparaten18. Das immer wieder be-
schworene Gewaltmonopol der Vereinten Nationen muss vor diesem Hintergrund als ein 
rein theoretisches Konstrukt erscheinen. Da die Vereinten Nationen derzeit noch nicht 
einmal im Ansatz über ein eigenes Gewaltinstrumentarium verfügen, müssen sie sich 
bisher bei allen militärischen Zwangsmaßnahmen im Rahmen der kollektiven Sicherheit 
der Militärapparate der Mitgliedstaaten bedienen. Anders gesagt: Über den Erfolg oder 
Nichterfolg einer bewaffneten Intervention, die von den Vereinten Nationen ausgeht, 
entscheiden allein die Großmächte unter ihren Mitgliedstaaten. Selbst die „schnelle Ein-
greiftruppe" von ein paar Tausend Mann, über die der Generalsekretär vertilgt, ist nicht 
mehr als ein Tropfen auf den heißen Stein. Bei jeder nur etwas umfangreicheren militäri-
schen Operation sind die Vereinten Nationen unabdingbar auf die Militärpotentiale ihrer 
Mitgliedstaaten angewiesen. 
Die militärische Intervention, selbst wenn sie aus humanitären Motiven erfolgt, bleibt 
von ihren völkerrechtlichen Voraussetzungen her keineswegs eindeutig geklärt und be-
züglich der Bewertung ihrer politischen Folgen in mancher Hinsicht problematisch. 
Gleichwohl gibt es Gründe, die sie aus ethischer Sicht zur Abwehr schwerer Menschen-
rechtsverletzungen akzeptabel machen. Allerdings kommt sie, wie die Deutschen Bi-
schöfe in ihrem Memorandum „Gerechter Friede" völlig zu Recht hervorheben „nur als 
ultima ratio in Betracht, wenn alle anderen Mittel, dem Recht eines angegriffenen Staates 
oder den fundamentalen Rechten von Menschen einen Weg zu bahnen, ausgeschöpft 
sind" (GF 151). 
Gewaltanwendung bringt immer ein nur schwer begrenzbares Ausmaß von Leid mit sich, 
auch wenn sie der Verteidigung elementarer Rechtsgüter dient. In traditioneller theologi-
scher Begriffssprache bedeutet sie deshalb ein Malum, ein schwerwiegendes Übel. Die 
Entscheidung zur Gewaltanwendung und somit zum Bruch geltenden Völkerrechts, das 
zunächst jeden Angriffskrieg ächtet, wiegt im Fall einer echten „humanitären Interven-
tion" jedoch weniger schwer als die Entscheidung für die einzig mögliche Alternative, 
die darin besteht, schweren Menschenrechtsverletzungen tatenlos zuzusehen. Nach heute 
mehrheitlicher theologisch-ethischer Lehrmeinung wird die Entscheidung, in diesem 
konkreten Konfliktfall das kleinere Übel zu wählen und gegen geltendes Völkerrecht zu 
verstoßen, durch den Rückgriff auf die traditionelle Auslegung des Rechts zur Notwehr 
17 Vgl. Hauke Brunkhorst, Einleitung: Weltbürgerrecht in einer Welt der Bürgerkriege, in: Ders. 
(Hg.), Einmischung erwünscht? Menschenrechte in einer Welt der Bürgerkriege, Frankfurt 
a.M. (1998), 7-12. 
18  Stefan Oeter, Humanitäre Intervention und Gewaltverbot: Wie handlungsfähig ist die Staaten-
gemeinschaft? in: Hauke Brunkhorst (Hg.), Einmischung erwünscht? Menschenrechte in einer 
Welt der Bürgerkriege, 37-60, hier: 39-42. 
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eines Staates gegenüber einem militärischen Angriff von außen und die Abwehr des An-
greifers durch Dritte, die sog. „Nothilfe", gerechtfertigt (GF 152). Doch ungeachtet der 
Entscheidung, in einem solchen Grenzfall Nothilfe zu leisten, ist es aus friedensethischer 
Sicht unbedingt nötig, die breite Palette präventiver und nicht gewaltförmiger Interven-
tionsmöglichkeiten in Zukunft stärker zu würdigen und zu nutzen. Das vorrangige Ziel 
aller politischen Bemühungen sowohl im staatlichen als auch im kirchlichen Bereich 
muss darin bestehen, Maßnahmen der gewaltfreien Konfliktprävention zu entwickeln. 
Das heißt: Erstens eine menschengerechte und angesichts der globalen ökologischen 
Probleme sowie weltweiter Migrationsbewegungen nachhaltige Entwicklung in den süd-
lichen Ländern zu befördern; zweitens Maßnahmen zur Vertrauensbildung und zum 
Umgang mit leiderfüllter und schuldbehafteter Vergangenheit in der Konfliktvor- und 
Nachsorge zu entwickeln; drittens Formen internationaler Zusammenarbeit weiter zu 
entwickeln; viertens sich den Herausforderungen im weiten Feld von Abrüstung und 
Rüstungskontrolle zu stellen; fiinftens, dass die Kirche selbst den wichtigsten Beitrag zu 
einer künftigen Friedensordnung und Friedenspolitik leistet, indem sie selbst zum „Sak-
rament des Friedens" (GF 10) wird, zu einem Zeichen, an dem die von Krieg und Gewalt 
bestimmte Schöpfung sich in ihrer Friedenssuche orientieren kann. 
4. Keine Rückkehr in die Anarchie 
Was aber, wenn ein Konflikt sich bereits so zugespitzt hat, dass die Entscheidung für 
militärisches Eingreifen aus menschenrechtsethischen Gründen oder zur Sicherung des 
Weltfriedens unvermeidbar erscheint? Zweifellos bestehen in der Charta der Vereinten 
Nationen derzeit Interpretationsprobleme, die auszuräumen sind, und Lücken im gelten-
den Völkerrecht, die geschlossen werden müssen. Wie kann man ausschließen, dass ein-
zelne Staaten unter dem Vorwand humanitärer Ziele ein UNO-Mandat erwirken, um 
eigene politische Interessen zu verfolgen (vgl. GF 154)? 
In dem Versuch, diese heikle Frage zu beantworten und offizielle wie nicht-offizielle, 
gewalt- und zwangsförmige wie gewalt- und zwangsfreie Interventionen ethisch zu fun-
dieren, dürften die englischen Autoren Lewer und Ramsbotham bisher fast einzigartig 
dastehen. Für den Fall einer Entscheidung für militärisches Eingreifen haben sie einen 
Katalog von 10 ethischen Kriterien bzw. Rahmenprinzipien entwickelt. Diese sollen klar 
definieren, wann eine Intervention, die sich als prinzipiengeleitete Antwort auf die Ver-
weigerung oder Verletzung universeller Menschenrechte versteht, als „humanitär" gelten 
kann: 
„I. Das Prinzip der humanitären Mindeststandards (gerechte Sache). Bei einer tatsächli-
chen oder angedrohten, nicht akzeptablen Verweigerung oder Verletzung der Menschen-
rechte ist die internationale Gemeinschaft zu dem Versuch verpflichtet, Abhilfe zu schaf-
fen und hat bei hinreichenden Beweisen das Recht zu intervenieren, gemäß den in Prin-
zip 9 festgelegten Bedingungen. 
2. Das Prinzip des menschlichen Gedeihens (gerechte Ziele). Das Ziel einer solchen In-
tervention sollte die unparteiische Förderung eines anhaltenden menschlichen Gedeihens 
in der gesamten betroffenen Region sein. 
3. Das Prinzip der angemessenen Mittel (gerechte Mittel). Die eingesetzten Mittel sollten 
angemessen sein, d.h. sie sollten (a) notwendig, (b) ausreichend, (c) gewichtet und (d) 
legitim sein. 
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4. Das Prinzip der Stärkung der lokalen Kräfte. Die Intervention sollte auf eine Weise 
durchgeführt werden, die in der Region verstanden und akzeptiert wird und geeignet ist, die 
Kräfte, die vor Ort an der Lösung des Konflikts arbeiten, zu stärken und zu unterstützen. 
5. Das Prinzip der Konsistenz. Interventionen sollten über unterschiedliche Konflikt-
situationen hinweg konsistent bleiben, wichtige Erfahrungen sollten gesammelt und 
weitergegeben werden. 
6. Das Prinzip der Reftexivität. Die Motive und das frühere Verhalten der Interventions-
kräfte sollten mit dem erklärten Ziel der Intervention vereinbar sein. 
7. Das Prinzip der Komplementarität. Die Handlungen der intervenierenden Kräfte soll-
ten miteinander vereinbar sein. 
8. Das Prinzip der Verantwortlichkeit. Die intervenierenden Kräfte sollten der interna-
tionalen Gemeinschaft gegenüber rechenschaftspflichtig sein, da sie von dieser das Recht 
zur Intervention herleiten. 
9. Das Prinzip der Abstimmung und der stufenweisen Reaktion. Wo möglich, sollte die 
Intervention präventiv, gewaltlos und mit der Zustimmung aller Beteiligten vonstatten 
gehen. Falls dies nicht möglich ist, sollten den Erfordernissen entsprechend bei relevan-
ten Folgeentscheidungen zusätzliche Kriterien erfüllt werden, ohne die Entscheidung zu 
präjudizieren. 
10. Das Prinzip der Universalität. Die Prinzipien einer gerechten humanitären Interven-
tion sollten von der internationalen Gemeinschaft legitimiert werden."19  
Es ist mehr als zweifelhaft, ob die militärische Gewalt, welche US-Präsident Bush dem 
irakischen Diktator Saddam Hussein gegenüber angewandt hat, auch nur eine der ge-
nannten zehn Rahmenbedingungen erfüllt. Das Problem liegt sicher auch darin, dass man 
sich noch immer kein genaues Bild über die vermutete Produktion von Massenvernich-
tungswaffen im Irak machen kann. Darüber hinaus gilt aber auch, was die Katholischen 
Bischöfe auf ihrer diesjährigen Herbstvollversammlung in Fulda nachdrücklich in 
Erinnerung gerufen haben: „Nach katholischer Lehre kann die Anwendung von Gewalt 
überhaupt nur ethisch verantwortbar sein, wenn einem bewaffneten Angriff, einem Geno-
zid oder dauerhaften und schwersten Menschenrechtsverletzungen nicht anders wirksam 
begegnet werden kann. Auch muss der militärische Einsatz Bestandteil eines umfassen-
den politischen Handlungskonzeptes sein, das die Herbeiftihrung eines gerechten Frie-
dens zum Ziel hat."20  Beim derzeitigen Stand der Situation erfüllt aus der Sicht der 
Deutschen Bischöfe ein militärisches Vorgehen gegen den Irak keine der genannten Be-
dingungen, vielmehr ist es einer ganz anderen Kategorie zuzurechnen — nämlich dem Prä-
ventivkrieg. 
Die Deutschen Bischöfe lassen keinen Zweifel daran, dass bei einer derart ungesicherten 
und dünnen Beweislage, wie im gegebenen Fall des Irak, ein solches Vorgehen niemals 
legitim sein kann: „Die Beanspruchung eines Rechts zum ,Präventivkrieg`, der auf Ver-
dacht und Vermutungen erklärt würde, ist nicht zulässig." 
19 Lewer/Ramsbotham 1993: 98; zitiert nach: M. Aguirre, Die Politik der Militärintervention in 
den neunziger Jahren. Ein Überblick, in: Prokla. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft. 
Heft 95, 24. Jg. (1994) Nr. 2, 272-286. 
20  Pressebericht des Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Karl Lehmann, im 
Anschluss an die Herbst-Vollversammlung in Fulda vom 23. bis 26. September 2002, VI. 
Weltkirchliche Fragen: I. Zur Situation im Mittleren Osten: „Kriegsverhütung und Abrüstung 
müssen Ziele der Irak-Politik bleiben" (http://dbk.de/presse/pm2002/pm2002092701.html), 13. 
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Ein Gleiches gilt auch für das Vorgehen gegen den organisierten Terrorismus und jene 
Drahtzieher, die hinter den Attentätern vom 11. September 2001 stehen. Dazu bedarf es 
polizeilicher, allenfalls geheimdienstlicher Mittel. Für solche Fälle gibt es eine Reihe 
eigener Abkommen, welche die Kooperation von Staaten auf diesen Ebenen und auch 
informell regeln. Ein Militärbündnis hat jedenfalls nicht den Zweck, terroristische Ge-
walttäter zu verfolgen und zu bestrafen. Damit der UN-Sicherheitsrat den Zugang zu 
zwischenstaatlicher Gewaltanwendung legitimieren könnte, wäre es erforderlich, dass 
sich ein Staat — konkret: der Irak oder weitere Staaten, die dem gewaltbereiten Funda-
mentalismus zuneigen — hinter die Attentäter stellten bzw. diesen gegen strafrechtliche 
Verfolgung ausdrücklich oder zumindest zweifelsfrei Konkludentschutz gewährten. 
Bei einer Entscheidung über einen möglichen Einsatz militärischer Mittel hätte auch die 
Frage gestellt werden müssen, ob es genügt, den Krieg gegen den Irak militärisch zu ge-
winnen, ihn aber vielleicht politisch zu verlieren? D.h. die zweite, in diesem Zusammen-
hang ebenso dringliche Folge frage hätte lauten müssen, ob ein solches Vorgehen nicht 
schwerwiegende politische Verwerfungen im gesamten Nahe und Mittleren Osten nach 
sich ziehen und die Ablehnung des Westens in der Arabischen und Moslemischen Welt 
noch vertiefen würde?' Denn es steht zu befürchten, dass der militärische Sieg nicht den 
Frieden herbeigeführt hat, sondern vielmehr eine neue Welle von nicht mehr kontrollier-
barer Gewalt hervorrufen wird. 
Eine nicht militärische Lösung wäre sicher die bessere gewesen. Sie hätte gewiss länger 
gedauert. Auch eine langfristigere Strategie wäre keine Ideallösung gewesen, sondern 
sowohl ethisch wie politisch „nur" ein Kompromiss. Aber ein solcher ist dennoch eine 
Lösung, weil er auf einer sehr alten und in der langen Tradition der Moraltheologie 
bewährten Grundregel beruht, nämlich: „Man soll Probleme nicht so lösen, dass die 
Problemlösung größere Probleme schafft, als vorher da waren." 
21  Vgl. ebd., 14. Zu den negativen Folgen eines Krieges im Irak ist insbesondere auf die neueste 
Untersuchung von G. Beestermöller, Krieg im Irak — Rückkehr in die Anarchie der Staa-
tenwelt? (Beiträge zur Friedensethik, Heft 35), Stuttgart (2002), zu verweisen. 
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Das Humanitäre Völkerrecht und die neuen Kriege 
In der allgemeinen Euphorie nach dem Zusammenbruch der von gegensätzlichen Ord-
nungen geprägten bipolaren Machtkonstellation war 1990 nicht nur von einer „Weltpoli-
tik im Umbruch" oder einer „neuen Weltpolitik", sondern auch von einer „New World 
Order" des ehemaligen US-Präsidenten Bush die Rede. Jedoch, so die Situationsanalyse 
der Bischöfe in ihren Friedenswort „Gerechter Friede" (GF): „Noch bevor die Diskussion 
zu einem Ergebnis führen konnte, wurde Europa vom Ausbruch eines Krieges auf eige-
nem Boden überrascht ..." und weiter: „Seither reißt die Kette gewaltsamer Auseinan-
dersetzungen in der Welt nicht mehr ab ..." (GF5). Zwar ist die Anzahl internationaler 
Kriege, d.h. von Kriegen zwischen den Staaten, bis auf ganz wenige abgesunken, „statt 
dessen haben gewaltsame Konflikte innerhalb von Staaten ihrer Zahl, Dauer und Inten-
sität nach stark zugenommen" (GF 6) — z.Zt. haben wir ein Plafond von ca. 30 Kriegen 
pro Jahr, von denen die meisten in Afrika stattfinden. 
Damit ist ein großer Problemkreis ethischer Fragen immer stärker in das Bewusstsein der 
Menschen getreten, den die Bischöfe in Gerechter Friede auch thematisieren: Die Frage 
nach der Gültigkeit und Reichweite des Humanitären Völkerrechtes, d.h. des im Kriege 
geltenden und einzuhaltenden Völkerrechts, des „ius in bello". Im Zusammenhang mit 
den sogenannten „Kriegen im Namen der Menschenrechte", wie z.B. den militärischen 
Operationen im ehemaligen Jugoslawien, auf der arabischen Halbinsel oder in Mittel-
asien, ist auch einer breiteren Öffentlichkeit deutlich geworden, dass der Einsatz militäri-
scher Gewaltmittel — selbst wenn dieser durch geltendes Völkerrecht „gerechtfertigt" ist 
— dann zu schwerem Unrecht führen kann, wenn er auf ethisch und rechtlich unvertret-
bare Weise geführt wird und geltende Menschenrechte in unverhältnismäßiger Weise 
verletzt. „Denn auch wenn sie der Verteidigung elementarer Rechtsgüter dient, bringt 
Gewaltanwendung rasch ein nur schwer begrenzbares Ausmaß von Leid mit sich", so die 
Auffassung der Bischöfe (GF 151). Diese Problematik soll im Folgenden auch anhand 
konkreter Beispiele aus den Kriegen im Kosovo, Afghanistan und dem Golfkrieg darge-
legt werden. 
Das Humanitäre Völkerrecht setzt die völkerrechtlichen Grenzen für jeden militärischen 
Einsatz; es umfasst die Gesamtheit aller Rechtsnonnen, die dem Schutze der Menschen, 
Güter und der Umwelt in bewaffneten Konflikten dienen. Sein Ziel ist es, die Gewaltan-
wendung in Kriegen in ihrer zerstörerischen und eskalatorischen Wirkung einzuschrän-
ken und einen Frieden ohne Hass zu ermöglichen. Für den Menschenrechtsschutz im 
Krieg sind zwei große Kodifikationswerke des 19. und 20. Jahrhunderts von Bedeutung: 
Das sog. „Haager Recht" und das sog. „Genfer Recht". Das Haager Recht besteht aus 
Abkommen, die anlässlich zweier Friedenskonferenzen im Haag am 29. Juli 1899 und am 
18. Oktober 1907 unterzeichnet worden sind und die bis heute als Gewohnheitsrecht ihre 
Gültigkeit behalten haben. Während das „Haager Recht" vornehmlich das traditionelle 
Kriegführungsrecht beinhaltet, stellt das „Genfer Recht" das moderne humanitäre 
Völkerrecht (Schutzrecht) im engeren Sinne dar. 
Den Kern dieses modernen humanitären Völkerrechts bilden die vier Genfer Abkommen 
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vom 12. August 1949, auf die sich die dann 1977 zur Ergänzung geschaffenen zwei Zu-
satzprotokolle ausdrücklich beziehen. Diese vier Abkommen sind: 
— Abkommen zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken der Streit-
kräfte im Felde (I. Konvention); 
— Abkommen zur Verbesserung des Loses der Verwundeten, Kranken und Schiffbrüchi-
gen der Streitkräfte zur See (II. Konvention); 
— Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen (III. Konvention); 
— Abkommen zum Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten (IV. Konvention). 
Diese Abkommen sind bis zum Jahr 2000 von 189 Staaten ratifiziert' worden; das bestä-
tigt die weltweit anerkannte Notwendigkeit humanitärer Rechtsvorschriften in bewaff-
neten Konflikten und bedeutet nach der VN-Charta (190 Staaten) die höchste Zahl an 
Staatenverpflichtungen für ein internationales Abkommen. 
I. Anwendungsbereich des Humanitären Völkerrechts 
Der Anwendungsbereich aller vier Genfer Abkommen von 1949 wird in dem allen ge-
meinsamen Artikel 2 wie folgt bestimmt: „Alle Fälle eines erklärten Krieges oder eines 
anderen bewaffneten Konflikts, der zwischen zwei oder mehreren der Hohen Vertrags-
parteien entsteht, auch wenn der Kriegszustand von einer dieser Parteien nicht anerkannt 
wird."2  Ebenso findet das Abkommen „auch in Fällen vollständiger oder teilweiser Be-
setzung von Gebieten einer Hohen Vertragspartei Anwendung, selbst wenn diese Beset-
zung auf bewaffneten Widerstand stößt". Damit wurde die im „klassischen" Völkerrecht 
noch notwendige, förmliche Kriegserklärung3  als Voraussetzung für den Geltungsbeginn 
des humanitären Völkerrechts hinfällig und die Gültigkeit der völkerrechtlichen Bestim-
mungen besteht selbst dann, wenn eine der am Konflikt beteiligten Mächte nicht Ver-
tragspartei des betreffenden Abkommens ist.4  In gleicher Weise wie die internationalen 
Menschenrechtskonventionen ist das humanitäre Völkerrecht für alle Menschen, die dem 
personalen Anwendungsbereich unterliegen, unterschiedslos gültig und es schafft Rechte 
und Pflichten ohne Rücksicht darauf, welche Partei der rechtswidrige Aggressor ist. 
Erstmals in der Geschichte des Völkerrechtes gewährleisten die vier Genfer Abkommen 
von 1949 auch die Anwendung eines Grundbestandes von Regeln des humanitären Völ-
kerrechts in bewaffneten Konflikten nicht-internationalen Charakters.5  Diese Neufestset- 
Vgl. Bundesgesetzblatt (kurz: BGBl.) 2000 II, Fundstellennachweis B, S. 298ff. 
2 Vgl. Otto Kinuninich, Schutz der Menschen in bewaffneten Konflikten, Zur Fortentwicklung 
des Humanitären Völkerrechts, Kaiser-Verlag, Mainz (1979) 52: „Mit dieser sehr weiten For-
mel, die erheblich über die klassische Definition des Krieges hinausreicht, glaubte man noch 
1949, den Entwicklungen des 20. Jahrhunderts in vollem Umfang Rechnung getragen zu ha-
ben." 
3 Diese neuen Regelungen in den Art. 2 aller vier Genfer Abkommen von 1949 waren eine 
notwendige Reaktion auf die Erfahrung, dass seit dem Ende des II. Weltkrieges faktisch kein 
Krieg mehr formalrechtlich erklärt wurde. 
4 Vgl. Art. 2 Abs. 3 aller vier Abkommen. 
5 Vgl. Otto Kimminich, a.a.O., 46: „Bewaffnete Konflikte im Innern der Staaten (z.B. Bürger-
kriege) gehörten im klassischen humanitären Völkerrecht nicht zum Regelungsbereich des 
Völkerrechts, auch wenn sie in der Literatur als ‚Bürgerkrieg' bezeichnet wurden. Sie waren 
keine Kriege im Sinne des Völkerrechts." 
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zung stellt die wichtigste Ergänzung des klassischen Völkerrechts dar; sie ist in dem in 
allen vier Genfer Abkommen gleichlautenden Art. 3 niedergelegt: „Im Falle eines be-
waffneten Konflikts, der keinen internationalen Charakter hat und auf dem Gebiet einer 
der Hohen Vertragsparteien entsteht, ist jede der am Konflikt beteiligten Parteien 
gehalten, mindestens die folgenden Bestimmungen anzuwenden: „Personen, (...) es folgt 
eine Aufzählung der Personengruppen (...) werden unter allen Umständen mit Mensch-
lichkeit behandelt, ohne jede auf Rasse, Farbe, Religion oder Glauben, Geschlecht, Ge-
burt oder Vermögen oder auf irgendeinem anderen ähnlichen Unterscheidungsmerkmal 
beruhende Benachteiligung." Dann Part Art. 3 (4) fort: „Die Anwendung der vorstehen-
den Bestimmungen hat auf die Rechtsstellung der am Konflikt beteiligten Parteien keinen 
Einfluß." 
In diesem gemeinsamen Art. 36  wird damit festgelegt, dass im Falle eines bewaffneten 
Konfliktes, der keinen internationalen Charakter hat und auf dem Gebiet eines Unter-
zeichnerstaates entsteht, jede der am Konflikt beteiligten Parteien verpflichtet ist, ohne 
Vorbedingungen einen Minimalbestand7  von humanitären Völkerrechtsregeln zu beach-
ten. Darüber hinaus bildet der Art. 3 auch die Rechtsgrundlage für die Tätigkeit des In-
ternationalen Roten Kreuzes und anderer humanitärer Organisationen in innerstaatlichen 
bewaffneten Konflikten. 
Die schon wenige Jahre nach der Zeichnung der vier Genfer Abkommen festzustellende 
Zunahme kriegerischer Auseinandersetzungen (z.B. Entkolonialisierungskriege, Nah-Ost-
Kriege, Vietnamkrieg) und der damit steil ansteigenden Zahl ziviler Opfer ließen die 
Erkenntnis reifen, dass der durch Art. 3 der Konventionen garantierte Minimalbestand 
von Regeln des humanitären Völkerrechts nicht ausreicht, um den Gedanken der 
Menschlichkeit in diesen Konflikten wirklich durchzusetzen.* Die Ausweitung der 
Schutzbestimmungen des humanitären Völkerrechts — besonders zugunsten der Zivilbe-
völkerung9  — war daher zu einem der dringendsten Anliegen des Internationalen Komi-
tees vom Roten Kreuz (IKRK) geworden. Die als notwendig erkannten und vor allem 
auch im Konsens der Staaten regelbaren Ergänzungen des Humanitären Völkerrechts 
erfolgten 1977 durch die Zusatzprotokolle (ZP) 1 und 11, deren volles Wirksamwerden 
(über die gewohnheitsrechtlichen Bestimmungen hinaus) im konkreten Fall eines Kon-
fliktes jedoch voraussetzt, dass die Konfliktparteien auch Vertragsparteien der Protokolle 
sind. Die Ratifikationsurkunde für die Bundesrepublik wurde am 14.02.1991 mit den 
Interpretationserklärungen in der Schweiz hinterlegt — als 99. Staat der Vertragspartei für 
6  Auch das Jugoslawien-Tribunal hat auf den durch Art. 3 geschützten Mindeststandard zurück-
gegriffen, der unabhängig von vertraglichen Bindungen bei allen bewaffneten Konflikten in-
ternationaler oder interner Art zu beachten ist. Vgl. Judgment of: 14 July 1997, Prosecutor vs. 
Dusko Tadic, www.un.org/icty/judgement.htm, Tadic IT-94-1, Trial chamber II 14. July 1997 
7  Wie der Internationale Gerichtshof (IGH) im Nicaragua-Urteil festgestellt hat, enthalten die 
Einzelregelungen des Art. 3 den „minimum yardstick" für den bewaffneten Konflikt. — Siehe 
Urteil vom 27. Juni 1986,10 Reports 1986, 104. 
8 Vgl. Hierzu Otto Kimminich, a.a.O., 106. 
9 Alle nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes ausgebrochenen Kriege waren gekennzeichnet 
von einer Steigerung der Gewalthandlungen gegenüber der Zivilbevölkerung. Gehörten im 
Ersten Weltkrieg noch 5% der Todesopfer zur Zivilbevölkerung, so waren es im Zweiten 
Weltkrieg schon 48%, im Koreakrieg dann 84% und im Vietnamkrieg bereits 90%. Seitdem 
verharrt bei allen zumeist innerstaatlichen Kriegen die Zahl der zivilen Opfer bei über 90% 
aller Kriegstoten. 
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das ZP I und als 89. Staat für das ZP II. Am 14.08.1991 traten diese ZP für die Bundes-
republik in Kraft. Für alle gemeinsamen militärischen Operationen mit den USA (z.B. im 
Kosovokrieg oder bei der Operation „Enduring Freedom" in Afghanistan) ist für die 
rechtliche Situation der eingesetzten Soldaten von Bedeutung, dass die USA weder das I. 
noch das II. Protokoll ratifiziert haben und daher an die Bestimmungen nur insoweit 
gebunden sind, als diese Völkergewohnheitsrecht repräsentieren. 
2. Zusatzprotokolle I und 11 von 1977 zu den Genfer Abkommen von 1949 
2.1 Gegenstand und Geltungsbereich 
Die auf Initiative des IKRK in Übereinstimmung mit den Vereinten Nationen einberu-
fene Diplomatische Konferenz hat in den Jahren 1974 bis 1977 in vier Sitzungsperioden 
in Genf die beiden Zusatzprotokollew zu den Genfer Abkommen (1.—IV.) über den 
Schutz der Opfer bewaffneter Konflikte erarbeitet und am 8. Juni 1977 verabschiedet. 
Die Schlussakte der Konferenz wurde am 10. Juni 1977 von 102 Staaten gezeichnet," 
dabei wurden in einer Reihe von Fällen durch die Nationen Einschränkungen und Inter-
pretationsvorbehalte hinterlegt. Bis heute haben über 160 Staaten diese Protokolle ratifi-
ziert. Diese internationalen Konventionen, die in gewisser Weise den fehlenden interna-
tionalen Gesetzgeber ersetzen sollen, sind ein multilateraler völkerrechtlicher Vertrag, 
der alle Unterzeichner zur Einhaltung verpflichtet. Gegenstand der Zusatzprotokolle (ZP) 
sind Normen des in bewaffneten Konflikten anwendbaren humanitären Völkerrechts, 
jedoch nicht Fragen der Konfliktverhinderung.12  Das gesamte Reformwerk sollte dazu 
dienen, die Regeln des humanitären Völkerrechts zu stärken und die Rechtsstellung der 
geschützten Personen, dazu gehören vor allem die Zivilbevölkerung sowie die Verwun-
deten, Kranken und Kriegsgefangenen, zu verbessern. 
Das primäre Ziel des I. Zusatzprotokolls" ist die Schaffung eines verbesserten Schutzes 
für die Opfer — insbesondere der Zivilbevölkerung — in internationalen Konflikten. In der 
Präambel des I. Zusatzprotokolls wird bekräftigt, „daß die Bestimmungen der Genfer 
Abkommen vom 12. August 1949 und dieses Protokolls uneingeschränkt auf alle durch 
diese Übereinkünfte geschützten Personen anzuwenden sind, und zwar ohne jede 
10 Die Zusatzprotokolle treten nicht an die Stelle der Genfer und Haager Übereinkommen. Sie 
ergänzen die älteren Verträge, ersetzen diese aber nicht. Die Vereinten Nationen sind nicht 
Vertragspartei der ZP 1. u. II. 
11  Soweit die darin enthaltenen Regeln Völkergewohnheitsrecht wiedergeben, sind diese auch bei 
noch nicht erfolgter Ratifizierung (z.B. durch die USA, Frankreich, Türkei ) verbindlich. 
12 Vgl. hierzu Otto Kinuninich a.a.O., 58: „So sehr an der rechtlichen Unterscheidung zwischen 
dem verbotenen Angriffskrieg und dem erlaubten Verteidigungskrieg festgehalten werden 
muß, ... so sehr muß gleichzeitig die unterschiedslose Anwendung des humanitären Völ-
kerrechts in bewaffneten Konflikten gefordert werden, um der Idee der Menschlichkeit eine 
Chance zu geben." 
13 Das ZP I besteht aus Präambel, sechs Teilen und zwei Anhängen. Die einzelnen Teile ent-
halten allgemeine Bestimmungen (Teil I), Regelungen für Verwundete, Kranke und Schiff-
brüchige (Teil II), Vorschriften über Methoden und Mittel der Kriegführung sowie Kom-
battanten- und Kriegsgefangenenstatus (Teil 111), sowie Vorschriften für den Schutz der Zivil-
bevölkerung (Teil IV), Durchführungsbestimmungen (Teil V) und Schlussbestimmungen (Teil 
V I). 
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nachteilige Unterscheidung, die auf Art oder Ursprung des bewaffneten Konflikts oder 
auf Beweggründen beruht, die von den am Konflikt beteiligten Parteien vertreten oder 
ihnen zugeschrieben werden". Die Diplomatische Konferenz hat dem nicht-internatio-
nalen Konflikt ein eigenes Zusatzprotokoll gewidmet, das II. ZP. Es trägt den Titel: 
„Zusatzprotokoll zu den Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum Schutze der Opfer 
nicht-internationaler bewaffneter Konflikte". Es enthält im Gegensatz zum ZP I nur we-
nige Artikel, umfasst jedoch einen eigenen personellen Anwendungsbereich.14 
 
Beide Zusatzprotokolle" beinhalten sowohl eine Bestätigung gültiger Rechtsbestimmun-
gen wie auch eine Weiterentwicklung des Schutzstandards der Genfer Abkommen von 
1949. Im Hinblick auf den materiellen Anwendungsbereich wird im ZP I, Art.1 (4), die —
über den gemeinsamen Art. 3 der Genfer Abkommen vom 12. August 1949 hinausge-
hende — Erweiterung definiert: der Geltungsbereich wird auf die bewaffneten Konflikte" 
ausgeweitet, „ in denen Völker ... gegen koloniale Herrschaft und fremde Besetzung so-
wie gegen rassistische Regime in Ausübung ihres Rechts auf Selbstbestimmung kämpfen 
..." (Art.1 (4) ZP 1).17 
 Hierbei handelt es sich um eine Kompromissformel, die erst nach 
sehr kontroversen Diskussionen auf der Genfer Diplomatischen Konferenz festgelegt 
worden ist, da mit dieser Erweiterung der nicht rechtlich definierte nationale Befreiungs-
krieg zu einem „internationalen Konflikt" gemacht wird. 
Für alle bewaffneten Konflikte, die nicht vom Art.1 ZP I erfasst sind, gelten die Bestim-
mungen des ZP II — unter den einschränkenden Bedingungen, dass die bewaffneten Grup-
pen unter einheitlicher Führung stehen, die Kontrolle über einen Teil des Hoheitsgebietes 
ausüben sowie zur Durchführung kontinuierlicher Operationen und der Anwendung des 
ZP II befähigt sein müssen — alles Bedingungen, die einen erheblichen Interpretations-
spielraum zulassen. Vorrangige Intention dieser Anpassung war, die Kampfflihrungs-
regeln auch in Befreiungskriegen und nicht internationalen Kriegen auf die drei grund-
legenden Prinzipien des humanitären Völkerrechtes zu stellen: (1.) dem Prinzip der Ver-
hältnismäßigkeit, (2.) dem Prinzip der Unterscheidung und (3.) dem Prinzip der militäri-
schen Verantwortlichkeit. Fälle innerer Unruhen und Spannungen, wie Tumulte sowie 
auch die zunehmend häufiger auftretenden Massaker an Zivilpersonen und ähnliche lo-
kale Gewalthandlungen, erreichen nicht das Niveau bewaffneter (innerer) Konflikte gern. 
Art.1 (2) ZP II und schon gar nicht die Merkmale internationaler Konflikte gem. Art.1, 
ZP I und damit die Voraussetzung für die Anwendung des humanitären Völkerrechts 
über die Mindestschutzregelung hinaus. 
14 
 Enthalten in Art 2 ZP II: „Das vorliegende Protokoll ist ohne jede auf Rasse, Farbe, Ge-
schlecht, Sprache, Religion oder Glauben, politische oder sonstige Ansichten, Abstammung 
oder soziale Herkunft, Vermögen, Geburt oder andere Rechtsstellung oder auf irgendeiner an-
deren ähnlichen Unterscheidung beruhende Benachteiligung auf jedermann anzuwenden, der 
von einem bewaffneten Konflikt im Sinne des Art.1 in Mitleidenschaft gezogen worden ist." 
15 BGBl. 1990 II, S. 1550; BGBl. 1990 II, S. 1637. 
16 
 Dieser Art.1 wurde mit 87 gegen 1 Stimme und 11 Enthaltungen bei der Konferenz verab-
schiedet. Zu den Enthaltungen zählte auch Deutschland aufgrund der unterlassenen Definition 
angemessener juristischer (anstelle politischer) Kriterien für die Anwendung des ZP 1 auf 
Konflikte, „die herkömmlicherweise nicht als international angesehen werden". 
17 
 Vgl. Otto Kimminich, a.a.O., 86: „die Begriffe Kolonialherrschaft, Fremdherrschaft, rassisti-
sche Regime sind keine objektiven Kriterien, sondern willkürliche, ... politisch motivierte In-
terpretationen." 
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Trotz dieser Einschränkungen in der Anwendbarkeitla sind die Protokolle dennoch von 
besonderer Bedeutung, weil der in den verschiedenen Regelungen der Protokolle erkenn-
bare Zusammenhang von Opferschutz und Menschenrechten zukunftsweisend ist für die 
Weiterentwicklung des humanitären Völkerrechts. In Bezug auf das Grundanliegen 
gleicht der Menschenrechtsschutz im Krieg demjenigen in Friedenszeiten, beide dienen 
dem Schutz der Menschen vor Gewalt und wachsen zunehmend zusammen, wie auch an 
den jüngeren Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen abzulesen ist.I9  
Eine Weiterentwicklung stellt auch der — im Vergleich zu den Genfer Abkommen — um-
fassendere humanitäre Mindestschutz in Art. 75, ZP 1 dar. So sind gegenüber allen von 
einem Konflikt betroffenen Menschen u.a. verboten: Angriffe auf Leben, Gesundheit und 
das körperliche und geistige Wohlbefinden, insbesondere „vorsätzliche Tötungen, Folter, 
körperliche Züchtigung und Verstümmelung. Entwürdigende Behandlung, Geiselnahme 
und Kollektivstrafen. Bis zum Nachweis ihrer Schuld gelten Personen, denen ein Straf-
verfahren droht, als unschuldig und haben Anspruch auf ein ordnungsgemäßes Gerichts-
verfahren. Alle Menschen, die an einem bewaffneten Konflikt beteiligt oder von ihm be-
troffen sind, haben Anspruch auf gleiche Behandlung, unabhängig von den fr  den 
Kampf ursächlichen politischen Gegensätzen und Motiven. Selbst diejenigen, die das 
geltende Kriegsrecht verletzen, sind nur in einem fairen Prozess vor dem zuständigen 
Gericht dafür zur Rechenschaft zu ziehen." Das im Völkerrecht normalerweise aner-
kannte Reziprozitätsprinzip20  gilt hier nicht. Den Regeln des humanitären Völkerrechts 
unterworfen sind ebenfalls alle durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen2I man-
datierten friedensunterstützenden militärischen Zwangsmaßnahmen nach Kap. VII der 
VN-Charta — auch wenn die Vereinten Nationen nicht Vertragspartei der Genfer Ab-
kommen sind. 
Im Zusammenhang mit den Kriegen im letzten Jahrzehnt sind immer wieder schwerwie-
gende Verstöße gegen diese Minimalgarantien festgestellt worden. Auch bei den Kämp-
fen in Afghanistan gibt es nach Berichten der Human Rights Watch Zweifel, ob dieser 
Mindestschutz im Rahmen der Kämpfe gegen die Taliban angemessen beachtet worden 
ist, so z.B. bei der Niederschlagung der Gefangenenrevolte in Masar-i-Sharif im Novem-
ber 2001, bei der bis zu 600 Gefangene getötet wurden, und bei dem bisher noch nicht 
geklärten „Verschwinden" von ca. 3000 Taliban-Kämpfern nach der Einnahme von 
18 Die seit dem Ende der Kolonialherrschaft stattfindenden innerstaatlichen Konflikte sind in fast 
allen Fällen keine „Befreiungskriege" gern. den Intentionen von ZP 1 mehr. 
19 So z.B.: 1. In der Kurdenresolution 688 (vorn 5. April 1991) zum Schutz der Kurden gegen die 
Angriffe der Iraker legt er fest, dass die Folgen der Unterdrückung der Zivilbevölkerung im 
Irak Frieden und Sicherheit in der Region bedrohen; 
2. Im Somalia-Fall (Res. 775, 794 v. 1992) hat er die Schwere der menschlichen Tragödie, die 
durch den Konflikt verursacht wurde, als Friedensbedrohung angesehen; und 
3.Im Falle Haiti (Res. 940 v. 31. Juli 1994) sind sogar die innenpolitischen außerordentlichen 
Umstände sowie deren Fortbestehen, d.h. die Gefährdung der demokratischen Ordnung, als 
eine Friedensbedrohung gewertet worden. 
20 Mit dieser Regelung soll auch auf dem Gebiet der Kriegsverbrechen und der Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit die Geltung eines völkerrechtlichen Legalitätsprinzips sichergestellt 
werden. 
21 Die Vereinten Nationen sind nicht den Zusatzprotokollen beigetreten; die Charakteristika 
friedensunterstützender Einsätze machen jedoch die Beachtung der Humanitären Regelungen 
zwingend. 
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Kunduz durch die Nord-Allianz.22 
 Auch die Behandlung der Gefangenen im „Camp X-
Ray" in Guantanamo (Kuba)23 
 macht Fragen nach dem Mindestschutz für Gefangene 
notwendig. 
2.2 Beschränkungen der Kampfmittel und Kampfmethoden 
Obgleich das moderne Völkerrecht zwischen einer rechtswidrigen Aggression und einer 
nach Art. 51 VN-Charta rechtmäßigen Verteidigungshandlung des Angegriffenen unter-
scheidet, stehen den Streitkräften, die sich gegen einen bewaffneten Angriff verteidigen 
oder Rh- 
 die Wiederherstellung der Menschenrechte kämpfen, nicht alle Möglichkeiten 
und Mittel zur Niederkämpfung des Gegners offen, sondern jede militärische Aktion 
verlangt die angemessene Einbeziehung humanitärer Grundsätze. 
Im Artikel 35 des 1. Zusatzprotokolls werden drei Grundsätze (Grundregeln) der Krieg-
führung24  entfaltet, durch die — in Erweiterung des Artikel 22 der Haager Landkriegs-
ordnung25  — festgelegt wird, dass nicht nur im Hinblick auf die Mittel zur Kriegführung, 
sondern auch hinsichtlich der Methoden der Kriegführung den Kriegsparteien kein freies 
Wahlrecht zusteht. Das betrifft insbesondere das Verbot der Verwendung von Waffen, 
Geschossen und Material sowie Formen der militärischen Operationsführung, die geeig-
net sind, 
— unnötige Leiden und überflüssige Verletzungen sowie 
— militärische Ziele und Zivilpersonen oder zivile Objekte unterschiedslos zu schädigen 
sowie als neue Bestimmung 
— ausgedehnte und langanhaltende und schwere Schäden an der Umwelt zu verursachen. 
Diese drei Grundregeln des Art. 35, ZP 1 bilden die Grundlage zur Auslegung der zahl-
reichen Einzelbestimmungen des I. ZP. Alle drei Grundregeln verlangen von der militä-
rischen Führung eine detaillierte Abwägung zwischen dem angestrebten militärischen 
Ziel und den damit möglicherweise verbundenen Tötungen/Verletzungen Unbeteiligter 
und materiellen Begleitschäden (den sog. Kollateralschäden)26  — sie sind miteinander 
„ins Verhältnis" zu setzen. Auch in dem Wort der Bischöfe wird darauf hingewiesen: 
„ ... deshalb muss das Maß der Gewaltanwendung so kalkuliert werden können, wie es 
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet" (GF 156). Diesem Prinzip der völker-
rechtlichen, ethischen und auch militärischen „Verhältnismäßigkeit" oder „Proportiona-
lität" sind alle militärischen Operationen unterworfen. 
22 „Allies direct the death rate of trapped Taliban fighters", in: The Guardian, 27.Nov.2001, S. I, 
und Dexter Filkins, „Marooned Taliban Count Out Grim Hours in Afghan Jails", in: The New 
York Times, 14. März 2002 
23 
 Vgl. „Solana greift die US-Regierung an", in: Spiegel Online, 21. Jan. 2002. 
24 
 Vgl. Handbuch Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten Konflikten, Bundesministerium der 
Verteidigung, Abt. Verw. u. Recht II 3 (Hg.) (1992) 25 : „Kriegshandlungen sind alle An-
wendungen von Gewalt, die in einem internationalen bewaffneten Konflikt eine Partei gegen 
eine andere Partei mit militärischen Mitteln unternimmt. Dazu gehören Kampfhandlungen, mit 
denen die gegnerischen Streitkräfte und andere militärische Ziele außer Gefecht gesetzt werden 
sollen." 
25 IV. Haager Abkommen von 1907 über die „Gesetze und Gebräuche des Landkrieges". 
26 
 Art. 57 ZP I schreibt prinzipiell Vorsichtsmaßnahmen bei militärischen Kampfhandlungen vor, 
damit die Zivilbevölkerung und zivile Objekte so weit wie möglich geschont werden. 
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Die weitere Ausdifferenzierung dieser generellen Regeln in Art. 57, ZP I (Vorsichts-
maßnahmen beim Angriff) decken sich mit den Postulaten der Risiko-Ethik, dazu gehört 
das: 
— „Begrenzbarkeitspostulat": Abstand nehmen von Optionen, deren Folgen nicht be-
grenzt werden können; das 
— „Überschaubarkeitspostulat": Diejenige Handlungsalternative wählen, deren Folgen 
besser überschaubar sind; das 
— „Beherrschbarkeitspostulat": Diejenige besser überschaubare Alternative wählen, 
deren Auswirkungen technisch besser beherrschbar sind; und das 
— „Zurückführbarkeitspostulat": die Alternative wählen, deren Handlungsfolgen eher 
revidierbar sind. 
Dem Art. 35 (2) ZP 1 kommt auch eine hohe praktische Bedeutung für die Waffenpla-
nung und Operationsführung von Streitkräften bereits in Friedenszeiten zu, da auch zu-
künftige Entwicklungen mit erfasst werden: ... „bei der Prüfung, Entwicklung, Beschaf-
fung oder Einführung neuer Waf fen oder Mittel oder Methoden der Kampijiihrung (ist) 
festzustellen, ob ihre Verwendung (...) durch das ZP I oder andere ... Regeln des Völ-
kerrechtes verboten wäre" (Art. 36, ZP I). 
Für das richtige Verständnis dieser Grundregeln sind eine Reihe von Definitionen und 
Interpretationen (soweit sie für die Bundesrepublik gelten) erforderlich: 
( I ) „Überflüssige Verletzungen" oder „unnötige Leiden" entstehen da, wo die Verwen-
dung von Mitteln und Kampfmethoden ein im Verhältnis zu den „militärischen Notwen-
digkeiten" unverhältnismäßig hohes Maß an schweren Verletzungen und anderen kör-
perlichen und psychischen Schäden verursacht 27 
Ein direktes Verbot spezifischer Waffen wird in dem Abkommen jedoch nicht ausge-
sprochen. Die Konferenz empfahl jedoch die Frage der Verbote besonderer Waffen und 
Kampfmittel zum Gegenstand einer besonderen Konferenz zu machen. Diese Konferenz 
tagte 1979 und 1980 unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen und verabschie-
dete am 10. Okt.1980 ein Rahmenübereinkommen und drei Protokolle über (durch Rönt-
genstrahlen) nicht entdeckbare Splitter, über Minen28  und über Brandwaffen.29  Dazu 
gehört z.B. das Verbot der im Vietnamkrieg massiv eingesetzten Napalm-Bomben mit 
ihren verheerenden Auswirkungen auf Personen und Umwelt sowie von blind machenden 
Laserwaffen. Noch ausstehend ist ein generelles Verbot von Cluster-Bomben (Streu-
bomben); weiter unten wird deren Problematik näher behandelt. 
(2) Eine „unterschiedslose Kampfführung" liegt dann vor, wenn das Gebot der größt-
möglichen Schonung der Zivilbevölkerung bzw. einzelner Zivilpersonen in unverhält-
nismäßiger Weise verletzt sowie die notwendige Unterscheidung von zivilen Objekten 
und militärischen Zielen nicht mit hinreichender Genauigkeit erfolgt. Unterschiedslos 
sind ebenso Kampfhandlungen, die sich nicht gegen ein bestimmtes militärisches Ziel 
richten oder die mit Methoden oder Mitteln unternommen werden, die aufgrund unzurei- 
27  Vgl. „Das SirUS-Projekt", Stephan Weber, in: Humanitäres Völkerrecht, Informationsschriften 
(2/2002) 96. 
28 Verschärfend dann: Konvention von Dez. 1997 Über das Verbot von Anti-Personenminen. 
29  Zu Brandwaffen gehören u.a. Flammenwerfer sowie alle Arten von mit Brandmitteln getlillte 
Geschosse oder Behälter. 
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chender Zielgenauigkeit nicht gegen ein bestimmtes militärisches Ziel gerichtet werden 
können. Diese Einstufung gilt gleichermaßen für Kampfhandlungen, die sich zwar auf 
ein militärisches Ziel richten, deren Auswirkungen aber nicht auf dieses Ziel begrenzt 
werden können und daher das Umfeld in unverhältnismäßiger Weise schädigen. In ihrem 
Friedenswort fordern die Bischöfe, dass „ ... jede Form der Gewaltanwendung, die sich 
vermeintlich nicht gegen Zivilisten richtet, aber diese dennoch unverhältnismäßig schwer 
schädigt oder ihre Lebensgrundlagen bedroht ... zu verurteilen (ist)" (GF 157). 
In diesen Sinne sind Flächenbombardements aus B52/B1 Bombern, wie sie zahlreich im 
zweiten Golfkrieg („Dessert Storm"), aber auch vereinzelt im Kosovokrieg („Allied 
Force") durchgeführt wurden, eine hoch problematische Art der Bekämpfung von Zielen 
in der Nähe ziviler Bevölkerung und Objekte. Dieses gilt ganz besonders für den Einsatz 
von Clusterbomben (CBU 87/103), die — mit jeweils 202 Bomblets (BLU-97) bestückt 
und einem Wirkungsbereich von ca. 200x400m — sowohl im Kosovo30  wie in Afghanis-
tan31  eingesetzt wurden, und durch die zahlreichen hochgefährlichen Bomblets, die als 
„Blindgänger" im Zielgebiet verbleiben, eine langandauernde Gefahr für die Bevölke-
rung bedeuten32. Ebenso kritisch ist in Afghanistan der Einsatz von „Daisy-Cutter"-Bom-
ben (BLU-82) mit einer Sprengkraft von 7,5t TNT und einem Wirkungsradius von ca. 
500m gegen Personen zu bewerten. Der Einsatz dieser Waffen hat zu zahlreichen zivilen 
Opfem33  geführt. Bisher gibt es keine genauen Zahlen, wie viele Zivilpersonen im nun 
fast 12 Monate andauernden Afghanistan-Feldzug ums Leben kamen. Im Dezember 2001 
veröffentlichte Marc Herold ein Dossier, in dem er davon sprach, dass allein zwischen 
dem 7.10. und 6.12.2001 über 3.000 Zivilisten getötet wurden.34  
(3) „Ausgedehnte, langanhaltende und schwere Schäden der Umwelt" sind schwerwie-
gende und nachhaltige Beeinträchtigungen des Lebens der Menschen sowie eine erhebli-
che Schädigung der natürlichen Ressourcen, die das bei Kampfhandlungen normaler-
weise vorkommende Maß an Beeinträchtigungen auch unter Berücksichtigung der 
Kriegsverhältnisse in unverhältnismäßiger Weise überschreiten.35  
Die angemessene Beachtung dieser Bestimmungen stellte ein erhebliches Problem für die 
Bombenkriegführung der NATO während der Operation „Allied Force" dar. Auf jugos-
lawischem Territorium befanden sich zu Beginn des Krieges in der Umgebung zentraler 
Orte große Industriekomplexe wie Petrochemie, Erdölraffinerien, Düngemittelfabriken, 
Fabrikations- und Speicheranlagen der Chemieindustrie sowie die Energiespeicher von 
30  Im 79 Tage dauernden Luftkrieg über dem Kosovo und Serbien wurden insges. 1.765 Cluster-
bomben mit 295.000 Bomblets eingesetzt. Der Prozentsatz an Blindgängern beträgt nach US-
Angaben ca. 5-10%. 
31 In besonders intensiver Weise eingesetzt beim Kampf um die großen Ebenen vom 21. Okt. —
25. Nov. 2001. 
32  Auch im Arsenal der Bundeswehr befindet sich eine Variante der Clusterbomben, die BL-755. 
33  Nach Berichten von Human Rights Watch sind z.B. in Afghanistan in dem Dorf Thori am 
21.10. 2001 und im Dorf Chowkar-Karez am 22.10.01 jeweils über 20 Personen, davon eine 
erhebliche Zahl von Kindern, durch Bomben getötet worden. 
34  Marc W. Herold, „Collateral Damage?: Civilians and the US Air War in Afghanistan", in: 
S+F. Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden (1/2002) 18ff. 
35  Vgl. BGBl. 1983 11 S. 125, Die Bundesrepublik Deutschland ist seit dem 24. Mai 1983 Unter-
zeichner des Übereinkommens über das Verbot der militärischen oder einer sonstigen feind-
seligen Nutzung umweltverändemder Techniken (ENMOD-Vertrag) vom 18. Mai 1977. 
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Kraftwerken. Durch die Bekämpfung z.B. der Petrochemischen Anlagen (Pancevo, Bel-
grad), Ölraffinerien (Novi Sad, Pristina), Pharmazeutischen Anlagen (Galenika, Kruse-
vac) Petroleum Lager (Nis, Sombov) sowie Anlagen der Kunstdünger-Industrie wurden 
erhebliche Mengen von Schadstoffen freigesetzt, die eine ernste Gefährdung der Bevöl-
kerung bedeuteten.36  Anfang Mai 1999 wurde durch die Vereinten Nationen die Balkans 
Task Force (BTF) des United Nations Environmental Program (UNEP) und des United 
Nations Center of Human Settlement (UNCHS) eingesetzt. Der Abschlussbericht („Con-
sequences for the Environment"), der dem Generalsekretär der Vereinten Nationen am 
14. Oktober 1999 übergeben wurde, weist auf die Umweltschädigung besonders hin. 
Obwohl während des Kosovo-Krieges alle strategischen Ziele durch eine NATO-Rechts-
beratergruppe auf die völkerrechtliche Zulässigkeit ihrer Bekämpfung überprüft wurden, 
gibt es in zahlreichen Fällen berechtigte Zweifel, ob hier die humanitären Grenzen nicht 
weit überschritten worden sind. Zwar hat die Chefanklägerin des Internationalen Tribu-
nals für das ehemalige Jugoslawien, Carla del Ponte, am 2. Juni 2000 vor dem VN-Si-
cherheitsrat erklärt, dass das Tribunal keine Ermittlungen gegen die NATO aufnehmen 
werde, was jedoch nicht die Einsicht überdecken sollte, dass auf dem Gebiet der strategi-
schen Luftkriegführung dringend weitere einschränkende Präzisierungen und auch Ver-
schärfungen bisheriger Regelungen erforderlich sind. 
(5) Kampfhandlungen" sind alle Anwendungen von Gewalt, die in einem bewaffneten 
Konflikt eine Partei gegen eine andere Partei mit militärischen Mitteln unternimmt. Dazu 
gehören Kampfhandlungen, mit denen die gegnerischen Streitkräfte und andere militäri-
sche Ziele kampfunfähig gemacht werden sollen. Nach Art. 40, ZP I sind Kampfhand-
lungen, die zum Ziel haben, keine Überlebenden zu lassen („kein Pardon"), verboten. Im 
Afghanistankrieg haben die USA sowohl bei der Einnahme von Kunduz und der Festung 
Kalai Dschanghi durch Truppen der Nord-Allianz als auch der Bergfestung „Tors 
Bora"38  und der Verfolgungsoperation flüchtiger Al Qaida Mitglieder eine „gewisse 
Abneigung" gegen Kapitulationsverhandlungen39  und Gefangennahme erkennen lassen. 
(6) Militärische Ziele sind Streitkräfte sowie Objekte, die aufgrund ihrer Lage, Funktion 
oder Beschaffenheit einen wirksamen Beitrag zu militärischen Kampfhandlungen leisten 
und deren Inbesitznahme oder Ausschaltung einen militärischen Vorteil bedeuten.40  Der 
militärische Vorteil bezieht sich dabei nicht nur auf einzelne (örtliche) Kampfhandlun-
gen, sondern auf die Gesamtoperationen. Zivile Objekte sind alle Objekte, die nicht 
militärische Ziele sind (Art. 52, ZP I); diese dürfen weder angegriffen noch zum Gegen-
stand von Repressalien gemacht werden. 
Die Einstufung der Anlagen der Petrochemischen Industrie in Serbien durch die NATO 
36  Vgl. „Environmental impact of the war in Yugoslavia on south-east Europe", Doc. 8925, vom 
10. Januar 2001, European Council (EC) — General Assembly Committee on the Environment, 
Regional Planning and Local Authorities. 
37  Der Begriff der Kampfhandlung sagt über deren Rechtmäßigkeit nichts aus. Die völkerrechtli-
che Zulässigkeit einer Kriegshandlung ist jeweils im Einzelfall zu prüfen. 
38  „Restraint urged over Prisoners" und „Crisis at Kundus", in: The Guardian, 24.Nov 2001, S.9. 
39  „Amerika lehnte angeblich Kapitulation von al-Qaida-Kämpfern ab", in: Spiegel Online, 13. 
Dez. 2001. 
40  Vgl. Handbuch, Humanitäres Völkerrecht in Bewaffneten Konflikten, a.a.O., 47. 
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als „strategische Ziele" unter der Begründung der "Zerstörung kriegswichtiger Versor-
gungseinrichtungen für die serbischen Kräfte im Kosovo" muss erhebliche Zweifel an 
der militärischen Sinnhaftigkeit auslösen, da bereits vorher erkennbar war, dass es für die 
im Kosovo agierenden serbischen Kräfte keine Notwendigkeit für grenzüberschreitenden 
Nachschub gab. Die serbischen Kräfte haben im Kosovo keine raumgreifenden Opera-
tionen durchgeführt und mit den im Kosovo dislozierten militärischen und zivilen Be-
ständen lagerten ausreichend Vorräte vor Ort. Hinzu kommt, dass die NATO in ihren 
Planungen davon ausging, ihr „strategisches Ziel" — die Annahme der Bedingungen von 
Rambouillet durch Milosevic — bereits nach wenigen Tagen Luftkrieg erreichen zu kön-
nen. 
2.3 Schutz der Zivilbevölkerung 
Der Gedanke des Schutzes der Zivilbevölkerung durchzieht das gesamte Reformwerk 
und die Regelungen zum Schutz der Zivilbevölkerung stellen das Kernstück des ZP 1 
dar.4I Die Grundregel für den Schutz der Zivilbevölkerung findet sich in Art. 48, ZP I: 
„ Um die Schonung und den Schutz der Zivilbevölkerung und ziviler Objekte zu gewähr-
leisten, haben die am Konflikt beteiligten Parteien jederzeit zwischen der Zivilbevölke-
rung und Kombattanten sowie zwischen zivilen Objekten und militärischen Zielen zu 
unterscheiden und ihre Operationen dementsprechend nur gegen militärische Ziele zu 
richten." Daher darf die Zivilbevölkerung „als solche" nicht Gegenstand von Kampf-
handlungen42  sein, „sofern und solange sie nicht an Feindseligkeiten teilnimmt' (Art 51, 
ZP I). 
Mit dieser zentralen Regel'" wird den Konfliktparteien die grundlegende Verpflichtung 
auferlegt, bei allen militärischen Kampfhandlungen zwischen der Zivilbevölkerung und 
Kombattanten sowie zwischen zivilen Objekten und militärischen Zielen zu unterschei-
den. Kampfhandlungen dürfen sich nur gegen militärische Ziele richten. Dieser Grund-
satz wird als „Diskriminationsprinzip" bezeichnet — im Völkerrecht sowie in der Ethik 
und in militärischen Vorschriften. Es ist eine allgemein anerkannte Regel des Völkerge-
wohnheitsrechts44, die alle Staaten und nicht nur die Parteien des ZP I bindet. In der spe-
zifischen und detaillierten Entfaltung dieses Grundsatzes gehen die Regeln im ZP I je-
doch über das Gewohnheitsrecht hinaus und schaffen neues Recht. Durch die Bestim-
mungen soll ein besserer Schutz der Zivilbevölkerung und der zivilen Einrichtungen vor 
den Auswirkungen von Kriegshandlungen45  sichergestellt werden; dabei ist es unerheb- 
41 Der Schutz der Bevölkerung umfasst ca. ein Drittel der materiellrechtlichen Bestimmungen im 
I. ZP und auch das 11. ZP befasst sich mit 6 von insgesamt 18 Artikeln mit der 
„Zivilbevölkerung". 
42  Ausnahme bildet die „levee en masse", d.h. spontane Erhebung der Bevölkerung unter Be-
achtung der völkerrechtlichen Kriegsregeln. 
43  Vgl. Art. 48, ZP I 
" Dabei handelt es sich vornehmlich um Bestimmungen der Haager Abkommen von 1899 und 
1907. 
45 „Kriegshandlungen sind alle Anwendungen von Gewalt, die in einem internationalen bewaff-
neten Konflikt eine Partei gegen eine andere Partei mit militärischen Mitteln unternimmt. Dazu 
gehören Kampfhandlungen, mit denen die gegnerischen Streitkräfte und andere militärische 
Ziele außer Gefecht gesetzt werden sollen." Handbuch Humanitäres Völkerrecht, a.a.O., 212. 
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lich, ob sich diese Personen und Einrichtungen in der Kampfzone, in besetzten Gebieten 
oder im Hinterland der Konfliktgegner befinden. 
Entsprechend der Definition Art. 50, ZP I ist „Zivilperson" jede Person, die nicht zu den 
Streitkräften gehört. Eine „Zivilbevölkerung" umfasst alle Zivilpersonen, wobei wichtig 
ist, dass der Status „Zivilbevölkerung" nicht dadurch verloren geht, dass sich einzelne 
Kombattanten unter sie mischen. Bestehen Zweifel über den Status einer Person, so gilt 
diese solange als Zivilperson, bis der wahre Status (möglicherweise durch ein Gerichts-
verfahren) geklärt werden kann. 
Als Neuerung können auch die in Art 54 u. 56 ZP 1 und Art. 14 u. 15 ZP II getroffene 
Regelung bezeichnet werden, die „die Aushungerung von Zivilpersonen als Mittel der 
Kriegführung" verbietet — dazu gehört auch das Verbot, Objekte, die 111r das Überleben 
der Bevölkerung unentbehrlich sind, zu zerstören. Die Regelung, dass „die am Konflikt 
beteiligten Parteien die Zivilbevölkerung ... nicht zu dem Zweck lenken (dürfen), (um) 
militärische Ziele vor Angriffen abzuschirmen oder Kriegshandlungen zu decken" (Art 
51, ZP I) wird in den „neuen" Kriegen durch Warlords und andere Kriegsherren beson-
ders oft massiv verletzt. So auch im Kosovo-Krieg, bei dem sich serbische Kampfeinhei-
ten unter die kosovarischen Flüchtlingstrecks mischten. 
Erweiterung des Verbotes von Vergeltungsmaßnahmen gegen die Zivilbevölkerung: 
Bisher galt nach Artikel 33 Abs. 3 des IV. Genfer Abkommens nur ein Verbot von Ver-
geltungsmaßnahmen gegen die Zivilbevölkerung und ihr Eigentum im Machtbereich des 
Gegners. Durch eine neue Bestimmung des Abs.6, Art. 51, ZP I wird dieser Schutz aus-
gedehnt und zu einem generellen Verbot von Repressalien gegen die Zivilbevölkerung 
oder Zivilpersonen erweitert. Mit dieser umfassenden Anwendung der Prinzipien der 
Humanität soll auch der Gefahr angemessen begegnet werden", einen Krieg als Straf-
oder Disziplinierungsmaßnahme gegen ein „Schurkenvolk" einzusetzen. 
Erheblich Fragen nach der Einhaltung dieser völkerrechtlicher Regeln wirft z.B. eine 
Pressemeldung47  auf, nach der „in Afghanistan während der ‚Operation Anacondre, dem 
intensivsten Kampfeinsatz der Anti-Terror-Allianz seit der Schlacht um Tora Bora, am 6. 
März 2002 nahe der Höhlenfestung Schah-i-Kot durch Angriffe (von US-Flugzeugen) auf 
ein naheliegendes Dorf 14 Menschen getötet wurden, darunter Frauen und Kinder." 
2.4 Kombattanten 
(1) Notwendig für eine Unterscheidung zwischen Zivilpersonen und Kombattanten ist 
zunächst die vertragsrechtliche Definition von Streitkräften (Art. 43, ZP I): Streitkräfte 
bestehen aus der Gesamtheit der organisierten, bewaffneten Verbände, Gruppen und 
Einheiten, 
— die einer Führung unterstehen, die verantwortlich für das Verhalten ihrer Unterstellten 
ist und 
— einem internen Disziplinarsystem unterliegen. 
Die Einbeziehung von Milizen oder bewaffneten Organen der Exekutive (z.B. Polizei- 
einheiten, Grenzschutz, paramilitärische Einheiten) in die Streitkräfte verlangen einige 
46 Vgl. Art. 7 des III. Genfer Abkommens und Art. 8 des IV. Genfer Abkommens. 
47  „Die ,Beständige Freiheit' bringt immer mehr Zivilisten den Tod", in: Spiegel Online, 3. 
Juli 2002. 
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strukturelle Voraussetzungen, wie z.B. einheitliche Führung, die Kontrolle durch eine der 
Konfliktparteien sowie die entsprechende Unterrichtung der gegnerischen Partei, um den 
Kombattantenstatus zu gewährleisten. Kombattanten stehen bei Gefangennahme klar 
definierte Rechte zu, sie können für ihre bloße Teilnahme an den Kampfhandlungen 
nicht bestraft werden. Kombattanten behalten auch bei Verstößen gegen das geltende 
Völkerrecht ihren Status als Kombattanten bzw. Kriegsgefangene. 
Die Unterscheidung zwischen Kombattanten und Nicht-Kombattanten ist bis heute einer 
der besonderen Problemfälle des Völkerrechtes — auch weil diese Frage in den Zusatz-
protokollen (Art.44, ZP I) nicht zufriedenstellend gelöst werden konnte und zwar insbe-
sondere deshalb, weil im Zuge der Entkolonialisierungskämpfe den Guerillakämpfern 
aufgrund der besonderen Art ihrer Kampfmethoden weitgehende Zugeständnisse im 
Hinblick auf ihre Kennzeichnungspflicht gemacht wurden.« Besonders bedenklich ist, 
dass „ in Anerkennung der besonderen Situation" von Guerillakämpfern in besetzten 
Gebieten" die Ausnahme gilt, dass es für die Erfüllung der Unterscheidungspflicht 
bereits genügt, dass der Guerilla „Waffen erst während des militärischen Aufinarsches50" 
und nur „solange er für den Gegner sichtbar" ist und während des militärischen Einsat-
zes offen trägt".52  Die sich hieraus ergebenden vielfältigen Interpretationsmöglichkeiten 
der Kennzeichnungsverpflichtung von „Guerillakämpfern", nämlich die Waffen offen zu 
tragen, nur "solange er ... sichtbar" ist (so z.B. „sichtbar", nur mit bloßem Auge, auch 
mit optischen oder elektronischen Aufklärungsmitteln, auch aus der Luft? usw.) weisen 
auf die erheblichen Probleme dieser Regelung in der Praxis hin. Guerillakämpfer, die 
dieser Unterscheidungspflicht nicht nachkommen, verwirken zwar ihren Kombattanten-/ 
Kriegsgefangenenstatus, da jedoch nicht rechtsverbindlich definiert ist, wer und was ein 
„Guerillakämpfer" ist, kann sich letztlich jeder irreguläre Kämpfer diese Bezeichnung 
zulegen. Die Notwendigkeit der Übertragung spezifischer Regelungen53  der Protokolle 
auf die militärischen und humanitären Erfordernisse heutiger Konfliktlagen macht daher 
eine Anpassung der Rechtsauslegung dieser Regelungen zwingend notwendig. 
(2) Freischärler, insbesondere Söldner54, die aus persönlichem Gewinnstreben, ohne 
Mitglied der Streitkräfte zu sein, an Kampfhandlungen teilnehmen, begehen eine Straftat. 
Sie sind keine Kombattanten im Sinne des Völkerrechtes. Bei Gefangennahme stehen 
ihnen nicht die Rechte von Kombattanten zu und sie müssen mit gerichtlicher Verfol-
gung rechnen. 
48  Aufgrund dieses, die regulären Streitkräfte benachteiligenden, Sachverhaltes haben wichtige 
Staaten, wie z.B. USA, Frankreich und Türkei das ZP I nicht ratifiziert. 
49 Im Art.44, ZP I ist nicht definiert, was unter „einer besonderen Situation" zu verstehen ist. 
5° In der Erklärung der Bundesregierung zu den Zusatzprotokollen wird festgestellt: Der Begriff 
„militärischer Aufmarsch" umfasst jede Bewegung in Richtung auf den Ort, von dem die 
Kampfhandlung ausgeführt werden soll. Vgl. auch: Handbuch Humanitäres Völkerrecht, 
a.a.O., 34. 
51 Im Art. 44, ZP 1 keine Definition dessen, was „sichtbar" beinhaltet. 
52  Vgl. Art. 44, Abs.3, ZP I. 
53 Vgl. hierzu Knut Ipsen, Gedanken zur Effektivität des humanitären Völkerrechts, in: Bochu-
mer Schriften zur Friedenssicherung und zum humanitären Völkerrecht Bd. 19, Institut für 
Friedensrecht und Humanitäres Völkerrecht (Hg.), Bochum (1993) 1-16, 6ff. 
54  Vgl. Internationales Übereinkommen gegen die Anwerbung, den Einsatz, die Finanzierung und 
die Ausbildung von Söldnern, v. 04. Dez. 1989 (von der Bundesrepublik am 20. Dez. 1990 
gezeichnet, aber noch nicht ratifiziert). 
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(3) Die zunehmenden Tendenzen zur Privatisierung von Sicherheitsleistungen55  sowie 
die damit verbundene Vermehrung privater Sicherheitsunternehmer bzw. Söldnerfirmen, 
deren jährliche Umsatzsteigerung in den letzten 10 Jahren ca. acht Prozent betrug, wer-
den jedoch neue Regelungen notwendig machen. Die britische Firma „Sandline Interna-
tional" mit Sitz in Bermuda und die südafrikanische Söldnerfirma "Executive Outcomes" 
sind die bekanntesten Privatfirmen, die gegen Höchstgebot zur Kriegführung bereit sind. 
Auch das Pentagon hat bereits Ausbildungsunterstützung für afrikanische Armeen an 
private Firmen vergeben. So z.B. an das Unternehmen „Military Professional Resources 
Inc." (MPRI), das bereits 1994 für die Armee Kroatiens umfangreiche Ausbildungshilfe 
geleistet hat. In Afrika, dem konfliktintensivsten Kontinent mit negativer Erfolgsbilanz 
für UN-Friedenoperationen, existieren ca. 90 Söldnerfirmen - vor allem als Schutztrup-
pen für Ölfirmen und Diamantenfelder. 
Auf der Tagesordnung steht auch die Frage, ob für bestimmte Regionen und Aufgaben 
private Söldnerfirmen auch Krisen- bzw. Friedenseinsätze durchführen sollen. Jüngst hat 
der britischen Außenminister Jack Straw dem Unterhaus verkündet, dass nach dem Kal-
ten Krieg in einer Welt voller kleiner, schwacher Staaten Söldnerfirmen durchaus eine 
legitime Rolle spielen könnten. Und nach Pressemeldungen56  hat auch UN-Generalsekre-
tär Kofi Annan Mitte der 90er Jahre bei der Flucht von einer Million ruandischer Hutu in 
den Kongo mit dem Gedanken gespielt, Söldnerfirmen einzusetzen, um in den Flücht-
lingslagern die Zivilisten von den bewaffneten Kämpfern zu trennen und humanitäre 
Hilfe zu ermöglichen. Für derartige Möglichkeiten wäre jedoch eine Änderung der völ-
kerrechtlichen Bestimmungen sowie eine Verpflichtung der „Söldner" auf das geltende 
Recht erforderlich. Dass dies unter bestimmten Umständen möglich ist, zeigt der Einsatz 
der französischen Fremdenlegion im Kosovo sowie der Einsatz der britischen Gurkhas. 
(4) Terrororganisationen fallen nicht unter den Begriff „Befreiungsorganisationen" bzw. 
„Guerillakämpfer" im Sinne des Art. 1 (4) ZP 1, da formal lediglich Völker das Selbstbe-
stimmungsrecht geltend machen können57. Aus der Tatsache, dass alle Bemühungen der 
Vereinten Nationen, sich auf eine rechtsverbindliche Definition von Terrorismus zu eini-
gen, bisher fehlgeschlagen sind, muss gefolgert werden, dass Terrorismus objektiv nur 
durch die Art der Handlung, nicht aber durch die Persönlichkeit der Handelnden oder 
deren Motiv definiert werden kann. Mit den USA hat jetzt zum ersten Mal in der Ge-
schichte ein Staat gegenüber einer terroristischen Organisation das Selbstverteidigungs-
recht reklamiert und die NATO den Bündnisfall erklärt. Die damit auch von dem Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen gestützte Einstufung massiver terroristischer Aktionen 
als „bewaffneter Angriff von außen" (nach Art. 51 Charta der Vereinten Nationen)58  
55 Vgl. Herfried Münkler, Krieg und Politik am Beginn des 21. Jahrhunderts, in: Paul Liessmann 
(Hg.), Der Vater aller Dinge, Wien 2001. 
56 Vgl. IAP-Dienst, Sicherheitspolitik, Unabhängiger Informations- und Hintergrunddienst, Nr. 
5/02, 12. 
57 Allerdings ist in der SR-Res. 1373 (28. Sept. 2001) festgestellt, dass Akte des internationalen 
Terrorismus eine „Bedrohung des Friedens und der internationalen Sicherheit" darstellen - in 
Abänderung der bis zu diesem Zeitpunkt üblichen Wertung als „criminal acts". Eine rechtlich 
verbindliche Definition von Terrorismus gibt es bisher nicht - Terroristen sind keinesfalls 
Kriegsgegner, bzw. Kombattanten, sondern Kriminelle. 
58 Vgl. Stanley Hoffmann, Vom neuen Kriege, in: Die Zeit, Nr. 42, 11. Okt. 2001, 3. 
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stellt heute — vor allem in Verbindung mit dem Einsatz von Massenvernichtungswaffen —
die größte Bedrohung für die westliche Welt dar. 
3. Geltendes Völkerrecht und militärische Praxis 
3.1 Planung militärischer Operationen 
In der Praxis von der Umsetzung dieser verbindlichen Rechtsnormen in konkretes Han-
deln betroffen sind vor allem die Truppenführer der am Konflikt beteiligten Streitkräfte 
bis hinunter zu den taktischen Führen. Ihre Maßnahmen, Planungen und Befehle müssen 
gleichermaßen neben der militärisch-operativen Zielsetzung auch die Bestimmungen des 
humanitären Völkerrechts angemessen mit einbeziehen und dürfen sich nicht nur an den 
rein militärischen Effektivitätserfordernissen orientieren. Die Bestimmungen des Art.57, 
ZP I, „ Vorsichtsmaßnahmen beim Angriff", stellen hohe Anforderungen an den militäri-
schen Führer im Hinblick auf Lagekenntnis, Waffenwirkung und Schadensabschätzung. 
Um die Voraussetzung für eine verantwortbare Entscheidung zu schaffen, bedarf es, wie 
die Bischöfe es formulieren, „bei Vorgesetzten wie Untergebenen nicht nur einer ge-
nauen Information über die Normen des humanitären Völkerrechts. Darüber hinaus 
müssen sie die Wirkungen des eigenen Handelns hinreichend überblicken und sie anhand 
der ethischen Maßstäbe eines gebildeten Gewissens bewerten können" (GF 141). Dabei 
ist einsichtig, dass jeder militärische Führer seine Beurteilung nur auf der Basis der ihm 
bereits bei der Planung und Anordnung der Kampfhandlungen zur Verfügung stehenden 
Kenntnisse treffen kann. Diese Klausel ist deshalb besonders wichtig, weil in der Ex-
Post-Bewertung von Kampfhandlungen häufig von wesentlich umfassenderen Kenntnis-
sen ausgegangen wird. 
In Anbetracht der vielfältigen Regelungen des humanitären Völkerrechtes erweist es sich 
daher als notwendig, die einzelnen Rechtsregeln des Humanitären Völkerrechtes so 
allgemeinverständlich und praxisnah zu fassen, dass sie den spezifischen militärischen 
Erfordernissen im Einsatz und der Situation des kämpfenden Soldaten in gleicher Weise 
Rechnung tragen können wie dem Schutzanliegen der menschlichen Werte und Güter. 
Einen sehr wichtigen Zweck erfüllen hier die „Rules of Engagement", die für alle an der 
jeweiligen Operation beteiligten Streitkräfte rechtlich verbindliche und auf den besonde-
ren Einsatz zugeschnittene Verhaltensregeln festlegen. Die in dem Bischofswort (GF 
140) angesprochene Gefahr der Aushöhlung grundgesetzlicher und völkerrechtlicher 
Verpflichtungen deutscher Soldaten beim Zusammenwirken mit alliierten Truppen ist 
daher überzogen und reflektiert nicht die Praxis. 
3.2 Kampfführung 
So wie der große Verteidigungskrieg gegen Massenarmeen im Zusammenhang mit dem 
Ost-West-Konflikt der Vergangenheit angehört, so gibt es den „Befreiungskrieg gegen 
koloniale Herrschaft" mit dem „klassischen" Guerillakämpfer heute faktisch nicht mehr. 
Heute kämpfen benachbarte Regionen, Clans, Warlords oder kriminelle Kartelle in Raub-
und Verdrängungskriegen gegeneinander, wobei häufig die Bevölkerung sogar zum 
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„strategischen" Kriegsmittel wird, z.B. zur Destabilisierung anderer Staaten durch 
grenzüberschreitende Massen-Vertreibung oder als menschlicher Schutz für logistische 
Basen oder Ruheräume für die eigenen Kämpfer. In gleicher Weise ist regelmäßig der 
Missbrauch humanitärer Hilfe für die eigene Versorgung zu beobachten. Bei diesen 
„neuen" Kriegen nimmt die Zahl substaatlicher und transnationaler Akteure ständig zu, 
die z.T. einen nur geringen Organisationsgrad aufweisen und vornehmlich auf unkon-
ventionelle Weise kämpfen. Das hat zur Folge, dass es keine hinreichend klare Differen-
zierung der Konfliktparteien gibt, d.h. wer „wir" und wer „die anderen" sind, wie 
„Freund" und „Feind" und wie Kombattanten von Zivilpersonen unterschieden werden 
können. Die klare Trennung von Opfern und Angreifern geht so verloren. „In bürger-
kriegsähnlichen Situationen ist diese Unterscheidung häufig genau so schwierig wie in 
Situationen, in denen aus einer unbewaffneten Menge heraus geschossen wird" (GF 
157), so die zutreffende Analyse der Bischöfe. 
Damit werden militärische Operationen besonders in dicht besiedelten Gebieten — in 
Anbetracht zunehmender Urbanisierung — stark einschränkt und der militärische Reflex, 
eigene Verluste durch überlegene Feuerkraft zu reduzieren, kann zu hohen Verlusten in 
der Bevölkerung und zu erheblichen Schäden bei der zivilen Infrastruktur führen und 
damit die Grenze erlaubter Kriegshandlungen deutlich überschreiten. „Ein ethisches 
Kernproblem jedes bewaffneten Konflikts liegt zudem darin, dass er eine Eigendynamik 
freisetzen und deshalb nur allzu leicht in einem Übermaß an Gewalteinsatz enden kann 
(GF 151) (...) Deswegen ist ein ethisch verantwortbares Entscheidungsverhalten ein 
hohes Gut" (GF 142), so die Bischöfe in ihrem Friedenswort. Ein anschauliches Beispiel 
für diese Problematik bietet die Luftkriegsführung im Kosovokrieg, bei der die NATO-
Flugzeuge aus einer Höhe von 5000 m — außerhalb der Reichweite der serbischen Flug-
abwehrwaffen — ihre Waffen einsetzten unter Inkaufnahme der dadurch bedingten Ein-
bußen bei der Zielidentifikation und Waffenpräzision und der dadurch zwangsläufig 
zunehmenden „Kollateralschäden". Wo hier die Grenze der Verhältnismäßigkeit zwi-
schen militärischer Effektivität (einschl. des Schutzes der Kämpfenden) und der Scho-
nung ziviler Personen und Objekte liegt, kann nicht in einer generellen Regel festgelegt 
werden, sondern muss für den Einzelfall bestimmt werden. Auch in Anbetracht der Fest-
stellung des „Axworthy"-Kommissionsberichtes", wonach der Schutz der eigenen Kräfte 
nicht zur obersten Priorität bei der Kampfführung werden darf, muss jede auf die 
absolute Minimierung der eigenen Opfer ausgerichtete Gesamtoperationsführung als 
völkerrechtlich problematisch gewertet werden. 
Die Praxis zeigt, dass in der Luftkriegführung besonders beim Abweichen von den vor-
geplanten Zielen und der Freigabe sogen. Gelegenheitsziele („Targets of Opportunity"), 
bei denen die Piloten über die Bekämpfung selbstständig entscheiden, eine schwere Ver-
antwortung auf dem einzelnen Piloten lastet. Dass jedoch auch unter diesen Bedingungen 
durch die Kampfflugzeugpiloten verantwortlich gehandelt wurde, zeigt die hohe Zahl der 
im Verlauf des Kosovo-Krieges mit voller Munitionsladung zu den Basen zurückge-
kehrten Flugzeuge. Die Tötung von Zivilpersonen und die Zerstörung nichtmilitärischer 
59 
 Bericht der „Axworthy"-Commission, „The Responsibility to Protect", International Develop-
ment Research Centre, Ottawa, Canada, Dez. 2001, Synopsis, Kap. (4) E. „... force protection 
cannot become principal objective." Im Sept. 2000 durch den Kanadischen Ministerpräsiden-
ten Chretien als „International Commission an State Intervention and Staate Sovereignty" ge-
gründet, Leiter: der kanadische Außenminister Lloyd Axworthy. 
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Anlagen kann nur insoweit als unvermeidbare Nebenfolge einer militärischen Aktion 
hingenommen werden, wie die militärische Zielsetzung des Einsatzes nicht auf andere 
Weise hätte realisiert werden können (Art. 35, ZP I). Bei dieser Abwägung tragen nach 
Meinung der Bischöfe „Politiker, Öffentlichkeit und Soldaten ... je an ihrem Ort Ver-
antwortung dafür, dass Gewalt nicht in unverhältnismäßiger Weise angewendet wird' 
(GF 157). 
4. Durchsetzbarkeit und Weiterentwicklung des Humanitären Völkerrechts 
Da die humanitären Rechtsregeln aber — anders als die menschenrechtlichen Garantien —
auch Individuen in die Pflicht nehmen, ist es folgerichtig, dass gern. Art. 85 ZP 1 die 
Ahndung von Verletzungen dieses Protokolls — ebenso wie bei den Genfer Abkommen60 
 
— und die strafrechtliche Durchsetzung den Vertragsstaaten selbst obliegt. Nach Art. 85, 
Absatz 5 gelten die schweren Verletzungen als Kriegsverbrechen. Alle Vertragsparteien 
werden verpflichtet, ein nationales Strafrecht zu schaffen, um schwere Verstöße von 
Einzelpersonen gegen humanitäres Völkerrecht mit Sanktionen zu belegen. Die Regeln 
des humanitären Völkerrechts bleiben freilich allesamt hinsichtlich ihrer rechtlichen 
Effektivität dann problematisch, wenn die Staaten als Hauptverantwortliche für ihre 
Durchsetzung weiterhin sehr zurückhaltend in ihrer Sanktionspraxis gegenüber Verstö-
ßen ihrer Soldaten gegen das humanitäre Völkerrecht verfahren. 
Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Einzelnen unmittelbar nach Völkerrecht wird 
auch im Rahmen der Errichtung des Jugoslawien-Tribunals bekräftigt. In Art. 798 Ju-
goslawien-Statut wird die individuelle Verantwortlichkeit61, auch von Regierungsperso-
nen, ausdrücklich festgeschrieben. Die Einrichtung des Internationalen Strafgerichtshofes 
stellt endlich eine permanente Institution zu Ahndung und Durchsetzung humanitärer 
Völkerrechtsregeln bereit, die dann tätig wird, wenn die Staaten ihrer Ahndungspflicht 
nicht nachkommen können oder wollen. Durch die abschreckende Wirkung der 
Strafverfolgung verspricht man sich eine nachhaltigere Beeinflussung der individuellen 
Motivation zur Rechtstreue. 
Für Deutschland wird mit dem Völkerstrafgesetzbuch62 
 erstmals ein besonderes Strafge-
setz für Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen ge-
schaffen. Ziel des Entwurfs ist gemäß dem erklärten Willen der Bundesregierung die 
Anpassung des deutschen materiellen Strafrechts an das Römische Statut des Internatio-
nalen Strafgerichtshofes und das allgemeine Humanitäre Völkerrecht. Auch bei der häu-
fig auftretenden Situation des „Handelns auf höheren Befehl" kann heute zumindest da-
von ausgegangen werden, dass sich der Untergebene nicht in jedem Fall lediglich auf die 
Ausführungspflicht des Befehls berufen kann, sondern vom ihm als selbständig handeln-
de Person eine Einschätzung der Situation abverlangt wird. Die Bischöfe erinnern in 
ihrem Friedenswort daran, dass es „weder (...) eine uneingeschränkte Befehlsgewalt 
noch eine uneingeschränkte Gehorsamspflicht (gibt)" (GF 140). Jeder Soldat ist insoweit 
6° Vgl. die untereinander gleichlautenden Artikel 49 des 1., Artikel 50 des II., Artikel 129 des III. 
und Artikel 146 des IV. Genfer Abkommens. 
61 Weitere Bestätigungen der Anerkennung des Grundsatzes der individuellen Verantwortlichkeit 
finden sich in Art 25 Rome Statute, Art. 6 Rwanda-Statut sowie in Art. 2 des Draft Code. 
62 Vgl. Entwurf des IStGH-Statutgesetzes, BT-Drs. 14/2682, S. 7. 
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für sein Handeln selbst verantwortlich; nach allgemeiner Regelung macht er sich aber 
dann nicht strafbar, wenn er bei sachgerechter Beurteilung der Lage die Un-
rechtmäßigkeit des Befehls nicht hätte erkennen können. 
Zu keiner Zeit gab es einen bewaffneten Konflikt, in dem das humanitäre Völkerrecht in 
angemessener Weise angewendet worden ist. Dieses ist jedoch kein Argument gegen 
dieses Recht, denn das humanitäre Völkerrecht hat auch unendlich viele Opfer bewaff-
neter Konflikte gerettet. Es muss daher heute darum gehen, dem humanitären Völker-
recht zu strikterer Beachtung zu verhelfen. "Deshalb ist es zwingend geboten, bestehende 
Interpretationsprobleme auszuräumen und Lücken im Recht zu schließen", diese Forde-
rung der Bischöfe (GF 154), die primär auf das Friedenssicherungsrecht bezogen ist, gilt 
auch uneingeschränkt für das humanitäre Völkerrecht. Ganz aktuell werfen auch die 
terroristischen Anschläge in den USA und der „Krieg" gegen den Internationalen Terro-
rismus — vor allem im Zusammenhang mit dem möglichen Einsatz von Massenvernich-
tungswaffen — zahlreiche völkerrechtliche Fragen auf und stellen die Praxis wie auch die 
Wissenschaft erneut vor besondere Herausforderungen. Auch diese neuen Entwicklungen 
müssen in Kategorien des humanitären Völkerrechts erfasst werden, sollen die Genfer 
Abkommen und die Protokolle nicht ihre zentrale Stellung für den Schutz der Opfer be-
waffneter Konflikte verlieren. Dabei hat die Vergangenheit gezeigt, dass Verfahren der 
Rechtssetzung im Völkerrecht in Konventionen langwierig, umständlich und aufwendig 
sind; wobei diese Konventionen in gewisser Weise den fehlenden internationalen Ge-
setzgeber ersetzen sollen. Eine kontinuierliche Anpassung des Völkerrechts an neue 
Situationen wird daher am ehesten im Bereich des Völkergewohnheitsrechts zu erwarten 
sein.63  Dadurch eröffnet sich die Perspektive, durch rechtliche Einschränkungen der 
Möglichkeiten und Methoden der Kriegführung schon im Planungsstadium militärische 
Operationen nur unter gewaltbegrenzenden Kriterien zu entwickeln und so letztlich auch 
eine Einschränkung des Rechtes zum Kriege selbst zu befördern. 
63  Vgl. hierzu Otto Kimminich, a.a.O., 50. 
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Weltgemeinschaft in der Verantwortung 
Im September 2000 veröffentlichten die katholischen deutschen Bischöfe 
eine neue Friedensschrift unter dem programmatischen Titel „Gerechter 
Friede". Ausgehend von einem bibeltheologischen Ansatz, werden in diesem 
Text friedensethische Grundprinzipien entwickelt und auf Kernfragen der 
Außen- und Sicherheitspolitik angewendet. Die bischöfliche Schrift hat 
breite öffentliche Beachtung gefunden und wurde für ihre klaren Worte 
gelobt. Der vorliegende Band greift die Debatte über das Friedenswort 
auf und führt sie weiter. Welche Verantwortung tragen Christen und Kirche 
für den politischen Prozess auf eine internationale Friedensordnung? 
Wie verhalten sich biblische Weisung und ethische Normen zueinander? 
Unterscheiden sich evangelische und katholische Friedensethik? Während 
solche Fragen die theologisch-ethische Diskussion bestimmen, hat 
„Gerechter Friede" auch Resonanz in der Politikwissenschaft, politischen 
Philosophie und Ethik gefunden. Die friedensethische Perspektive wird 
von Konfliktforschung wie politischer Theorie diskutiert. Friedensethische 
Normen des Friedenswortes werden auf ihre Anwendbarkeit für aktuelle 
Gegenwartsfragen wie Terrorismusbekämpfung, die Irak-Kriegsdebatte wie 
auch die neuen Kriege hin untersucht. 
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